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70. Sitzung 


Bonn, den 27. Januar 1978 


Beginn: 9.00 Uhr 


Vizepräsident Frau Funcke: Die Sitzung ist eröff- 
net. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die heutige Tagesordnung um die Beratung der Be-‘ 
Schluß empfehlung des Ausschusses nach Artikel 77 
des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zum 
Zweiten Gesetz zur Änderung des Graduiertenför- 
derungsgesetzes (Drucksache 8/1478) ergänzt wer- 
den. 

Ist das Haus damit einverstanden? — Ich höre 
keinen Widerspruch; dann werden wir diesen Punkt 
nach Abwicklung der sonstigen Tagesordnung auf- 
rufen. 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Die eingegangenen Antworten auf die Fragen in Drudcsadie 
8/1437 sii^d als Anlagen im Stenographischen Bericht der 70. Sit- 
zung abgedruckt. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 15. Dezember 1977 die in der Zeit vom 
18. bis 25. Januar 1978 eingegangenen EG-Vorlagen an die aus 
Drucksache 8/1477 ersichtlichen Ausschüsse überwiesen. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mit 
Schreiben vom 18. Januar 1978 mitgeteilt, daß der Ausschuß von 
den nachstehenden EG-Vorlagen Kenntnis genommen hat: 

Mitteilung der Kommission an den Rat über die Verhand- 
lungen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Republik Zypern im Hinblick auf den Abschluß eines 
ZusaUprotokolls 

Verordnung (EWG) des Rates zum Abschluß des Finanzproto- 
kolls und des Zusatzprotokolls zum Abkommen zur Grün- 
dung einer Assoziation zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Republik Zypern (Drucksache 
8/805) 

Schema der allgemeinen Zollpräferenzen der Europäischen 
Gemeinschaften für das Jahr 1978 (Drucksache 8/843) 

Fünf Empfehlungen für Verordnungen des Rates über den 
Abschluß von Abkommen in Form von Briefwechseln zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Israel, 
Ägypten, Jordanien, Libanon und der Türkei über die Ein- 
fuhren von frischen Orangen, Mandarinen, einschließlich 
Tangerinen und Satsumas, Clementinen, Wilkings und an- 
deren ähnlichen Kreuzungen von Zitrusfrüchten in die Ge- 
meinschaft 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1180/77 des Rates vom 17.' Mai 1977 über die 
Einfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in der Türkei in die Gemeinschaft (Drucksache 8/893) 

Mitteilung der Kommission an den Rat betreffend einen Vor- 
schlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Regelung 
bei der Einfuhr von Sardinenzubereitungen und -konserven 
mit Ursprung in Marokko und in Tunesien in die Gemein- 
schaft 

Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für Sar- 
dinen, zubereitet oder haltbar gemacht, der Tarifstelle 16.04 D 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Marokko (1978) 

Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auftei- 
lung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für 
Sardinen, zubereitet oder haltbar gemacht, der Tarifstelle 
16.04 D des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Tune- 
sien (1978) (Drucksache 8/999) 


Beschluß des Assoziationsrates EWG-Türkei 

zur Änderung des Beschlusses Nr. 5/72 über die Methoden 
der Zusammenarbeit der Verwaltungen zur Anwendung der 
Artikel 2 und 3 des Zusatzprotokolls zum Abkommen von 
Ankara 

betreffend die Anwendung von Artikel 3 des Zusatzproto- 
kolls zum Abkommen von Ankara auf in den Mitglied- 
Staaten der Gemeinschaft hergestellten Waren 
zur Änderung des Beschlusses Nr. 3/72 zur Regelung des 
Verfahrens über die Erhebung des Anteilzolls nach Artikel 3 
Absatz 1 des Zusatzprotokolls zum Abkommen von Ankara 

Verordnung (EWG) des Rates 

über die Anwendung des Beschlusses Nr. . . ./77 des Assozia- 
tionsrates EWG-Türkei zur Änderung des Beschlusses Nr. 5/72 
über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 
zur Anwendung der Artikel 2 und 3 des Zusatzprotokolls 
zum Abkommen von Ankara 

über die Anwendung von im Rahmen der Assoziation zwi- 
schen der Europäisdien Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Türkei erlassenen Vorschriften betreffend den Verkehr von 
Waren, die unter Verwendung von Waren aus dritten 
Ländern hergestellt sind, welche sich weder in der Ge- CD) 
meinschaft noch in der Türkei im freien Verkehr befanden 
(Drucksache 8/1006) 

Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auftei- 
lung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für 
bestimmtes Rindfleisch, anders zubereitet oder haltbar ge- 
macht, der Tarifstelle ex 16.02 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs mit Ursprung in Malta (1978) (Drucksache 8/1007) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Tarifierung 
einiger landwirtschaftlicher Erzeugnisse, verschiedener Ver- 
ordnungen über diese Erzeugnisse und den Gemeinsamen 
Zolltarif (Drucksache 8/1021) 

Verordnung (EWG) des Rates über die Einfuhrregelung für 
bestimmte Textilerzeugnisse mit Ursprung in der Sozialisti- 
schen Föderalistischen Republik Jugoslawien (Drucksache 
8 / 1022 ) 

Verordnung (EWG) des Rates zur vollständigen oder teil- 
weisen Aussetzung der Zollsätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in der Türkei (Drucksache 8/1023) 

Verordnung (EWG) des Rates zur vollständigen und be- 
fristeten Aussetzung der autonomen Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs für Tafeläpfel (Drucksache 8/1033) 

Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 75/106/EWG 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Abfüllung bestimmter Flüssigkeiten nadi Volumen 
in Fertigpackungen (Drucksache 8/1058) 

Verordnung des Rates über die Einfuhr von Jutegarnen mit 
Ursprung im Königreich Thailand in die Benelux-Länder zur 
AuHiebung der Verordnung (EWG) Nr. 1278/77 (Drucksache 
8/1060) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verord- 
nung (EWG) Nr, 706/76 über die Regelung für landwirt- 

schaftliche Erzeugnisse und bestimmte aus landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen hergestellte Waren mit Ursprung in den 
Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen 
Ozean oder in den überseeischen Ländern und Gebieten 
(Drucksache 8/1061) 

Verordnung (EWG) des Rates über die zolltarifliche Be- 

handlung bestimmter Erzeugnisse, die zur Verwendung beim 
Bau, bei der Instandhaltung oder der Instandsetzung von 
Luftfahrzeugen bestimmt sind (Drucksache 8/1081) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Erhöhung des für die 

Zeit vom 1. Juli 1977 bis zum 30. Juni 1978 mit Verordnung 
(EWG) Nr. 1331/77 eröffneten Gemeinschaftszollkontingents 
für Rinder bestimmter Höhenrassen (Drucksache 8/1083) 
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Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines präferentiellen Gemeinschaftsplafonds für 
bestimmte in der Türkei raffinierte Erdölerzeugnisse und 
zur Einrichtung einer gemeinschaftlichen Überwachung der 
Einfuhren dieser Erzeugnisse (Drucksache 8/1109) 

Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für be- 
stimmte handgearbeitete Waren (Drucksache 8/1154) 

Verordnung des Rates über die Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung der Gemeinschaftszollkontingente für bestimmte 
Gewebe und bestimmten Samt und Plüsch, auf Handweb- 
stühlen hergestellt, der Tarifnummern ex 50.09, ex 50.10, 
ex 55,07, ex 55.09 und ex 58.04 des Gemeinsamen Zolltarifs 
(Drucksache 8/1156) 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Warmwasserzähler (Drucksache 
8/1157) 

Verordnung (EWG) des Rates über besondere Maßnahmen 
für die Einfuhr gewisser Sdiraubenmuttern aus Stahl mit 
Ursprung in Taiwan (Drucksache 8/1158) 

Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnungen 
(EWG) Nrn. 3050/76 und 3051/76 zur Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingenten für be- 
stimmte Spinnfasern und Oberkleidung für Männer und 
Knaben, der Tarifnummern 56.04 und 61.01 des Gemeinsamen 
Zolltarifs, mit Ursprung in Zypern (für das Jahr 1977) 
(Drucksache 8/1189) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 316/77 zur Einführung eines Antidumping- 
zolls für Fahrrad-, Moped- und Kraftradketten mit Ursprung 
in Taiwan (Drucksache 8/1190) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1279/77 des Rates über die Aussetzung der An- 
wendung der durch die Verordnungen (EWG) Nr. 3230/76, 
Nr. 3231/76, Nr. 3233/76, Nr. 3234/76 und Nr. 3235/76 fest- 
gesetzten Richtplafonds für die Einfuhren bestimmter Waren 
mit Ursprung in Österreich, Finnland, Norwegen, Portugal 
und Schweden (Drucksache 8/1202) 

Verordnung (EWG) des Rates 

über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines Ge- 
meinschaftszollkontingents für getrocknete Feigen der Tarif- 
stelle ex 08.03 B des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung 
in Spanien (1978) 

über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines Ge- 
meinschaftszollkontingents für getrocknete Weintrauben der 
Tarifstelle 08.04 B I des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ur- 
sprung in Spanien (1978) (DruÄsache 8/1216) 

Verordnung (EWG) des Rates 

über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung von Ge- 
meinschaftszollkontingenten für Sherry-Weine der Tarif- 
stelle ex 22.05 des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in 
Spanien (1978) 

über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines Ge- 
meinschaftszollkontingents für Mallaga- Weine der Tarif- 
stelle ex 22.05 des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in 
Spanien (1978) 

über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines Ge- 
meinschaftszollkontingents für Jumilla-, Rioja- und Valde- 
penas-Weine der Tarifstelle ex 22.05 des Gemeinsamen 
Zolltarifs mit Ursprung in Spanien (1978) (Drucksache 8/1218) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Erhöhung des durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 3010/76 für das Jahr 1977 eröffneten 
Gemeinschaftszollkontingents für Grege, weder gedreht noch 
gezwirnt, der Tarifnummer 50.02 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs (Drucksache 8/1223) 

Verordnung (EWG) des Rates zum Abschluß des Abkommens 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Portugiesischen Republik über zubereitete oder haltbar ge- 
machte Tomaten der Tarifstelle 20.02 C des Gemeinsamen 
Zolltarifs (Drucksache 8/1259) 

Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen Aussetzung 
von autonomen Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs für 
einige industrielle Waren (Drucksache 8/1260) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung des Gemeinschaftszollkontingents für gefrorenes 
Rindfleisch der Tarifstelle 02.01 A II b) des Gemeinsamen 
Zolltarifs (Jahr 1978) (Drucksache 8/1262) 

Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen Aussetzung 
der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für 
einige landwirtschaftliche Waren (Drucksache 8/1275) 

Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auftei- 
lung und Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingenten für 
bestimmte Textilerzeugnisse der Tarifnummern 55.05 und 
55.09 und der Tarifstelle ex 58.01 A des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs, mit Herkunft aus der Türkei (1978) (Drucksache 8/1276) 

Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen Aussetzung 
der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für 
eine Reihe tropischer Waren (Drucksache 8/1296) 

Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auftei- 
lung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents 
für andere Gewebe aus Baumwolle der Tarifnummer 55.09 
des Gemeinsamen Zolltarifs, mit Ursprung in Spanien 
(1978) 


Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auftei- (Q 
lung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für 
bestimmte in Spanien raffinierte Erdölerzeugnisse des Ka- 
pitels 27 des Gemeinsamen Zolltarifs (1978) (Drucksache 
8/1298) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat mit Schreiben vom 25. Januar 1978 mit- 
geteilt, daßi der Ausschuß von den nachstehenden, bereits ver- 
kündeten EG-Vorlagen Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über Sonder- 
maßnahmen für Rizinussamen 

Bericht der Kommission an den Rat über die Zweckmäßig- 
keit einer Förderung der Rizinussamenerzeugung in der Ge- 
meinschaft (Drucksache 8/841) 

Verordnung des Rates zur Verlängerung der Verordnung 
(EWG) Nr. 3328/75 zur Beibehaltung der Senkung der Ein- 
fuhrbelastung für Rindfleischerzeugnisse mit Ursprung in 
den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazi- 
fischen Ozean (Drucksache 8/851) 

Verordnung (EWG) des Rates über den Transfer von Weich- 
weizen aus Beständen der deutschen Interventionsstelle an 
die italienische Interventionsstelle (Drucksache 8/1020) 

Verordnung (EWG) des Rates über die Abschöpfungen, die 
bei Einfuhren von bestimmten ausgewachsenen Rindern und 
deren Fleisch aus Jugoslawien anzuwenden sind (Druck- 
sache 8/1120) 

Verordnung (EWG) des Rates über die Gewährung einer 
Verbraucherbeihilfe für Butter in Italien (Drucksache 8/1121) 

Verordnung (EWG) des Rates betreffend das Fangverbot für 
Stintdorsch (Drucksache 8/1152) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mit 
Schreiben vom 24. Januar 1978 mitgeteilt, daß der Ausschuß 
von den nachstehenden, bereits verkündeten EG-Vorlagen Kennt- 
nis genommen hat: 

Verordnung (EWG) des Rates 

über den Abschluß des Abkommens zwischen der Euro- 

päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Demokratischen 
Volksrepublik Algerien hinsichtlich der Einfuhr von Tomaten- 
konzentraten mit Ursprung in Algerien in die Gemeinschaft 
über den Abschluß des Abkommens zwischen der Euro- 

päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei hinsichtlich 
der Einfuhr von Tomatenkonzentraten mit Ursprung in der 
Türkei in die Gemeinschaft (Drucksache 8/1151) 

Verordnung (EWG) des Rates . 

über den Abschluß des Abkommens zwischen der Euro- 

päischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Staat Israel hin- 
sichtlich der Einfuhr haltbar gemachter Fruchtsalate mit 
Ursprung in Israel in die Gemeinschaft 

über den Abschluß des Abkommens zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Demokratischen 

Volksrepublik Algerien hinsichtlich der Einfuhr haltbar ge- 
machter Fruchtsalate mit Ursprung in Algerien in die Ge- 
meinschaft 

über den Abschluß des Abkommens zwischen der Euro- 

päischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Ma- 
rokko hinsichtlich der Einfuhr haltbar gemachter Frucht- 
salate mit Ursprung in Marokko in die Gemeinschaft 
über den Abschluß des Abkommens zwischen der Euro- 

päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tunesischen Repu- 
blik hinsichtlich der Einfuhr haltbar gemachter Fruchtsalate 
mit Ursprung in Tunesien in die Gemeinschaft (Drucksache 
8/1153) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
hat mit Schreiben vom 25. Januar 1978 mitgeteilt, daß der Aus- 
schuß von der nachstehenden, bereits verkündeten EG-Vorlage 
Kenntnis genommen hat: 

Entwurf eines Vorschlages zur Öffnung von Artikel 4 für 
Maßnahmen zugunsten von Frauen 

Verordnung des Rates über Maßnahmen, die für einen 
höheren Beteiligungssatz des Europäischen Sozialfonds in 
Frage kommen (Drucksache 8/1024) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Forschung und Techno- 
logie hat mit Schreiben vom 24. Januar 1978 mitgeteilt, daß der 
Ausschuß von den nachstehenden, bereits verkündeten EG-Vor- 
lage Kenntnis genommen hat: 

Beschluß des Rates zur Abgabe einer gemeinsamen Absichts- 
erklärung im Namen der Gemeinschaft hinsichtlich der Ein- 
leitung einer europäischen Aktion auf dem Gebiet des 
Verkehrswesens mit dem Thema „Elektronische Hilfen für 
den Verkehr auf großen Fernverkehrsstraßen" (CÖST-Ak- 
tion 30) (Drucksache 8/277) 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt II der 
Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung des von der Bundesregierung 
eingebraditen Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
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das Haushaltsjahr 1978 (Haushaltsgesetz 1978) 
— Drucksachen 8/950, 8/1285, 8/1361 bis 
8/1388 — 

Zusammenstellung der Beschlüsse des Bun- 
destages in zweiter Beratung 
— Drucksache 8/1481 — 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Windelen. 

Windelen (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Am 4. Okto- 
ber des vergangenen Jahres wurde das Haushalts- 
gesetz 1978 im Deutschen Bundestag eingebracht; für 
dessen Beratung stand dem Haushaltsausschuß nur 
eine Zeit von sechs Sitzungswochen zur Verfügung. 
In dieser knappen Zeit mußten die 3 200 Druckseiten 
mit über 8 000 Titeln behandelt werden. Bei 1 267 
Titeln wurden Änderungen vorgenommen. Zusätz- 
lich waren noch 156 Finanz Vorlagen zu behandeln. 
Das war nur durch eine sehr große Anstrengung, 
nur durch Sitzungen oft bis in die späten Nachtstun- 
den hinein möglich. Ich bedanke mich sehr herzlich 
bei allen Kolleginnen und allen Kollegen des Haus- 
haltsausschusses ebenso wie bei den Mitarbeitern 
des Ausschußsekretariats sowie bei allen Mitarbei- 
tern der beteiligten Ministerien und des Bundes- 
rechnungshofes für ihre große Leistung. 

(Beifall) 

Ebenso herzlich danke ich aber meinen Kollegin- 
nen und Kollegen im Ausschuß dafür, daß sie mir 
als ihrem neuen Vorsitzenden meine Arbeit, die mit 
der Haushaltsberatung begann, leichtgemacht ha- 
ben. Ich weiß, daß ich von Erwin Schoettle und von 
Albert Leicht — der sich, wie ich sehe, von der Ar- 
beit hier noch nicht lösen kann; ich sehe ihn hier 
auf der Tribüne — , 

(Beifall) 

ein geordnetes Erbe übernommen habe; ich will 
mich bemühen, es in ihrem Geist weiter zu verwal- 
ten. 

Das Beratungsklima und der Umgang miteinander 
blieben stets kameradschaftlich und fair, auch dann, 
wenn die sachlichen Gegensätze, wie es unvermeid- 
lich ist, oft hart aufeinahderprallten. 

Trotz aller Anstrengungen, die bis an den Rand 
des Vertretbaren gingen, konnten wir die Beratung 
doch nicht noch mehr beschleunigen, um den Etat, 
wie es sowohl das Grundgesetz als auch das Bundes- 
verfassungsgericht von uns fordern, noch vor Be- 
ginn des neuen Haushaltsjahres im Parlament zu 
verabschieden. Ich richte deswegen an die Bundes- 
regierung, an den Bundesfinanzminister auch von 
hier aus den Appell, den Haushalt 1979 so recht- 
zeitig einzubringen, daß diesmal die Ausschußbe- 
ratung des Haushalts sofort nach der Sommerpause 
beginnen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun zum Haushalt 1978, der vor allem durch sein 
erschreckendes Finanzierungsdefizit gekennzeichnet 
ist. Die Bundesregierung hatte seit Anfang der 70er 
Jahre im Rausch der großen Steuereinnahmen, im 


Rausch einer Hochkonjunktur, auch unter dem Druck 
der von ihr selbst erzeugten Reformeuphorie den 
Staatsanteil in unverantwortlicher Weise ausge- 
dehnt. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Man wollte, wie wir hörten, die Belastbarkeit der 
Wirtschaft testen, man wollte die Lebensqualität er- 
höhen. Helmut Schmidt erklärte damals noch als 
Bundesfinanzminister: Wir werden offensiv sein, bis 
alles besser geworden ist, viel besser, als wir es vor- 
gefunden haben, und noch viel besser, als es der 
Herr Schmücker gemacht hat . und der Herr Erhard 
. . . Die Hauptbeschäftigung desselben Helmut Schmidt 
ist es nun als Bundeskanzler, die Schäden jener 
leichtfertigen Versprechungen zu reparieren und die 
sogenannten Wohltaten wieder ratenweise einzu- 
kassieren. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Diese Ausgabenexplosion konnte bis heute nicht 
gestoppt werden. Im Haushalt 1978 stellt sich des- 
wegen die Frage der Verfassungsmäßigkeit des 
Sciiuldenzuwadises, eine Frage, die ich sehr ernst 
nehme und die Sie, Herr Bundesfinanzminister, nicht 
länger als Polemik abtun sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Carstens [Em- 
stek] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die vom Kollegen Strauß näher begründete Fest- 
stellung, daß diese dritte Überschreitung nicht mehr 
durch die Verfassung gerechtfertigt sei, hier also 
ein erneuter Verfassungsverstoß vorliege, können 
Sie nicht einfach dadurch hinwegwischen, daß Sie 
die Begründungen zu früheren Anträgen der CDU/ (Dl 
CSU zitieren. 

Sie sagen, Herr Bundesfinanzminister, das gesamt- 
wirtschaftliche Gleichgewicht sei gestört. Das stimmt. 

. Das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht ist sogar 
seit etwa sieben Jahren gestört, praktisch seit SPD 
und FDP diese Regierung übernommen haben. 

(Haehser [SPD]: Herr Windelen, ich denke. 

Sie sind Fachmann!) 

— Ich werde Ihnen das gleich begründen, Herr Kol- 
lege Haehser. 

(Haehser [SPD]: Das müßte aber spätestens 
jetzt sein!) 

Deshalb hat die CDU/CSU bei der Steuerdiskus- 
sion im vergangenen Jahr beantragt, möglichst 
schnell die investitionsfeindliche, arbeitsplatzfeind- 
liche und leistungsfeindliche Steuerlast abzubauen 
und zu diesem Zweck einmalig — ich wiederhole: 
einmalig — vom Stabilitätsgesetz Gebrauch zu ma- 
chen, 

(Westphal [SPD]: Also Art. 115 nicht anzu- 
wenden!) 

in einem ersten Schritt die Lohn- und Einkommen- 
steuer um 10 Vo zu senken und diesen Steuerabschlag 
alsdann in der normalen Gesetzgebung in eine dau- 
erhafte Entlastung der Steuerbürger überzuführen. 

Was eine einmalige Maßnahme nach dem Stabili- 
tätsgesetz rechtfertigte, kann aber nicht als Begrün- 
dung dafür herhalten, dauerhaft, jetzt zum dritten- 
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(A) mal, die Überschreitung der Verfassungsgrenze des 
Grundgesetzes zu rechtfertigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Grundgesetz läßt eine solche Maßnahme ja auch 
ausdrücklich nur als Ausnahme zu. Die Arbeitslosig- 
keit ist indessen keine Ausnahme mehr, sondern 
leider unter dieser Regierung zum Dauerzustand ge- 
worden. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

An der Zahl von einer Million Arbeitslosen wird 
sich ja auch nach den Annahmen dieser Bundesre- 
gierung, den Annahmen der Experten des Bundes- 
wirtschaits-, des Bundesarbeitsministeriums, die bei 
der Berechnung zur Rentenentwicklung zugrunde 
gelegt worden sind, zumindest in den nächsten Jah- 
ren kaum etwas oder nur wenig ändern. Sie können 
sich nicht dauernd auf die Ausnahmevorschrift des 
Grundgesetzes berufen. Deswegen verstößt nach 
imserer Auffassung die Nettokreditaufnahme für 
den Haushalt 1978 gegen die Verfassimg. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bringen Sie uns doch bitte nicht erneut in die Lage, 
das Verfassungsgericht anrufen zu müssen! Wollen 
Sie etwa behaupten, Herr Bundeskanzler und Herr 
Bundesfinanzminister, falls Sie von der Millionen- 
zahl der Arbeitslosen nicht oder nur unwesentlich 
herunterkommen. Sie dürften nicht nur im dritten 
Jahr, sondern auch im vierten, im fünften und in 
noch weiteren Jahren die Verfassungsobergrenze 
des Grundgesetzes überschreiten, ohne gegen die 
Verfassung zu verstoßen? 

(B) (Westphal [SPD]: Die mittelfristige Finanz- 
planung klärt dies! — Haase [Kassel]: Das 

wird institutionalisiert!) 

Herr Bundesfinanzminister, Sie sagten am Diens- 
tag: „Am bösesten fand ich die Bemerkung des Kol- 
legen Strauß, die Nettokreditaufnahme des Bundes 
sei nicht verfassungsgemäß.“ Herr Minister, was ist 
denn hier eigentlich „böse", einen Verfassungs- 
verstoß zu rügen oder einen Verfassungs verstoß zu 
begehen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich muß mich hier noch schärfer gegen ihre Dro- 
hung an die Adresse der Länder wenden, ihnen den 
Steueranteil wieder wegzunehmen, den der Bundes- 
kanzler nach Art. 106 des Grundgesetzes doch als 
gerechtfertigt anerkannt hat. Oder wollen Sie den 
Ländern jetzt die gleiche Lage bescheren, in die Sie 
sich selbst hineingewirtschaftet haben? Wollen Sie 
auch die Länder dazu zwingen, angesichts der im 
wesentlichen durch Bundesgesetze und durch Bun- 
desprogramme begründeten Ausgabeverpflichtungen 
ihrerseits gegen ihre Verfassungen zu verstoßen? 
Auch an die Grenzen der Pression heranreichende 
Drohungen werden uns nicht davon abbringen, 
einen Verfassungs verstoß einen Verfassungs verstoß 
zu nennen und dies auch hier auszusprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es bleibt die Frage, wie dieser Bundeshaushalt 
mindestens mittelfristig wieder in Ordnung gebracht 
werden kann. Dazu möchte ich einige Überlegungen 
beitragen. Wir halten daran fest, daß zusätzliche 


Belastungen unserer Mitbürger durch Steuern und ^ 
durch Abgaben für die Haushaltskonsolidierung aus- 
scheiden. Die Defizite sind ja nicht durch zu niedrige 
Einnahmen, sondern im Gegenteil durch zu hohe 
Ausgaben entstanden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Die Grenze der Belastbarkeit der Steuerzahler ist 
längst erreicht und überschritten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Westphal 
[SPD]: Wiederholen Sie die Streichungsan- 
träge der Opposition?) 

Wie fast alle Redner von FDP und SPD werden auch 
Sie, Herr Westphal, mich natürlich nun fragen, wel- 
che Positionen wir denn nun eigentlich kürzen wol- 
len. 

(Westphal [SPD]: Sehr wahr, und zwar in 
dicken Milliardenbeträgen!) 

Dabei haben auch Sie, Herr Kollege Westphal, nur 
das eine Ziel, uns dann anschließend wegen angeb- 
licher sozialer Demontage bei den Bürgern anzu- 
schwärzen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wieso 
„angeblich"?) 

Meine Damen und Herren, diesen Gefallen werden 
wir Ihnen nicht noch einmal tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schon in der Haushaltsdebatte 1975 hatte Kollege 
von Weizsäcker ausgeführt, was wir heute alle wis- 
sen, daß die Grenzen der Belastbarkeit der Beitrags- 
zahler erreicht sei und daß es notwendig sei, inzwi- 
sehen teilweise unvertretbare Besitzstände zu über- 
prüfen. Daraufhin haben Sie dann im nordrhein- 
westfälischen Landtagswahlkampf eine wüste Hetz- 
kampagne gegen uns entfacht. Unter dem Wahl- 
ergebnis aus dieser Wählertäuschung, an dgr sich 
im übrigen damals der Bundeskanzler sehr kräftig 
beteiligt hat, leidet das Land Nordrhein-Westfalen 
heute noch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kann man 
wohl sagen!) 

Damals erschienen doch die ganzseitigen Inserate in 
den Illustrierten unter der Überschrift: „Wählen Sie 
den Aufschwung“. Damals sagten Herr Schmidt und 
Herr Kühn folgendes wörtlich: 

Und jetzt 

— hören Sie gut zu! — 

sorgt der Aufschwung dafür, daß Arbeits- 
losigkeit bei uns eine vorübergehende Erschei- 
nung bleibt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dann ging das so weiter: 

CDU/CSU versuchen ihr altes Spiel mit der 
Angst. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Sie wollen den Aufschwung nicht. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Ritz [CDU/CSU]: 

Jetzt wissen wir auch, warum er nicht ge- 
kommen ist: wir haben ihn nicht gewollt!) 
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Nun, meine Damen und Herren, den Schaden, der 
damals angerichtet wurde, müssen die Bürger des 
Landes Nordrhein-Westfalen noch heute tragen, 
wenn sich auch inzwischen die Regierung Kühn in 
voller Auflösung befindet. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: So ist es!) 

Inzwischen aber spricht auch unser früherer 
Bundestagskollege, der jetzige nordrhein- westfäli- 
sche Sozialminister Farthmann von einer — bitte, 
hören Sie zu! — nicht mehr zu übersehenden Krise 
der deutschen Sozialpolitik, 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

die, so sagt er, an ihre finanziellen Grenzen stoße 
und reine Leistungsverbesserungen nicht mehr zu- 
lasse. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Vor kurzem noch galt diese Erkenntnis als „Sont- 
hofener Strategie". Sie werden das jetzt wahrschein- 
lich als „neuen sozialpolitischen Realismus" und 
nicht mehr als „soziale Demontage" bezeichnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist die neue Offensive der 
SPD!) 

Aber das ist eben der Unterschied, ob Sie etwas 
Vorbringen oder Kollegen von CDU und CSU, 

Wenn zu den hohen Staatsausgaben gesprochen 
wird, muß vor allem auch ein Wort zu den Kosten 
der Staatsleistungen gesagt werden. Sie wissen, daß 
jgj die Kosten für das Gesundheitswesen, für die Justiz 
oder für das Bildungswesen, um nur einige Ausga- 
benblöcke zu nennen, immer höher werden. Ob 
diese gestiegenen Kosten auch durch größere Lei- 
stungen gerechtfertigt sind, das ist eine ganz andere 
Frage. 

. (Westphal [SPD]: Filbinger! Stammheim!) 

Ebenso zweifelhaft ist, ob der Bürger diese Lei- 
stungen wirklich verlangt. Wenn er sie wirklich 
verlangt, dann doch oft nur deswegen, weil ihm 
keine KostenÖecfcung abgefordert wird. 

(Grobecker [SPD]: Er ist gegen innere 
Sicherheit?) 

Arbeitsplatzschaffende Investitionen und die Ab- 
sicht, zusätzliche Arbeitskräfte einzustellen, werden 
durch die zunehmende Bürokratisierung immer mehr 
behindert. 

Der Bundeskanzler nannte dies diese Woche noch 
ein Krebsgeschwür, das die innere Dynamik und die 
Vielfalt des Lebens ersticke. Aber er tut doch nichts 
dagegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der CDU/CSU: Er piacht doch nichts da- 
gegen! Er redet!) 

Es geht doch nicht nur darum, daß der Herr Bundes- 
kanzler seine Wasserrechnung nicht mehr versteht, 
sondern um weit mehr. Der Sachverständigenrat 
schreibt dazu in seinem letzten Gutachten: 

Staatliche Auflagen und Kontrollvorschriften 
überfordern vor allem kleine und mittlere Un- 
ternehmen. 


Die Industrie- und Handelskammer in Koblenz hat (Q 
kürzlich zu diesem Problem eine anschauliche und 
bedrückende Reihe von Fällen und Zitaten zusam- 
mengestellt. Sie weist darauf hin, daß zu Beginn 
des Jahres 1977 allein für das Bundesrecht 1 480 Ge- 
setze und 2 280 Rechtsverordnungen in Kraft waren. 
Allein zum Mehrwertsteuergesetz gibt es nicht we- 
niger als 580 Erlasse, Verfügungen und klärende 
Schreiben. „Inzwischen hängen doch an jeder Bau- 
latte und an jedem Kuhschwanz Paragraphen und 
Gebührenbescheide", wie kürzlich der Vizepräsident 
des deutschen Bauernverbandes zu Recht beklagte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Koblenzer Kammer stellte im Jahre 1976 bei 
29 ausgewählten Firmen fest, daß diese für das Aus- 
füllen von Formularen und für die Erstellung von 
Statistiken jährlich 57 700 Arbeitsstunden aufwen- 
den, pro Betrieb also 2 000 Stunden allein dafür. 

Im Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages 
beschwerte sich ein 17jähriger Bäckergeselle, weil 
er nach Ablegung seiner Gesellenprüfung wegen 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes nicht mehr um 
5 Uhr morgens mit seiner Arbeit beginnen dürfe und 
daher Gefahr laufe, seinen Arbeitsplatz zu verlieren. 
Auch der Petitionsausschuß hat es als inkonsequent 
bezeichnet, daß nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz 
zwar 15jährige Auszubildende ab 5 Uhr morgens 
arbeiten dürfen, wenn dies zur Erreichung ihres 
Ausbildungszieles notwendig ist, daß das Gesetz 
ihnen dies aber verbietet, wenn sie anschließend 
ihre Ausbildung abgeschlossen haben. Meine Damen 
und Herren, das ist doch ein eindringliches Beispiel 
für die Ungereimtheit 

(Zuruf des Abg. Arendt [SPD]) 

mancher Gesetze, die Sie „zum Wohle der Mensch- 
heit" verabschiedet haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haehser 

[SPD]: Wo ist denn Ihr Änderungsentwurf?) 

— Herr Kollege Haehser, ich werde auf diese Frage 
noch zu sprechen kommen, 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Genau dazu hat der 
Bundesrat Änderungen eingebracht!) 

Sie hätten es wohl gerne, daß wir nun auch noch die 
Reparaturkolonne für Ihre verfehlte Politik sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Genehmigungszeiten für Bauanträge werden 
immer länger. Dies ist eine objektive Feststellung, 
die auch der Baugewerkschaftsführer Sperner getrof- 
fen hat. Er sagte, daß ein normales Baugesuch in- 
zwischen zwanzig verschiedene Dienststellen und 
Instanzen durchlaufen müsse; mußten noch 1966 
48 Gesetze und Verordnungen berücksichtigt wer- 
den, so war es dm Jahre 1974 bereits fast das Fünf- 
fache; es waren 225. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Haase 

[Kassel] [CDU/CSU]: Das läuft alles unter 
„Humanisierung der Arbeitswelt" !) . 

Der Bundeskanzler glaubte kürzlich auf dem Archi- 
tektentag in Düsseldorf wegen dieser Erschwernisse 
beim Baugenehmigungsverfahren seine Zuhörer 
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(A) auch noch aufwiegeln zu müssen. Er sagte: Wenn 
ich an Ihrer Stelle wäre, würde ich über dieses Aus- 
maß der Behördengängelei ein großes Geschrei er- 
heben. 

(Zuruf von der SPD: Das Baugenehmi- 
gungsverfahren ist doch Ländersache!) 

Herr Bundeskanzler, Sie und Ihre Bundesregierung 
haben es doch selbst in der Hand, durch Verminde- 
rung und Vereinfachung der Gesetzgebung zum Ab- 
bau der bürokratischen Hemmnisse beizutragen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und damit Milliardenbeträge — die Bundesregie- 
rung beziffert diese Summe selbst mit 25 Milliarden 
DM — für Investitionen freizugeben, um dadurch 
Arbeitsplätze und Wachstum zu schaffen. 

Wenn wir von Steuerberatern hören, daß in man- 
chen Bereichen zwei Drittel aller Steuerbescheide 
falsch seien, so sollte dies für die Regierung und 
für uns alle ein Alarmzeichen sein. 

(Glos [CDU/CSU]: So etwas will der Bun- 
deskanzler nicht hören! Deshalb ist er auch 
nicht da!) 

Die Verwaltungsflut muß zurückgedrängt werden. 
Dann sind auch im Bundeshaushalt, Herr Kollege 
Haehser, ganz erhebliche Einsparungen möglich. 
In der Vergangenheit haben sowohl der Bundes- 
kanzler als auch seine Freunde und seine Helfers- 
helfer immer wieder unsere Warnungen vor der 
Inflation als Vorläufer der Arbeitslosigkeit und der 
Finanzkrise des Staates als Schwarzmalerei und Kri- 
^ ^ sengerede abgetan. In der Regierungserklärung vom 
Dezember 1976 heißt es dazu: Verzerrte Bilder trü- 
ben den Blick, Angst wäre ein schlechter Ratgeber. 
— Sehr wahr, aber wer hat denn in der Vergangen- 
heit verzerrte Bilder der Wirklichkeit gezeichnet? 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie und 
die CDU/CSU!) 

Das waren doch der Herr Bundeskanzler und seine 
Regierung. Das waren doch Sie und Ihre Freunde 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er ist ja nicht 
da!) 

und nicht diejenigen — wir erleben es öfters, daß 
der Bundeskanzler bei wichtigen Beratungen des 
Hauses nicht anwesend ist — , die, wie wir, vor den 
Gefahren der Inflation, der inflationären Finanz- 
und Wirtschaftspolitik und der doch dadurch ent- 
standenen Arbeitslosigkeit gewarnt haben. 

Wenn der Bundeskanzler im Januar dieses Jah- 
res im „Spiegel" erklärt: „Bisher sehe ich auf seiten 
der CDU und CSU zu diesen Sachproblemen über- 
haupt keine Alternative gegenüber unserer Politik", 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: So ist 
es! Da hat er recht!) 

dann versucht er doch nur, von der eigenen Untä- 
tigkeit und Unfähigkeit abzulenken und 

(Glos [CDU/CSU] : So ist es!) 

als richtig Erkanntes in der eigenen Fraktion auch 
durchzusetzen. 


Die CDU/CSU hat ihre Alternativen zu dieser (Q 
leichtfertigen Finanz- und Wirtschaftspolitik in der 
Vergangenheit immer wieder vorgetragen. Wir sa- 
gen jetzt noch einmal, damit dies ganz klar ist: 
Mehr Investitionen und der Abbau der Arbeitslosig- 
keit können nur erreicht werden, wenn Sie den 
Leistungswillen belohnen, statt durch überhöhte 
Steuern, durch immer höhere Abgaben und immer 
kompliziertere Gesetze Leistungen zu bestrafen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Trotz oder gerade wegen der erforderlichen Kon- 
solidierung der Staatsfinanzen bleiben deswegen — 
das sagt außer uns auch der Sachverständigenrat — 
der Abbau der Besteuerung, der Abgabenlast und 
der sonstigen Lohnnebenkosten, die Vereinfachung 
der Gesetze und die Beseitigung bürokratischer 
Hemmnisse eine ständige Aufgabe. Die Sanierung 
der Staatsfinanzen erfordert, wie auch Herr Apel 
früher einmal gesagt hat: sparen, sparen, sparen. 

Wir haben immer wieder erklärt, daß die Union 
bereit ist — und daran hat sich nichts geändert — , 
Ihnen, Herr Finanzminister, dabei zu helfen, ohne 
allerdings — und das muß hier ganz klar gesagt 
werden — die Verantwortlichkeiten dabei zu verwi- 
schen. Es kann nicht Sache der Opposition sein, da- 
für auch noch die erforderlichen Detailvorschläge 
zu machen. Herr Kollege Haehser, wir verfügen 
nicht über Ihren großartigen, großen und, was ich 
gar nicht bestreite, qualifizierten Apparat, und des- 
wegen erwarten wir von Ihnen auf der Grundlage 
Ihrer Erkenntnisse die notwendigen Vorschläge und 
Initiativen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haehser [SPD]: 

Um sie dann abzulehnen, Herr Windelen! 

— Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr! Die Beamten sind gut!) 

Es ist die nicht ab wälzbare Führungsaufgabe einer 
Regierung, Maßnahmen zur Sanierung der zerrüt- 
teten Finanzen von Staat und Sozialversicherung zu 
erarbeiten und vorzulegen. Ich erinnere Sie noch 
einmal an das Wort, das unser Kollege Barzel ein- 
mal sagte: Diese Arbeitsteilung akzeptieren wir 
nicht: Wir sollen den Rotstift nehmen und Sie das 
Blaulicht. — Damit sind wir nicht einverstanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 

CDU/CSU: Und den Stander! — Zuruf des 
Abg. Westphal [SPD]) 

Dennoch, Herr Westphal — und daran sollten Sie 
mich eigentlich nicht hindern — möchte ich jetzt gern 
einige Vorschläge zur Versachlichung der Diskus- 
sion und einige Vorschläge zur Unterstreichung un- 
serer Kooperationsbereitschaft machen. In der schon 
erwähnten Rede, die der NRW-Sozialminister Farth- 
mann, der Ihrer Partei angehört, im Oktober 1977 
gehalten hat, markiert er sehr klar einige Bereiche, 
in denen aus finanziellen Gründen und wegen der 
zunehmenden Klagen über angebliche Mißbräuche 
— so sagt er — Anlaß zum Nachdenken bestünde. 

Er nennt hier ganz konkret — er, der sozialdemo- 
kratische Spitzenpolitiker — die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall e, das Arbeitslosengeld, die Gesund- 
heitsversorgung, das Altersruhegeld — das manch- 
mal höher sei als der Nettoverdienst während der 
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Windelen 

(A) Arbeitszeit — , Fehlentwicklungen bei Umschulungs- 
und Fortbildungsmaßnahmen 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

sowie die Schwarzarbeit, von der er sagt, daß sie 
ausgeschlossen werden müsse. Er bekennt sich zum 
Leistungsprinzip audi in der Sozialpolitik und for- 
dert mehr Selbstverwaltung und mehr Raum für die 
Mitwirkung freier Träger. Minister Farthmann sagt 
abschließend, daß die Zeit der leichten Reformen 
vorbei sei. Er schließt dann wörtlich mit folgenden 
Sätzen: 

Es wird sicherlich heftige Widerstände und 
auch heftige Kritik geben. Teilweise sind die 
Probleme tatsächlich so schwierig, daß auch ich 
selbst im Hinblick auf mögliche Lösungen un- 
sicher bin und kein abschließendes Urteil habe. 
Ich meine aber, 

— so fährt Farthmann fort — 

daß die aufgeworfenen Fragen gestellt werden 
müssen. Zu den Lösungen dieser Probleme wird 
sehr viel Solidarität nötig sein. Ich hoffe, daß 
unsere Gesellschaft dazu fähig ist. 

Was Friedhelm Farthmann dort ausgeführt hat, hätte 
doch der Bundeskanzler hier im Bundestag längst sa- 
gen müssen. Warum tut der Herr Bundeskanzler das 
nicht? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Carstens [Em- 
stek] [CDU/CSU]: Er ist nicht einmal an- 
wesend!) 

Ein Hauptmangel — nicht der einzige — unseres 
sozialen Sicherungssystems ist die völlig unüber- 
siditlicii gewordene Einkommensverteilung. Alle 
sozialen Leistungssysteme bewirken Umverteilun- 
gen — das ist ja auch gewollt und beabsichtigt — , 
ob in den Steuergesetzen, in der Rentenversiche- 
rung, der Krankenversicherung, beim Kindergeld, 
bei der Ausbildungsförderung, der Arbeitslosenun- 
terstützung, beim Wohngeld, bei der Gasölverbilli- 
gung oder den Beihilfen für Mehrwertsteueraus- 
gleich bis hin zu verbilligten Sozialwohnungen und 
subventionierten Studienplätzen. Einem immer kom- 
plizierter werdenden Steuersystem steht zusätzlich 
ein unüberschaubarer Dsdiungel staatlicher Trans- 
ferzahlungen gegenüber, die teilweise ganz unko- 
ordiniert und unkontrollierbar an die unterschied- 
lichsten sozialen Merkmale — Indikatoren, wie man 
Sie nennt — , an Einkommen, an Alter, an Kinder- 
zahl, an benutzten Wohnraum und vieles andere 
mehr anknüpfen. Nur simple Gemüter können doch 
im Ernst annehmen, daß in diesem Durcheinander 
die unsichtbare Hand eines perfekten Wohlfahrt- 
staates die Dinge zu einem Höchstmaß allgemeiner 
Wohlfahrt und höherer Gerechtigkeit lenken könnte. 

Es ist völlig offen, inwieweit all diese Umvertei- 
lungen in die richtige Richtung laufen, nämlich — 
wie wir es alle wollen — von den Begüterten zu den 
weniger Begüterten. Der Bundeskanzler hat auch 
das völlig richtig erkannt. In seiner Regierungser- 
klärung vom Dezember 1976 sagte er — wörtlich — : 

Entscheidend für die Einkommenslage der pri- 
vaten Haushalte ist heute vielfach, welche staat- 


lichen Geldleistungen sie insgesamt erhalten, 
also Wohngeld, BAföG usw., Transferleistun- 
gen, wie die Fachleute das nennen, und welche 
Steuern und Abgaben sie bezahlen. 

Deswegen kündigte er gleizeitig die Bildung einer 
Transfer-Enquete-Kommission an, die dann leider 
erst nach acht Monaten am 7. Juli 1977 endlich im 
Kabinett beschlossen wurde und von der ich hoffe, 
daß sie sich nun an die Arbeit begeben hat. Die Bun- 
desregierung räumt damit selbst ein, daß auch sie 
nicht übersieht, in welcher Weise sich die staatlichen 
Umverteilungsströme beim einzelnen Bürger nun 
tatsächlich auswirken. 

Inzwischen allerdings gibt es hierfür mindestens be- 
stürzende Einzelbeispiele, die uns zeigen, zu welch 
grotesken und sicherlich von keinem von uns beab- 
sichtigten Folgen das unkoordinierte und undurch- 
dringliche Gewirr von Staatsleistungen führen kann. 

Ich entnehme ein Beispiel einem in der Presse ver- 
öffentlichten Aufsatz eines sehr sachkundigen Be- 
amten aus dem Bundeswirtschaftsministerium. Er 
führt auf der Grundlage der Tatbestände von 1975 
folgendes aus: Ein alleinstehender Arbeiter mit ei- 
nem Kind, der Kindergeld, .Wohngeld, Sparprämie 
und BAföG erhält und der über einen Bruttolohn 
von 2 800 DM im Monat verfügt, würde fast 700 DM 
seines insgesamt verfügbaren Einkommens verlie- 
ren, wenn sein Bruttolohn um 100 DM steigen 
würde. — Genau dies ist die Folge nicht aufeinan- 
der abgestimmter staatlicher Transferleistungen im 
Zusammenwirken mit Einkommensgrenzen. 

Schon heute scheint sicher: Immer mehr unserer 
Bürger, die an diesen vermeintlichen staatlichen Seg- P) 
nungen teilnehmen, zahlen sie zunehmend aus der 
eigenen Tasche, und zwar mit einem wachsenden Zu- 
schlag für die steigenden Verwaltungskosten. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Die deutsche Wohlfahrts Verwaltung ist inzwischen 
eine der teuersten der Welt geworden. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: So ist es!) 

Viele öffentliche Leistungen, mit denen Wohltaten 
ausgestreut werden, verursachen so hohe Verwal- 
tungskosten, daß sie kaum noch vertretbar sind, 
und zwar gerade unter sozialpolitischen Gesichts- 
punkten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Steuerzahler — und das ist ja zunehmend der, 
der die selbstfinanzierten Leistungen empfängt — 
wird in vielen Fällen stärker belastet, als er durch 
die Zuwendungen entlastet wird, weil ein immer 
größerer Teil seiner Abgaben durch die wachsenden 
Verwaltungskosten aufgezehrt wird. Dies ist bei zu- 
nehmender Haushaltsenge nicht länger vertretbar. 

Hier muß zur Entlastung des Staates zum Nutzen 
seiner Bürger gründlich durchforstet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier, Herr Finanzminister, wird die Opposition mit- 
arbeiten, wenn die Regierung endlich handelt. 

(Zuruf von der SPD: Bei der Landwirt- 
schaftsbesteuerung!) 
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Windelen 

Neben der Entlastung des Bundeshaushalts spielt 

— wie inzwischen nicht mehr streitig ist, mindestens 
nicht mehr nach dem Bundeswirtschaftsbericht — 
die Lohnpolitik eine entscheidende Rolle. Die von 
uns durchgesetzten steuerlichen Entlastungsmaßnah- 
men waren hier — das zeigt sich immer deutlicher — 
ein Schritt in die richtige Richtung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine Mark Steuerentlastung bedeutet eine Mark 
mehr Kaufkraft. Eine Mark mehr Lohn bedeutet aber 
allenfalls fünf bis sechs Groschen mehr? den Rest 
kassieren Staat und Sozialversicherung. Einschließ- 
lich der Lohnnebenkosten erhöhen sich die Produk- 
tionskosten um 2 bis 2,50 DM, je nach Familienstand, 
wenn der Arbeitnehmer auch nur eine Mark mehr 
Kaufkraft, mehr Nettolohn erhalten soll. 

Um so mehr sollten wir gemeinsam an die Tarif- 
parteien appellieren, die Steuerentlastungen durch 
maßvolle Tarifabschlüsse zu honorieren, überzogene 
Lohnforderungen bringen nichts anderes als Arbeits- 
losigkeit. Die öffentliche Hand als Tailfpartei, Herr 
Bundesinnenminister, hat dabei mit gutem Beispiel 
voranzugehen. Das Klunckersche Hafenkonzert paßt 
nicht in diese Landschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt kein wirtschaftspolitisches Instrument, das 
den Beitrag der Lohnpolitik ersetzen könnte. 

Zum Schluß ein Wort zur Stilfrage, über die in 
dieser Debatte immer wieder gesprochen worden ist. 
Herr Bundesfinanzminister, Sie haben am Mittwoch 
einen Kollegen gerügt und ein Mindestmaß von An- 
stand und intellektueller Sauberkeit gefordert. Das 
sollte sicher für uns alle gelten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber als Sie, Herr Bundesfinanzminister, sich am 
Dienstag mit den Ausführungen des Kollegen Strauß 
über die Finanz- und Wirtschaftspolitik auseinander- 
setzten, 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU] v Darauf hatte 
ich gewartet!) 

haben Sie moralische Sauberkeit der Argumentation 
für sich in Anspruch genommen und fast im gleichen 
Atemzug dem Kollegen Strauß Halbwahrheiten, so- 
gar Unaufrichtigkeiten und provinzielles Gerede 
über weltwirtschaftliche Probleme vorgeworfen und 
sich gleichzeitig über Verbalinjurien entrüstet. Sie 
konnten aber weder die Fakten noch die Zahlen, die 
der Kollege Strauß genannt hatte, als falsch abtun. 
Sie haben nicht einmal den Versuch gemacht. 

Die „Süddeutsche Zeitung", die man weder als 
oppositionsfreundlich noch gar als Strauß-freundlich 
bezeichnen kann, schreibt wörtlich: 

Für den Wirtschafts- und finanzpolitischen Teil 
seiner Rede 

— gemeint ist eben jene Rede von Franz Josef 
Strauß — 

ist ihm zu attestieren: so gut wie jeder Satz hat 
gestimmt. 

Wenn Sie dann, Herr Bundesfinanzminister, in der 
Erwiderung auf Strauß sagen: Sie wollen Personen 


verletzen. Sie wollen Personen zerstören, dann rieh- (Q 
tet sich diese Attacke gegen Sie selbst. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich wäre Ihnen, Herr Finanzminister, einmal für 
eine Antwort darauf dankbar, ob denn alles stimmt, 
was Sie hier erzählt haben. Sie haben z. B. am Mitt- 
woch in diesem Haus behauptet, der Bund habe von 
1970 bis 1973 keine Defizite gemacht, sondern Bund, 
Länder und Gemeinden hätten 10 Milliarden DM 
Rücklagen gebildet. Weil mir das neu war — und 
nicht mehr in der Erinnerung - — , habe ich nochmals 
in den von Ihnen selber veröffentlichten Bundes- 
finanzbericht 1978 hineingeschaut und errechnet, daß 
die Finanzierungsdefizite des Bundes in der von 
Ihnen genannten Zeit sich nicht auf Null, sondern 
immerhin auf 11,5 Milliarden DM beliefen, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

gedeckt unter anderem durch eine Neu Verschuldung 
ohne die Stabilisierungsanleihe von 9,2 Milliarden 
DM. Dem stehen beim Bund nur Rücklagen von 2,5 
Milliarden DM — auch hier ohne Stabilitätsanleihe 
und ohne die Einnahmen aus zusätzlichen Konjunk- 
tursteuern — gegenüber. Wenn man so etwas an 
inteUektueller Redlichkeit beim Umgang mit Zahlen 
und Argumenten feststellen muß, dann fällt es auch 
einem Wohlmeinenden schwer, ihre entrüsteten Ap- 
pelle wirklich ernst zu nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin bestimmt nicht pingelig. Ein Politiker muß 
auch einmal etwas einstecken können, ohne gleich 
beleidigt zu sein, sonst hat er eben seinen Beruf ver- OK 
fehlt. Aber manches, was wir hier von dem erklär- 
ten Kronprinzen für das Kanzleramt hören, geht 
doch entschieden zu weit. Wenn er hier mehr Sach- 
lichkeit fordert, dann hat er zuerst mit gutem Bei- 
spiel voranzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser Haushalt, meine Damen und Herren, ist 
Ausdruck der Hilflosigkeit, der Konzeptionslosigkeit 
dieser Regierung. Sie verbraucht schon heute, was 
erst in Zukunft erarbeitet werden muß. Deswegen 
lehnen wir diesen Haushalt ab und beantragen na- 
mentliche Abstimmung. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Löffler. 

Löffler (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Wir stehen fast am Ende 
einer langen und harten Debatte. Die Härte ist hier 
insbesondere dann nicht zu ‘beklagen, wenn sie von 
der Sache her erforderlich ist. Ich glaube aber fest- 
stellen zu können, daß es in dieser Woche zuviel 
unnötige Härte gegeben hat, 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

die lediglich der Polemik gedient hat und die dazu 
angetan war, die besten Lösungen zu behindern oder 
gar immöglich zu machen. 
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Löffler 

(AI Am Anfang dieser Woche hat der Kollege Brandt 
an sich und ah uns alle die Frage gerichtet — ich 
zitiere mit Genehmigung der Frau Präsidentin — : 
Was haben die Bürger davon, wenn wir hier allzu- 
oft aneinander vorbei-, zum Fenster hinaus- und 
in die Fernsehkamera hineinreden? Ich glaube, nach 
dieser Woche ist diese Frage berechtigter denn je, 

(Beifall bei der SPD) 

und wir alle sollten uns schnellstens um eine Ant- 
wort bemühen. Das Parlament soll eine Stätte der 
geistig-politischen Auseinandersetzung, des politi- 
schen Ringens und nicht in erster Linie eine Stätte 
der politischen Entgleisimgen sein. Im Parlament 
sind Gedanken zur Lösung anstehender Probleme 
und kein schriller Wortradikalismus gefragt. 

(Haehser [SPD]: Sehr gut!) 

Ich gebe genauso wie mein Kollege Windelen zu, 
dciß wir alle keine Engel sind, und ich bin wahr- 
scheinlich der letzte, der das für sich in Anspruch 
nehmen könnte. Aber wer z. B. von „Betrug", von 
„schamloser Finanzpolitik", von einem „katastro- 
phalen Zustand der Staatsfinanzen", von „einem 
Bruch des Amtseides" spricht, bietet der sich tat- 
sächlich und ernsthaft als sachlicher Diskussions- 
partner an? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Oder verrät er mit dieser Wortwahl nicht viel 
mehr eine Absicht, die jenseits dessen liegt, was 
man noch im entferntesten Sinne als Sachlichkeit 
bezeichnen könnte? 

(B) 

Haushaltspläne werden mitunter etwas anspruchs- 
voll als Hauptbücher der Nation bezeichnet, die 
schicksalsentscheidend sind. Das gilt auch für den 
Haushaltsplan 1978. Was bestimmt denn unsere 
Stellung in der Welt und damit unser aller Schick- 
sal? Lassen Sie mich einmal in der Hoffnung einige 
Faktoren nennen, daß wir uns wenigstens in diesen 
Faktoren einig sind, daß wenigstens hierüber noch 
Einigkeit im Hause besteht. Diese Faktoren sind: 
Erstens. Unser Leben wird durch eine im großen 
und ganzen sozial ausgewogene Gesellschaft ge- 
sichert, die gerade in diesen Zeiten ihre Stabilität 
beweist, zweitens die Bereitschaft der maßgeblichen 
politischen Kräfte, unsere Gesellschaft nach Maß- 
gabe der Möglichkeiten weiterzuentwickeln, drit- 
tens der Fleiß unserer Bürger und imsere technische 
Intelligenz, die in unseren hochentwickelten Indu- 
strieprodukten stecken, viertens unsere anerkannte 
und feste Stellung in den westlichen Bündnissen 
— ■ genannt seien hier die NATO und die EG — , fünf- 
tens unsere Wachsamkeit und Verteidigungsbereit- 
schaft, gepaart mit unserem festen Willen, den Frie- 
den durch Entspannung bewahren zu helfen, sech- 
stens unsere Bereitschaft zur Hilfe für diejenigen, 
die überwiegend oder ganz auf der wirtschaftlichen 
imd sozialen Schattenseite unserer Erde leben. Das 
alles wird von unserem Grundgesetz zusammenge- 
halten, das eine freiheitliche Rechtsordnung und 
eine soziale Verpflichtimg des Staates garantiert. 
Ich nehme an, daß das wohl unsere gemeinsame 
Auffassimg über das Fundament unseres Lebens ist 
und daß es darüber keinen Streit gibt. Ich nehme 
auch an, daß Sie mir zustimmen werden, wenn ich 


sage: Aus diesem Fimdament kann kein einzelner (Q 
Stein herausgebrochen werden, ohne daß das Ganze 
Schaden erleidet. 

Aber wer dem zustimmt, der muß sich auch ernst- 
haft mit der Frage beschäftigen, wie das alles be- 
zahlt werden soll, der muß auch die Realität sehen, 
daß das alles viel Geld kostet, das wir aufbringen 
müssen, um unsere Stellung zu gewährleisten. 

Wie wird das Geld im Haushaltsplan 1978 ausge- 
wiesen? Lassen Sie mich vier große Ausgabeblöcke 
nennen. Herr Kollege Grobecker hat das in seiner 
Rede schon getan; ich möchte es noch einmal wie- 
derholen: erstens die soziale Sicherung, für die wir 
67,2 Milliarden DM, also den weitaus größten Be- 
trag, ausgeben, zweitens die Sicherung der Zu- 
kunft, für die wir 33,1 Milliarden DM ausgeben, 
weil wir auch morgen noch so leben wollen, wie 
wir heute leben, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

drittens die Sicherung der gegenwärtigen Verhält- 
nisse, die wir uns 47,5 Milliarden DM kosten lassen, 
und viertens unsere äußere Sicherheit und Friedens- 
politik, die mit 40,8 Milliarden DM zu Buche schlägt. 

Das sind die 188,6 Milliarden DM Ausgaben, die in 
diesem Haushalt stehen. 

Wir bedauern es auch, daß dieser Betrag ohne 
eine erhöhte Sdiuldenauf nähme nicht zu finanzieren 
ist. Deshalb wurden hier zu Recht die hohen Schul- 
den beklagt. Aber welche Konsequenzen wurden in 
der Debatte sichtbar? Ich kann mich erinnern, daß 
der Kollege Strauß davon gesprochen hat, daß die 
Steuern zu hoch seien, daß sie noch gesenkt werden 
müßten. Wenn ich eine solche Forderung stelle, 
dann muß ich mich natürlich auch ganz eiskalt und 
sachlich mit einem Elektronenrechner mit den Folgen 
auseinandersetzen, die eine solche Forderung hat. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das würde bedeuten, entweder die Nettokreditauf- 
nahme erhöhen — das wollen Sie doch, meine 
Damen und Herren von der Opposition, sicherlich 
nicht — oder aus dem Fundament unseres gesell- 
schaftlichen und staatlichen Lebens einige Steine 
herausbrechen. Ich unterstelle Ihnen gar nicht, daß 
Sie das wollen. Ich sage nur, das sind doch die bei- 
den Alternativen, wenn ich weitere Steuersenkun- 
gen fordere. 

Lassen Sie mich bitte einmal folgende Modell- 
rechnung anstellen. Wir haben in diesem Jahr eine 
Nettokreditaufnahme, die um rund 10 Milliarden 
DM über dem liegt, was wir 1977 für dieses Jahr 
an Nettokreditaufnahme geschätzt haben. Nehmen 
wir einmal diese 10 Milliarden DM weg und nehmen 
wir noch einmal eine Steuererleichterung von 
5 Milliarden DM an, dann würden summa summa- 
rum dem Haushalt 15 Milliarden DM fehlen. Und 
nun mal an Hand des jetzt vorliegenden Haushalts 
die Frage: Wie bekomme ich diese 15 Milliarden 
DM aus dem Haushalt heraus? Natürlich kann 
ich das tun. Aber, wie gesagt, die Folgen sind 
unabsehbar! Wo wollen wir denn streichen? 
Wollen wir am sozialen Gefüge große Abstriche 
machen und damit die soziale Stabilität unserer 
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Löffler 

(A) Gesellschaft aufs Spiel setzen? Wollen wir an 
unseren internationalen Verpflichtungen finanziell 
herumschnippeln und unsere Stellung in der 
Welt als geachteter Partner beeinträchtigen? Wol- 
len wir die Entwicklungshilfe kürzen, wo wir 
doch alle wissen, daß wir ruhig etwas mehr für die 
Entwicklungsländer tun könnten? Wollen wir die 
Ausgaben für die Infrastruktur vermindern, obwohl 
wir wissen, daß die Gleichartigkeit der Lebensver- 
hältnisse nur durch eine gut ausgebaute Infrastruk- 
tur möglich ist? Oder wollen wir die Aufgaben der 
Zukunftssicherung beschneideti? Da ist doch kein 
Spielraum. Selbst wenn ich den Satz anwende 
„Kleinvieh macht auch Mist", bekommt man diesen 
Betrag nicht zusammen, es sei denn — und das habe 
ich schon vorhin gesagt — , man nimmt in Kauf, daß 
sich unsere Lebensverhältnisse radikal verändern 
und mit diesen Lebensverhältnissen möglicherweise 
auch tinsere Gesellschaft und unser staatliches Ge- 
füge einer radikalen Veränderung unterliegt. Aber 
— ich bitte Sie, meine sehr verehrten Damen und 
Herren — niemand weiß, was dann geschieht. Es ist 
ja die Frage erlaubt, ob dann diese Gesellschaft und 
dieser Staat noch mit dem Grundgesetz regierbar 
wären. Gleichzeitig würden wir aber eine starke 
Stütze im westlichen Lager demontieren. Die Folgen 
in der Sicherheits- und Außenpolitik wären nicht 
abzusehen. 

Sparsamkeit ist in der Haushaltspolitik ein bedeu- 
tender Wert. Aber soziale und politische Stabilität 
ist genauso ein Wert. Wenn es möglich ist, geht 
soziale und politische Stabilität vor Sparsamkeit, 
zumal uns alle Institutionen bescheinigt haben, daß 

(B) die in diesem Jahr vorgesehene Nettokreditauf- 
nahme gesamtwirtschaftlich vertretbar ist. 

Wir erwarten von Ihnen, meine Damen und Her- 
ren von der Opposition, keine abstimmungsreifen 
Alternativen. Wie sollten wir auch! Das können Sie 
nicht leisten; da gebe ich dem Kollegen Windelen 
völlig recht. Aber wir können erwarten, daß ge- 
wisse gedankliche Ansätze zu einer Alternative 
präzisiert werden und erkennbar sind. Aber auch 
diese Andeutungen einer Alternative sind in der 
Debatte nicht klar herausgekommen. 

Das hat einen einfachen Grund. Es gibt nämlich 
gar keine ernst zu nehmenden Alternativen zu der 
jetzigen Haushaltspolitik unserer Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Im Grundsätzlichen kann man an dieser Politik 
nichts ändern. Deshalb haben Sie keine Alternati- 
ven, nicht weil Sie nicht einfallsreich genug wären 
oder weil Sie sich nicht genügend Gedanken über 
das machten, was unserem Staat und unserer Finanz- 
politik guttäte. 

Dann machen Sie einen Schlenker, indem Sie da- 
von sprechen, diese ganze Situation sei darauf zu- 
rückzuführen, daß die sozialliberale Koalition So- 
zialismus, Bürokratismus und sozialistische Experi- 
mente der verwegendsten Art einführe. Ich sage 
Ihnen ganz ehrlich, es gehört ein hohes Maß an Ge- 
duld dazu, sich diese Vorwürfe hier im Hause im- 
mer wieder anhören zu müssen. 

(Beifall bei der SPD) 


Schauen wir doch einmal auf unsere wichtigsten 
Partnerländer! Frankreich hat die Planifikation. Da 
werden die wesentlichen wirtschaftlichen Größen 
geplant und durch dirigistische Maßnahmen und 
Methoden verwirklicht. Italien hat über viele Mo- 
nate hinweg ein Bardepot bei bestimmten Importen 
eingeführt. Italien hat an 1 930 wichtigen Unterneh- 
men eine Staatsbeteiligung, durch die es indirekt 
seine Wirtschaft lenken kann. In neun westlichen 
Ländern gab es Lohn- und Preiskontrollen, darunter 
in solchen Ländern wie den USA, Großbritannien, 
Belgien und Italien. In allen Ländern der EG gibt es 
Kapitalverkehrskontrollen, über die folgendes aus- 
gesagt wird — ich zitiere mit der Genehmigung der 
Frau Präsidentin — : 

Der vorstehende Überblick zeigt, daß keiner der 
bedeutenderen EG-Partnerstaaten die Kapital- 
verkehrskontrollen wie die Bundesrepublik aus- 
schließlich zur Abwehr von Zuflüssen erlassen 
hat. Mehr oder minder dienen sie in den mei- 
sten Ländern gleichzeitig einer Begrenzung des 
langfristigen Kapitalexports. 

Hier wird der Bundesrepublik also ausdrücklich be- 
scheinigt, daß sie die liberalste Regelung bei der 
Kontrolle des Kapitalexports hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich erinnere an die Einfuhrkontingente in den USA. 

Diese Liste dirigistischer und halbdirigistischer 
Maßnahmen, die in unseren wichtigsten Partnerlän- 
dern angewandt werden, könnte ich noch fortsetzen. 

Ich könnte Ihnen Maßnahmen nennen, die Sie in der 
Bundesrepublik Deutschland alle nicht finden. p, 

Mit anderen Worten, meine Damen und Herren 
von der Opposition: Nach Ihrer Definition vom So- 
zialismus, der die Bundesrepublik angeblich mehr 
und mehr durchdringt, sind wir der einzige Staat 
mit einer funktionierenden Marktwirtschaft in einem 
Kreis von so bedeutenden „sozialistischen" Staaten 
wie der Französischen Republik, den Vereinigten 
Staaten von Amerika, Italien, Dänemark und ande- 
ren. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und’ Herren von der 
Opposition, ich darf an Sie die freundliche und wirk- 
lich ehrlich gemeinte Bitte richten: Hören Sie end- 
lich damiit auf, und kommen Sie zur Sache! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wolf- 
ram [Recklinghausen] [SPD]: Das ist nicht 
zu erwarten!) 

Ein Wort zur Haushaltspolitik 1977. Sie haben 
diese Haushaltspolitik abqualifiziert. Dagegen habe 
ich nichts. Die Worte hätten auch wieder etwas an- 
ders sein können. Es fielen Worte wie „ungereimt", 
„Wechselbad", „Durcheinander" und ähnliche Aus- 
drücke. 

Ich muß Ihnen dazu folgendes sagen. Wer es sich 
genau ansieht, stellt fest, daß eine sehr konsequente 
Finanzpolitik im Dienste der Kon junkturver Stärkung 
durchgeführt wurde. Nehmen Sie sich einmal ein 
weißes Blatt vor. Schreiben Sie auf die linke Seite 
die Indikatoren, die die wirtschaftliche Entwicklung 
im Jahre 1977 kennzeichneten. Schreiben Sie dann 
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(A) auf die andere Seite diejenigen finanz- und wäh- 
rungspolitischen Maßnahmen, die durchgeführt wor- 
den sind. In dieser Zusammenschau werden Sie fest- 
stellen: Das war keine unüberlegte Zickzackpolitik, 
sondern eine Politik, die mit hochempfindlichen 
Sensoren die Konjunkturentwicklung abgetastet und 
registiert hat und die mit den Mitteln der Haushalts- 
expansion und des Steuerverzichts angemessen dar- 
auf reagierte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist schon, Herr Kollege Windelen, ein bißchen 
eigenartig, dann, wenn man sich die wirtschaftliche 
Entwicklung des vorigen Jahres vor Augen führt, 
nicht zu dem Ergebnis zu kommen, daß da eine Stö- 
rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
vorliegt. 

So schlecht war die Finanzpolitik 1977 nicht, denn 
in dem Gutachten zur gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung, vorgelegt vom Sachverständigenrat, heißt 
es dazu — ich zitiere mit der Genehmigung der Frau 
Präsidentin — : 

Da die Gefahr drohte, daß sich die aus ungelö- 
sten Problemen auf der Angebotsseite resultie- 
rende konjunkturelle Nachfrageschwäche ver- 
selbständigt, muß die Finanzpolitik kurzfristig 
die schwachen Auftriebskräfte stützen und die 
Wachstumsimpulse stärken. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich glau- 
be, dieser Aussage eines unabhängigen und kriti- 
jßj sehen Gremiums ist nichts hinzuzufügen. 

Die Opposition sagt nun: das alles hat ja nichts 
genützt. Da frage ich mich: Woher haben Sie eigent- 
lich diese Erkenntnis, woher wissen Sie eigentlich, 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Aus der Erfah- 
rung!) 

wie die wirtschaftliche Entwicklung verlaufen wäre, 
wenn die Bundesregierung nicht mit den verschie- 
densten Konjunkturverstärkungs- und -Stützungs- 
maßnahmen eingegriffen hätte? Woher wissen Sie 
eigentlich, wo wir dann heute stünden und wie es 
in unserer Wirtschaft aussähe? 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich ein Wort zu den Prognosen sagen, 
die ja in der Debatte dieser Woche eine große Rolle 
gespielt haben. Wir kommen ohne solche Prognosen 
nicht aus, aber sie sollten auch nur den Rang erhal- 
ten, der ihnen als groben Orientierungsmarken 
gebührt, und sie sollten keineswegs als vorwegge- 
nommene Realität angesehen werden. 

Für 1977 gab es mehrere Prognosen über den 
realen Zuwachs des Bruttosozialprodukts; der Bo- 
gen spannte sich von 3,5 bis 6 ®/o. 2,5 ®/o sind es nun 
geworden. Die Bundesregierung hatte in ihrem Jah- 
reswirtschaftsbericht, wie Sie wissen, 5 ®/o ange- 
nommen. Aber sind .denn nun, wie man es in der 
Debatte immer gehört hat, 2,5 ®/o bereits Stillstand 
und Stagnation? 

(Zustimmung bei der SPD) 


Ich kann doch dann, wenn mein Auto statt 100 km 
in der Stunde nur noch 50 km fährt, nicht davon 
ausgehen, daß es stehengeblieben ist, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

so mißlich es natürlich ist, daß es nicht das Tempo 
hält, das ich wünsche. Schließlich sind doch 2,5 Vo 
ein Fortschritt, wenn auch nur ein kleiner, wenn 
auch nur einer, der nicht ausreicht, um unsere Pro- 
bleme zu lösen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wobei 
wir in anderen Ländern einen Rückgang 
haben!) 

— Sehr wahr! 

Die steigende Nettokreditaufnahme ist, meine 
Damen und Herren, ein ernstes Problem. Der Kol- 
lege Brandt hat am Dienstag in diesem Hause da- 
von gesprochen, daß die Grenzen des Möglichen 
nicht überschritten werden dürfen, und der Kollege 
Hoppe hat unter dem Beifall der Opposition auf die 
Gefahren hingewiesen, die sich aus einer zu hohen 
Verschuldung ergeben können. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

— Natürlich „sehr wahr", nur hat der Beifall aus 
Ihren Reihen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat auch weh 
getan!) 

andere Kollegen der Opposition nicht daran gehin- 
dert, in ihren Beiträgen zu den Einzelplänen neue 
Maßnahmen zu fordern, 

(Dl 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

die, würden wir sie jetzt realisieren, sehr viel Geld 
kosteten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Rawe 
[CDU/CSU]: Können Sie mal einen Antrag 
nennen? — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Lesen Sie das bitte einmal im Protokoll nach, 
Herr Kollege Rawe; ich möchte meine Redezeit 
jetzt nicht dafür in Anspruch nehmen. Ihnen diese 
Latte aufzuzählen, aber ich habe sie natürlich hier. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Einen Antrag 
als Beispiel!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne- 
ten Rawe? 

Löffier (SPD): Ja, bitte. 

Rawe (CDU/CSU): Würden Sie vielleicht die Güte 
haben, auch nur einen Antrag, der von uns hier in 
diesem Sinne eingebracht worden sein soll, zu nen- 
nen? 

Löffier (SPD) : Lieber Herr Kollege Rawe 

(Rawe [CDU/CSU] Nur einen, Herr Kol- 
lege! — Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Ja, 
bitte nur einen!) 



5526 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 70. Sitzung. Bonn, Freitag, den 27. Januar 1978 


Löffler 

(A) — Sie müssen mir nun schon die Möglichkeit ge- 
ben, zu antworten; 

(Sehr gut! bei der SPD) 

wenn Sie natürlich gleich dazwischenrufen, werden 
Sie lange auf Ihre Antwort warten müssen — r es ist 
Ihnen sicher nicht entgangen, daß ich nicht von „An- 
trägen" gesprochen habe, sondern davon, daß neue 
politische Maßnahmen von Ihren Sprechern als wün- 
schenswert angesehen worden sind. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Haase [Kas- 
sel] [CDU/CSU]: Aber lieber Herr Löffler! 

— Weitere Zurufe) 

— Aber entschuldigen Sie bitte, daraus mache ich 
Ihnen doch gar keinen Vorwurf! Ich habe ja ein- 
gangs gesagt, daß es ein Positivum dieser Gesell- 
schaft ist, daß die politischen Kräfte bereit sind, die 
Maßnahmen weiterzuentwickeln. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Bei Ihnen darf 
man sich nicht einmal mehr etwas wün- 
schen! So weit sind wir schon!) 

Daraus mache ich Ihnen gar keinen Vorwurf, son- 
dern ich will damit nur andeuten, daß die Zwick- 
mühle nicht nur auf seiten der Koalition vorhanden 
ist, sondern Sie werden davon genauso gezwickt. 

Wir dürfen das Ziel der Konsolidierung, das wir 
im Haushalt 1977 relativ erfolgreich ^ngepeilt haben, 
nicht aus den Augen lassen. Deshalb muß die Kon- 
solidierung des Haushalts in den nächsten Jahren 
eine genauso dringliche Aufgabe sein wie noch so 
pj wünschenswerte Maßnahmen in bestimmten poli- 
tischen Bereichen. Dabei braucht keiner Angst zu 
haben. Die Politik wird nicht zum Stillstand kom- 
men. Politik wird nicht durch bloße Buchhalterei er- 
setzt werden. Aber der Prozeß der Prioritätenset- 
zung wird etwas strenger und härter gehandhabt 
werden müssen als bisher. 

Lassen Sie mich jetzt einmal eine Bemerkung 
über alle „Haushälter" dieses Hauses machen. Der 
eh nicht hohe Beliebtheitsgrad der Hauhaltspolitiker 
in diesem Hause dürfte in den nächsten Jahren 
kaum steigen. Er dürfte eher noch um einige Grade 
sinken, weil wir wahrscheinlich eben mit fester Hand 
prüfen müssen, was machbar ist und was nicht 
machbar ist, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Konsolidierung ist wichtig, um das Erreichte 
bewahren und sichern zu können. Dazu ist aber auch 
eine gewandelte Einstellung zu der finanziellen Lei- 
stungskraft des Bundes nötig. Wenn irgend jemand 
in dieser Republik eine gute Idee hat und er hat 
nicht das Geld dazu, diese Idee zu verwirklichen, 

(Grobecker [SPD] : Kommt er zu uns!) 
schreibt er einen Brief nach Bonn. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Nun wollen wir einmal alle miteinander ehrlich 
sein — hier schlage ich auch an meine Brust — : Wir 
alle sind dann nur allzugern bereit, die Wünsche des 
betreffenden Herrn oder der betreffenden Institution 
hier auch noch beim Finanzminister zu unterstützen. 


weil wir uns davon bestimmte politische Erfolge in 
unserem Wahlkreis oder sonst etwas versprechen. 

Ich weiß, wie schwer solche Wünsche abzulehnen 
sind. Ich war einmal Berichterstatter für einen Haus- 
halt, bei dem ich mir vorgenommen hatte, jedes Jahr 
einen Zuwendungsempfänger zu streichen. Ich bin 
unter einen derartigen Druck geraten, daß mein 
Nachfolger als Berichterstatter diese meine Bemü- 
hungen verständlicherweise auf gegeben hat, denn er 
wollte nicht gleich am Anfang auch unter diesen 
schweren Druck geraten. 

(Grobecker [SPD]: Ein vernünftiger Mann! 

— Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Hat er 

dann jedes Jahr einen neuen auf genom- 
men?) 

— Nein, das hat er nicht getan, Herr Kollege Schä- 
fer. 

Es ist doch nun einmal so: Bekommt eine Institu- 
tion einmal oder vielleicht zweimal einen Zuschuß 
vön uns, dann glaubt sie schon, daß sie einen Rechts- 
anspruch auf Alimentierung durch den Bund habe. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Diese Haltung, diese Einstellung, müssen wir alle 
miteinander bekämpfen. Es geht nicht an, daß der 
Bund als eine Kuh angesehen wird, die schlecht be- 
handelt, unzureichend gefüttert und ständig gemol- 
ken wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

So kann man keine verantwortungsvolle Finanz- 
politik betreiben. Wenn in den nächsten Jahren (D) 
auch stärker auf Sparsamkeit geachtet werden muß, 
so bricht damit ja nicht die Welt zusammen. Das 
Fundament bleibt, wie ich eingangs ausgeführt habe, 
unangetastet und soll auch unangetastet bleiben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie bei der 
Rentei) 

Wir brauchen deshalb keine Gesellschaft ohne An- 
sprüche und ohne Wünsche; aber wir werden viel- 
leicht der Gesellschaft sagen müssen, daß sie auf 
die Erfüllung ihrer Wünsche und Ansprüche ein 
bißchen warten muß und daß sie vielleicht über ihre 
Wünsche und Ansprüche erst noch einmal etwas ge- 
nauer nachdenkt, bevor diese zur Kasse drängen. 

Unser Volk ist schon mit ganz anderen Herausfor- 
derungen als mit den jetzigen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten fertig geworden. 

(Beifall bei der SPD) 

Es besteht deshalb nicht der geringste Anlaß zu 
einer Blut-und-Tränen-Rede; aber es besteht wohl 
Anlaß, jedem deutlich zu machen, daß wir gegen- 
wärtig nicht in einer Zeit rasanter Zuwachsraten le- 
ben, durch die neue Wünsche fast unbegrenzt er- 
füllt werden können. Wir, d. h. die Regierung, die 
Koalition und, ich nehme an, auch die Opposition — 
hier werden Sie wohl mitmachen — , werden uns be- 
mühen, den Prozeß der Konsolidierung so gerecht 
und so erträglich zu gestalten, wie es nur irgend 
möglich ist, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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(A) Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich zusammenfassen. 

Erstens. Der Haushalt 1978 sichert die Grundlagen 
unserer sozialen und staatlichen Existenz und gibt 
damit jedem Bürger die feste Gewißheit, daß er nach 
wie vor in einer der stabilsten Ordnungen dieser 
Erde lebt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zweitens. Die Bundesrepublik hat sich trotz der 
weltweiten wirtschaftlichen Schwierigkeiten nicht 
von ihrer im großen und ganzen bewährten liberalen 
Wirtschaftsverfassung abbringen lassen und wird 
dies auch in Zukunft nicht tun. 

Drittens. Die Konsolidierung des Haushalts, d. h. 
die deutliche Verringerung der jährlichen Nettokre- 
ditaufnahme, ist für die nächsten Jahre eine Auf- 
gabe, die eine hohe Priorität besitzt. 

Viertens. Das von allen politischen Kräften Er- 
reichte gilt es zu sichern. Es darf nicht beschädigt 
werden, weil wir uns buchhalterisch nur mit den Zah- 
len des Haushalts beschäftigen und nicht die leben- 
digen Vorgänge sehen, die hinter diesen Zahlen ste- 
hen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Fünftens. Im Vertrauen auf seine Leistungsfähig- 
keit wird unser Volk die gegenwärtige Situation 
meistern. Wir, die sozialliberale Koalition, und ich 
hoffe, auch die Opposition, werden dabei helfen. 
Wir tun es z. B. mit diesem sozial verantwortlichen 
Haushalt, dem Haushalt 1978. 

(B) (Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich zum Schluß auch Dank sagen, ^ Dank an die 
vielen Mitarbeiter in den Ministerien, insbesondere 
an die Mitarbeiter im Finanzministerium, die genau- 
solange wie wir beraten haben, mit uns gerungen 
haben um die besten Lösungen. 

(Beifall) 

Ich sage auch Dank an die Mitarbeiter des Haus- 
haltsausschusses, die uns in unermüdlicher Arbeit 
immer wieder schnellstens die Unterlagen vorgelegt 
und aufbereitet haben, die wir für die Beratung 
brauchten. 

(Beifall) 

Ich sage aber vor allem Dank — da wäre es schön, 
wenn auch einige Herren der Opposition mitklatsch- 
ten — an jenen Mann, der eine der schwierigsten 
Aufgaben in der jetzigen Zeit zu erfüllen hat und der 
deshalb die feste Gewißheit haben soll, daß er im 
Parlament, aber wenigstens in den Mitgliedern der 
sozialdemokratischen Fraktion, stets einen verstän- 
digen Gesprächspartner finden wird. Ich meine Dr. 
Hans Apel, unseren Bundesfinanzminister. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
stimmen diesem Haushalt ohne Vorbehalt und ohne 
Einschränkung zu 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

und sind glücklich darüber, daß Sie uns die nament- 
liche Abstimmung beschert haben, durch die wir 


unseren Willen eindeutig und protokollarisch be- 
künden können. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Die Debatte der letzten Tage hat Gräben auf- 
gerissen und Wunden geschlagen. Sie hat mehr Ge- 
gensätze geschürt, als in der derzeitigen politischen 
Situation der Bundesrepublik Deutschland erwünscht 
sein kann. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Nicht die im Meinungsstreit sichtbar gewordenen 
voneinander abweichenden Positionen werden hier 
von mir beklagt, denn schließlich liegt es im Inter- 
esse unseres Gemeinwesens, daß um den richtigen 
Weg der Wirtschafts- und Finanzpolitik streitbar ge- 
rungen wird. Es ist aber der Ton, der die Musik 
macht, und der war an vielen Stellen zu laut und zu 
schrill. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Mit Beschimpfungen, herabsetzenden und persönlich 
verletzenden Äußerungen dienen wir unserer Auf- 
gabe nicht. Damit wird der demokratische Grund- 
konsens, ohne den die parlamentarische Demokratie 
nun einmal nicht auskommen kann, leichtfertig in 
Frage gestellt. Die von einzelnen Kollegen bevor- 
zugte Dreschflegelmethode ist Gift für die politische pj 
Aussprache. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Fast immer bleibt dabei die Sachlichkeit auf der 
Strecke. Vertrauen und Toleranz werden aus dem 
Saal geprügelt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, tröstlich ist allein, daß 
es — unbeschadet einzelner Ausbrüche und Entglei- 
sungen — tragfähige menschliche Beziehungen über 
Fraktionsgrenzen hinweg gibt, die sich auf Respekt 
und demokratische Gesinnung stützen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Diese Gemeinsamkeit darf aber nicht nur in der 
Ausschußarbeit sichtbar werden und auf die Aus- 
schußarbeit beschränkt bleiben. Sie muß stärker als 
bisher ins Plenum getragen werden, damit auch für 
die Öffentlichkeit sichtbar wird, daß wir uns alle 
den demokratischen Idealen von Freiheit und Recht 
verpflichtet fühlen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Zu den Fragen eines sittlichen Verhaltenskodex, 
zur Glaubwürdigkeit, zur Vertrauensbasis der Poli- 
tik hat der Kollege von Weizsäcker uns im Verlauf 
der Debatte eine Moralpredigt gehalten. Ich will 
über die Prinzipien gar nicht steiten. Ich bin viel- 
mehr durchaus bereit, anzuerkennen, daß sich die 
Glaubwürdigkeit unseres Tuns und das Vertrauen 
in unsere Handlungen darauf gründet, daß wir un- 
sere Ankündigungen und Versprechungen auch zum 
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Inhalt unserer Entscheidungen machen. Es ist auch 
richtig, daß sich jeder von uns daran messen lassen 
muß, wie er vor diesem Anspruch bestehen kann. 

Eine solche Maxime gilt selbstverständlich für alle 
Bereiche der Politik. Wenn Herr von Weizsäcker 
seine Gedanken über die öffentliche Moral gerade 
bei dem Ringen um die Rentenfinanzierung ansie- 
delt, soll damit aber doch ganz offensichtlich eine 
unpopuläre, wenn auch notwendige Maßnahme ins 
Zwielicht gerückt werden. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Nein!) 

Dabei ging es dem Kollegen von Weizsäcker mehr 
um Zielkonflikte, die dann entstehen können, wenn 
das Festhalten an früheren Aussagen nicht mehr mit 
den veränderten Sachverhalten in Übereinstimmung 
zu bringen ist. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Das war damals schon so!) 

Hier kann kein Zweifel daran bestehen, daß die 
Bundesregierung entschlossen ist — und die Koali- 
tionsfraktionen mit der Bundesregierung entschlos- 
sen sind — , ihre Entscheidungen so zu treffen, wie 
es nach der tatsächlichen Lage und den eingetrete- 
nen Veränderungen jetzt notwendig wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Renten sind nach 
dem Willen dieses Parlaments in eine unmittelbare 
Abhängigkeit zum Wirtschafts- und Konjunkturver- 
lauf gestellt worden. Wir müssen daraus jetzt auch 
die Konsequenzen ziehen. Niemand denkt aber dar- 
an, die Rentner — wie die Opposition so griffig for- 
muliert — „zu betrügen". Niemand denkt daran, die 
Renten zu kürzen. Der Zuwachs allerdings wird be- 
scheidener sein als früher. Aber von einer Gefähr- 
dung der Renten kann keine Rede sein. Die Pro- 
bleme der Finanzierung sind zu lösen und werden 
gelöst. Der Vorwurf eines unmoralischen Verhaltens 
ist deshalb fehl am Platz. Wenn die Lösungen auf 
den Tisch kommen, wird sich zeigen, ob auch die 
Opposition bereit ist, nach der politischen Ethik des 
Kollegen von Weizsäcker zu handeln. 

Meine Damen und Herren, die Frage nach der 
Glaubwürdigkeit stellt sich, wie mir scheint, sehr 
viel mehr bei dem Kollegen Franz Josef Strauß. Er 
hat noch im September 1977 die Anwendung des 
Stabilitäts- und Wadistumsgesetzes verlangt, 

(Zuruf von der [CDU/CSU]: Mit Recht!) 

weil er einen zehnprozentigen Steuerabschlag im 
Interesse der Konjunktur für dringend geboten hielt. 
Er ließ die CDU/CSU-Fraktion am 5. September 1977 
einen dahin gehenden Antrag stellen, der die Na- 
men der Kollegen Dr. Kohl und Dr. Zimmermann 
trägt. Die CDU/CSU-Fraktion konnte ihn nur stel- 
len, weil sie das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht 
als gestört ansah und weil die steuerliche Entla- 
stungsmaßnahme zur Überwindung dieser Störung 
eingesetzt werden sollte. Die damals von der Oppo- 
sition angeführten Tatbestände wirken bis heute 
fort. Sie sind allerdings noch durch die aus Dollar- 
schwäche und daraus resultierender DM-Aufwertung 
entstandenen Exportprobleme verschärft worden. Bei 


ein und demselben Sachverhalt jetzt eine Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes zu be- 
streiten zeugt nun wahrlich von einer doppelten 
Moral. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Kollege Strauß wechselt seine Meinung aus rein 
taktischen Gründen,- denn nur so kann er behaupten, 
die Bundesregierung verletze das Grundgesetz, weil 
die Kreditmittel die Investitionsausgaben überstei- 
gen. Was bei der Forderung der Opposition nach 
dem Stabilitätsgesetz wirtschaftlich geboten und 
verfassungsrechtlich zulässig war, soll bei einer 
auf denselben Faktoren beruhenden Maßnahme der 
Bundesregierung verfassungswidrig und verabscheu- 
ungswürdig sein. 

Meine Damen und Herren, so kann man mit der 
Verfassung nicht umspringen, und die Opposition 
kann' nicht leichtfertig deshalb einen neuen Verfas- 
simgsbruch behaupten, weil ihr das so schön in den 
Kram ihres Argumentationskatalogs paßt. Es ist 
auch nicht sehr überzeugend, wenn die Haushalts- 
sprecher der Opposition dies bedenkenlos nach- 
ahmen, obschon sie es besser wissen müßten. Offen- 
sichtlich wollen Teile der Opposition eine Art von 
Alleinvertretungsanspruch als Verfassungshüter re- 
klamieren. 

(Zuruf von der SPD: So ist es! — Beifall bei 
der FDP und der SPD) 

Mit derartigen Eskapaden, wie sie Franz Josef 
Strauß in Gang gesetzt hat, wird dies aber schwer- 
lich gelingen. 

p: 

Ich anerkenne aber ausdrücklich, daß es in den 
Reihen der Opposition auch Stimmen gibt, die sich 
nicht durch ihre Oppositionsrolle den Blick für die 
Tatsachen verstellen lassen und die die Rechtslage 
deshalb auch nicht verbiegen. Ich kann nur hoffen, 
daß diese Geradlinigkeit und der Mut zu realisti- 
scher Betrachtungsweise in den Reihen der Opposi- 
tion ansteckend wirken. 

Leider hat der Kollege Windelen in dieser Frage 
beigedreht. Dies muß ich seinen Ausführungen von 
heute vormittag entnehmen. 

(Dr. Häfele [CDU/CSU]: Er hat gute Argu- 
mente vorgetragen!) 

Er hat sich in dieser Frage dem Kollegen Strauß 
angepaßt. Der Druck war offensichtlich zu groß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Windelen? 

Hoppe (FDP): Verehrter Herr Kollege Windelen, 
ich komme auf Ihre Argumentation zurück, und ich 
hoffe. Sie werden meine Feststellungen als, wenn 
schon nicht aus Ihrer Sicht berechtigt, dann doch 
aus meiner Sicht durchaus vertretbar anerkennen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Er will 
I sich halt distanzieren!) 
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(A) Bei einem 10 Voigen Konjunkturabschlag hätte doch 
der Steuerausfall etwa 16 Milliarden DM betragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hätte die 
Wirtschaft angekurbelt!) 

Rund 12 Milliarden DM hat das jetzt beschlos- 
sene Steuerentlastungspaket gekostet. Es ist doch 
für jeden, und zwar auch ohne Taschenrechner, un- 
schwer zu erkennen, daß bei der Oppositionslösung 
eine höhere Nettokreditaufnahme zwingend die 
Folge gewesen wäre. 

Der am Mittwoch vom Bundeskabinett verab- 
schiedete Jahreswirtschaftsbericht 1978 hat uns 
während der Beratungen den Datenkranz der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik für 1978 rechtzeitig vor 
der Verabschiedung des Bundeshaushalts nachgelie- 
fert, Wir sind darin in unserer Überzeugung bestä- 
tigt worden, daß dieser Haushalt in einer schwieri- 
gen Phase des strukturellen Umbruchs Impulse für 
die Konjunktur geben und daß er als Instrument 
einer antizyklischen Finanzpolitik eingesetzt werden 
muß. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir können der daraus resultierenden Verpflich- 
tung nicht ausweichen, und wir sind bereit, die 
notwendigen Entscheidungen zu tragen, auch wenn 
dafür auf der Verschuldensseite ein hoher Preis ge- 
zahlt werden muß. Zu dieser expansiven Haushalts- 
politik, zu der es bis zur Stunde keine Alternative 
gibt, bekennen wir uns. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

|B) 

Vor den Problemen der Zukunft wollen und dürfen 
wir die Augen aber nicht verschließen. Wir Freien 
Demokraten werden deshalb über diese Probleme 
auch dann sprechen, wenn es dem einen oder ande- 
ren nicht passen sollte. 

Meine Damen und Herren, die Zeit hoher Zu- 
wachsraten geht zu Ende. Die Verschuldung muß 
eingedämmt werden. Die Lasten der Konjunktur 
müssen dem Haushalt abgenommen werden, und 
dazu sind die Kräfte unserer freien sozialen Markt- 
wirtschaft auf gerufen. Die Tarif partner können 
durch eine dem Ganzen verpflichtete Lohnpolitik 
diese Entwicklung entscheidend begünstigen. Je- 
denfalls muß die Konsolidierung der Staatsfinanzen 
energisch angepackt werden. Dies wird Bundes- 
regierung und Parlament zu äußerster Selbstdiszi- 
plin zwingen. Auf vielen Gebieten werden wir kür- 
zertreten müssen. Darin liegt allerdings auch ein 
heilsamer Aspekt. Mehr als bisher wird sich die 
Diskussion auf die Frage zuspitzen, wo und wie mit 
größtmöglichem Effekt Wachstumsfelder, die für die 
Zukunft unserer Volkswirtschaft ausschlaggebend 
sind, qualitativ gefördert werden können. Der Haus- 
halt muß bei der Entwicklung zukunftsträchtiger 
Sektoren eine wichtige Rolle spielen, ohne in Kon- 
kurrenz mit der privaten Wirtschaft zu treten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Subven- 
tionsbericht mag uns diese Aufgabe erleichtern hel- 
fen. Jedenfalls sollte er zur Pflichtlektüre für alle 
werden, nicht nur für Haushaltspolitiker, sondern 


insbesondere für jene, die den Staat immer um neue (C) 
Leistungen angehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
des Abg. Wolfram [Recklinghausen] [SPD]) 

Vielleicht gelingt es uns, aus der Not eine Tu- 
gend zu machen. Der in diesen Haushaltsberatun- 
gen immer wieder in den Vordergrund gerückte 
Gedanke „weniger Staat — mehr Eigeninitiative" 
hat fürwahr nicht nur Popularität verdient, sondern 
er sollte auch praktiziert werden. Die FDP wird . 
sich diesem Ziel mit Engagement widmen, 

(Beifall bei der FDP) 

In der Wirtschaftspolitik ist bei der Opposition 
kein durchlaufender Faden zu erkennen, weder ein 
roter noch ein schwarzer. Weil nach alter Tradition 
Interessengruppen gehätschelt und gepflegt werden, 
kommt ein in sich geschlossenes Konzept offenbar 
nicht zustande. Deshalb sind auch die Konsequenzen 
für die Haushaltspolitik so widerspruchsvoll. Wäh- 
rend die einen die Defizite schlechthin in Acht und 
Bann tun, fordern die anderen gleichzeitig noch 
höhere Steuersenkungen. Aus dem Hü und Hott der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik muß die Opposition 
erst noch herausfinden. Durchgreifende Einspa- 
; rungsmöglichkeiten sieht sie offenbar selber nicht, 
denn über symbolhafte Kürzungsanträge ist sie in 
der Haushaltsberatung nicht hinausgekommen 

(Zuruf des Abg. Haase [Kassel] [CDU/ 

CSU]) 

Meine Damen und Herren, bei der etwas kopf- 
losen Suche nach Positionen verfiel sie auch auf 
die Bundesbahn. Eine halbe Milliarde sollte bei den 
Investitionen gekürzt werden. Wie es hieß, sollte 
damit ein „Signal" gesetzt werden. Die Opposition 
hat damit nur erneut, wie mir scheint, ihre Wider- 
sprüchlichkeit signalisiert. 

Seit Jahr und Tag beklagen wir allesamt die deso- 
laten Finanzen der Bundesbahn. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wir sollen 
Ihre Bahn aus dem Defizit fahren!) 

Eine Kürzung der Investitionsmittel ist aber wahr- 
lich nicht dazu angetan, die Leistungsfähigkeit zu 
steigern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD -- Wolf- 
ram [Recklinghausen] [SPD] : Die CDU/ 

CSU stellt die Weichen zurück!) 

Auch bei dem Antrag zur Erhöhung der Bundes- 
hilfe für Berlin hat die Opposition ein weiteres Mal 
ihre Rösselsprungpolitik dokumentiert. Sie sagt ja 
j zur Erhöhung, um sich publikumswirksam in das 
: Gruppenbild für Berlin einzureihen, aber die Dek- 
I kung dieser Mehrausgaben verweigert sie dann. Die 
vielgerühmte Solidarität für Berlin wird sofort wie- 
der aufgegeben, wenn die Taktik das opportun er- 
scheinen läßt. 

(Beifall bei der FDP) 

i Eine solche Halbherzigkeit ist bestimmt kein Muster- 
beispiel für glaubwürdige Politik, sondern sie zeugt 
von einem Mangel an Verantwortungsgefühl. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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(A) Mein Resümee: Die Opposition hat sich jeder 
Kooperation bei der Lösung der Haushaltsprobleme 
1978 versagt. Das ist bedauerlich, aber für die Hand- 
lungsfähigkeit der Bundesregierimg nicht von Rele- 
vanz. Die hohe Fachkompetenz der Bundesregierung 
gerade auf dem hier diskutierten Gebiet der Finanz- 
und Wirtschaftspolitik ist in der internationalen und 
deutschen Öffentlichkeit unbestritten. Die Freien 
Demokraten wissen die Finanz- und Wirtschafts- 
politik in guten Händen. Die Bundesregierung kann 
unserer nachdrücklichen Unterstützung sicher sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Da es bei haushaltspolitischen Debatten um mehr 
als nur um Fragen der Konjunktur und der Etatge- 
staltung geht, füge ich abschließend noch hinzu: Die 
Regierung Schmidt/Genscher hat auf allen wichtigen 
Feldern der Politik unter Beweis gestellt, daß sie 
auf 4ie großen Herausforderungen unserer Zeit — 
dazu zählt die Friedenssicherung ebenso wie die 
Weltwirtschaftsrezession oder der länderüberschrei- 
tende Terrorismus — umsichtig und entschlossen zu 
reagieren versteht. Nicht zuletzt hat sie — das muß 
ich als Liberaler besonders unterstreichen — den 
Verlockungen und Drohungen der Opposition wi- 
derstanden, sich auf Grund terroristischer Anschläge 
in einen Wettlauf um Gesetzesänderungen hineinzu- 
steigern. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr gut! — - 
Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es muß noch einmal daran erinnert werden, daß 
manche Ratschläge doch kräftig über das Ziel hin- 
^ * ausgeschossen sind, als wir von den kriminellen 
Gewalttaten heimgesucht wurden. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wartet mal ab 
bis zum nächsten Mali) 

Inzwischen hat sich Besonnenheit eingestellt,. Es ist 
deshalb nur verständlich, daß der vom General- 
sekretär der CDU gemachte Vorschlag, die Bundes- 
wehr einzusetzen, schon längst in Vergessenheit ge- 
raten ist. Allzu bereitwillig wurde damals auch das 
fahrlässig gebrauchte Wort vom „Bürgerkrieg" wei- 
tergereicht. Die Angst wurde unnötig geschürt. Ei- 
gentlich muß aber doch jedem verantwortlich den- 
kenden Politiker klar sein, daß genau darauf das 
Tun der Terroristen gerichtet ist. „Angst", so hat 
Carl Friedrich von Weizsäcker vor wenigen Tagen 
gesagt, „schließt die Augen. Handeln kann man nur 
mit offenen Augen." Das genau hat die Bundesregie- 
rung getan. Sie hat offenen Auges und vernunft- 
bestimmt gehandelt — nicht nur in Mogadischu, 
auch in den Konsequenzen, die sie für die Arbeit der 
Polizei und der Justiz zog. Jedermann weiß, um was 
es hier geht. Wir werden in der ersten Sitzungs- 
woche des Februar darüber abzustimmen haben. 

Unsere Regierung hat gerade in diesem Span- 
nungsfeld von innerer Sicherung und Bewahrung der 
Rechtsstaatlichkeit Kraft und Disziplin bewiesen. 
Sie hat gezeigt, daß die Stärke des Staates und 
Liberalität sich gegenseitig bedingen. Freiheit gegen 
Terrorismus zu verteidigen verlangt nicht nur präzi- 
ses und rechtmäßiges Handeln. Um noch einmal Carl 
Friedrich von Weizsäcker zu zitieren: „Wir vertei- 


digen die Freiheit vor allem, indem wir sie gebrau- 
chen." Denn „Freiheit ermöglicht Vernunft". 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Auf diese Vernunft bauen wir Freien Demokraten. 

Wir wissen uns darin einig mit der Mehrheit unserer 
Bürger. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke; Das Wort hat Herr 
Bundesminister Dr. Apel. 

Dr. Apei, Bundesminister der Finanzen: Frau Prä- 
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

In diesen Tagen gibt das Ifo-Institut in München 
der Finanzpolitik von Bund, Ländern imd Gemein- 
den einige Fragen auf. Sie haben darüber sicher 
in den Zeitimgen dieser Tage gelesen. Allerdings 
ist die Zielrichtung eine ganz andere als die der 
Fragestellungen, die hier von der Opposition in die 
Debatte eingebracht worden sind. Denn das Ifo- 
Institut sagt, die expansive Ausgabenpolitik der 
öffentlichen Hände sei dringend notwendig. Es kri- 
tisiert im übrigen im nachhinein — was für Wirt- 
schaftsforscher relativ einfach ist — die Konsolidie- 
rungsbemühungen und auch die Konsolidierungser- 
folge des Haushaltsjahrs 1977. 

Ich habe diesen Äußerungen des Ifo-Instituts aller- 
dings eine Bemerkung hinzuzufügen. Denn die in 
diesen Äußerungen enthaltene Kritik richtet sich 
nur sehr bedingt an die Bxmdesfinanzen. Schließ- 
lich war der deutliche Wirtschaftsaufschwung des 
Jahres 1976 auch die Konsequenz .eines massiven p) 
Konjunktur anstpßes über öffentliche Investitions- 
programme und der in 1975 wirksam gewordenen 
Lohn- und Einkommensteuerreform. Im übrigen hat 
die Haushaltskonsolidierung 1977 tatsächlich statt- 
gefunden — aber wiederum nicht beim Bund. Ich 
habe in dieser Debatte schon einmal darauf hinge- 
wiesen: Noch zur Mitte des Jahres 1977 haben die 
Länder und die Gemeinden 25 Milliarden Netto- 
kreditaufnahme als notwendig bezeichnet, um ihre 
Haushalte zu finanzieren. Sie sind, wie wir heute 
wissen, mit 10 Milliarden Nettokreditaufnahme aus- 
gekommen. Hier ist ein Kontraktionseffekt ausgelöst 
worden, der den Wirtschaftsaufschwung des Jahres 
1977 zweifellos mit abgebremst hat 

Die Bundesfinanzen haben, wie wir dem Haus- 
haltsabschluß 1977 entnehmen können, nicht nur auf 
der Ausgabenseite das losgeschlagen, das ausge- 
geben, das investiert, was wir uns vorgenommen 
hatten. Wir sind sogar wegen des 1977 wirksam 
werdenden vervierfachten Weihnachtsfreibetrags 
mit 1 Milliarde DM Nettokreditaufnahme mehr zur 
Kasse gebeten worden. 

Herr Kollege Windelen, in Ihrer Rede, die sich, 
das möchte ich Ihnen gern bescheinigen, durch 
große Sachlichkeit ausgezeichnet und sich deswegen 
für mich so wohltuend von anderen Beiträgen aus 
Ihrer Fraktion abgehoben hat, haben Sie gesagt, ich 
hätte in der Debatte die Bundesländer mit dem 
Art. 106 GG bedroht. Von „Bedrohen" kann über- 
haupt nicht die Rede sein. Aber wenn unser Grund- 
gesetz sagt, daß Bund, Länder und Gemeinden in 
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Bundesminister Dr. Apel 
fA) 

^ gleichem Maß Anspruch auf Deckung ihrer Finanz- 
bedürfnisse, Anspruch auf die Steuern, Verwal- 
tungseinnahmen und, Gebühren dieses Bundesstaats 
haben, und wenn der Bund 1977 nur 87% seiner 
Ausgaben über diese normalen Einnahmen decken 
konnte, die Länder 96 % und die Gemeinden 97 %, 
ist diese Grundgesetzbestimmung augenscheinlich 
verletzt. 

Sie haben hinzugefügt, der Bundeskanzler habe 
doch den Ländern dies gegeben. Ich habe an den 
Verhandlungen teilgenommen. Diese Verhandlun- 
gen sind ^ine unwürdige Veranstaltung für jeder- 
mann, weil sie schließlich mit einem Kuhhandel 
zwischen Bund und Ländern enden und das Ergebnis 
ein uns abgetrotztes ist. Was ich mir in diesem Zu- 
sammenhang wünsche, ist, daß wir auf Grund der 
Vorschläge des Herrn Bundeskanzlers für 1978, 
wenn wir aufs neue verhandeln müssen, zu objekti- 
vierten Formen der Verteilung der Steuermasse 
kommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es kann doch nicht im Interesse aller Beteiligten 
sein, die zu kurze Finanzdecke sich gegenseitig 
wegzureißen. 

Lassen Sie mich noch kurz auf die Bemerkungen 
des Ifo-Institutes zu dieser Haushaltsdebatte zurück- 
kommen, die in diesen Tagen in der Presse standen. 
Das Ifo-Institut erwartet mit unseren Maßnahmen, 
die jetzt laufen — Steuererleichterungen, Ausgaben- 
steigerungen, öffentliche Investitionsprogramme — , 
einen Nachfrageeffekt in 1978 von rund 20 Milliar- 
(ß) den DM. Dieses sind mehr als eineinhalb Prozent- 
punkte des Bruttosozialprodukts. Damit wird also in 
der Tat ein Konjunkturstoß ausgelöst, der seine 
Wirksamkeit haben wird. 

Die Forscher aus München bescheinigen uns im 
übrigen auch, daß die Strukturen dieses Programmes 
— kostenmäßige Entlastung der Unternehmen auf 
der Steuerseite, erhöhte Kaufkraft für die privaten 
Haushalte, öffentliche Investitionen, öffentliche 
Mehrausgaben — richtig zugeordnet sind. Allerdings 
stellen sie die Frage, ob die Dosierung ausreicht. Es 
wird also deutlich, daß einzelne Wirtschaftsforscher 
sehr wohl der Meinung sind, wir sollten noch mehr 
tun. Ich werde darauf noch zurückkommen. 

Wesentlich scheint mir aber folgendes zu sein. 
Wenn in 1977 und in 1978 11 Milliarden DM öffent- 
liche Investitionen aus dem Zusatzinvestitionspro- 
gramm in Auftrag gehen, dann muß es unsere ge- 
meinsame Sorge sein, daß nicht einfach durch Bu- 
chungsvorgänge Milliarden, die der Bund bereit- 
stellt, von den Ländern eingesetzt werden, aber da- 
für an anderer Stelle eingespart wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Länder müssen voll mitziehen; sie müssen ihre 
Haushaltsspielräume voll ausnutzen. Das ist auch 
die Sorge des Ifo-Institutes. 

Die Konsequenz dieser Politik sind hohe Haus- 
haltsdefizite. Aber, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, unsere wichtigsten westlichen Handelspart- 
ner gehen genau den gleichen Weg. Das Defizit des 
amerikanischen Bundeshaushalts — nur des ameri- 


kanischen Bundeshaushalts — beläuft sich in die- (Q 
sem und im nächsten Jahr auf die Größenordnung 
von jeweils 130 Milliarden DM. Die japanische Re- 
gierung hat ebenfalls ein sehr expansives Ausgaben- 
programm verkündet. Das japanische Haushaltsde- 
fizit wird rund 85 Milliarden DM betragen. 

Vor diesem Hintergrund — 130 Milliarden DM 
Defizit beim Bundeshaushalt der USA, 85 Milliarden 
DM Defizit beim japanischen Haushalt — wird das 
Problem, das wir zweifelsohne haben — und dar- 
über werde ich noch zu sprechen haben — , relati- 
viert. In jedem Fall wird hier deutlich, daß eine An- 
strengung der sogenannten Wachstumslokomotiven 
der größten Industrienationen der westlichen Welt 
— derer, die sozial und ökonomisch und finanzpoli- 
tisch intakt sind — gefordert ist und gefordert bleibt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Im übrigen: Wenn wir den Schuldenstand inter- 
national vergleichen — ich habe mir eben noch ein- 
mal die Unterlagen der OECD dazu angeschaut — , 
dann stellen wir doch trotz allem fest, daß von den 
größeren Industrienationen nur Frankreich eine 
geringere Schuldenlast als die Bundesrepublik 
Deutschland trägt. Das erklärt sich natürlich aus der 
zentralstaatlichen Organisation jenes Landes, in der 
man in einer ganz anderen Art und Weise staat- 
liche Ausgaben und Einnahmen orientieren kann. 

Man hat nicht die Probleme einer Föderation, bei 
der Ausgaben und Einnahmen immer mehr im Halb- 
dunkel föderaler Mischfinanzierung und föderaler 
Zustimmungsnotwendigkeiten versinken. 

O) 

(Dr. Häfele [CDU/CSU]: „Halbdunkel" ist 
sehr gut!) 

Ich meine, wir leisten mit unserem expansiven 
Haushalt einen entscheidenden Beitrag dafür, daß 
die wirtschaftliche Entwicklung in 1978 wieder in 
Schwung kommt. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Warten Sie 
mal ab!) 

Es ist aber wesentlich — der Herr Bundeskanzler hat 
darauf in seiner Regierungserklärung schon hinge- 
wiesen — , daß viele andere westliche Industrie- 
nationen mitziehen. Natürlich können die Bundes- 
republik, Japan und die USA allein die weltweite 
Rezession nicht überwinden und erneut die Marsch- 
geschwindigkeit der Konjunktur erhöhen. Im übri- 
gen können auch viele unserer Partnerländer mit 
gasgeben und expansiv werden, weil sie Gott sei 
Dank im Bereich ihrer Zahlungsbilanzen und auch 
bei den Bemühungen um Preisstabilisierung Erfolge 
gehabt haben. 

Viele Löhnsteuerzahler haben bereits zu Weih- 
nachten und jetzt am Beginn des Jahres festgestellt, 
daß die Steuersenkungen ihnen erhebliche Vorteile 
gebracht haben. Nun sagen Sie, Herr Windelen, 
diese Steuervorteile hätten die Bürger der Oppo- 
sition zu verdanken. 

(Windelen [CDU/CSU]: Einen großen Teil!) 

Da muß ich Sie an die Debatten hier im Deutschen 
Bundestag erinnern. Es waren Sie, meine Damen 
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und Herren von der Opposition, die die Erhöhung 
des Kindergeldes abgelehnt haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kroll- 

Schlüter [CDU/CSU]: Herr Minister, das ist 

unredlich und falsch! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

— Ich bitte Sie, ich habe das im Protokoll des Deut- 
schen Bundestages nachprüfen lassen; ich kann Ihnen 
sogar die Abstimmungsergebnisse geben. Es waren 
Sie, die die Erhöhung der Sonderausgabenhöchstbe- 
träge hier im Deutschen Bundestag abgelehnt haben. 
Sie haben sogar die Vermögensteuersenkung abge- 
lehnt. War das richtig, oder war das falsch? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Abg. 

Dr. Häfele [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Ich werde noch einen zweiten Punkt hinzufügen, 
damit Herr Häfele eine noch rundere Frage stellen 
kann. Ist es falsch, daß Sie in namentlicher Abstim- 
mung auch das zweite Steuerpaket hier im Deut- 
schen Bundestag abgelehnt haben, das die Erhöhung 
des Weihnachtsfreibetrags und die Erhöhung des 
Grundfreibetrags vorsah? Sie werden hinzufügen: 
Ja, aber im Vermittlungsausschuß hat man sich ge- 
einigt. Das stimmt, aber die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion hat hier alles abgelehnt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Minister, gestat- 
ten Sie jetzt eine Zwischenfrage? 

(B) 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Ja. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Herr Finanzminister Apel, 
ist Ihnen bekannt, daß Sie noch im Juli letzten Jah- 
res öffentlich erklärt haben, daß frühestens 1980 
Steuererleichterungen kommen dürften, und Sie die 
Steuererleichterungen erst auf Grund der Initiativen 
der CDU/CSU notgedrungen mittragen mußten? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 

[Tübingen] [SPD]: Gesetz ist Gesetz! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Herr Hä- 
fele, ich kann verstehen, daß Sie, mit meinen Bemer- 
kungen in Verlegenheit gebracht, nun versuchen, 
mich in Verlegenheit zu bringen; das ist ganz nor- 
mal. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Ich habe Sie in Verlegenheit gebracht, ich habe 
Ihnen vorgeführt, wie Sie sich verhalten haben, und 
nun wollen Sie mich durch Ihre Frage in Verlegen- 
heit bringen. Nun will ich Ihnen dazu meine Bemer- 
kungen machen. Ich stütze mich dabei auf die Aus- 
führungen meines Fraktionskollegen Lothar Löffler. 
In der Tat habe ich die von Ihnen angeführten Äu- 
ßerungen gemacht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Also!) 


— Was heißt „also"? Es ist doch dann über den (Q 
Sommer etwas passiert, was uns zum Handeln ver- 
anlaßt hat. Das ist der entscheidende Punkt! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Völlig unvorhersehbar?!) 

Der Herr Bundeskanzler hat auf der Gipfelkonferenz 
im Mai in London zugesagt, daß dieses Land kon- 
junkturell nachsteuern wird, wenn die Wachstums- 
raten nicht in Ordnung sind. Deswegen haben wir 
im August und im September nachgesteuert. 

(Dr. Häfele [CDU/CSU]: Ihre Aussage war 
im Juli! Wollen Sie das bestreiten?) 

— Aber Herr Kollege Häfele, wenn Sie mir nun 
vorwerfen, wollen, daß ich in meiner nun bald vier- 
jährigen Amtszeit als Finanzminister auch meine 
Meinung gewechselt habe, so gebe ich Ihnen das 
ZU; aber es ist die Aufgabe von Finanzpolitik, daß sie 
sich neuen Gegebenheiten anpaßt. So ist das eben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Minister, gestat- 
ten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Ja. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Herr Finanzminister, wenn 
Sie jetzt Ihre Meinungsänderung auf die Gipfelkon- 
ferenz vom Mai zurückführen, wie kann es dann 
sein, daß Sie im Juli gesagt haben, daß vor 1980 
keine Steuererleichterungen kämen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Ich habe 
Ihnen das soeben erklärt: Ich habe in dem Moment 
die Meinung geändert, als deutlich wurde, daß wir 
die Wachstumsziele des Jahres 1977 nicht erreichen 
würden. 

Lassen Sie mich an diesem Punkte auf ein zweites 
Argument des Kollegen Windelen eingehen, Herr 
Kollege Windelen: „Sie haben die wachsende Abga- 
benlast geplant." Aber auch hier bitte ich doch sehr 
darum, daß wir die Dinge differenzierter sehen. Sie 
werden nicht bestreiten können, daß die sogenannte 
Steuerlastquote über 25 Jahre — von 1952 bis heute 

— in etwa unverändert geblieben ist mit dem schlim- 
men Problem innerhalb der Gesamtsteuerbelastung, 
daß die indirekte Besteuerung abnimmt und die di- 
rekte und die Lohnsteuerbelastung zunimmt. Dieses 
Problem sehen wir. Deswegen sind wir auch der 
Meinung, daß es richtig war, die Mehrwertsteuer 
um einen Punkt zu erhöhen und die Erträge voll 
zurückzugeben. Wir müssen also nuancierter argu- 
mentieren. Da sage ich Ihnen — und dieses ist zu- 
gegeben — , daß das Problem, das die Abzüge der 
Arbeitnehmer betrifft, die sogenannte Sozialbeitrags- 
quote ist. Die ist in der Tat in 25 Jahren deutscher 
Staatlichkeit stark gestiegen. Aber da muß ich auf 
eine Bemerkung von Graf Lambsdorff zurückkom- 
men. Ist es denn nicht so, daß diese Steigerung der 
Sozialbeitragsquote auf eine Anhebung der Renten- 
versicherungsbeiträge von 14. auf 18 Vo zurückzu- 
führen ist? Schlägt sich hier nicht auch die Einfüh- 
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(A) rung der Lohnfortzahlung und mancher anderer Maß- 
nahmen der Großen, Koalition nieder? Wollen wir 
uns eigentlich im nachhinein dieses gemeinsam Be- 
schlossene madig machen? War es nicht, richtig, da- 
mals diesen Schritt unter Herrn Bunderskanzler Kie- 
singer zur Ausweitung des Netzes sozialer Sicher- 
heit zu tun? Wo stünden wir heute eigentlich, wenn 
wir dieses alles nicht gemacht hätten? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Was soll denn dann diese Argumentation? Beken- 
nen wir uns zur gemeinsamen Verantwortung in 
der Großen Koalition und seien wir doch auch heute 
noch ein bißchen stolz darauf, daß wir dieses so ge- 
macht haben, weil wir dieses soziale Netz in dieser 
Rezession heute so dringend brauchen! Ich bitte Sie 
wirklich um etwas mehr Sachlichkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen, wenn Sie, meine sehr verehrten Da- 
men und Herren, heute sagen — ich habe das bei 
Ihnen, Herr Windelen, herausgehört — , Sie wollten 
demnächst zu weiteren Steuersenkungen kommen, 
im wesentlichen, um die Erträge zu entlasten — 
das heißt. Sie wollen die Wirtschaft steuerlich weiter 
entlasten — , dann können Sie doch nicht im gleichen 
Atemzug die Rückseite der Medaille, nämlich die mit 
Steuersenkungen natürlich steigenden, höheren De- 
fizite, beklagen. Auch hier können wir doch nicht 
so argumentieren, als sei von irgend jemandern 
von uns der Dukatenesel erfunden. Weder Sie als 
Vorsitzender des Haushaltsausschusses noch ich kön- 

(B) nen eine Mark zweimal ausgeben. Und pauschal 
Ausgabenkürzungen zu fordern führt in der Sache 
doch nicht weiter. 

Herr Windelen, Sie haben gesagt, die Investitions- 
hemmnisse seien so groß, die Verbürokratisierung 
bedrücke unsere Wirtschaft. Sie haben gesagt, wir 
sollten nun endlich etwas tun. Hochverehrter Herr 
Kollege, wissen Sie denn nicht, daß wir in einem 
föderalen Staat leben? Wissen Sie nicht, daß die 
Gemeindeparlamente, die Kreisparlamente, die Län- 
derparlamente in einem unvergleichlich höheren 
Maße Einfluß auf das nehmen, was Sie Verbüro- 
kratisierung der Wirtschaft und des Wirtschafts- 
lebens nennen? Wissen Sie das nicht? Kennen Sie 
nicht eine Niederschrift der letzten Sitzung der 
Wohnungsbauminister von Bund und Ländern? Herr 
Ravens hat sie mir freundlicherweise gegeben. Dort 
steht, daß nach eingehender Beratung die Minister- 
konferenz — und da sitzen die CDU- und die CSU- 
und die FDP- und die SPD-Minister zusammen — 
einen langen Katalog beschlossen hat, was alles ge- 
schehen soll. In zwei Punkten wendet man sich an 
den Bund. In insgesamt neun Punkten wendet man 
sich an die Länder, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

fordert man sich selbst auf, die den Bau — den 
Wirtschaftsbau, den privaten Bau — behindernden 
Investitionshemmnisse abzubauen. Nehmen wir also 
auch dieses, bitte, aus der polemischen Ausein- 
andersetzung heraus, klopfen uns alle selber an 
die Brust und sagen, da ist wohl manches des Guten 


zuviel getan, und richten unsere Blicke auf unsere 
eigenen Landesparlamente und Landesregierungen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Was soll denn dieser Schlagabtausch! 

Ich möchte gern noch einmal auf das Problem der 
zu hohen Defizite — Art. 115 GG — zurückkommen. 
Graf Lambsdorff wird morgen früh für 14 Tage in 
die USA fliegen. Er wird dort eine Reihe wichtiger 
Gespräche führen. Wenn Sie heute morgen aufmerk- 
sam die „Süddeutsche Zeitung" gelesen haben, dann 
werden Sie festgestellt haben, daß darin ein Kor- 
respondent dieser Zeitung, Herr von Borch, Herrn 
Graf Lambsdorff ankündigt, was ihn dort erwartet. 
Im übrigen konnten wir dies heute morgen bereits 
in den Nachrichten hören. Das amerikanische Han- 
delsministerium hat uns in einer Studie gesagt, man 
erwarte von uns ein Mehr an konjunkturellen An- 
strengungen, ein Mehr an öffentlichen Ausgaben, 
ein Mehr auch an Steuersenkungen. Ich s^ge Ihnen; 
Wir werden ims im Bundeskabinett und in der Ko- 
alition derzeit weiteren Anstrengungen widersetzen, 
weil wir der Meinung sind, daß das Volumen von 
20 Milliarden DM Nachfragestützung, welches das 
Ifo-Institut ausgerechnet hat, reichen sollte. Aber 
wir können hier doch nicht immer wieder mit ge- 
zinkten Karten argumentieren. Wir müssen begrei- 
fen, daß wir auch weltweit unter einem großen 
Druck stehen, daß von uns eben mehr verlangt wird. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Wir unter- 
stützen Sie ja!) 

Im übrigen sind wir der Meinung, daß die Zeichen 
gesetzt sind. Die öffentlichen Investitionen laufen 
gut. Die Haushalte werden expansiv gefahren. 
Steuersenkungen sind beschlossen. Das Zinsniveau 
ist so niedrig wie seit 20 Jahren nicht mehr. Wenn 
jetzt die Tarifvertragsparteien ihre Verantwortung 
übernehmen und wir den Welthandel in Ordnung 
halten, sind die Dinge gut geordnet. 

Nun fragen sich natürlich viele Bürger draußen — 
nicht nur einäugig demagogisch wie hier im 
Hause — , ob das Defizit des Bundes nicht dennoch 
zu hoch ist. Ich glaube, wir müssen uns hier an 
Zahlen orientieren. 

Im Jahre 1976 haben die privaten Haushalte mehr 
als 100 Milliarden DM zusätzlich zu dem bereits 
vorhandenen* Sparvolumen von 850 Milliarden DM 
gespart. Das Sparvolumen der Privaten hat inzwi- 
schen sicher längst die 1 000-Milliarden-DM-Grenze 
überschritten. Ist es nicht vernünftig, wenn sich in 
einer Zeit schwieriger Konjunktur die öffentlichen 
Hände von diesen 100 Milliarden DM Ersparnissen 
der privaten Haushalte — die Gesamtvolkswirt- 
schaft hat sogar 150 Milliarden DM gespart — einen 
Teil nehmen, um damit die Aufgaben zu finanzieren, 
die im Interesse der Konjunkturankurbelung nur so 
finanziert werden können? Ich füge hinzu: Wo wäre 
denn eigentlich heute die Konjunktur, wenn wir die- 
sen Weg nicht gegangen wären! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Im übrigen: Woher kommen denn diese unglaub- 
lichen neuen Sparvolumina von 100 Milliarden DM 
der privaten Haushalte in einem Jahr, wenn nicht 
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trotz des Geredes der Opposition ein berechtigter- 
weise so hohes Maß an Vertrauen in die Stabilität 
unserer Währung heute und in der Zukunft gege- 
ben wäre! Wenn es anders wäre, wie käme es denn 
dann, daß die Anleger in die Deutsche Mark drän- 
gen, obwohl die Zinsen bei uns so niedrig sind, und 
dadurch die Aufwärtsbewegung der Deutschen Mark 
weiter verstärken! 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU] : Deswegen 
machen sie es ja!) 

Ich halte im übrigen auch für die Zukunft nichts 
davon, daß der Staat all seine Ausgaben über 
Steuereinnahmen finanziert. Es ist für den Bürger 
besser, wenn er nicht nur zwangsspart über Steuern, 
• sondern wenn der Staat einen Teil seiner Ausgaben 
auch über Bundesschatzbriefe und andere Wert- 
papiere finanziert, anständig verzinst und später 
zurückzahlt. 

Ich möchte mit einer demagogischen Bemerkung 
aufräumen, die in dieser Debatte immer wieder eine 
Rolle gespielt hat, nämlich mit der Bemerkung, wir 
finanzierten über die Nettokreditaufnahme nicht 
nur Investitionen für die Zukunft — Straßen, Kü- 
stenschutz, Wohnungsbau, regionale Wirtschaftsför- 
derung, Universitäten und vieles andere mehr — , 
sondern auch laufende Ausgaben. Dies ist falsch. 
Meine Damen und Herren, von 1970 bis 1974 hat der 
Bimd 80 Vo seiner Investitionen aus Steuereinnah- 
men und nur 20 ®/o aus Nettokreditaufnahme finan- 
ziert. Das war im übrigen dieselbe Zeit, in der wir 
zwar — zugegeben, Herr Windelen — 9 Milliarden 
DM Nettokreditaufnahme gemacht, aber 6,1 Milliar- 
(B) den DM Rücklagen gebildet haben; es war eine Zeit, 
in der wir im Saldo weitgehend ohne Nettokredit- 
aufnahme ausgekommen sind. 

Und nun kommen die eigentlich erstaunlichen 
Zahlen: Selbst in den Rezessionsjahren 1975, 1976 
und 1977 hat die Nettokreditaufnahme des Bundes 
nur um ganze 4 Milliarden DM — um ganze 4 Mil- 
liarden DM! — über den Summen gelegen, die wir 
für öffentliche Investitionen ausgegeben haben. Es 
ist also demagogisch, es ist falsch, wenn gesagt 
wird, wir finanzierten über unsere Nettokreditauf- 
nahme etwas anderes als öffentliche Investitionen. 
Wir finanzieren damit selbst in der Rezession kaum 
etwas anderes — ganze 4 Milliarden, das sind 
Promillewerte der jeweiligen Bundeshaushalte. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich einige Bemerkungen zur Spar- 
samkeit machen. Die Opposition hat auf Bemerkun- 
gen meiner beiden Vorredner aus der Koalition ge- 
antwortet, sie habe hier keine zusätzlichen An- 
träge gestellt. Nein, dies nicht; Sie verfolgen eine 
andere Strategie. Sie äußern sehr nachdrücklich 
Forderungen, scheuen allerdings — das gebe ich zu 
— vor Anträgen zurück, aber draußen entsteht na- 
türlich der Eindruck, als wolle und könne die Oppo- 
sition mehr machen, mehr machen für die regionale 
Wirtschaftsförderimg, mehr machen für die jungen 
Witwen in der Landwirtschaft, mehr machen für 
die Kriegsopfer, mehr machen für die 131er; natür- 
lich wäre bei Ihnen auch das Bimdesausbildungsför- 
derungsgesetz besser ausgefallen, und gestern. 


meine sehr verehrten Damen und Herren, forderten 
Sie doch in der Debatte über den Einzelplan des 
Ministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit 
erneut einen ganzen Katalog von zusätzlichen Maß- 
nahmen, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

vom Erziehungsgeld über die Einführung von Kin- 
derfreibeträgen — da gibt es sogar einen Gesetz- 
entwurf des Freistaates Bayern — bis hin zu der 
Frage, ob man das Kindergeld nicht noch mehr stei- 
gern könnte. 

(Zuruf von der SPD: Dynamisierung!) , 

Ich sage dazu folgendes: Es ist jetzt sicherlich 
nicht die Zeit, neue massive Ausgabenprogramme zu 
verkünden, aber es ist auch nicht die Zeit, massiv 
zu sparen. 

(Vorsitz: Präsident Carstens) 

Die Haushaltskonsolidierung muß wieder ihren Stel- 
lenwert bekommen, aber erst dann, wenn wir auf 
den sonnigen Seiten der Konjunktur sind. Wer jetzt 
spart, spart die Aufschwungsmöglichkeiten des Jah- 
res 1978 kaputt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Im übrigen werden wir uns dieser Aufgabe der 
HaushaltskoAsolidierung stellen. Wir sind doch — 
sehr zum Ärger auch mancher sozialliberalen Wäh- 
ler — mit Steuererhöhungsankündigungen in den 
Wahlkampf gegangen. Wir haben hier viele Spar- 
maßnahmen gegen Ihren entschiedenen Widerstand 
beschlossen; ich denke an die Debatte über das 
Haushaltsstrukturgesetz. Nur, der Unterschied zwi- 
schen Ihnen und uns ist eben der folgende: Wir 
tragen die Verantwortung, wir müssen Mut zu un- 
populären Entscheidungen haben. Unpopulär ist na- 
türlich in der Sicht vieler Bürger auch dieses hohe 
Defizit; nur muß es sein, wir würden sonst Brüning- 
sche Politik machen und diese Republik möglicher- 
weise in eine tiefgreifende wirtschafts- und gesell- 
schaftspolitische Krise stürzen. Dies wollen wir nicht! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Insofern ist natürlich nach dieser Debatte viel 
mehr als Panikmache um dieses Defizit herum, viel 
mehr als der Versuch, unsere erfolgreiche Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik zu diskreditieren, nicht 
übriggeblieben. 

Nun werfe ich das der Opposition nicht vor. Die 
Opposition ist Herr ihrer eigenen politischen Stra- 
tegie. Wenn sie es für richtig hält, so zu argumen- 
tieren, dann ist dies ihr gutes Recht. Nur, der Er- 
folg wird sich dabei nicht einstellen. Denn die Wäh- 
ler sind nicht so töricht, als daß die Opposition sie 
glauben machen könnte, man könne steuerliche Er- 
leichterungen versprechen, zugesicherte Leistungen 
garantieren und gleichzeitig das Haushaltsdefizit 
rigoros kürzen. 

Wenn das aber so ist, dann verstehe ich eigent- 
lich auch, warum die Opposition ihre eigenen in- 
tellektuellen Unstimmigkeiten, ihre finanzpolitische 
Unfähigkeit mit einer Flut von Beschimpfungen und 
persönlichen Angriffen überdeckt. Nur, hier muß 
ich eigentlich fragen, meine sehr verehrten Damen 
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und Herren: Was bringt es eigentlich, wenn die 
Vertreter der Opposition die Bundesregierung und 
ihre Redner mit einer ganzen Lawine von beleidi- 
genden Ausdrücken, wie „infam", „schamlos", „Lü- 
ge", „Betrug", „täuschen" überschütten? 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: „Personenzer- 
störer"?!) 

In einer einzigen Rede von 25 Minuten hat mir ein 
einzelner Oppositionsredner 27 Zwischenrufe dieser 
Art gemacht. Das ist Ihre Politik. Aber sie richtet 
sich selbst, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Car- 
stens [Emstek] [CDU/CSU] : Das muß eine 
schlimme Rede gewesen sein! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich kann mich im übrigen noch sehr genau dar- 
an erinnern — es war zu der Zeit, als ich anfing, 
mich politisch zu interessieren — , 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Sie waren 
doch der Provokateur!) 

welcher Aufstand in unserem Lande ausbrach, als 
der damalige Oppositionsführer Kurt Schumacher 
in begreiflicher Erregung von einem „Kanzler der 
Alliierten" sprach. Die Sitzung des Bundestages 
wurde unterbrochen, der Ältestenrat wurde einbe- 
rufen, es wurden langwierige Prozeduren beschlos- 
sen; am Ende kam es zu einer Versöhnung. 

Heute kann man hier ohne Ordnungsruf, ohne 
irgendeine sichtbare Reaktion vom Bruch des Amts- 
eids durch den Bundeskanzler reden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Diese Verrohung der Sitten ist unglaublich, 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Zurufe von der CDU/CSU: Ausgerech- 
net Sie! Das sagen ausgerechnet Sie!) 

und ich möchte wirklich fragen, wem das eigent- 
lich nützt, wohin es eigentlich führen soll, wenn 
auf diese Art und Weise die Solidarität der Demo- 
kraten untereinander erschüttert werden soll. Wir 
erreichen damit doch nur, daß wir den Gegnern 
unserer Rechtsordnung in die Hände spielen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr richtig! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben doch 
damit angefangen!) 

Wollen wir uns eigentlich weiter so benehmen? 
Können wir uns dann wundern, wenn sich viele, 
insbesondere Jugendliche, kopfschüttelnd von die- 
ser Republik und ihren Repräsentanten abwenden? 
Wollen wir denn eigentlich niemals aus den Erfah- 
rungen der Weimarer Republik lernen? 

(Beifall bei der SPD und FDP — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Ich bin dafür, daß wir glashart zur Sache debat- 
tieren. Dieses Parlament ist kein Mädchenpensionat. 


Aber fehlende politische Alternativen dürfen nicht (Q 
durch Verbalinjurien ersetzt werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — 

Schmöle [CDU/CSU]: Nicht so schulmei- 
sterlich!) 

Das ist doch die Konsequenz dieser Debatte. In der 
Haushaltspolitik, in der Steuerpolitik, in der Wirt- 
schaftspolitik, in der Gesellschaftspolitik haben 
sich trotz der Schärfe der Worte und der Länge der 
Debatten Alternativen der Opposition nicht erge- 
ben. Die Opposition will die Macht in diesem Lande 
erringen. Aber ich frage Sie, meine Damen und 
Herren: wozu denn eigentlich? Was wollen Sie 
denn mit dieser Macht tun? Sie haben doch nicht 
eine einzige Perspektive aufgezeigt, wie Sie besser 
mit den Problemen unseres Landes fertig werden 
wollen? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kroll- 
Schlüter [CDU/CSU]: Das können Sie nur 
deshalb sagen, weil Sie nicht zugehört ha- 
ben!) 

Ich finde das um so bedauerlicher, als doch ei- 
gentlich die politischen Kräfte in diesem Lande in 
ihrem Grundkonsens sehr viel näher beieinander- 
liegen, als wir bereit sind zuzugeben. Werfen Sie 
doch einmal einen Blick über die Grenzen unseres 
Vaterlandes, wie es anderswo aussieht! Hier sind 
doch alle politischen Kräfte im Gundkonsens einer 
Meinung, daß sie unsere Wirtschaftsordnung wollen 
und weiterentwickeln wollen. Hier sind wir doch al- 
le gegen den Klassenkampf und für die soziale Part- 
nerschaft, auch v^enn uns natürlich die Klage der (p) 
Arbeitgeberverbände gegen die Mitbestimmung 
große Sorgen für die Zukunft dieser sozialen Part- 
nerschaft macht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP) 

Wir sind doch alle durch die Zwänge der Außenpoli- 
tik, durch unsere geographische Lage, durch die 
Zwangsläufigkeiten eines total verlorenen Krieges 
in politische Zwangsläufigkeiten eingebunden. Auch 
hier könnten wir doch den Mut haben, mehr Ge- 
meinsamkeit sichtbar zu machen. Das sind die drän- 
genden Fragen, meine Damen und Herren, die ich 
mir als Parlamentarier am Ende dieser Debatte stel- 
le, drängende Fragen an die Oppostion, was denn 
eigentlich dieser schneidende, personenverletzende 
Ton soll, wem dies eigentlich nutzt, meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jenninger [CDU/ 

CSU]: Sie machen es doch auch, Herr Apel!) 

Mit diesen meinen Bemerkungen beschließe ich als 
Finan^minister nun zum fünftenmal eine zweite und 
dritte Lesung eines Bundeshaushalts. Der Kollege 
Löffler und der Kollege Hoppe haben bereits darauf 
aufmerksam gemacht, daß im Haushaltsausschuß die 
Beratungen in einer guten und sachlichen Atmos- 
phäre stattgefunden haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie waren ja auch 
nicht da!) 

Es hat im übrigen von der Opposition nur in beschei- 
denem Maße Änderungsanträge gegeben. Damit hat 
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(A) der Haushaltsaussdiuß grosso modo die Grundlinie 
des Konzepts der Bundesregierung bestätigt 

Im übrigen möchte ich mich ausdrücklich dafür 
bedanken, daß die Abgeordneten Windelen und 
Haase in einer Presseerklärung in einer sehr nuan- 
cierten, die Position der Opposition dennoch deut- 
lich machenden Weise zu diesem Haushaltsabschluß 
Stellimg genommen haben. Sie, Herr Kollege Winde- 
len, haben dann am 2. Dezember 1977, also vor 
anderthalb Monaten, im Deutschland-Union-Dienst 
folgendes erklärt — ich darf mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten zitieren — : 

Sie 

— die Versdiuldung des Bundes — 

wird über der bisherigen Höchstmarke des Re- 
zessionsjahres 1975 

— das ist nicht ganz exakt, aber das spielt keine 
Rolle — 

und auch erneut über der Verschuldungsober- 
grenze des Artikels 115 des Grundgesetzes lie- 
gen. 

Nun kommt der entscheidende Satz: 

Angesichts der düsteren Aussichten für den Ar- 
beitsmarkt mag man diese Verschuldung für ein 
einzelnes Jahr, 

— und wir entscheiden ja nur für ein einzelnes 
Jahr — 

rein gesamtwirtschaftlich betrachtet, als ver- 
tretbar ansehen. 

(B) 

Wenn dies aber so ist, wenn Sie am 2. Dezember 
sagen, für dieses Jahr 1978 — und nur dieses Jahr 
steht heute zur Entscheidung an — können wir, die 
Opposition, Art. 115 in seiner Ausnahmeregelimg 
akzeptieren, wie können Sie dann erneut von Ver- 
fassungsbnich reden? Sind Sie so unter dem Druck 
der Argumentation des Herrn Dr. Strauß, daß Sie 
vom 2. Dezember bis heute Ihre Argumentation so 
sehr ändern müssen? Ich würde das bedauern. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Haa- 
se? — Bitte! 

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Herr Bundesminister, 
sehen Sie denn nicht unsere Besorgnisse, die hinter 
unserer Argumentation stehen, daß wir angesichts 
der langfristig anhaltenden Arbeitslosigkeit, die von 
allen prognostiziert wird, befürchten, daß diese Aus- 
nahmeerscheinung, von der Herr Windelen sprach, 
sich zu einer Dauereinrichtung ausweitet? Das sind 
unsere Befürchtungen, denen wir damit Ausdruck 
verleihen wollen. 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Haase, wenn Herr Dr. Strauß am Dienstag so argu- 
mentiert hätte, hätten wir mit ihm keine Probleme 
gehabt. Er hat uns aber gesagt, daß mit diesem 
Haushalt der Verfassungsbruch gegeben sei. 

(Strauß [CDU/CSU]: Zum drittenmal!) 


Dies — dies wird ja deutlich durch Ihre Zwischen- (C) 
frage und das von mir vorgelesene Zitat des Herrn 
Abgeordneten Windelen — ist eben die Meinungs- 
verschiedenheit zwischen Ihnen beiden und Herrn 
Dr. Strauß, Ich nehme das mit Vergnügen und mit 
Freude wegen der intellektuellen Redlichkeit, die 
dahintersteht, zur Kenntnis. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich meine, wir sollten die Haushaltsberatungen 
herausziehen aus den dauernden Versuchen, einen 
Skandal an den anderen zu kleistern. Darum geht 
es doch nicht. Es geht hier um das Schicksalsbuch 
der Nation. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das ist Ihre Politik. Sie wollen nicht über Politik 
reden, sondern Sie wollen hier über Skandälchen 
reden, die Sie zu einem hohen Maße selbst produ- 
zieren, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) - 

Die Bemerkung von Herrn Kollegen Haase gibt 
mir ausdrücklich ein Stichwort. Glauben Sie eigent- 
lich, daß sich der Bundesfinanzminister keine Sorgen 
für die Zukunft macht? Glauben Sie, daß der Bun- 
desfinanzminister leichten Herzens in die Zukunft 
schaut, wo er doch weiß, daß am Ende die Finanz- 
politik durch aktives Handeln wie durch passive 
Konsequenzen die Konsequenzen einer anhaltenden 
Rezession zu tragen hat? Wer wollte eigentlich die- 
se meine Sorgen leugnen? 

Auch in den nächsten Jahren wird unsere Finanz- 
politik eine Gratwanderung sein zwischen wirt- 
schaftspolitischen Notwendigkeiten auf der einen 
Seite, damit der Notwendigkeit, zur Konjunktursta- 
bilisierung beizutragen, und zur Konsolidierung al- 
ler öffentlichen Haushalte auf der anderen Seite. 
Dies verlangt Augenmaß und Mut, nicht aber Dema- 
gogie und Panikmache. Sie verlangt auch ein Min- 
destmaß an Zusammenarbeit und politischem Mitein- 
ander im Bundesstaat — Bund, Länder — und damit 
politische Fairneß, aber nicht undemokratisches 
Feindverhalten. 

Meine Damen und Herren, in wenigen Monaten 
werden wir den Bundeshaushalt 1979 hier im Bun- 
destag in der ersten Lesung haben. Ich sage Ihnen 
zu, daß Sie den Bundeshaushalt 1979 rechtzeitig er- 
halten werden. Das Bundeskabinett steht zu Ihrer 
Verfügung. Wenn Sie wollen, können Sie die erste 
Lesung auch bereits im Juni dieses Jahres haben. 

Ich würde es allerdings als klüger erachten, wenn 
das Bundeskabinett — so habe ich es wohl auch mit 
dem Ausschußvorsitzenden abgesprochen — vor der 
parlamentarischen Sommerpause beschließt und wir 
sofort nach der parlamentarischen Sommerpause in 
der ersten oder zweiten Sitzungswoche im Septem- 
ber, wie sich das dann jeweils ergibt, hier die erste 
Lesung haben. 

Ich hoffe nur, daß wir alle — ich will mich in die- 
se Selbstkritik gerne mit einbeziehen — aus dieser 
Debatte der letzten Tage etwas lernen, daß wir se- 
hen, daß es in der Tat darauf ankommt, zur Sache zu 
reden, Beleidigungen zu vermeiden und daran zu er- 
innern, daß wir alle politisch in einem Boot sitzen 
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(Al 

' * und dieses Boot zu steuern haben: die Bundesrepu- 
blik Deutschland. 

Unser Bundeshaushalt 1978 ist konjunkturpolitisch 
richtig getrimmt. Dies sagen uns alle Sachverstän- 
digen. Er verarbeitet die steuerlichen Erleichterun- 
gen, die wir gemeinsam beschlossen haben. Er si- 
chert das Niveau der sozialen Leistungen ab und 
gibt unserer Republik die Mittel, um Sicherheit nach 
innen und außen zu garantieren und um unseren 
Verpflichtungen im Rahmen der Völkergemeinschaft 
nachzukommen. 

Zu diesem Ergebnis haben alle beigetragen: der 
Vorsitzende des Haushaltsausschusses, der Abge- 
ordnete Windelen, die Berichterstatter und Mitglie- 
der des Haushaltsausschusses, die beteiligten Mit- 
arbeiter des Deutschen Bundestages wie die Bedien- 
steten des Finanzministeriums und der anderen be- 
teiligten Ministerien. Dafür danke ich ihnen allen 
sehr herzlich. 

(Beifall) 

In diesem Sinne und Geiste erhoffe ich mir auch 
weiterhin eine erfolgreiche, im Interesse unseres 
Landes liegende Zusammenarbeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, be- 
vor ich das Wort weitergebe, gestatten Sie mir eine 
Bemerkung über den Ablauf der Sitzungen und 
über die Aufgabe des Präsidenten, so wie ich sie 
im Hinblick auf den Ablauf der Sitzungen sehe. 

Die Aufgabe des Präsidenten sehe ich darin, die 

(B) Ordnung im Hause zu wahren. Das bedeutet, daß 
der Präsident nach meinem Verständnis auf den 
Inhalt der hier gehaltenen Reden in seiner Eigen- 
schaft als Präsident keinen Einfluß nehmen kann, 
daß es aber wohl seine Aufgabe ist, formale Belei- 
digungen und andere Störungen der Ordnung des 
Hauses zu rügen. 

Ich stehe meinen Kollegen im Präsidium für eine 
Diskussion dieser meiner Auffassung jederzeit zur 
Verfügung; aber ich möchte gern, daß das Haus 
weiß, daß ich meine Amtsgeschäfte so führe, wie ich 
es soeben beschrieben habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge- 
ordneten der FDP) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Strauß. 

Strauß (CDU/CSU): 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wo war 
denn der Herr Strauß die ganze Woche?) 

— ■ In Bonn. 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Von den Rednern der Opposition, angefan- 
gen mit meiner Rede zu Beginn der zweiten Lesung 
bis zur Rede des Kollegen Windelen heute aus An- 
laß der dritten Lesung, sind die Haupt- und Kern- 
probleme unserer wirtschaftlichen, finanziellen und 
sozialen Gesamtproblematik in diesem Hause auf 
• den Tisch gelegt worden. Es ist eine ganze Reihe 
schwerwiegender Fragen gestellt worden. Es gab 
nur einen einzigen Redner der Regierungsparteien, 


der wenigstens versucht hat, darauf einzugehen; 
das war der Kollege Hoppe. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Ich entnehme einem Artikel der „Welt" nicht nur 
einige Zitate aus der Rede, die ich gehört habe, 
sondern auch eine Würdigung. Vielleicht erlaubt 
mir der Herr Präsident, hier daraus einige wenige 
Zeilen zu zitieren: 

Der FDP-Politiker Hoppe sagte mit erfrischen- 
der Deutlichkeit, was die FDP weiß, aber nicht 
sagt und worauf die CDU 

— ■ es fehlt leider der Zusatz „CSU" — ■ 

(Heiterkeit) 

ständig herum trommelt: 

(Zuruf von der SPD: Springer auswech- 
seln!) 

— Herrn Springer haben ja Sie in der Öffentlichkeit 
zu diffamieren versucht, nicht wir. 

Die Verschuldung sei „horrend" und „besorgnis- 
erregend", und der Staat müsse endlich die 
Ausgaben durchforsten. Hoppe hätte seine 
Rede auch nach Sonthofen verlegen können, 
denn Strauß hatte dort und seither nichts ande- 
res gesagt, als daß die Grenzen des Sozialstaa- 
tes erreicht seien und daß, wenn man munter 
weiter verteile, Wohlstand zur Plage werde. 

Hoppe ist aus der quer durch alle Parteien • 
funktionierenden Koalition der Rumpelstilz- 
chen ausgebrochen. 

— Sie gehören also nicht zu den latenten Ordens- 
anwärtem, 

(Zuruf von der SPD: Sie aber!) 

die sich, ja heute um einen vermehrt haben, näm- 
lich den Kollegen Apel. 

Das Märchen hat übrigens auch ein Ende: 

— Das Rumpelstilzchen-Märchen — 

Das Männchen, das Stroh zu Gold spinnen 
konnte, wurde am Ende durch Spione enttarnt 
und zerriß sich vor Wut in Stücke. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Leider haben wir von den Sprechern der Regie- 
rungsparteien und von den Vertretern der Bundes- 
regierung selbst auf die von uns wenn auch zum 
Teil in scharfer Diktion und in sachlicher Härte ge- 
stellten Fragen keine Antwort bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte hier im einzelnen nicht mehr darauf 
eingehen, weil es keinen Sinn hat, Monologe auszu- 
tauschen, und weil es keinen Sinn hat, immer wie- 
der dieselben Argumente gegen dieselben faden- 
scheinigen Gegenargumente zu setzen. Aber wo ist 
denn das klärende Wort hinsichtlich der Grenzen 
des Sozialstaats? Wo ist denn das klärende Wort 
der Bundesregierung, die hier eine Führungsaufga- 
be auch gegenüber Ländern und Gemeinden hat, 
hinsichtlich der Zukunft unseres sozialen Lei- 
stungssystems, unseres sozialen Sicherungssy- 
stems? Wo ist denn das klare Wort der Bundesre- 
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(A) giemng, wie sie sich die weitere Entwicklung der 
öffentlichen Verschuldung vorstellt? Wo ist denn 
auch das klärende Wort der Bundesregierung hin- 
sichtlich der Maßnahmen, die — nicht außenwirt- 
schaftlich, sondern binnenwirtschaftlich — erfor- 
derlich sind, mit dem Ziel, normale Vollbeschäfti- 
gung wiederherzustellen? 

Wir reden ja nicht von einem Ungleichgewicht 
auf dem Arbeitsmarkt. Niemand mehr sollte den 
Zustand wünschen, daß sich bei einem leergefegten 
Arbeitsmarkt und 800 000 offenen Stellen die Tarif- 
parteien infolge der gegebenen Situation zu Lohn- 
abschlüssen bereit finden, die gesamtwirtschaftli- 
chen Schaden anrichten. Wir wollen Vollbeschäfti- 
gung. Vollbeschäftigung heißt; Gleichgewicht auf 
dem Arbeitsmarkt. Wir sind sogar der Meinung, 
daß der Arbeitnehmer hier ein kleines Plus haben 
sollte, das Plus haben sollte gegenüber dem Arbeit- 
geber, daß die Nachfrage nach Arbeitskräften eher 
etwas größer sein sollte als das Angebot an Ar- 
beitskräften. Wir wollen Vollbeschäftigun^g. 

Wir haben von der Bundesregierung kein Wort 
zu dem Zustand gehört, daß im Jahr auf 20 Milliar- 
den DM Wertschöpfung verzichtet wird, daß 10 
Milliarden DM unproduktiver Unterstützungen — 
natürlich bejahen wir das ^ gezahlt werden müs- 
.sen und daß 10 Milliarden DM an Steuern und Ab- 
gaben entfallen. Ich bleibe dabei, daß der wesentli- 
che Teil der Finanzierungsprobleme unseres sozia- 
len Leistungssystems durch Rückkehr zur normalen 
Vollbeschäftigung gelöst werden könnte. 

(B) 

' ^ (Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben nichts davon gehört, wie man es sich 
vorstellt, die Marktwirtschaft funktionsfähig zu er- 
halten. Mit Lippenbekenntnissen zur Marktwirt- 
schaft bei gleichzeitiger Überlastung ihrer Träger 
ist es nicht getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Uns, Herr Bundesfinanzminister, brauchen Sie 
nicht zu belehren, daß Sie zur Marktwirtschaft ste- 
hen und wir alle zur Marktwirtschaft stehen soll- 
ten. Das müssen Sie anderen sagen, die Ihnen nä- 
herstehen als der Opposition. Das müssen Sie de- 
nen sagen, die in der Öffentlichkeit dauernd von 
der Notwendigkeit der Änderung des Systems re- 
den, die von der Umverteilung reden, die von einer 
Veränderung der Verfügungsgewalt über die Pro- 
duktionsmittel reden. Das müssen Sie den Marxi- 
sten in Ihren Reihen sagen. Das müssen Sie auch 
einigen sagen, die glauben, keine Marxisten zu 
sein, aber trotzdem in ihrer Wirrköpfigkeit ähnli- 
che Ansichten vertreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Statt dessen weicht der Herr Bundesminister der 
Finanzen auf Stilfragen aus. Damit ist er nun wirk- 
lich der dritte Anwärter auf den Rumpelstilzchen- 
Preis. Ausgerechnet von der Firma Schmidt/Apel 
etwas über Stilfragen zu hören! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Ich möchte hier nicht aufrechnen. Es wäre eine lan- (C) 
ge Liste von einzelnen Beispielen, die man hier an- 
führen müßte. 

Man muß sehr klar unterscheiden zwischen 
sprachlich harter Diktion und verbaler Beleidigung 
oder rüpelhaftem Verhalten. Dazwischen muß man 
ganz genau unterscheiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD]: In der Tat!) 

Nur ist es ja soweit, daß Sie, die Bundesregierung 
und die Regierungsparteien, schon normale Kritik 

nicht mehr vertragen, 

*- 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß Sie eine völlig undemokratische Einstellung 
zur Funktion der Opposition haben und daß Sie 
nicht begreifen, daß eine zur Kritik befähigte und 
von diesem Recht Gebrauch machende Opposition 
für die Gesundheit und Funktionsfähigkeit des par- 
lamentarischen Systems und der parlamentarischen 
Demokratie eine durch nichts zu ersetzende Funk- 
tion erfüllt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Immer [Al- 
tenkirchen] [SPD]: Aber leider schlecht!) 

Wir lassen uns nicht unter den Teppich Ihres Ver- 
sagens kehren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
•der SPD) 

Es ist nicht die Aufgabe der Opposition, in falsch (P) 
verstandener Solidarität der Demokraten Fehler 
und Versäumnisse der Regierung unter einen ge- 
meinsamen Teppich zu kehren, weil die Opposition 
noch intakt, handlungsfähig sein muß, wenn die Re- 
gierung und ihre Parteien verschlissen sind, wie es 
heute schon weitgehend der Fall ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb, Herr Bundesfinanzminister, sollten Sie 
nicht über Stilfragen reden. Sie sollten über die 
Probleme reden, statt um sie herumzureden. 

Ich möchte aber zum Abschluß der Haushaltsde- 
batte auf drei Einzelvorgänge eingehen, die sich im 
Laufe dieser parlamentarischen Woche zugetragen 
haben. Der Herr Bundeskanzler glaubte, mir am 
Dienstag in seiner ja immer stärker hervortreten- 
den pädagogischen Art 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

— die Presse des Auslands neimt es auch gelegent- 
lich anders — Belehrungen über europäisches Wohl- 
verhalten erteilen zu müssen, ja, mir antieuropäi- 
sche Gesinnung oder europäische Unglaubwürdig- 
köit unterstellen zu müssen, weil ich der Bundesre- 
gierung vorgeworfen habe, daß sie in einem merk- 
würdigen Spiel hinter den Kulissen dafür gesorgt 
hat, daß ein naturwissenschaftlich-technisches Groß- 
forschungsprojekt entgegen der ursprünglichen Ab- 
sicht nicht in die Bundesrepublik Deutschland ver- 
legt worden ist. Wir bleiben bei der Auffassung, 
daß es hier nicht mit rechten Dingen zugegangen 
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(A) ist. Ich bin schon sehr früh — und ich sage hier, 
was ich meine, 

(Lachen bei der SPD — Dr. Schäfer [Tü- 
bingen] [SPD]; Es ist gut, daß Sie das 
auch einmal betonen!) ' 

und zwar sehr deutlich; ich sage immer, was ich 
meine, im Unterschied zu denen, die verheimlichen, 
vertuschen, verbergen und zum Teil auch betrü- 
gen— 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

von unterrichteter Seite, die aus der Fachwelt 
kommt, darauf aufmerksam gemacht worden, daß 
die Bundesregierung nur mit halbem Herzen für 
Garching kämpfe und daß sie eine Taktik anwende, 
bei der zum Schluß der Standort Culham heraus- 
kommen werde, sie selbst aber so tun könne, als ob 
sie an Garching festgehalten habe. Dafür würde sie 
eine Prozedur einführen, bei der sie zum Schluß zu- 
gunsten Großbritanniens überstimmt werde, aber 
den Schein aufrechterhalten könne. 

Ich beweise Ihnen das jetzt an Hand des Ablaufs 
der Ereignisse. Ich habe damals gegenüber meinem 
Gesprächspartner die Bundesregierung in Schutz 
genommen. Ich habe es für denkbar unwahrschein- 
lich erklärt, daß sich die Bundesregierung einer so 
groben Verletzung legitimer deutscher Interessen 
. schuldig machen könne, auch nicht, wenn es um 
eine andere sozialistische Regierung gehe. Ich ver- 
wies darauf — und bleibe auch heute dabei — , daß 
es durchaus mit guter europäischer Gesinnung ver- 
einbar ist, für legitime nationale Interessen auch 
bei der Vergabe von Gemeinschaftsprojekten zu 
kämpfen. Das tun alle in der Europäischen Gemein- 
schaft — mit größerem Erfolg als die Bundesregie- 
rung — , und darüber ist die Europäische Gemein- 
schaft noch nicht zerbrochen. 

Erst als ich immer wieder Warnungen der glei- 
chen Art erhielt und man mir sagte: Ihr seid ja un- 
glaublich gutmütig und naiv, um nicht zu sagen: 
töricht, wenn ihr nicht seht, was hier gespielt 
wird, 

(Zjirufe von der SPD) 

schrieb ich dem Bundeskanzler am 5. August 1977 
einen ersten Brief. Ich führte in diesem Brief aus: 

Als erster Atomminister der Bundesrepublik 
Deutschland habe ich den Grundstein für die 
Wiederaufnahme der kerntechnischen For- 
schungen in Garching gelegt und konnte, mich 
dabei der Unterstützung aller Parteien erfreu- 
en. Da aus besonderen Gründen der Schwer- 
punkt der Forschung für Kernspaltung 

— im übrigen gegen meinen Vorschlag — 

nach Karlsruhe gelegt wurde, 

— das war im Jahre 1956 — ■ 

war ich mir mit Professor Fleisenberg einig, 
daß das Zentrum der Kernverschmelzung nach 
Garching kommen sollte. Garching ist nach der 
Vorgeschichte und den Umständen der beste 
Standort, um dessen Durchsetzung die Bundes- 


regierung mit allen Kräften kämpfen sollte. Es (Q 
gibt keinen Grund, 

. — so schrieb ich — • 

hier den Engländern nachzugeben. Ich halte es 
für möglich, daß alle übrigen Partner der Euro- 
päischen Gemeinschaft auf diesen Standpunkt 
gebracht werden. Die Bundesregierung hat 
auch als Gegenleistung für ihre Hilfsbereit- 
schaft einen gewissen Anspruch darauf, daß 
Garching der endgültige Standort für JET wird. 

Ich darf Sie bitten, in diesem Sinne tätig zu 
sein und keinen anderen Standort durch Zu- 
stimmung oder Nachgiebigkeit zu unterstüt- 
zen. 

Darauf bekam ich unter dem 15. August 1977 ein 
Schreiben des Staatsministers Wischnewski folgen- 
den Inhalts: 

Die Bundesregierung hält Garching als Stand- 
ort zur Durchführung von JET nach wie vor 
für am besten geeignet. Deshalb hat sie sich 
schon bisher mit Nachdruck für Garching ein- 
gesetzt und wird, dies auch bei den weiteren 
Beratungen tun. Sie wird sich hierbei gerade 
im Hinblick auf unsere Zugeständnisse in an- 
deren Bereichen und im Hinblick auf noch wei- 
tergehende Forderungen Großbritanniens für 
eine Lösung einsetzen, die sowohl den deut- 
schen Interessen als auch der europa- und 
technologiepolitischen Bedeutung des Projek- 
tes Rechnung trägt. 

So die Antwort des Kollegen Wischnewski. 

(D) 

Auf Grund dieser Antwort ging ich davon aus, 
daß die Bundesregierung keinem anderen Standort 
ihre Zustimmung geben und keine Prozedur einfüh- 
ren würde, die zu einem anderen Standort als Gar- 
ching führen könnte. Als Pressemeldungen erschie- 
nen, daß sich der Bundeskanzler und Premiermini- 
ster Callaghan darauf verständigt hätten, den 
Standort Culham zu unterstützen, schrieb ich einen 
zweiten Brief vom 19. Oktober 1977, in dem ich 
meinen Standpunkt nochmals eingehend bekräftig- 
te. Der Bundeskanzler schrieb mir unter dem 
24. Oktober 1977, daß diese Pressemeldungen falsch 
seien; sie seien auf eine in der Zwischenzeit korri- 
gierte dpa-Meldung zurückzuführen. Nebenfrage: 

Wer hat denn wohl die Korrektur dieser, wie sich 
nachher herausstellte, richtigen Meldung veran- 
laßt? 

Er schrieb wörtlich folgendes: 

Wie Sie wissen, muß die Entscheidung von al- 
len Mitgliedstaaten getragen werden. Mit dem 
britischen Premierminister habe ich migh aber 

• bei den deutsch-britischen Konsultationen geei- 
nigt, daß die Standortfrage nicht auf dem Rat 
der Außenminister, sondern auf einem rasch 
einzuberufenden Rat der Forschungsminister 
endgültig entschieden werden sollte. Dieser 
will am 25. Oktober zusammentreten. Die Bun- 
desregierung 

— so schrieb Helmut Schmidt weiter — 

ist nach wie vor davon überzeugt, daß Gar- 
ching zur Durchführung des Projektes am be- 
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sten geeignet ist. Die deutsche Delegation wird 
deshalb am 25. Oktober 1977 eine Einigung zu-^ 
gunsten Garchings versuchen. Ebenso wird 
sich, wie ich annehme, Großbritannien für Cul- 
ham verwenden. Da weitere Verzögerungen in 
der Standortfrage befürchten lassen, daß das 
Gemeinschafts Vorhaben scheitern könnte, ha- 
ben der britische Premierminister und ich ver- 
einbart, im Rat der Forschungsminister eine 
Entscheidung nicht zu blockieren. 

Am 26. Oktober 1977 las ich morgens in der Pres- 
se, daß der Rat der Forschungsminister sich für 
Culham entschieden habe. Anschließend las ich im 
Büro den am 26. Oktober eingegangenen Brief des 
Herrn Bundeskanzlers vom 24. Oktober, den ich 
soeben zitiert habe. Ich habe mich wirklich gefragt: 
Für wie dumm hält der Bundeskanzler eigentlich 
die Opposition, wenn er meint, mit ihr so umsprin- 
gen zu können? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Der Ablauf war folgender. Im Februar 1976 gab 
es im Rat der Forschungsminister eine Mehrheit, 
nämlich die Entscheidung, über den Standort von 
JET als wesentlichen Teil des Beschlusses über das 
Fusionsforschungsprogramm anzusehen. Damit war 
die Möglichkeit gegeben, die Wahl des Standorts 
nicht einer Mehrheitsentscheidung zu überlassen, 
sondern durch ein Veto zu blockieren, da Pro- 
grammbeschlüsse einstimmig zu fassen sind. Ich 
hoffe, daß ich mich verständlich ausgedrückt habe. 
Man hat diese Entscheidung als Programmbeschluß 
deklariert und damit ein Vetorecht für jedes einzel- 
ne Mitgliedsland ermöglicht. 

Am 18. November 1976 war wieder eine Ratsta- 
gung. Der Vorschlag der Bundesregierung war, JET 
an einem Standort mit umfangreicher Fusionserfah- 
rung zu bauen. Damit schieden Ispra, Cadarache 
und Mol aus, Garching und Culham blieben übrig. 
Die Vereinbarung war: keine Verhinderung der 
Wahl eines Standorts durch ein Veto, wenn es eine 
breite Mehrheit für diesen Standort gibt. 

Dann folgte die Forschungsministerratssitzung 
am 29. März 1977, bei der sich eine Mehrheit von 
sechs gegen drei Stimmen für Garching ergab. 
Großbritanniens Standpunkt war: Wahl Garchings 
nur, wenn die Mehrheit 8 : 1 beträgt.. 

Es gab also im Rat der Forschungsminister be- 
reits im März 1977 eine Entscheidung von 6 : 3 zu- 
gunsten Garchings. Aber wegen der Zuerkennung 
des Programmcharakters galt die Mehrheitsent- 
scheidung zugunsten von Garching nicht. 


Am 29./30. Juni 1977 fand eine Tagung der 
Staats- und Regierungschefs der EG in London 
statt. Dabei kam die ursprünglich vorgesehene Er- 
weiterung der Tagesordnung — Absprache über 
den JET-Standort — nicht zustande. 

Am 17. Oktober 1977 kam die dpa-Meldung: Au- 
ßenminister wollen Versuch unternehmen, Angele- 
genheit über den Standort von JET zu regeln. 

Am 18. Oktober 1977 kam die vorhin erwähnte 
dpa-Meldung, Schmidt und Callaghan hätten sich in 
Bonn für Culham entschieden. 

Am 19. Oktober 1977 berichtete dpa: Noch keine 
Entscheidung; Schmidt und Callaghan nur darüber 
einig, Mehrheitsentscheidung des Rates zu akzep- 
tieren. Herr Matthöf er erklärte im Technologieaus- 
schuß: Einigkeit zwischen Callaghan und Schmidt 
Über Annahme einer Mehrheitsentscheidung im 
Rat. Standpunkt der Bundesregierung nach wie vor 
für Garching. Matthöfer geht davon aus, daß Kabi- 
nett heute Entscheidung für Garching bekräftigen 
wird. — • So am 19. Oktober 1977, 

(Zuruf von der SPD: Alles wegen Gar- 
ching!) 

— Nein, hier geht es um die Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser Ablauf beweist jedem, der kritisch denken 
kann und sich nicht von regierungsamtlichen Aus- 
reden und Aussprüchen betören läßt, daß hier eine 
Art Hilfeleistung für Callaghan vorlag. Diese Hilfe- 
leistung haben die beiden sozialistischen Regie- 
rungschefs hinter den Kulissen vereinbart. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Zu Lasten der 
deutschen Interessen!) 

Zuerst hat man Großbritannien die Möglichkeit des 
Vetorechtes eingeräumt und hat eine Mehrheitsent- 
scheidung der Forschungsminister als nicht ausrei- 
chend anerkannt. Hernach hat man die gleiche 
Mehrheit zugunsten von Culham als entscheidungs- 
fähig anerkannt und so den endgültigen Beschluß 
gefaßt. Das nenne ich ein Operieren hinter den Ku- 
lissen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So geht man 

mit deutschen Interessen um! — Beifall bei 
der CDU/CSU) 

Der Herr Bundesfinanzminister ist zwar am 
Dienstag auf die von mir aufgeworfenen Probleme, 
die auch in der Berichterstattung über die Haus- 
haltsdebatte von der gesamten Presse als Kernpro- 
bleme bestätigt worden sind, nicht eingegangen, 
glaubte aber, diese Unfähigkeit, mir konkret zu ant- 
worten, durch einen rüden Angriff gegen mich 
kompensieren zu müssen. 

(Zuruf von der SPD: Sie Armer!) 

— Ich rede nicht von „ich Armer"; ich stelle nur 
Tatsachen fest. Die Rolle der Jämmerlichkeit und 
Lächerlichkeit überlasse ich nach den letzten Tagen 
manchem Mitglied der Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Was hier hinter den Kulissen operiert worden ist, 
ist ja auch in der Presse ziemlich breit behandelt 
worden. In der „Times" vom 26. Oktober stand zu 
lesen, daß fünf Stimmen für Culham, zwei Stimmen 
— nämlich die von Luxembui'g und Deutschland — 
für Garching und zwei Stimmenthaltungen — von 
Italien und Belgien — eine Mehrheitsentscheidung 
für Culham gebracht hätten. Später habe ich dem 
Bericht des Bundesministers Matthöfer entnommen, 
daß es sechs Stimmen für Culham, zwei Stimmen 
für Garching und eine Stimmenthaltung gab. 
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(A) Er warf nrir vor: Sie wollen Personen verletzen, 
Sie wollen Personen zerstören. Das ist Ihr Weg der 
Politik — und nicht unserer. — Ich muß Sie fragen, 
Herr Apel, ob Sie eigentlich auf beiden Augen 
blind sind. Niemand in der Presse, niemand im Pu- 
blikum hat meiner Rede diese Absicht unterstellt; 
aber Ihre Art, auf völlig legitime Kritik, die weit 
unier der Grenze bleibt, idie SPD-Redner früher in 
ihrer Oppositionszeit als selbstverständlich ausge- 
schöpft haben, 

(Na, na! bei der SPD) 

zu reagieren, zeugt von obrigkeitsstaatlichem 
Hochmut 

(Widerspruch bei der SPD) 

und von undemokratischer Einstellung in der Beur- 
teilung der Oppositionsfunktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Welche Vorstellungen haben Sie denn eigentlich 
von parlamentarischer Demokratie und von der 
Funktion der Opposition? Sollen wir für Sie einen 
Gesangverein spielen, 

(Zurufe von der SPD) 

der fromme Hymnen singt und der Bundesregierung 
auf ihrem Fehlwege Weihrauch streut? 

(Dr. Müller [CDU/CSU]: Byzantinismus 
ist das!) 

Ihre Worte, Herr Apel, verraten eine autoritäre 
und arrogante Regierungsgesinnung — und nicht 

(B) demokratische Bescheidenheit. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der CDU/CSU: Arroganz, jawohl!) 

Wir haben ja in den letzten Jahren schon allerhand 
auf diesem Gebiet erlebt, wenn ich an gewisse Äu- 
ßerungen sowohl des jetzigen Bundeskanzlers als 
auch seines Vorgängers denke. 

(Zuruf von der SPD; Bananenrepublik!) 

Eine harte Kritik an der Regierung wird schon als 
eine Art staatsfeindliche und volksschädliche Hal- 
tung diffamiert. 

Hier möchte ich einmal folgende Frage stellen, 
Herr Apel — Sie gehören ja diesem Hohen Hause 
schon länger an — : Wer hat wen in den letzten 
Jahren und Jahrzehnten verletzen und zerstören 
wollen? Ich beweine und beklage mich nicht. Ich 
habe hier über dieses Thema noch nie gesprochen 
— außer bei konkreten Anlässen. 

Die linke Verleumdungskumpanei, in der auch 
die SPD-Propaganda und kommunistische Hilfstrup- 
pen wacker zusammengearbeitet haben, hat doch 
bis heute mit den erbärmlichsten, dreckigsten, 
schäbigsten Verleumdungen mein politisches und 
persönliches Ansehen zerstören und mich mensch- 
lich vernichten wollen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie gehören doch, Herr Apel, einer Regierung an, 

die mit dem Lockheed-Aktenschwindel 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 


im letzten Wahlkampf ein schamloses Geschäft be- 
trieben hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kas- 
sel] [CDU/CSU]: Der Herr Justizmini- 
ster!) 

Ihre Partei hat doch in Flugblättern den durch das 
schäbige Verhalten der Regierung erzeugten Zwei- 
fel bis zur offenen Verleumdung ausgedehnt, ob- 
wohl die Regierung über das Gegenteil schon vor- 
her genau unterrichtet war. Führende SPD-Redner 
— auch ein Mitglied der Bundesregierung — haben 
scheinheilig erklärt, in Bonn müßten ja Engel tätig 
gewesen sein. Alle hätten sie Geld genommen: in 
Holland — wahrscheinlich die Huldigung für Prinz 
Bernhard, ein geschätzter Gesprächspartner des 
Belderberg-Kreises, Herr Bundeskanzler — ; in Itali- 
en, in Japan. Sie haben dann mit hämischer Frage- 
stellung hinzügefügt: Und ausgerechnet in Bonn 
soll das nicht der Fall gewesen sein? — So ist doch 
im Wahlkampf verfahren worden! 

Wenn es um Kommunistenspezie oder um Skandale 
in Ihren Reihen geht, toben Sie und sagen: Keine 
Verurteilung; schuldlos bis zur rechtskräftigen Ver- 
urteilimg. Im Skandal um Lutze, Laabs usw. haben 
Ihre Vertreter im Untersuchungsausschuß doch den 
Standpunkt vertreten, die Tatsache, daß die Doku- 
mente in die Hände der Chefspione geraten seien, 
erlaube nicht den Rückschluß, daß sie damit auch 
der DDR zur Kenntnis gekommen seien. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Widerspruch bei der SPD — Horn 

[SPD]: Das ist doch Blödsinn!) ^ 

Aber mich haben Sie doch hinrichten wollen, bevor 
überhaupt jemand eine Anklage erheben konnte. 
Das ist doch die Wahrheit! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Horn [SPD]: 

Das ist doch unwahr, was Sie sagen!) 

Lange nach der Wahl ist die Wahrheit auf den 
Tisch gekommen, hat diese infame Kampagne 
Schiffbruch erlitten. Sie haben es nötig, Herr Apel, 
mir Vorwürfe zu machen! In Ihrem Auge steckt 
nicht nur ein Balken, in Ihrem Auge steckt ein gan- 
zer Wald, Herr Apel! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Da suchen Sie Splitter im Auge des politischen 
Gegners! 

(Lachen bei der SPD) 

Lassen Sie mich mit ironischem Ernst oder mit hei- 
terer Gelassenheit noch ein Intermezzo — der Herr 
Bundeskanzler würde sagen: ein Intermezzochen, 
so wie er aus einem Problem ein Problemchen 
macht — aufgreifen. Ich habe nichts gegen eine 
sachlich harte Auseinandersetzung, bei der persön- 
liches Kolorit durchaus angebracht sein kann. Des- 
halb habe ich viel mehr Verständnis für Sie, Herr 
Bundeskanzler, als manche Ihrer öffentlichen Kriti- 
ker. Aber ich muß leider auf etwas zu sprechen 
kommen, was sich hier vorgestern abgespielt hat. 
Der Bundeswirtschaftsminister Graf Lambsdorff, der 
sich anscheinend noch nicht in die Rolle fügen 
kann, die ihm durch die Abwanderung seines Vor- 
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gängers zur Dresdner Bank zugefallen ist, hat die 
Aussprache über den Haushalt des Bundeswirt- 
schaftsministeriums dazu mißbraucht, mich wegen 
einer „Spiegel" -Meldung vom 28. November 1977 
anzurempeln. 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Der feine Herr Graf!) 

In ihr ist Schreckliches berichtet worden; Ich sei 
nicht mit der Lufthansa, sondern mit der Swissair 
nach Südamerika geflogen. Ich hätte deshalb kein 
Recht oder keine Glaubwürdigkeit, über Maßnah- 
men gegen den Terrorismus zu reden. Ich habe 
noch gar nicht gewußt, daß ich als Passagier einer 
Luftlinie gegen Terrorismus zu kämpfen hätte. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Das ist gräfliche Logik, gegen die ich hier nichts 
einzuwenden habe. Ich muß Sie fragen, Herr 
Graf; 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Müssen Sie Ihre Reden im Parlament unbedingt - — 
und das geschah ja nicht zum erstenmal — durch 
Einlagen aus einem Rüpelspiel aufladen? Müssen 
Sie das wirklich? Ich hätte mir von einem balti- 
schen Edelmann ein anderes Verhalten erwartet, 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Zurufe von der SPD) 

wenigstens hier im Deutschen Bundestag. Es sollte 
Ihnen doch genügen, wenn Sie an Parteitagen Ihre 
politischen Gegner mit Verbalinjurien überschüt- 
(B) ten. Sie wissen schon, was ich meine. Das ist nicht 
die Sprache der Nobilität, das ist die Sprache der 
Hetze. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kollege Dr. Riedl hat gestern klargestellt, daß ich 
wegen meines Schweizer Programms am Tag des 
Abflugs nicht eine Lufthansa-Maschine benutzen 
konnte, sondern die letzte an diesem Tag in später 
Nacht abgehende Südamerika-Maschine der Swiss- 
air benutzen mußte. 

(Westphal [SPD]: Rede zur dritten Lesung!) 
Stilfragen, Stilfragen I 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Apel, was haben denn Stilfragen mit der drit- 
ten Lesung des Haushalts zu tun? Ich messe meine 
Rede hier nur mit denselben Kriterien wie Herr 
Apel die seine. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter Strauß, 
unter diesem Gesichtspunkt ist der Ausdruck „Rü- 
pelspiel" vielleicht zu überprüfen. 

Strauß (CDU/CSU); Ich habe nicht gesagt: Rüpel 
vom Dienst; ich habe gesagt: durch Einlagen aus 
einem Rüpelspiel. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Mit Präsi- 
denten rechtet man nicht!) 

Wenn das ein unparlamentarischer Ausdruck sein 
sollte, Herr Präsident, nehme ich das gern zur Kennt- 
nis. Ich respektiere selbstverständlich Ihre Mahnung, 


werde dann aber den gleichen Maßstab auf Worte 
anwenden, die aus regierungsamtlichem Munde oder 
aus dem Munde der Hilfstruppen der Regierung hier 
fallen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Außerdem geht es den Bundeswirtschaftsminister 

— ich wähle jetzt einen ganz vornehmen Ausdruck 

— einen feuchten Staub an, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

welche Linienmaschinen Politiker der CDU/CSU für 
Reisen benutzen, die nicht von der Bundesregierung 
bezahlt werden. Oder meint der Herr Graf, man 
müsse ihn um Genehmigung bitten, wie es viel- 
leicht die Leibeigenen auf den Gütern seiner Vor- 
fahren zu tun hatten? 

(Große Heiterkeit und Beifall bei der CDU/ 

CSU — Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Der 
König von Bayern! — Weitere Zurufe von 
der SPD) 

Das ist doch wirklich ein Zeichen von Borniertheit 
und Kleinkariertheit und nur zur Diffamierung des 
politischen Gegners bestimmt. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter Strauß, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Kühbacher? 

Strauß (CDU/CSU): Ja. 

Kühbacher (SPD): Herr Kollege Strauß, würden 
Sie mir zustimmen, daß wir im Moment einem Aus- 
zug der bayerischen Kammerspiele beiwohnen? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Strauß (CDU/CSU) : -Wenn die Beiträge Ihrer Red- 
ner in den letzten Tagen immer die Qualität der in 
den bayerischen Kammerschauspielen aufgeführten 
Stücke gehabt hätten, hätte das Parlament erheb- 
lich an Wert gewonnen. 

(Heiterkeit — Lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Ich komme zum Ende meiner Ausführungen. Ich 
möchte hier nicht das sehr ernste Thema erörtern, 
welche Ratschläge — zu Recht, sage ich — die für 
die Sicherheit zuständigen Behörden den Mitglie* 
dem des Personenkreises geben, die der Gefahren- 
klasse eins zugeordnet worden sind. Ich könnte hier- 
über ein bitteres Lied singen; aber das hat hier kei- 
nen Platz. Ich muß aber den Herrn Grafen fragen — 
und ich bitte untertänigst, es als Ihr submissester Un- 
tertane tun zu dürfen — , ob er seinen Parteivor- 
sitzenden, den Herrn Bundesaußenminister Genscher, 
vielleicht für unglaubwürdig in der Bekämpfung des 
Terrors und für feige in seiner persönlichen Ver- 
haltensweise ansieht, weil es Herr Genscher seiner- 
zeit aus Sicherheitsgründen abgelehnt hat, überhaupt 
mit einer Linienmaschine nach Peking zu fliegen, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das sind die 
feinen Herren! Eure Sicherheit, nicht unsere! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 
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(A) sondern für seine kleine Delegation unter riesigem 
Kostenaufwand eine interkontinentale Langstrek- 
kenmasdiine der Luftwaffe vom »Typ Boeing 707 
benutzte, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das ist erste 
Klasse!) 

Haben wir damals etwa auch nur annähernd eine 
Andeutung der Art gemacht, wie Sie sie hier ge- 
macht haben? 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Da gibt es 
nichts zu lachen! Herr Schmidt, was bewil- 
ligen wir Ihnen alles — und Sie spotten 
über uns! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Die damals gegebene Begründung war, daß seine 

Sicherheit bei einem Linienflug nicht gewährleistet 

sei. 

Glauben Sie, Herr Graf, daß Herr Genscher mit 
seiner Stimmabgabe in der UNO gegen Chile — 
ich nehme zu diesem Problem hier nicht Stellung — 
unglaubwürdig sei, weil er — wie auch früher in 
vielen Fällen — seinen letzten Erholungsurlaub zum 
Teil in trautem Beisammensein mit Verteidigungs- 
minister Leber auf dem Luxusschloß des chilenischen 
Generalkonsuls bei Berchtesgaden verbracht hat, 

(Heiterkeit und Zurufe von der CDU/CSU) 

eines bekannten deutschen Multimillionärs? Wir 
haben diese Tatsache, die jedermann dort bekannt 
^ ^ ist, als einen selbstverständlichen Akt der Gastlich- 
keit und der persönlichen Bewegungsfreiheit be- 
trachtet. Aber wenn Sie solche Methoden hier ein- 
führen, dann kommt eine duckmäuserische, klein- 
karierte, bornierte, engstirnige, muffige und miese 
Atmosphäre in die Behandlung solcher Angelegen- 
heiten hinein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter Strauß, 
gestatten Sie eine Zwischenffage des Abgeordneten 
Ehmke? 

Strauß (CDU/CSU) : Wenn es sein muß, ja. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Dr. Ehmke (SPD): Herr Kollege Strauß, da wir ge- 
rade bei Chile sind und Sie dieses Thema in bei- 
den Reden nicht angerührt haben, darf ich fragen, 
ob Sie hier nicht eine Stellungnahme auch dazu ab- 
geben wollen, daß, nachdem Sie aus Chile zurück- 
gekommen sind und so positive Äußerungen über 
das Pinochet-Regime gemacht haben, zwölf Kollegen 
der Christdemokratischen Partei Chiles von dem 
von Ihnen so gelobten Regime verhaftet worden 
sind. Ich würde gerne Ihre Meinung zu diesem Vor- 
gang hören, wenn wir schon über Chile sprechen. 

(Beifall bei der SPD — Haase [Kassel] [CDU/ 
CSU]: Herr Ehmke, wo sind die 50 Mille?) 


Strauß (CDU/CSU): Vielleicht können wir, wenn 
es der Herr Präsident erlaubt, jetzt eine Chile-De- 
batte führen. 

(Zurufe von der SPD; Ja! — Weitere Zu- 
rufe von der SPD) 

Allerdings rede ich über meine Reise, die in der 
ersten Hälfte des Novembers im vorigen Jahr statt- 
gefunden hat, und verwahre mich dagegen, daß ein 
Flug mit der Swissäir als persönlich feige Verhal- 
tensweise und dazu dann auch noch als ein Mangel 
an Legitimation, über Kampf gegen Terrorismus zu 
reden, bezeichnet wird. Das ist das Thema, um das 
es hier geht; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

über das andere Thema dann bei geeigneter Gele- 
genheit mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Westphal [SPD]: 

Nicht drücken, Herr Strauß! — Weitere Zu- 
rufe von der SPD) 

Im übrigen, Herr Kollege Ehmke, darf ich einmal 
folgendes sagen. Wenn es erst einmal möglich 
wäre, daß in der DDR, in der Sowjetunion, in Polen, 
in der Tschechoslowakei wenigstens ein Referen- 
dum — ohne Wahlkampffreiheit, aber mit freier 
Stimmabgabe — stattfindet, da kann das Ja ruhig 
sehr groß geschrieben sein und das Nein ganz klein 
und häßlich sein — , daß die Bürger dieser Staaten 
also das Recht hätten, sich darüber zu äußern, ob 
sie grundsätzlich mit dem System einverstanden 
sind oder nicht, wenn wir einmal so weit wären 

(V/estphal [SPD]: Wie bei Hitler!) 

— Herr Kollege Westphal, die Antwort ist deshalb 
falsch, weil 25 ^/o Nein-Stimmen nicht den SED-Er- 
gebnissen oder Hitler-Ergebnissen entsprechen. Hier 
liegt eine andere Bewertung zugrunde. Aber das 
ist hier nicht das Thema gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Westphal 

[SPD]: Die haben auch gegen Sie gestimmt, 

Herr Strauß!) 

Ich wäre, sehr froh, wenn Oppositionspolitiker in 
kommunistisch regierten Ländern über Sender, die 
den Kirchen zur Verfügung stehen, offen zum Nein 
gegen das System aufrufen könnten, damit wenig- 
stens ein bißchen Freiheit herauskäme. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine weitere Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ehmke? 

Strauß (CDU/GSU) : Nein, nicht mehr. 

(Zurufe von der SPD) 

Herr Bundeswirtschaftsminister, ich hätte diesen 
Vorfall nicht zur Sprache gebracht, wenn Sie die 
Aussprache über Ihren Haushalt nicht zu einer so 
unglaublichen und auch Sie selbst abqualifizierenden 
Fehlleistung mißbraucht hätten. Aber er muß erst 
noch Minister werden. Offensichtlich braucht er die 
Legitimation bei den Linken der SPD und zum Teil 
der FDP durch solche durch nichts veranlaßten Aus- 
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fälle gegen mich, gewissermaßen als Pluspunkte. 
Er muß erst noch Minister werden. Der Anzug ist 
ihm zu groß. Der Wachstumsprozeß scheint bei ihm 
abgeschlossen zu sein, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Allgemein ist zu bedauern, daß sich kein Mitglied 
der Bundesregierung bei der zweiten und dritten 
Lesung des Haushalts ernsthaft mit den Grundpro- 
blemen beschäftigt hat Diese Grundprobleme sind 
nicht von der Opposition erfunden worden, sondern 
stehen da und verlangen eine Antwort von denen, 
die sich auf ihre Mehrheit berufen und die Macht 
und die Verantwortung dafür in ihren Händen ha- 
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man kann nur sagen, Herr Bundeskanzler: Die 
Schulklasse, genannt Bundesregierung, hat zusam- 
men mit ihrem Oberlehrer, genannt Bundeskanzler, 
das Klassenziel verfehlt. Deshalb wird die Fraktion 
der CDU/CSU den Haushalt 1978 geschlossen ableh- 
nen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Ich denke, meine Damen und 
Herren, wir empfinden alle in gleicher Weise Ach- 
tung vor dem Beruf des Lehrers. Ich mache daher 
keine Anmerkungen dazu. 

(Zuruf von der SPD: Er ist ja selber Lehrer 
gewesen!) 

Das Wort hat der Herr Bundesminister für Wirt- 
schaft. 

Or. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt- 
schaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! 
Meine Herren! Ich befürchte, daß das, was wir so- 
eben gehört und gesehen haben, in der Tat nicht nur 
als Rüpelspiel, sondern in der Öffentlichkeit eher als 
Trauerspiel gewertet werden muß. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, ich habe 
bei der Rede des Herrn Abgeordneten Strauß den 
Gebrauch des Wortes „Rüpel" beanstandet. Ich wür- 
de Sie bitten, dem zu entsprechen. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt- 
schaft: Selbstverständlich, Herr Präsident. 

(Zuruf von der SPD: Aber „Trauerspiel" 
bleibt!) 

Herr Kollege Strauß, ich möchte von Ihnen gern 
wissen, ob Sie den Vorwurf, den Sie gemacht ha- 
beli, die Regierung habe zu Vorträgen und Kritik der 
Opposition bzw. zu Grundproblemen in dieser Haus-, 
haltsdebatte inhaltlich nicht Stellung genommen, be- 
legen wollen oder ob Sie ein Vorbild dafür, wie 
man das machen sollte, durch die Art des soeben ge- 
lieferten Debattenbeitrags abgeben wollten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Lassen Sie mich deswegen, da Sie die Sitzung je- 
denfalls im Plenarsaal bedauerlicherweise nur sehr 
bruchstückhaft verfolgt haben, zunächst unserem Ver- 


gnügen darüber Ausdruck geben, daß Sie, nachdem 
Sie diese Woche eröffnet haben, wenigstens zum 
Schluß wieder hier erschienen sind und sich der . 
Diskussion mit uns stellen. Sie können beim besten 
Willen nicht behaupten, Herr Strauß — eben weil 
Sie nicht dagewesen sind — , daß es hier nur einen 
einzigen Redner gegeben hätte, den Kollegen Hop- 
pe, der versucht habe, auf Kritik einzugehen. Es müs- 
sen Ihnen die Auseinandersetzungen, die der Bundes- 
finanzminister mit den Experten Ihrer Fraktion über 
seinen Haushalt geführt hat, es muß Ihnen die Dis- 
kussion des Professors Biedenkopf mit mir vollstän- 
dig entgangen sein; Sie könnten sonst nicht allen 
Ernstes die Frage stellen, ob wir eigentlich über die 
Grenzen des Sozialstaats nicht gesprochen hätten, 
ob wir nicht miteinander über die Zukunft des so- 
zialen Sicherungssystems — und zwar vom Grund- 
problem her — diskutiert hätten, ob wir die Entwick- 
lung der öffentlichen Verschuldung nicht miteinan- 
der besprochen hätten, ob wir nicht über Maßnah- 
men zur Wiederherstellung der Vollbeschäftigung 
diskutiert hätten und ob wir auch nicht über Lohn- 
abschlüsse — die, wenn sie nicht verantwortlich 
wahrgenommen werden, Schaden stiften können — 
gesprochen hätten. Herr Strauß, Sie können nicht 
vier Tage lang nicht kommen und nicht zuhören und 
uns dann eine Nachhilfestunde geben wollen! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie meinten weiter, der Kollege Hoppe sagt, was 
die FDP nicht sagt. Meine Damen und Herren, ich 
darf feststellen: Der Kollege Hoppe war Mitglied 
der FDP, ist Mitglied der FDP, und er bleibt es. Und 
was er sagt, sagt auch die FDP. Was soll dieser P) 
Widerspruch? 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Riedl? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt- 
schaft: Bitte sehr. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Bundes- 
wirtschaftsminister, hätten Sie die Freundlichkeit, 
dem Hohen Hause zu erklären, wie oft und wie ' 
lange Sie in diesen vier Tagen an der Haushalts- 
debatte des Deutschen Bundestages teilgenommen 
haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt- 
schaft; Ja, gerne. 

(Strauß [CDU/CSU]: Weniger als ich!) 

Ich habe dies nicht mit der Uhr gestoppt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das hat ja wohl keiner getan! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber Sie bei 
Herrn Strauß!) 
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(A) Ich glaube abschätzen zu können, daß ich während 
des größten Teils der Haushaltsdebatte hier gewe- 
sen bin; 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Wider- 
spruch bei der CDU/CSU) 

— Ich bin jedenfalls bei den Teilen hier gewesen, 
in denen die Punkte besprochen und erörtert wor- 
den sind, die der Kollege Strauß kritisiert hat, näm- 
• ' lieh die Fragen der Finanz- und Wirtschaftspolitik. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 

Riedl [München] [CDU/CSU]: Da war Herr 

Strauß auch hier! — Carstens [Emstek] 
[CDU/CSU]: Das war aber mager!) 

Sie haben hier einen sachlichen Punkt vorgebracht, 
Herr Strauß. Ob das bayerischer Landtagswahl- 
kampf war, wie es vermutet wurde, oder nicht, lasse 
ich dahingestellt. Sie haben das Thema „Garching" 
angesprochen. Ich bin erst in den letzten Wochen 
der Verhandlungen über Garching Mitglied der 
Bundesregierung geworden. Aber auch auf Grund 
dieser letzten Wochen kann ich feststellen, daß die 
Bundesregierung immer der Meinung war und nach 
wie vor der Meinung ist, daß es nicht nur im Inter- 
esse der Bundesrepublik, sondern auch im Interesse 
der im JET-Zentrum betriebenen Arbeiten die bes- 
sere Lösung gewesen wäre, das Projekt nach Gar- 
ching zu geben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber wir haben nur zwei Möglichkeiten, und dies 
bitte ich doch einmal gerade diejenigen zu überden- 

[B) ken, die uns eine vorwärtsstrebende, auf Einigung 
Europas zielende Politik empfehlen; mit dieser Emp- 
fehlung gehen wir ja einig. Wir haben nur die Mög- 
lichkeiten, entweder eine Sache für so wichtig zu 
erklären, daß sie einstimmig beschlossen werden 
muß, und es dann an einer Stimme scheitern zu las- 
sen — und Herr Strauß, es ist doch klar, was dies 
in Europa bedeutet und wie oft wir uns vor diese 
Frage gestellt sehen — , oder etwas negativ in unse- 
rem Sinne, aber positiv für Europa zu entscheiden. 
Was vernünftiger ist, muß jeder selbst überdenken 
und überlegen. 

(Strauß [CDU/CSU]: Warum gab es denn 
zuerst eine Mehrheit für Garching?) 

— Herr Kollege Strauß, weil es sehr häufig in den 
Beratungen zwischen den Mitgliedstaaten, die dann 
erst im Ministerrat zur Entscheidung führen, Positi- 
onsveränderungen und Änderungen der Mehrheits- 
verhältnisse gibt: Haben Sie noch nie — aber Sie 
haben es natürlich — Verhandlungen auf internatio- 
naler Ebene — gerade multinationale Verhandlun- 
gen — geführt, in denen sich Koalitionen nach dem 
Muster bilden: „Du gibst mir A, ich nehme B, du 
gibst mir C, und dann kommen wir zur Abstim- 
mung"? 

Meine Damen und Herren, es ist — dies möchte ich 
hierzu abschließend feststellen — bei allem Bedau- 
ern, wie diese Entscheidung schließlidi ausgegangen 
ist — daraus haben wir nie einen Hehl gemacht — , 
alles im Rahmen dessen geschehen, was der Bundes- 
regierung unter Abwägung nationaler Interessen 
und europäischer Verpflichtungen möglich war, um 


den Interessen der Bundesrepublik in dieser Frage (C) 
gerecht zu werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Eine zweite sachliche Bemerkung oder jedenfalls 
eine Bemerkung, die sich auf eine Sache bezieht, 
obwohl Sie, Herr Strauß, höchst unsachlich waren. 

(Strauß [CDU/CSU]: Eine ernste Sache!) 

Sie haben hier von der „Lutze/Laabs- Affäre" ge- 
sprochen. Es ist nicht meine Aufgabe, den Ministe- 
rialdirektor Laabs zu verteidigen, jedenfalls nicht 
mehr als jeden anderen Beamten. Ich habe ihn zwei- 
mal in meinem Leben gesehen. Aber es ist meine 
Aufgabe, festzustellen: Es ist ein unglaublicher Vor- 
gang, daß der Sprecher der Opposition in einem 
Parlament einen Mann, dessen Schuld bisher in 
keiner Weise erwiesen ist, mit einem offensichtlich 
im Anklagezustand befindlichen Spion gleichsetzt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

‘ Das, Herr Kollege Strauß, ist die Denkungsart, die 
Sie an den Rand so vieler Affären und Skandale 
gebracht hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es kommt doch nicht von ungefähr, daß es in der 
Bundesrepublik Deutschland — leider, sage ich — 
immer wieder derartige Vorgänge gibt und daß sie 
immer wieder mit Ihnen in Verbindung gebracht 
werden. Sind wir das denn schuld? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Manchmal hat man das Gefühl, Sie lieben diese (D) 
Rolle gar so sehr, daß Sie sie wie ein Flagellant be- 
treiben. 

(Heiterkeit und erneuter Beifall bei der 
FDP und der SPD) 

Ich habe hier von dieser Stelle, Herr Strauß, im 
März 1976, mich selber zitierend, gesagt, daß ich 
auf entsprechende Fragen amerikanischer Pressever- 
treter immer wieder geantwortet habe: „An den 
Lockheed-Vorwürfen gegenüber dem früheren deut- 
schen Verteidigungsminister ist nichts beweisbar, 
und ich bin froh, daß nichts beweisbar ist, weil der 
Preis eines solchen Beweises im nationalen Interesse 
zu hoch wäre, nur um eine Auseinandersetzung mit 
Ihnen zu führen." Wollen Sie das endlich zur Kennt- 
nis nehmen, oder wollen Sie es immer weiter aus- 
breiten? 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Herr Strauß, Sie gehören zu denjenigen — dies 
haben wir jahrelang erlebt — , die — dagegen habe 
ich ja nichts — kräftig austeilen können, die aber 
verflixt wenig einstecken können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Wolf- 
ram [Recklinghausen] [SPD]: So ist es!) 

Lassen Sie mich noch einmal auf zwei Vorgänge 
zurückkommen. Den ersten hat der Kollege Apel 
erwähnt, der Bundeskanzler auch; es tut mir leid, 
ich kann auf eine Wiederholung nicht verzichten. 

Ich meine das Thema „Bruch des Amtseids des Bun- 
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(A) deskanzlers". Der Kanzler hat gefragt: „Wann hat es 
das je in diesem Parlament gegeben?" Ich habe in 
der Debatte am Mittwoch festgestellt: „Ich halte 
dies für eine ehrabschneiderische Behauptung ge- 
genüber jedem Mitglied dieses Kabinetts." 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich habe keinem meiner Kollegen — doch, einem 
— die Frage gestellt, die ich jetzt, ohne daß ich sie 
vorher gefragt hätte, beantworten möchte, weil sie 
jedenfalls für mich gilt und ich davon ausgehe, daß 
sie auch für alle anderen Kollegen gilt. Ich wäre 
keinenTag länger Mitglied eines Kabinetts, dessen 
Chef man im Ernst und mit Wahrheitsgehalt einen 
Bruch des Amtseides vorwerfen könnte. Ich frage 
mich, meine Damen und Herren, ob es eine Frak- 
tion in diesem Hause gibt — gleichgültig, ob Regie- 
rungsfraktionen oder Oppositionsfraktion — , die es, 
von welchem Kanzler auch immer, und sei er einer 
Ihrer politischen Freunde, hinnehmen würde, wenn 
das wirklich geschähe. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
des Abg. Strauß [CDU/CSU]) 

Was muten Sie uns zu, Herr Strauß, und wohin 
führen Sie diese Diskussion? Dies ist keine Frage 
des Stils; dies ist massiv eine , Frage des Inhalts, 
und der Inhalt ist verderblich für dieses Land. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

In diesem Zusammenhang will ich auch auf das 
„Intermezzo" — so haben Sie es genannt — einge- 
hen, indem ich versucht hätte. Sie anzurempeln. Sie 
® sind ja ganz standfest, ich auch; das können wir 
vielleicht vertragen. Ich will auch nicht darüber 
diskutieren, weiche Kenntnisse und Auffassungen 
Sie vom baltischen Adel haben, von Waldbesitzern, 
von Edelleuten, von „submissesten Untertanen". 
Nur, Leibeigene hat es im Baltikum schon viel län- 
ger nicht mehr gegeben — das hat viel früher auf- 
gehört — als in Bayern. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 

der SPD Zurufe von der CDU/CSU — 
Strauß [CDU/CSU]: Frage Müller!) 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, der Herr 
Abgeordnete Müller möchte eine Frage stellen. Sind 
Sie bereit, die Frage zuzulassen? 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Müller (München) (CDU/CSU): Herr Abgeord- 
neter Graf Lambsdorff, ist Ihnen bekannt, daß es in 
Bayern bereits vor der Französischen Revolution 
keine Leibeigenen mehr gegeben hat? 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt- 
schaft: Herr Kollege Müller, dies ist mir sehr wohl 
bekannt. Aber da ich Sie bei der Zwischenfrage 
sehe: Gibt es in Bayern vielleicht politische Leib- 
eigene? 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der 
FDP und der SPD) 


Meine Damen und Herren, nun zu dem Intermezzo, 
der Erwähnung und Einführung des „Spiegel "-Zi- 
tats. Herr Kollege Strauß, eine Antwort — ich 
hätte sie mir allerdings früher gewünscht, und will 
Ihnen auch gleich sagen, warum — hätte ja völlig 
ausgereicht: Zwingende Sicherheitsgründe verboten 
die Benutzung der Lufthansa-Maschine in diesem 
Augenblick. 

(Strauß [CDU/CSU]: Nein, das stimmt 
nicht!) 

— In Ordnung. — Oder: Zeitliche Gründe 

(Strauß [CDU/CSU]: Müssen Sie diese „Spie- 
gel "-Meldung hier bringen, ausgerechnet 
der Bundeswirtschaftsminister?) 

— Herr Strauß, dies deswegen, weil jemand, der so 
in den Wald hineinruft wie Sie, auch die Antwort 
bekommen muß, und dieses Echo werden Sie wieder 
bekommen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Haase 
[Kassel] [CDU/CSU]: Sie lassen sich Millio- 
nen für Ihre Sicherheit bewilligen! — Wei- 
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Haase, dies ist eine völlig unbestrit- 
tene Frage, daß Sicherheitsmaßnahmen — Gott sei 
es geklagt — notwendig sind, durchgeführt werden 
müssen, von vielen von uns ertragen werden müs- 
sen. Das ist völlig unbestritten. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Warum bringen Sie 
es dann? — Haase [Kassel] [CDU/CSU]: 

Und über uns spotten Sie!* — Strauß [CDU/ 

CSU]: Aber das war ja nicht der Grund!) pj 

— Es geht mir darum, eine klare Antwort zu bekom- 
men. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Wie ist Gen- 
scher nach China geflogen?) 

Diese Antwort gilt für alle von uns, daß Sicherheits- 
maßnahmen, die regierungsüblich sind, regierungs- 
üblich behandelt werden, so betrieben und so verant- 
wortet werden. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Warum reden Sie 
dann darüber? — Strauß [CDU/CSU]: Das 
geht Sie überhaupt nichts an! Müssen wir 
Ihnen gegenüber erklären, welche Luftli- 
nien wir benutzen?) 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, gestat- 
ten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Glos? 

Dr, Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt- 
schaft: Bitte sehr! 

. Präsident Carstens: Bitte schön, Herr Abgeord- . 
neter. 

Glos (CDU/CSU): Herr Bundesminister, darf ich 
Sie fragen ob Sie in dem Zusammenhang bereit sind, 
sich bei Herrn Abgeordneten Strauß zu entschuldi- 
gen, 

(Zurufe von der SPD) 
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(^) damit das auch hier vor dem Plenum wieder richtig- 
gestellt wird, für diese Verdächtigung, die Sie aus- 
gesprochen haben, er habe aus mangelndem Mut 
die Lufthansa-Maschine nicht benutzt? 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt- 
schaft: Herr Kollege, ich habe mich — dies habe ich 
auch in der Debatte gesagt — ausdrücklich auf das 
Zitat beschränkt und mir den Vorwurf, Herr Strauß 
habe mangelnden Mut bewiesen, nicht zu eigen ge- 
macht. Ich mache ihn mir auch jetzt nicht zu eigen. 
Wenn Sie dafür eine Erklärung haben wollen, sei 
sie Ihnen gerne gegeben. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Warum zitieren 
Sie denn so etwas?) 

— Ich zitiere dies deswegen, Herr Kollege, und 
fand die Sache und finde sie leider nach wie vor 
wichtig, weil ich weiß, daß es in der Bundesrepublik 
betrüblicherweise Unternehmen gegeben hat, hof- 
fentlich nicht noch gibt, die in diesen Tagen ihren 
Mitarbeitern Anweisung gegeben haben, nicht mit 
der Lufthansa zu fliegen. 

(Strauß [CDU/CSU]: Mir niemand!) 

— Das glaube ich gerne. Aber dieses ist ein Thema, 
meine Damen und Herren, das mich beunruhigt hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann sagen Sie 
es doch! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

_ — Ich sage es ja. — Dieses ist ein Thema, das mich 

W beunruhigt hat und weiter beunruhigt 

(Strauß [CDU/CSU]: Si tacuisses!) 

— gut — , weil ich jedenfalls von denjenigen, die mit 
solchen Tönen anderen vorwerfen, im Kampf gegen 
den Terrorismus, den wir gemeinsam zu bestehen 
haben, nicht das Nötige zu tun, erwarte, daß sie 
im Rahmen dessen, was ihnen möglich ist — diese 
Grenze muß man sehen — , vorbildlich sind und 
vorbildlich handeln. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Kollege Strauß, ich möchte noch auf den 
letzten Punkt eingehen, den Sie in der Sache vor- 
getragen haben. Seit ich hier bin, Herr Kollege 
Strauß — Sie haben mich erwähnt und mich per- 
sönlich angesprochen — , haben wir Diskussionen 
miteinander geführt. Diese Diskussionen sind sach- 
lich, lebhaft, von Ihnen kraftvoll, gelegentlich über- 
kraftvoll geführt worden. Dagegen ist nichts einzu- 
wenden. Aber, Herr Strauß, Sie haben auf meine 
Parteitagsrede abgehoben — ich weiß sehr wohl, 
daß sie sich Ihnen eingeprägt hat — , und Sie haben 
eine Äußerung getan, die ich Ihnen nicht vergessen 
kann. Sie haben sie nie in Ordnung gebracht und 
haben es auch nie versucht. Ich habe die Sonthofe- 
ner Rede hier einmal zitiert, und zwar den wirt- 
schaftspolitischen Teil. Das war für mich nicht ent- 
scheidend. Aber Sie haben in Sonthofen gesagt — 
ich zitiere — : 

Ich möchte wissen, wie viele Sympathisanten 
der Baader/Meinhof- Verbrecher in der SPD- 
und FDP-Fraktion in Bonn sitzen. 


Dies, Herr Strauß, habe ich Ihnen nicht vergessen. {Q 
Unter diesem Umstand weise ich es auf das ent- 
schiedenste zurück, daß Sie Herrn Hoppe sagen, 
er hätte in Sonthofen reden können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Strauß 
[CDU/CSU]: Lesen Sie einen Brief an die 
Präsidentin Renger nach!) 

Ich werde, meine Damen und Herren, auch in 
Zukunft Anhänger einer offenen, deutlichen und 
gelegentlich vielleicht auch einmal überziehenden 
Aussprache und Diskussion sein. Ich werde bereit 
sein — wie hoffentlich jeder von uns — , darüber 
nachzudenken, wenn man überzogen hat, und dies 
dann auch erklären. Ich werde auch darüber nach- 
denken, ob es zweckmäßig, ob es richtig war, die- 
ses „Spiegel "-Zitat einzubringen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Es macht mir nichts aus, wenn ich mich einmal ver- 
hauen habe, dann zu erklären: „Dies war nicht in 
Ordnung." Das gehört sich so. 

Aber, meine Damen und Herren, es gibt einige 
inhaltliche Punkte. Dazu gehört das, was Sie hier 
über den Bruch des Amtseides gesagt haben. Dazu 
gehört, was Sie vor einigen Jahren über Baader/ 
Meinhof, Sonthofen und meine Freunde und mich 
gesagt haben. Da, Herr Strauß, hört die Gemütlich- 
keit im wahrsten Sinne des Wortes auf. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Strauß 
[CDU/CSU]: Erlauben Sie hier eine Frage?) 

— Bitte, selbstverständlich. 

CD) 

Strauß (CDU/CSU): Graf Lambsdorff, ist Ihnen 
entgangen, daß zu jener Zeit gewisse Organisatio- 
nen der Regierungsparteien, zum Beispiel die Jung- 
sozialisten in Schleswig-Holstein — ein Mitglied 
sitzt hier in diesem Hohen Hause — erklärt haben, 
daß Politiker wie Carstens, Dregger, Strauß, Stol- 
tenberg gefährlicher und schlimmer seien als die 
Terroristen der Baader/Meinhof-Bande? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt- 
schaft: Herr Kollege Strauß, wenn diese 

(Strauß [CDU/CSU]: Die Jungdemokraten 
von Hamburg!) 

Äußerungen gefallen sind 

(Zurufe von der CDU/CSU: „Wenn"? — Sie 
kennen sie doch!) 

— Darf ich antworten? 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn diese Äußerungen gefallen sind — ich habe 
keinen Zweifel an der Echtheit Ihres Zitats und Ihres 
Vorbringens — , 

(Zurufe von der SPD: Falsch!) 

ich sage, wenn dem so ist, ist dies überhaupt nicht 
zu billigen. Es ist aufs schärfste zu mißbilligen und 
zu verurteilen. 

(Beifall bei der FDP) 
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In dieser Form nicht! Aber dies berechtigt Sie nicht, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

42 Mitglieder der einen Fraktion und über 200 Mit- 
glieder der anderen Fraktion zum Teil zu Sympathi- 
santen der Verbrecherbande zu erklären. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Gansei? 

Dr_ Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt- 
schaft: Bitte. 

Gansei (SPD): Kollege Lambsdorff, wären Sie be- 
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß der Abgeordnete 
Strauß wie auch andere Mitglieder der Oppositions- 
fraktion diese Resolution der schleswig-holsteini- 
schen Jungsozialisten, die eine scharfe Verurteilung 
der Terroristenverbrechen und der sogenannten Iso- 
lationsfolterkampagne enthält, 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

zum wiederholten Male in diesem Hause falsch zi- 
tiert haben und daß die korrekte Zitierweise meh- 
reren Erklärungen entnommen werden kann, die in 
diesem Hause zu Protokoll gegeben worden sind? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt- 
Schaft: Herr Kollege Gansei, ich nehme das zur 
Kenntnis. Aber beide 'Seiten werden bitte Verständ- 
nis dafür haben, daß ich hier nicht als Urkundsbeam- 
ter und Notar nachprüfen kann, was darin und was 
nicht darin gestanden hat. Das ist von dieser Stelle 
aus wohl kaum möglich. 

Meine Damen und Herren, ich habe noch einige 
Worte zum Abschluß dieser Haushaltsberatungen 
zu sagen, nämlich in dem Sinne, den Herr Kollege 
Apel vor wenigen Minuten noch einmal unterstri- 
chen hat, wobei ich die Opposition wirklich sehr 
nachdrücklich — auch nach dem, Herr Windelen, 
was Sie heute ausgeführt haben — , darum bitte, 
Ihre Position noch einmal zu überdenken und dar- 
über in eine Diskussion einzutreten. Es ist die Fra- 
ge, wie notwendig gesamtwirtschaftliche Defizite 
zur Aufrechterhaltung des Wachstums, zur Förde- 
rung des Wachstums und zur Wiedergewinnung der 
Vollbeschäftigung sind, ohne daß man deswegen, 
wie wir heute wissen, mit keynesianischen Formu- 
lierungen oder Positionen Inflationsgefahr herauf- 
beschwört. Diese Frage muß ausdiskutiert werden. 
Es geht nicht an, daß wir uns die Größenordnung 
von 31 Milliarden DM hier und draußen um die 
Ohren schlagen und die Menschen im Lande er- 
schrecken, das Staatsbankrottgemälde an die Wand 
werfen — wie es der Kollege Strauß getan hat — , 
ohne darüber nachzudenken und miteinander zu dis- 
kutieren, ob unser Handeln nicht angesichts der 
nationalen Wirtschaftslage eh schon notwendig ist, 
und ob es nicht angesichts der internationalen wirt- 
schaftspolitischen Diskussion völlig unvermeidlich 


ist, ja das Bescheidenste dessen ist, was vertretbar (C) 
ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 


Herr Kollege Windelen, wir haben ja viel Ver- 
ständnis, auch der Bundesfinanzminister hat dieses 
Verständnis von Haus aus. Er hat vor einigen Tagen 
gesagt, er sei auch Haushaltsminister. Wir haben 
viel Verständnis für haushaltspolitische Sorgen und 
Bedenken. Aber wir sind nicht verhandlungs- und 
handlungsfähig, wenn wir den Versuch machen 
wollten, unter das Maß dessen an öffentlicher An- 
kurbelung — und zwar auf dem Weg, den wir ge- 
wählt haben und den wir für besser halten, nämlich 
den der Einnahmensenkung statt den der Ausgaben- 
erhöhung — zu gehen, wenn wir den Versuch ma- 
chen wollten, da herunterzugehen — wir sind einem 
internationalen Druck ausgesetzt und werden ihm 
auch weiter ausgesetzt bleiben, dem wir sonst nicht 
begegnen können — , wenn wir auch nur die leise- 
sten Abstriche von dem machen, was wir tun. Wir 
sind an die Grenze dessen gegangen, meine Damen 
und Herren, das ist unsere Meinung, was uns ver- 
antwortbar und möglich, aber auch notwendig er- 
scheint. Wir werden diese Position nicht nur Ihnen 
gegenüber und gegenüber Kritik aus Ihrer Richtung, 
sondern auch anderen gegenüber, wo die Kritik in 
fordernder Art und Weise kommt, aufrechterhalten 
und vertreten; darin stimme ich dem Bundesfinanz- 
miinister voll zu. Wir müssen dies tun. Aber, meine 
Damen und Herren, hier muß eine Opposition, die 
die Bundesrepublik Deutschland doch auch nicht 
alleine in dieser Welt stehen sieht, einsehen, daß 
wir in einem Kräftefeld stehen und uns behaupten 
müssen, das so einfach, so hausgeschneidert und 
so hausbacken wirklich nicht behandelt werden kann 
oder darf, wie wir es hier manchmal tun. 


P) 


Wenn das Ergebnis einer solchen Haushaltsde- 
batte, abgesehen von den Arabesken und Seiten- 
wegen, die nicht notwendig und nicht erfreulich 
waren, darin bestünde, daß wir für das wirtschaft- 
liche Fundament der Bundesrepublik in Europa und 
darüber hinaus in der Weltwirtschaft miteinander 
mehr Verständnis entwickeln könnten, dann wäre 
dies der Gewinn einer Debatte, die wohl nach unser 
aller Eindruck nicht immer so gewesen ist, wie wir 
sie uns selbst wünschen und vielleicht zum Bun- 
deshaushalt 1979 dann anders führen könnten. 


Ich schließe keinen von uns bei dieser Schluß- 
bemerkung aus. Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 


Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, 
der Ausdruck „Leibeigener“ in bezug auf ein Mit- 
glied des Hauses ist unparlamentarisch. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Ich behalte mir vor, die Zwischenrufer zu rügen, so- 
bald mir das Protokoll vorliegt. 

Das Wort hat der Herr Bundesminister für For- 
schung und Technologie. 

Matthöfer, Bundesminister für Forschung und 
Technologie: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Bitte gestatten Sie mir, ganz kurz die Le- 
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gende zu zerstören, die Herr Strauß aus Gründen, 
die wohl in der bayerischen Landtagswahlpolitik 
liegen, versucht hat aufzubauen. 

Meine eigenen Bemühungen in einem sehr schwie- 
rigen Spiel, den Standort Garching durchzusetzen, 
hat Herr Strauß selbst geschildert. Wenn man das 
unvoreingenommen liest und die Mechanismen und 
die Arbeitsweisen in Europa kennt 

(Unruhe) 

Präsident Carstens: Einen Augenblick, Herr Bun- 
desminister. Ich bitte um Aufmerksamkeit für den 
Redner und bitte diejenigen Damen und Herren, 
die stehen, Platz zu nehmen. 

Matthöfer, Bundesminister für Forschung und Tech- 
nologie: Wenn man die Mechanismen und Arbeits- 
weisen in Europa kennt, kann man ermessen, wie 
wir versucht haben, auf alle mögliche Art und 
Weise mit allen Kräften den Standort Garching 
durchzusetzen. 

Gestatten Sie mir, Herr Präsident, in gleicher 
Ausführlichkeit wie Herr Strauß, zu diesem Thema 
einige Zitate vorzutragen. Das erste Zitat stammt 
von der CDU-Bundestagsabgeordneten und Vorsit- 
zenden des Ausschusses für Energie und Forschung 
des Europaparlaments, Frau Dr. Hanna Walz, er- 
schienen im Deutschland-Union-Dienst, etwa vier 
Wochen später in Form eines Interviews reprodu- 
ziert im „Rheinischen Merkur". 

Frau Dr. Hanna Walz sagt: 

Europa, das bis jetzt beim wissenschaftlichen 
Wettbewerb zur Lösung der Kernfusion ganz 
gut „im Rennen gelegen" hat, wenn nicht gar 
geführt hat, wird diesen Vorsprung auf immer 
verlieren, wenn es nicht gelingt, unverzüglich 

— das Wort „unverzüglich" ist unterstrichen — 

die Standortfrage für dieses Projekt zu ent- 
scheiden. 

(Anhaltende Unruhe) 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, ich bitte, 
Ihre Rede einen Augenblick unterbrechen zu dürfen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die stehen, Platz 
zu nehmen. Ich bitte, dem Redner Ihre Aufmerksam- 
keit zu schenken. Diejenigen Damen und Herren, 
die Gespräche führen wollen, bitte ich, dies außer- 
halb des Saales zu tun. Ich möchte dringend bitten, 
daß wir den Redner anhören, während er spricht. 

Bitte schön. 

Matthöfer, Bundesminister für Forschung und Tech- 
nologie: Frau Dr. Hanna Walz fährt fort, und zwar 
am 3. Februar 1977, also neun Monate, bevor die 
Entscheidung gefallen ist — ich überspringe einige 
Ausführungen — : 

Eine unvernünftige und für Europa möglicher- 
weise verhängnisvolle Kirchturmspolitik der 
französischen Regierung hat die notwendige 
Entscheidung über den „JET" -Standort über ein 
Jahr lang verhindert, obwohl sich innerhalb der 


EG eine Mehrheit für den britischen Standort (Q 
entschieden hat, eine Mannschaft vorgesehen, 
Material bestellt und das Projekt selbst meh- 
rere Jahre lang vorbereitet worden war . . . 

Für Europa ist die Kernfusionsforschung mög- 
licherweise die letzte Chance, um in der Ver- 
sorgung mit Energie langfristige Unabhängig- 
keit zu gewinnen. Doch die für den 20. Dezem- 
ber 1976 vorgesehene Ratstagung, die die end- 
gültige Entscheidung über den Standort treffen 
sollte, mußte ausfallen, weil Frankreich nicht 
mehr bereit war, einen der drei vorgeschlagenen 
Standorte Culham/England, Ispra/Italien oder 
Garching/Deutschland zu akzeptieren, sondern 
auf dem französischen Standort Caderache be- 
harrte. Als Alternativlösung wollte es allenfalls 
einem Standort in einem Drittland, und zwar in 
der Nähe von Genf, zustimmen. Hier muß ich die 
Frage stellen: Wie ernst meint eigentlich Frank- 
reich sein europäisches Engagement noch, wenn 
es die übrigen Länder der Gemeinschaft auf 
diese Weise blockiert oder zu erpressen ver- 
sucht? 

Aber da die Frage des Standorts für das „JET"- 
Projekt für keines der Mitgliedsländer eine na- 
tionale Lebensfrage ist 

— immer noch Frau Dr. Hanna Walz — 

sollte man erwarten dürfen, daß der letzte Rest 
europapolitischen Engagements schließlich doch 
noch zu einer Lösung führt. Die Bundesregierung 
ist aufgefordert, die Bemühungen des Europäi- 
schen Parlaments, 

— für den Standort Culham, wie aus dem ganzen 
Kontext hervorgeht, — 

die von allen Parteien getragen werden, inten- 
siver als bisher zu unterstützen. 

Der Abgeordnete Dr. Riesenhuber, Mitglied des 
Forschungs- und Technologieausschusses, schreibt 
in den Materialien für den CDU-Energiekongreß in 
Hannover: „Der JET darf an der Standortfrage 
nicht scheitern." 

Herr Dr. Strauß, Sie haben Wissenschaftler zi- 
tiert. Ich habe mit vielen Dutzend Wissenschaft- 
lern, die auf diesem Gebiet arbeiten, gesprochen, 
ich habe dies sorgfältig mit ihnen diskutiert, auch 
die Taktik. Ich habe gefragt: Wenn wir in die Si- 
tuation kommen, JET scheitern zu lassen oder nach 
Culham zu gehen, was soll ich dann machen? 

(Strauß [CDU/CSU]: Die Alternative ist 
ja falsch!) 

Da war die unverzügliche Antwort aller Wissen- 
schaftler: Culham. 

Da es sich hier um das Max-Planck-Institut für 
Plasmaphysik handelt, möchte ich, Herr Präsident, 
zitieren, was mir der Präsident der Max-Planck- 
Gesellschaft nach der Entscheidung geschrieben hat: 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Lieber Herr 
Matthöfer! Nachdem die Entscheidung für den 
Standort von JET gefallen ist, möchte ich Ih- 
nen, der Bundesregierung und den Mitarbeitern 
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Ihres Hauses für den nachhaltigen Einsatz für 
den Standort in Garching ganz besonders dan- 
ken. Ich weiß, wie sehr Sie sich immer wieder 
für Garching engagiert haben. 


Andererseits empfinde ich es als richtig 

— das sagt der Präsident der Max-Planck-Gesell- 
schaft — 

daß Sie jetzt eine Mehrheitsentscheidung ak- 
zeptiert haben. Dies ist wegen des Fortgangs 
der Fusionsforschung in Europa wichtig. Dar- 
über hinaus haben Sie damit ein weitsichtiges 
Zeichen für die zukünftige europäische For- 
schungspolitik gesetzt. 

Jawohl, Herr Dr. Strauß, wir hätten JET scheitern 
lassen können, aber wir hätten damit Europa ge- 
schadet. 

(Strauß [CDU/CSU]: Das ist eine klägli- 
che Ausrede! Eine falsche Alternative!) 

Für unsere nationalen Interessen ist es schädlich, 
daß Sie wegen Ihrer bayerischen Landtagswahlin- 
teressen eine solche Verschwörungstheorie entwik- 
keln. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Sie stellen sich in die Reihe anderer CDU-Provinz- 
politiker, die aus Landtagswahlinteressen heraus 
nationale Interessen schädigen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich brauche keine weiteren Beispiele zu bringen. 

Herr Strauß, ich empfehle Ihnen — sie lesen ja 
viel — , einmal in dem von deutschen Sozialwissen- 
schaftlern, die aus Nazi-Deutschland vertrieben 
worden waren, in den 40er Jahren herausgebrach- 
ten Monumentalwerk „Die autoritäre Persönlich- 
keit" über die Mechanismen faschistoider Agita- 
toren zu lesen. Sie werden dort die Verschwörungs- 
theorie, den Verfolgungswahn und das Zeihen des 
Gegners der nationalen Unzuverlässigkeit als Me- 
chanismen solcher Agitatoren wiederfinden. Ich 
empfehle Ihnen, nach dem Studium dieser Untersu- 
chung Ihren Redestil und Ihre Argumentationswei- 
se in Zukunft zu ändern, damit Sie nicht weiterhin 
in einen bestimmten Verdacht geraten. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Carstens; Wortmeldungen zur allgemei- 
nen Aussprache in der drittjen Beratung liegen 
nicht mehr vor. Ich schließe die allgemeine Aus- 
sprache. 

Wir kommen jetzt zu den Entschließungsanträ- 
gen, die zu einigen Einzelplänen vorliegen. Wir 
wenden uns zunächst dem Einzelplan 09 — Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

— zu, Drucksachen 8/960, 8/1285 und 8/1369. Zu die- 
sem Einzelplan liegt auf Drucksache 8/1462 ein Ent- 
schließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU vor. 
Wird das Wort zur Begründung gewünscht? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!) 

— Das ist nicht der Fall. Wird das Wort anderwei- 
tig gewünscht? — Das ist auch nicht der Fall. 


Es ist beantragt, den Entschließungsantrag an (Q 
den Haushaltsausschuß zu überweisen. Ist das Haus 
damit einverstanden? Ich bitte diejenigen, die ein- 
verstanden sind, um das Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zum Einzelplan 11 — Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung. Hierzu liegt auf Drucksache 8/1468 
ein Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
vor. Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 

Herr Abgeordneter Geisenhofer. 

Geisenhofer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Namens der 
CDU/CSU-Fraktion darf ich den Entschließungsan- 
trag auf Drucksache 8/1468 kurz begründen. 

Ihnen ist bekannt, daß die Kriegs- und Wehr- 
dienstopfer in den letzten Jahren durch das Haus- 
haltsstrukturgesetz vor allem bei der Erholungsfür- 
sorge durch Einführung einer Selbstbeteiligung und 
durch die Einschränkung bei der Witwen- und 
Waisenbeihilfe — § 48 BVG — große Härten haben 
hinnehmen müssen. 

(Große Unruhe) 

Durch das 20. Rentenanpassungsgesetz und das 9, 
Kriegsopferanpassungsgesetz werden die Kriegsop- 
fer — 

(Anhaltende Unruhe) 

Präsident Carstens: Einen Augenblick, Herr Ab- 
geordneter. P) 

Zugegebenermaßen ist es eine schwierige Situa- 
tion, in der wir uns alle befinden. Ein Teil der Kol- 
legen wartet auf die Schlußabstimmung. Dafür habe 
ich volles Verständnis. Dennoch werden bis dahin 
einige kurze Reden gehalten zu einigen wenigen 
Anträgen. Ich setze die Sitzung erst dann fort, 
wenn im Hause Ruhe eingetreten ist. 

(Anhaltende Unruhe) 

Warten Sie bitte noch einen Augenblick, Herr 
Abgeordneter. — Ich bitte die Kollegen, die stehen, 
sich zu setzen. — Ich bitte nochmals die Kollegen, 
die stehen, sich zu setzen und die Gespräche außer- 
halb des Saales zu führen. 

(Unruhe) 

— Ich wiederhole meine Bitte, daß sich die Kolle- 
gen, die stehen, setzen. Ich bitte, dem Redner zuzu- 
hören. Das ist ein Gebot der Höflichkeit, 

(Beifall bei der CDU/CSU) . 

das ist aber auch notwendig im Interesse derer, die 
dem Redner zuhören wollen. Ich kann ja nieman- 
den zwingen, dem Redner zuzuhören. Aber ich 
kann dafür sorgen — das ist meine Aufgabe — , daß 
diejenigen, die ihm zuhören wollen, ihn auch hören 
können. 

Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

Geisenhofer (CDU/CSU); Meine Damen und Her- 
ren, neben der vorgenannten Belastung gehen 
durch das 20. Rentenanpassungsgesetz und durch 



Deutsdier Bundestag — 8, Wahlperiode — 70. Sitzung. Bonn, Freitag, den 27. Januar 1978 


5551 


Geisenhofer 

das 9. Kriegsopferanpassungsgesetz den Kriegsop- 
fern durch die Nichtanpassung ihrer Renten im 
Jahre 1978 weitere 420 Millionen DM verloren. We- 
gen dieser Belastung sage ich ganz deutlich und 
mit Nachdruck: Es gibt keine Schicht im deutschen 
Volk, die in einer so kurzen Zeit zweimal so große 
Stabilitätsopfer hat bringen müssen wie die Kriegs- 
opfer. Ich bedauere, daß in dieser viertägigen Mam- 
mutdebatte des Deutschen Bundestages nicht ein- 
mal zehn Minuten lang die Probleme der Kriegs- 
und Wehrdienstopfer angesprochen worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben ferner festgestellt, daß in dem Kriegs- 
opferhaushalt, dem Einzelplan 11, im Bereich der 
Kriegsopferversorgung und der Kriegsopferfürsorge 
laut Angaben der Bundesregierung im Haushalts- 
ausschuß ca. 110 Millionen DM eingespart worden 
sind. Da wir nicht wollen, daß diese Mittel verfal- 
len oder zweckentfremdet werden, legen wir diesen 
Entschließungsantrag vor. 

Wir ersuchen darin ferner die Bundesregierung, 
der Aufforderung des Bundestags in der Beschluß- 
empfehlung zum 9. Kriegsopferanpassungsgesetz — 
Drucksache 8/399, Ziffer 2 — umgehend nachzu- 
kommen und einen Gesetzentwurf mit strukturellen 
Verbesserungen im Kriegsopferrecht sobald wie 
möglich vorzulegen. Durch den geforderten Gesetz- 
entwurf sollen die Härten des Haushaltsstrukturge- 
setzes und darüber hinaus im Rahmen des finanziell 
Möglichen — ich betone: im Rahmen des finanziell 
Möglichen — u. a. folgende Strukturverbesserungen 
(B) und Härtenbeseitigungen vorgenommen werden: 
bei den Badekuren, bei der Kriegsopferfürsorge und 
-erholungsfürsorge, bei der Witwen- und Waisen- 
beihilfe — § 48 BVG — , bei der Elternrente, bei der 
Pflegezulage der Blinden, sowie Korrekturen durch 
Aktualisierung der Vergleichseinkomnien beim Be- 
rufsschadens- und Schadensausgleich. 

Unser Entschließungsantrag orientiert sich an 
den finanziellen Möglichkeiten. Ich betone: Wir 
fordern keine Mehrausgaben gegenüber dem Regie- 
rungsentwurf. Aber die im Haushaltsplan einge- 
sparten Mittel sollen wieder den Kriegsopfern zu- 
kommen. Ich bitte um Annahme des Entschlie- 
ßungsantrags. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Gansei. 

Gansei (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Da dieser Antrag im wesentlichen für die 
Zuschauer und Zuhörer bei Fernsehen und Radio 
bestimmt ist, ist es notwendig, -Unrichtigkeiten 
klarzustellen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Erstens. Es handelt sich nicht um 110, sondern 
um 113,5 Millionen DM. Auch bei Kleinigkeiten im 
Haushalt bitte korrekt sein! 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das ist gut!) 

Zweitens. Es ist falsch, wie hier behauptet wird, 
es würden bei den Kriegsopfern 110 Millionen DM 


eingespart. Tatsache ist, daß eine Schätzung der 
Bundesregierung im Haushaltsausschuß während 
der Monate September bis Januar korrigiert wor- 
den ist, so daß an den über 12,2 Milliarden DM, die 
für die Kriegsopferversorgung vorgesehen sind, 
eine Korrektur in Höhe von 1 Vo der Gesamtsumme 
vorgenommen worden ist. 

Drittens. Hier wird vorgetäuscht, den Kriegsop- 
fern werde etwas weggenommen. Tatsache ist, daß 
sämtliche Ansprüche der Kriegsopfer gesetzlich ge- 
währleistet sind und, wie es ütlich ist, notfalls 
durch überplanmäßige Mittel erfüllt werden kön- 
nen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Viertens. Auch in diesem Jahr, in dem wir so- 
wohl bei den Renten als auch in der Kriegsopfer- 
versorgung keine besondere Anpassung vorneh- 
men, steigen unsere — sozial und moralisch not- 
wendigen — Aufwendungen für unsere Kriegsopfer 
um 3 bis 5Vo auf insgesamt 12,2 bis 12,4 Milliarden 
DM. 

Fünftens. Wir haben gesehen, daß die Bundesre- 
gierung in der mittelfristigen Finanzplanung Mittel 
für eine Verbesserung des Bundesversorgungsge- 
setzes und der Rechtsbestimmungen für Kriegsop- 
ferfürsorge bereitgestellt hat. Wir Parlamentarier 
sind auf diese Summen nicht festgelegt .und inso- 
fern frei. Wir haben diese Gesetzesverbesserungen 
in Arbeit und wir erwarten, daß endlich ernstzu- 
nehmende, sachlich brauchbare Vorschläge der 
CDU vorgelegt werden. 

Sechstens — der letzte Punkt. Wir werden Ihnen 
nicht den Gefallen tun, hier einen Antrag abzu- 
lehnen, so daß dies von Ihnen in demagogischer 
Weise dazu genutzt werden kann, in der Öffentlich- 
keit vor Leuten, die die haushaltstechnischen Ein- 
zelheiten nicht kennen, zu behaupten, hier würden 
auf Kosten der Kriegsopfer 110 Millionen DM ein- 
gespart. Dies ist falsch. Dies ist eine Täuschung. 

Ich beantrage deshalb namens der SPD-Fraktion 
und auch der Kollegen der FDP die Überweisung 
dieses Entschließungsantrags an den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren! 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Es ist 
Überweisung an den Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung beantragt worden. Denjenigen, der da- 
für ist, bitte ich um ein Handzeichen. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist 
dies einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr den Entschließungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU zum Einzelplan 12 — Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers für Verkehr — 
auf Drucksache 8/1463 auf. Wird das Wort zur Be- 
gründung gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Es ist beantragt, den Eiltschließungsantrag an 
den Haushaltsausschuß zu überweisen. Ist das Haus 
damit einverstanden? — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 
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lA) Ich rufe den Entschließungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU zum Einzelplan 14 — Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit — auf Drucksache 8/1458 auf. Wird das 
Wort zur Begründung gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

Es ist beantragt, auch diesen Entschließungsan- 
. trag an den Haushaltsausschuß zu überweisen. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Wir' kommen zu dem Entschließungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU zum Einzelplan 25 — Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau — auf Drucksache 
8/1379. Wird das Wort zur Begründung gewünscht? 
— Herr Abgeordneter Jahn (Münster). 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ohne Abbau von 
Hemmnissen für private Investitionen geht es im 
freifinanzierten Mietwohnungsbau nicht wieder 
bergauf. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das ist 
richtig!) 

Wir haben deshalb einen Entschließungsantrag ge- 
stellt. Wir möchten an dieser Stelle feststellen, daß 
der Bundesminister für Raumordnung, Herr Ravens, 
wider bessere Einsicht investitionshemmende Wir- 
kungen von wohnungsrechtlichen Vorschriften leug- 
net. Er hat den Nachweis hierfür selbst erbracht. 
Im Mai 1977 hat er gegenüber dem Herrn Bundes- 
kanzler zum Ausdruck gebracht — ich darf zitie- 
ren — : „Im freifinanzierten Mietwohnungsbau dek- 
ken selbst bei vergleichsweise hohem Eigenkapital- 
einsatz seit Anfang der 70er Jahre die Neubaumie- 
ten nicht mehr die laufenden Ausgaben. Damit wur- 
de offenbar" — so sagte er — „die kritische 
Schwelle für Investitionen überschritten. Einer er- 
neuten Belebung der Investitionstätigkeit müßte 
demnach selbst bei einem weiterhin sinkenden 
Zinsniveau erst eine stärkere Mieterhöhung voraus- 
gehen." 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Hört! Hört! — 
Unruhe) 

Fazit, meine Damen und Herren 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, ich 
darf meine mehrfach ausgesprochene Bitte wie- 
derholen: Diejenigen Kollegen, die stehen, mögen 
bitte Platz nehmen. Ich bitte alle Kollegen, dem 
Redner ihre Aufmerksamkeit zu schenken. Es han- 
delt sich wirklich nur noch um wenige Minuten. 
Ich bitte Sie sehr herzlich, während dieser wenigen 
Minuten den zwei Rednern — diesem und den fol- 
genden — Ihre Aufmerksamkeit zu schenken. — 
Bitte schön, Herr Kollege. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Fazit, meine Da- 
men und Herren: Ravens für Mieterhöhungen! 

Der Bundesbauminister hält verstärkte Anreize 
für private Investitionen für notwendig, doch er 
wird daran im eigenen Lager gehindert, diesen 


Worten auch Taten folgen zu lassen. Wir sagen im- (Q 
mer: Mehr Anreize für private Investitionen — und 
uns wird dann entgegnet, wir würden dabei überse- 
hen, daß man die Rentenversicherung ja für die 
Selbständigen geöffnet habe. 

Meine sehr Verehrten Damen und Herren, es muß 
nach wie vor zum Selbstverständnis eines jeden 
freiberuflich Tätigen gehören, daß er seinen Le- 
bensabend nicht von der Sozialhilfe bestreitet, son- 
dern von dem, was er persönlich in seinem Leben 
erarbeitet hat. 

Aus diesem Grunde stellen wir diesen Entschlie- 
ßungsantrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Richtig ist, daß die 
Hemmnisse, die den freifinanzierten Mietwohnungs- 
bau behindern, abgebaut werden müssen. Unbewie- 
sen ist, daß diese Hemmnisse im Zweiten Wohn- 
raumkündigungsschutzgesetz begründet sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Bundestag hat 1974 beschlossen, daß die 
Bundesregierung Anfang 1979 einen Bericht über 
die Auswirkungen des Zweiten Wohnraumkündi- 
gungsschutzgesetzes vorlegen soll. Dieses wird 
pünktlich geschehen, und wir werden dann in Ruhe 
und Sachlichkeit und in Kenntnis der Fakten die 
Auswirkungen diskutieren. 

Damit aber Ihre Erwartungen nicht zu hoch ge- 
setzt werden, will ich Ihnen hier gleich sagen: Ob 
1978 oder 1979 — einen Kahlschlag im Mieter- 
schutz wird es mit uns nicht geben! 

(Beifall bei der SPD) 

Ehe Sie weiter an der Legende spinnen, daß die 
Hemmnisse im freifinanzierten Mietwohnungsbau 
im Wohnraumkündigungsschutzgesetz begründet 
seien, will ich Ihnen zu überlegen geben, ob nicht 
wesentlichere Hemmnisse in der Tatsache liegen, 
daß 1973/74 eine große Überproduktion von Woh- 
nungen entstanden ist, daß 1973/74 die Baukosten 
so gestiegen sind, daß heute hohe Mieten verlangt 
werden müssen, die am Markt nicht erreicht wer- 
den können. Und es fragt sich, ob nicht in den 
Richtlinien der Wirtschaftsminister der Bundeslän- 
der zu dem entsprechenden Paragraphen des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes ein größeres Hemmnis als in 
diesem Wohnraumkündigungsschutzgesetz liegt. 

Ich komme zu den Punkten 2 und 3 Ihres Ent- 
schließungsantrages. Zum Punkt 2 mit dem Woh- 
nungsbindungsgesetz trägt die Opposition wieder 
einmal Ideen vor, die Liberale und Sozialdemokra- 
ten längst zur Politik gemacht haben. Die Landesre- 
gierung Nordrhein-Westfalen hat im Bundesrat eine 
Gesetzgebungsnovelle zum Wohnungsbindungsge- 
setz vorgelegt, und wenn Ihr Herr Filbinger nicht 
aus übergeordneten, also parteitaktischen. Gründen 
sein Veto dagegen einlegt, wird diese Novelle bald 
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Müntefering 

(AI bei uns vorliegen, und wir werden in unserem Aus- 
schuß in Ruhe darüber beraten können. 

An der Problematik der Mietverzerrung arbeitet 
seit einem Drei Vierteljahr eine Bund-Länder-Kom- 
mission, in der alle Parteien vertreten sind. Ihr Be- 
richt ist fertig — das sollte Ihnen bekannt sein — , 
und er wird im März/April unseren Ausschuß be- 
schäftigen, und dann werden wir dort prüfen, was 
zu tun ist. 

Ich fasse zusammen: Dieser Antrag der CDU/CSU 
wäre vor drei oder vier Jahren originell gewesen, 
heute ist er keine Alternative, sondern nur noch 
überflüssig. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wissen 
Sie, was Ihre Rede ist? überflüssig!) 

Trotzdem sind wir natürlich herzlich gern bereit, 
diese Problematik mit Ihnen im Ausschuß weiter zu 
erörtern. Wir stimmen deshalb für Überweisung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Bun- 
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ- 
tebau. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]; Der Kandi- 
dat!) 

Ravens, Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau: Zwei Sätze möchte ich sa- 
gen. Herr Kollege Jahn, wenn Sie schon aus Kabi- 
nettsvorlagen zitieren, dann tun Sie das bitte ganz. 

® Ich habe die Antwort darauf gegeben: Mieterhö- 
hungen kann es in dieser Zeit in dem Ausmaß nicht 
geben; deswegen sollte die degressive Abschrei- 
bung wieder eingeführt werden. Wir haben die de- 
gressive Abschreibung wieder eingeführt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Weitere Wortmeldungen lie- 
gen nicht vor. Es ist beantragt, den Entschließungs- 
antrag an den Haushaltsausschuß zu überweisen. 
Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. 

Bevor wir zur Schlußabstimmung kommen, möch- 
te ich vor dem noch voll besetzten Hause ein Wort 

des Dankes an die Mitarbeiter der Bundestagsver- 
waltung sagen, 

(Beifall) 

die während dieser anstrengenden Woche weit 
über die übliche Dienstzeit hinaus Dienst getan ha- 
ben, Dieses Wort des Dankes richtet sich neben 
vielen anderen in ganz besonderer Weise an die 
Mitarbeiter des Stenographischen Dienstes, 

(Beifall) 

Wir kommen nunmehr zur Schlußabstimmunc 
über das Haushaltsgesetz 1978. Es ist namentliche 
Abstimmung beantragt. 

Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, daß wi. 
nach dieser namentlichen Abstimmung noch über 
zwei weitere Entschließungsanträge der Fraktior 
der CDU/CSU zum Haushaltsgesetz 1978 sowie 


über die Beschlußfassung des Vermittlungsaus- (Q 
Schusses abstimmen werden. 

Ich eröffne die namentliche Abstimmung. — 

Meine Damen und Herren, nach Fühlungnahme 
mit den Fraktionen möchte ich dem Hause Vor- 
schlägen, daß wir, während die Stimmen ausgezählt 
werden, in der Abwicklung unserer Tagesordnung 
fortfahren. Dies kann nur geschehen, wenn das 
Haus einverstanden ist. Erhebt sich gegen meinen 
Vorschlag Widerspruch? — Ich stelle fest, daß das 
Haus einverstanden ist. 

Zum Haushaltsgesetz 1978 liegen zwei Entschlie- 
ßungsanträge der Fraktion der CDU/CSU vor. Zu- 
erst rufe ich den Entschließungsantrag Drucksache 
8/1479 auf. Wird das Wort zur Begründung ge- 
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Ent- 
schließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
Drucksache 8/1479 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Ge- 
genprobe — Enthaltungen? — Der Antrag ist abge- 
lehnt. 

Ich rufe den Entschließungsantrag, der CDU/CSU- 
Fraktion auf Drucksache 8/1480 (neu) auf. Wird das 
Wort zur Begründung gewünscht? - — Das ist nicht 
der Fall. Bei diesem Entschließungsantrag ist Über- 
weisung an den Haushaltsausschuß beantragt. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch; dann ist so beschlos- 
sen. 

Ich rufe nunmehr den Zusatzpunkt zur Tagesord- P) 
nung auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs- 
ausschuß) zum Zweiten Gesetz zur Änderung 
des Graduiertenförderungsgesetzes 
— Drucksache 8/1478 — 

Berichterstatter; Abgeordneter Kleinert 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 

Das ist nicht der Fall, Wird das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung gewünscht? — Auch das ist nicht 
der Fall. 

Damit kommen wir zur Abstimmung. Wer der Be- 
schlußempfehlung des Vermittlungsausschusses auf 
Drucksache 8/1478 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Ge- 
genprobe. — Stimmenthaltungen? — Damit ist die 
Beschlußempfehlung des Vermittlungsausschusses 
einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir warten jetzt auf 
las Ergebnis der Aufzählung der namentlichen Ab- 
itimmung. — 

Ich darf das vorläufige Ergebnis der namentli- 
hen Abstimmung über den Haushaltsplan 1978 be- 
lanntgeben. Von den uneingeschränkt stimmbe- 
echtigten Abgeordneten haben 252 mit Ja und 237 
lit Nein, von den Berliner Abgeordneten 11 mit Ja 
nd 11 mit Nein gestimmt. Insgesamt sind demnach 
89 Stimmen von uneingeschränkt stimmberechtig- 
3n Abgeordneten und 22 Stimmen von Berliner 
Abgeordneten abgegeben worden. 
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Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 489 und 22 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 251 und 11 Berliner Abgeordnete 
nein: 237 und 11 Berliner Abgeordnete 
ungültig: 1 


Ja 


SPD 

Adams 

Ahlers 

Dr. Ahrens 

Amling 

Dr. Apel 

Arendt 

Augstein 

Baack 

Bahr 

Dr. Bardens 
Batz 

Dr. Bayerl 

Becker (Nienberge) 

Biermann 

Bindig 

Blank 

Dr. Böhme (Freiburg) 
Frau von Bothmer 
Brandt 

Brandt (Grolsheim) 

Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 

Büchner (Speyer) 

Dr. von Bülow 

Buschfort 

Dr. Bußmann 

Collet 

Conradi 

Coppik 

Dr. Corterier 

Curdt 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 

Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Eickmeyer 

Frau Eilers (Bielefeld) 

Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Frau Erler 
Esters 
Ewen 

Fellermaier 
Fiebig 
Dr, Fischer 
Flämig 

Frau Dr, Focke 
Franke (Hannover) 
Friedrich (Würzburg) 
Gansei 

Gerstl (Passau) 

Gertzen 

Dr. Geßner 

Glombig 

Gobrecht 

Grobecker 

Grunenberg 

Gscheidle 

Dr. Haack 

Haar 


Haase (Fürth) 

Haehser 

Hansen 

Frau Dr. Hartenstein 

Hauck 

Dr. Hauff 

Henke 

Heyenn 

Höhmann • 

Hoffmann (Saarbrücken) 
Hofmann (Kronach) 

Dr. Holtz 
Horn 

Frau Huber 
Huonker 

Ibrügger , . . , 

Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 

Jaunich 

Dr. Jens (Voerde) 

Junghans 

Jungmann 

Junker 

Kaffka 

Kirschner 

Klein (Dieburg) 

Koblitz 

Konrad 

Kratz 

Kretkowski 

Dr. Kreutzmann 

Krockert 

Kühbacher 

Kuhlwein 

Lambinus 

Lange 

Lattmann 

Dr. Lauritzen 

Leber 

Lemp 

Lenders 

Frau Dr. Lepsius 

Liedtke 

Dr. Linde 

Lutz 

Mahne 

Marquardt 

Marschall 

Frau Dr. Martiny-Glotz 
Matthöfer 

Dr. Meinecke (Hamburg) 

Meinike (Oberhausen) 

Meininghaus 

Menzel 

MÖhring 

Müller (Bayreuth) 
Müller (Mülheim) . 
Müller (Nordenham) 
Müller (Schweinfurt) 

Dr. Müller -Emmert 

Müntefering 

Nagel 

Neumann 

Dr. Nobel 

Offergeld 

Oostergetelo 

Paterna 

Pawel czyk 

Peiter 


Dr. Penner 

Pensky 

Peter 

Polkehn 

Porzner 

Rapp (Göppingen) 

Rappe (Hildesheim) 

Ravens 

Frau Renger 

Reuschenbach 

Rohde 

Rosenthal 

Roth 

Saxowski 

Dr. Schachtschabei 

Schäfer (Offenburg) 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

Scheffler 

Scheu 

Schirmer 

Schlaga 

Schluckebier 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

Schmidt (Hamburg) 

Schmidt (München) 

Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmidt (Würgendorf) 

Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr, Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiber 
Schulte (Unna) 

Dr. Schwencke (Nienburg) 
Dr. Schwenk (Stade) 

Seefeld 

Sieler 

Frau Simonis 
Simpfendörfer 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 

Dr. Staudt 

Dr. Steger 

Frau Steinhauer 

Stockleben 

Stöckl 

Sybertz 

Thüsing 

Frau Dr. Timm 

Tönjes 

Topmann 

Frau Traupe 

Ueberhorst 

Urbaniak 

Dr. Vogel (München) 

Vogelsang 

Voigt (Frankfurt) 

Waltemathe 

Walther 

Dr. Weber (Köln) 

Wehner 

Weißkirchen (Wiesloch) 

Wendt 

Dr. Wernitz 

Westphal 

Wiefel 

Wilhelm 

Wimmer (Neuötting) 

Wischnewski 

Dr, de With 

Wittmann (Straubing) 

Wolfram (Recklinghausen) 

Wrede 

Würtz 

Wüster 

Wuttke 

Wuwer 

Zander 

Zebisch 

Zeltler 


Berliner Abgeordnete 
Bühling 

Dr. Diederich (Berlin) 

Dr. Dübber 
Egert 
Löffler 
Männing 
Mattick 
Frau Schlei 
Schulze (Berlin) 
Sieglerschmidt 

FDP 

Angermeyer 
Dr. Bangemann 
Baum 

Cronenberg 
Eimer (Fürth) 

Engelhard 

Frau Funcke 

Gärtner 

Gallus 

Gattermann 

Genscher 

Grüner 

Frau Dr. Hamm-Brücher 

Dr, Haussmann 

Hölscher 

Hoffie 

Jung 

Kleinert 

Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Ludewig 

Dr. Dr. h. c. Maihofer 

Frau Matthäus-Maier 

Mischnick 

Möllemann 

Ollesch 

Paintner 

Peters (Poppenbüll) 
Schäfer (Mainz) 

Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Wendig 

Wolfgramm (Göttingen) 

Wurbs 

Zywietz 

Berliner Abgeordnete 
Hoppe 


Nein 

CDÜ/CSU 

Dr. Abelein 
Dr. van Aerssen 
Dr. Aigner 
Alber 

Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Dr. Barzel 
Bayha 

Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Benedix 
Benz 

Berger (Herne) 

Berger (Lahnstein) 

Biechele 

Dr. Biedenkopf 

Biehle 

Dr. von Bismarck 
Dr. Blüm 
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Präsident Carstens 
(A) Blumenfeld 

Böhm (Melsungen) 

Dr. Bötsch 
Braun 
Breidbach 
Broll 

Bühler (Bruchsal) 

Burger 

Carstens (Emstek) 
Carstens (Fehmarn) 
Conrad (Riegelsberg) 

Dr. Czaja 

Damm 

Daweke 

Dr. Dollinger 

Dr. Dregger 

Dreyer 

Engelsberger 

Erhard (Bad Schwalbach) 

Ernesti 

Dr. Evers 

Ey 

Eymer (Lübeck) 

Dr. Eyrich 
Feinendegen 
Frau Fischer 
Francke (Hamburg) 
Franke 

Dr. Friedmann 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Frau Geier 
Geisenhofer 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Gierenstein 
Glos 

Dr. Gruhl 

W Haase (Kassel) 

Haberl 
Dr. Häfele 
Dr. Hammans 
Handlos 
Hanz 
Hartmann 
Hasinger 
von Hassel 
Hauser (Bonn- 
Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 
Helmrich 
Dr. Hennig 

von der Heydt Freiherr 
von Massenbach 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoff mann (Hoya) 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Dr. Hubrig 
Frau Hürland 


Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Dr. Jaeger 
Jäger (Wangen) 

Dr. Jahn (Braunschweig) 
Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Jenninger 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) 

Dr. Jobst 

Josten 

Frau Karwatzki 

Katzer 

Kiechle 

Dr. h. c. Kiesinger 
Dr. Klein (Göttingen) 
Klein (München) 

Dr. Klepsch 

Dr. Köhler (Duisburg) 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

Köster 

Dr. Kohl 

Kolb 

Krampe 

Kraus 

Dr. Kreile 

Krey 

Kroll-Schlüter 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lagershausen 
Landre 
Dr. Langguth 
Dr. Langner 
Dr. Laufs 
Lemmrich 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Lenzer 

Link 

Lintner 

Löher 

Dr. Luda 

Lücker 

Dr. Marx 

Dr. Mende 

Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 

Dr. Meyer zu Bentrup 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 

Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 

Dr. Müller-Hermann 
Dr. Narjes 
Neuhaus 

Frau Dr. Neumeister 

Niegel 

Nordlohne 

Frau Pack 

Peterseji 

Pfeffermann 

Pfeifer 

Picard 


Pieroth 

Dr. Pinger 

Pohlmann 

Prangenberg 

Dr. Probst 

Rainer 

Rawe 

Reddemann 
Regenspurger 
Dr. Reimers 

Frau Dr. Riede (Oeffingen) 
Dr. Riedl (München) 

Dr. Riesenhuber 

Dr. Ritz 

Röhner 

Dr. Rose 

Rühe 

Russe 

Sauer (Salzgitter) 

Sauter (Epfendorf) 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein-Hohenstein 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 

Frau Schleicher 
Schmidhuber 
Schmidt (Wuppertal) 
Schmitz (Baesweiler) 
Schmöle 
Dr. Schneider 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Lüneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd) 

Schwarz 

Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seiters 
Sick 

Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Stahlberg 

Dr. Stark (Nürtingen) 

Dr. Starke (Franken) 

Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stommel 
Strauß 
Stücklen 


Stutzer 

Susset 

de Terra 

Tillmann 

Dr. Todenhöfer 

Frau Tübler 

Dr. Unland 

Frau Verhülsdonk 

Vogel (Ennepetal) 

Vogt (Düren) 

Volmer 
Dr. Voss 

Dr. Waffenschmidt 

Dr. Waigel 

Frau Dr. Walz 

Dr. Warnke 

Dr. von Wartenberg 

Wawrzik 

Weber (Heidelberg) 
Weiskirch (Olpe) 

Dr. von Weizsäcker 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wimmer 

(Mönchengladbach) 

Windelen 

Frau Dr. Wisniewski 

Wissebach 

Wissmann 

Dr. Wittmann (München) 

Dr. Wörner 

Würzbach 

Dr. Wulff 

Dr. Zeitei 

Zeyer 

Ziegler 

Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 
Amrehn 

Frau Berger (Berlin) 

Dr. Gradl 
Kittelmann 
Kunz (Berlin) 

Luster 

Müller (Berlin) 

Dr. Pfennig 
Frau Pieser 
Straßmeir 
Wohlrabe 


— Das Haushaltsgesetz ist somit beschlossen. 

Meine Damen und Herren, damit stehen wir am 
Ende unserer Tagesordnung. Ich berufe die nächste 
Sitzung des Deutschen Bundestages auf Mittwoch, 
den 15. Februar 1978, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.04 Uhr) 
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(A) 

Anlage 1 


Liste der entsdiuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 

Dr, Abelein 

27. 1. 

Dr. Bangemann * 

27, 1. 

Ertl 

27. 1, 

Klinker * 

27. 1. 

Dr. Kraske 

27, 1. 

Frau Krone- Appuhn 

27. 1. 

Offergeld 

27. 1. 

Dr. Todenhöfer 

24. 2. 

Baron von Wrangel 

27. 1. 


Anlage 2 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr, Hamm-Brüdier auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Schulze (Ber- 
lin) (SPD) (Drucksache 8/1417 Frage B 3): 

Ist die Bundesregierung der Aufforderung des Senats von 
Berlin, außenpolitisch tätig zu werden, um den Zustrom der 
Asylanten einzudäramen, nachgekoraraen? 

Nachdem im Jahre 1975 die Zahl der Asylbewer- 
ber aus Pakistan erstmals sprunghaft zugenommen 
(B) hat, hat die Bundesregierung bereits am 24. Juni 
1976 im Einvernehmen mit der Regierung von Paki- 
stan die Sichtvermerkspflicht auf der Basis der Ge- 
genseitigkeit eingeführt. Die deutschen Auslands- 
vertretungen sind im Hinblick auf die Erteilung von 
Sichtvermerken mit der Problematik besonders ver- 
traut gemacht worden. Die Zahl der Asylbewerber 
aus Pakistan stagnierte daraufhin bis zum Sommer 
1977. Seit dem Sommer des letzten Jahres sind meh- 
rere tausend Asylbewerber aus Pakistan nach Ber- 
lin (West) eingereist. Nach Kenntnis des Auswärti- 
gen Amts sind dabei keine Fälle festgestellt worden, 
in denen zur Einreise Sichtvermerke durch unsere 
Auslandsvertretungen erteilt worden sind. Es han- 
delt sich vielmehr um illegale Einreisen, da auf Grund 
der besonderen Lage Berlins die Möglichkeit be- 
steht, ohne Paßkontrolle und ohne Sichtvermerk von 
Berlin (Ost) nach Berlin (West) einzureisen. Ein 
Grund für die Benutzung dieses Weges dürfte gerade 
in der restriktiven Behandlung pakistanischer Sicht- 
vermerksanträge durch unsere Auslandsvertretun- 
gen zu suchen sein. 

In Anbetracht des neuen Zustroms der Asylbewer- 
ber nach Berlin hat das Auswärtige Amt unverzüg- 
lich Kontakte mit der Regierung von Pakistan auf- 
genommen, Nachdem deutsche Stellen die erforder- 
lichen Angaben über Herkunft und Reisewege der 
Einreisenden gemacht haben, sind alle in Betracht 
kommenden Regierungen auf diplomatischem Wege 
eingehend über die Problematik unterrichtet und 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 

gebeten worden, im Rahmen des Möglichen, insbe- 
sondere bei der Erteilung von Einreise- bzw. Durch- 
reisesichtvermerken, zur Lösung unserer Schwierig- 
keiten beizu tragen. 

Da allerdings einige osteuropäische Staaten, eben- 
so wie die DDR, die Durchreise der Pakistaner nach 
Berlin möglich machen, kann das Problem des Zu- 
stroms pakistanischer Asylbewerber nach Berlin nur 
durch Maßnahmen der Innenverwaltung wirksam 
gelöst werden. Das Auswärtige Amt steht in dieser 
Frage in engem Kontakt mit dem Bundesministe- 
rium des Innern und mit dem Senat von Berlin. Es 
wird die Innenverwaltung auch weiterhin außenpoli- 
tisch in jeder möglichen Weise unterstützen. 


Anlage 3 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr, Holtz (SPD) 
(Drucksache 8/1417 Frage B 4): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ausländische Studier- 
willige (z. T. aus Thailand) mehrfach trotz Erhalt eines Studien- 
platzes ihr Studium in Deutschland (Fachhochschule) nicht auf- 
nehraen können, da es ihnen nicht gelingt, ein neunmonatiges 
Betriebspraktikum zu absolvieren, und denkt die Bundesregie- 
rung aus Gründen der Verhinderung nachwirkender Enttäu- 
schung dieser Personengruppe und langfristig zunehmender wirt- 
schaftlicher Verflechtung mit solchen Ländern daran, entweder 
obengenannte Voraussetzungen für diesen Personenkreis fallen- (D) 
zulassen oder sich gezielt darum zu bemühen, ausländischen 
Studenten zu Praktikumsplätzen zu verhelfen? 

Die Bundesregierung begrüßt das Studium von 
Ausländern, besonders von Angehörigen der Ent- 
wicklungsländer, an deutschen Fachhochschulen. Sie 
ist sich andererseits aber auch der Schwierigkeiten 
bewußt, die den genannten Personen die Erfüllung 
der Zulassungsbedingungen bereitet. Mit der Ver- 
mittlung von Praktikantenplätzen an ausländische 
Bewerber für Fachhochschulen sind der DAAD und 
die Zentralstelle für Arbeitsvermittlung in Frank- 
furt sowie die örtlichen Arbeitsämter befaßt. Ihre 
Bemühungen, Studenten aus den Entwicklungslän- 
dern an die Industrieunternehmen zu vermitteln, 
wurden in letzter Zeit dadurch erschwert, daß die 
Industrieunternehmen infolge der Rezession sich 
weniger als früher bereit und in der Lage zeigten, 
Praktikanten aufzunehmen. Dies galt besonders für 
ungelernte Anfänger mit mangelhaften Deutsch- 
kenntnissen. Die zuständigen Stellen haben sich auf 
Bitten der Bundesregierung bereit erklärt, trotz der 
Schwierigkeiten ihre Bemühungen zur Vermittlung 
der Praktikanten fortzusetzen und zu verstärken. 

Die Bedingungen für die Zulassung an deutschen 
Fachhochschulen gehören in die Gesetzgebungskom- 
petenz der Länder und sind damit einer unmittelba- 
ren rechtlichen Einwirkungsmöglichkeit von Bundes 
wegen entzogen. Die in den einzelnen Ländern ge- 
forderten Praktika variieren zwischen 6 und 12 Mo- 
naten. Die Bundesregierung wird die Angelegen- 
heit an die Ständige Konferenz der Kultusminister 
der Länder herantragen. 
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Anlage 4 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brüdier auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Röhner 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1417 Frage B 5 und 6): 

Welche Informationen liegen der Bundesregierung über die 
Aktivitäten des jugoslawischen Geheimdienstes in der Bundes- 
republik Deutschland vor? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung gegebenenfalls 
ergreifen, um zukünftige Übergriffe und vor allem die Entsen- 
dung von „Mordkommandos" — wie „Die Welt" vom 30. De- 
zember 1977 berichtete — zu unterbinden? 

Die Bundesregierung unterrichtet die Öffentlich- 
keit in dem jährlich vom Bundesminister des Innern 
herausgegebenen Verfassungsschutzbericht auch 
über die Aktivitäten ausländischer Nachrichten- 
dienste in der Bundesrepublik Deutschland. Soweit 
darüber hinaus zu einzelnen Fragen das Bedürfnis 
nach einer speziellen Unterrichtung besteht, sollte 
dies nach Auffassung der Bundesregierung in den 
dafür kompetenten engeren parlamentarischen Gre- 
mien geschehen. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage möchte ich zunächst 
darauf hinweisen, daß die Ermittlungen des General- 
bundesanwalts noch nicht abgeschlossen sind. Die 
Bundesregierung hat mit der jugoslawischen Regie- * 
rung Kontakt aufgenommen und klargestellt, daß sie 
derartige Aktivitäten auf keinen Fall dulden kann 
und wird. Sie geht im übrigen von der Erwartung 
aus, daß sich die Frage künftiger Maßnahmen nicht 
stellen wird. 


Anlage 5 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Seefeld (SPD) 
(Drucksache 8/1417 Frage B 7): 

Ist dem Auswärtigen Amt bekannt, daß Angehörige der thai- 
ländischen Botschaft sog. Privatscheidungen vornehmen, die so- 
wohl nach deutschem Recht im Hinblick auf Artikel 17 Abs. 1 
EGBGB als auch nach thailändischem Recht im Hinblick auf 
Sektion 26 des thailändischen Gesetzes betreffend Gesetzes- 
kollisionen vom 4. August 2480 (veröffentlicht am 10. März 
1939) unwirksam sind, und welche Schritte werden gegebenen- 
falls für geeignet gehalten, deutsche Bürger vor dieser Vor- 
gehensweise der thailändischen Botschaft zu schützen? 

Dem Auswärtigen Amt ist nicht bekannt, daß die 
thailändische Botschaft in Bonn sogenannte Privat- 
scheidungen vornimmt. Das Auswärtige Amt wird 
der Angelegenheit gerne nachgehen und bittet, ihm 
vorher den näheren Sachverhalt mitzuteilen. Nach 
thailändischem Recht ist eine Ehescheidung allein 
durch gegenseitige schriftliche Einwilligung (Ver- 
trag) gültig, wenn sie nach dem Recht des Heimat- 
staates beider Eheleute zulässig ist. 


Anlage 6 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt- 
Vockenhausen (SPD) (Drucksache 8/1417 Frage B 8): 


Beabsichtigt die Bundesregierung, bei ihrer öffentlichkeits- 
arbeit über die Belgrader KSZE-Nachfolgekonferenz die Vor- ' 
lagen der amerikanischen Commission on Security and Co- 
operation in Europa der deutschen Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen, beziehungsweise würde sie eine Veröffentlichung in 
geeigneter Weise unterstützen? 

Die Bundesregierung hat der Unterrichtung der 
deutschen Öffentlichkeit über die KSZE und über 
Vorbereitung und bisherigen Verlauf des Belgrader 
Folgetreffens besondere Bedeutung beigemessen. In 
der ausführlichen Berichterstattung und Kommen- 
tierung von Vorbereitungs- und Folgetreffen durch 
die deutschen Medien hat diese Öffentlichkeits- 
arbeit ihren Niederschlag gefunden. 

Die Bundesregierimg beabsichtigt, die deutsche 
Öffentlichkeit auch ^er Abschluß und Ergebnisse 
des nun in seine Schlußphase eintretenden KSZE- 
Folgetreffens umfassend zu unterrichten. Dabei 
wird sie alle — auch nichtdeutschen — Dokumente 
berücksichtigen, die hierfür von Bedeutung sind. 

Die „Commission on Security and Cooperation in 
Europe" ist eine von der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika unabhängige Kommission des 
amerikanischen Kongresses. Sie veröffentlicht Be- 
richte über ihre „hearings", die zum Teil außer- 
ordentlich umfangreich sind. Daneben gibt es halb- 
jährliche Berichte der amerikanischen Administra- 
tion an diese Kommission, die eine Rolle in der 
Vorbereitung des Belgrader Folgetreffens gespielt 
haben. Die Bundesregierung ist gerne bereit, dazu 
beizutragen, daß diese amerikanische Dokumenta- 
tion interessierten Stellen, insbesondere den zustän- 
digen Ausschüssen des Deutschen Bundestages, zur 
Verfügung gestellt wird, wenn ihre Beschaffung tDl 
durch die Bibliothek oder den wissenschaftlichen 
Dienst des Deutschen Bundestages auf Schwierig- 
keiten stoßen sollte. 


Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Mertes 
(Gerolstein) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1417 Fragen 
B 9 und 10): 

Entspricht es internationalen Gepflogenheiten, daß ein Mis- 
sionschef wichtige Vertreter der Institutionen des Gastlandes zu 
einer gesellschaftlichen Veranstaltung einlädt, ohne deren poli- 
tischen oder sonstigen Hintergrund in Betracht zu ziehen? 

Hält sich der Botschafter im Rahmen seiner beamtenrecht- 
lichen Pflichten, wenn z. B, unser Botschafter in Moskau den 
Chef des sowjetischen KGB zu einem Empfang einlädt oder unser 
Botschafter in Chile den Chef des chilenischen Staatssicherheits- 
dienstes oder unsere Botschafter in Moskau, Santiago de Chile, 
Prag, Seoul und anderen Hauptstädten vergleichbare Per- 
sonen? 

Zu Frage B 4 : 

Es entspricht internationalen Gepflogenheiten, 
daß sich ein Missionschef bei der Festlegung des 
Kreises einzuladender Gäste von formalen Kriterien 
leiten läßt. Ich möchte in diesem Zusammenhang 
auf die Ausführungen verweisen, die Herr Staats- 
minister von Dohnanyi in der Fragestunde des Deut- 
schen Bundestages am 8. Dezember 1977 in Beant- 
wortung einer Frage des Abgeordneten Dr. Corte- 
rier gemacht hat. 
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(A) Zu Frage B 10: 

Wen der Botschafter zu seinen gesellschaftlichen 
Veranstaltungen einlädt, ist dienstreditlich nicht 
normiert. 

Hierüber entscheidet der Botschafter grundsätz- 
lich selbst nach seinem pflichtgemäßen Ermessen. 
Dabei können vielerlei Gesichtspunkte von Interes- 
se sein: Neben der Wahrung und Förderung der In- 
teressen der Bundesrepublik Deutschland auch die 
lokalen diplomatischen Gepflogenheiten. 


Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Witt- 
mann (München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1417 
Fragen B 11 und 12): 

Welchen Umständen zufolge konnte nadi den Erkenntnissen 
des Auswärtigen Amtes im Falle der Helge Berger die „Gefahr 
des schweren Nachteils für die Bundesrepublik Dcutsdiland" so 
abgewendet werden, daß „die äußere Sicherheit der Bundes- 
republik Deutschland nidit tatsädilich bedroht worden ist", ob- 
wohl Frau Berger nach den Feststellungen der Bundesanwalt- 
schaft „alle wesentlichen Einzelheiten" der deutsdi-polnischen 
Verhanhungen und ihre Vorbereitungen verraten hat und 
„über Jahre hinweg über den gleichen Informationsstand über 
die deutsche Außenpolitik verfügte, wie jede deutsdie Bot- 
sdiaft im Ausland" („FAZ" vom 29, Oktober 1977)? 

Waren Staatsminister Dr. von Dohnanyi bei der Beantwortung 
der Frage A 133 des Abgeordneten Dr. Czaja (Stenographi- 
sdier Beridit über die 57. Sitzung am 23. November 1977) diese 
Feststellungen der Bundesanwaltschaft und die Erkenntnisse des 
Prozeßverlaufs bekannt, daß „der gesamte Verhandlungsspiel- 
raum Bonns verlorengegangen sein könne", Frau Berger „eine 
hochrangige Quelle von großer Ergiebigkeit“ während der War- 
sdiauer Vertragsverhandlungen war („FAZ" vom 29. Oktober 
1977), Warsdiau „bis ins letzte Detail über alle Absiditen und 
Schadizüge der Bundesrepublik Deutsdrland im voraus informiert 
war" („Stuttgarter Zeitung“ vom 29. Oktober 1977), und ist 
Staatsminister Dr. von Dohnanyi gegebenenfalls bereit, die Ant- 
wort zu korrigieren? 

Zu Frage Bll: 

Das Oberlandesgericht Düsseldorf hat Frau Helga 
Berger am 2. November 1977 zu fünf Jahren Frei- 
heitsstrafe wegen geheimdienstlicher Agententätig- 
keit (§ 99 StGB) verurteilt. Das Urteil ist rechts- 
kräftig; die schriftliche Urteilsbegründung liegt dem 
Auswärtigen Amt noch nicht vor. 

Das Vorliegen eines Landesverrats (§§ 93, 94 
StGB) hat das Gericht jedoch in seiner mündlichen 
Urteilsbegründung verneint, weil Frau Berger durch 
ihr Verhalten die Gefahr eines schweren Nachteils 
für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland nicht herbeigeführt hat. 

Mit dem Oberlandesgericht Düsseldorf ist das 
Auswärtige Amt der Auffassung, daß Frau Helge 
Berger durch die Weitergabe von Informationen die 
Gefahr schwerer Nachteile für die Bundesrepublik 
Deutschland verursacht, aber die Verteidigungsfä-* 
higkeit oder äußere Machtstellung unseres Landes 
nicht bedroht hat. 

Zu Frage B 12: 

Der von Herrn Staatsminister von Dohnanyi in 
der Fragestunde am 23. November 1977 auf die 
Frage des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja gegebe- 
nen Antwort ist nichts hinzuzufügen. 


Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt- 
Vockenhausen (SPD) (Drucksache 8/1417 Frage 
B!l3): 

Waren bereits seit Jahren genügend Gründe vorhanden, mit 
allen Konsequenzen gegen den früheren Leiter des Goethe- 
Instituts in San Francisco vorzugehen, und wenn ja, wer trägt 
nach Auffassung der Bundesregierung die Verantwortung dafür, 
daß der frühere Leiter des Goethe-Instituts jahrelang dort blei- 
ben konnte, und weldie Möglidikeiten sieht die Bundesregierung, 
sicherzustellen, daß sidi ein solcher Vorgang nidit wiederholt? 

Sie hatten bereits im 7. Deutschen Bundestag 
eine Frage bezüglich Herrn Dr. Vetter eingebracht, 
die am 4. Juni 1976 von meinem Vorgänger im Amt, 
Herrn Staatsminister Moersch, beantwortet worden 
war (Protokoll der 248. Sitzung, Drucksache des 
Deutschen Bundestages, Seite 17657; Anlage 1). Ihre 
damalige Frage bezog sich darauf, ob die in der 
Öffentlichkeit erhobenen Vorwürfe wegen der Verr 
Setzung von Herrn Dr. Vetter aus San Francisco 
von der Bundesregierung geprüft worden seien. 

Herr Dr. Vetter hat auch wegen seiner durch 
das Goethe-Institut verfügten Versetzung den Pe- 
titionsausschuß des Deutschen Bundestages ange- 
rufen. Auf die Stellungnahme des Auswärtigen 
Amts zu dieser Petition vom 4. Oktober 1976 darf 
ich hinweisen. 

Ihre jetzige Frage beantworte ich wie folgt: 
Nach dem Rahmenvertrag mit dem Goethe-Insti- 
tut ist bei dessen Personalentscheidungen dem Aus- 
wärtigen Amt nur in geringem Umfang ein Mitwir- 
kungsrecht eingeräumt (Präsident, Vizepräsident, 
Vorstand, Abteilungsleiter für Personal und Ver- 
waltung). Auch tatsächlich hat das Auswärtige Amt 
eine Mitwirkung in anderen Fragen der Personal- 
wirtschaft bisher weder begehrt noch praktiziert. 
So entscheidet das Goethe-Institut insbesondere bei 
Versetzungen und ggf. Entlassungen von Zweig- 
stellenleitem in eigener Verantwortung, 

Schwierigkeiten mit dem Leiter der Zweigstelle in 
San Francisco traten bei der Zentralverwaltung des 
Goethe-Instituts erstmals Anfang 1973 auf. Nach- 
dem diese auf andere Weise nicht zu lösen waren, 
war Herrn Dr. Vetter am 5, Mai 1975 eine Ände- 
rungskündigung zugestellt worden. Wegen Aus- 
nutzung aller rechtlichen Möglichkeiten gegen die 
verfügte Versetzung und Änderungskündigung 
(Klage vor dem Arbeitsgericht München, Beru- 
fungs verfahren; Eingaben von zahlreichen Persön- 
lichkeiten zugunsten von Herrn Dr, Vetter an Ab- 
geordnete des Deutschen Bundestages, an Minister, 
Staatsminister; Anrufung des Petitionsausschusses) 
.hat er erst Mitte 1976 seine Position in San Fran- 
cisco verlassen. 

Inzwischen hat das Goethe- Institut sein Arbeits- 
verhältnis mit Herrn Dr. Vetter beendet. 

Es liegt nicht im Interesse des Goethe-Instituts, 
daß sich derartige Fälle wiederholen. Das Auswär- 
tige Amt begrüßt das in letzter Zeit verstärkt ange- 
wandte Rotationsprinzip des Goethe-Instituts bei 
Versetzungen von Zweigstellenleitern nach einer 
angemessenen Aufenthaltszeit im Gastland. Die im 
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(A) Herbst 1977 realisierte Verstärkung der Zentralver- 
waltung ermöglicht eine intensivere Dienstaufsicht 
u. a. auch über die Zweigstellenleiter im Ausland. 


Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Daweke 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1417 Fragen B 14 und 15): 

Bedeutet die Formulierung des Staatsministers Wisdinewski 
im Interview mit der Moskauer Zeitschrift „Neue Zeit" (vgl. 
BPA-Ostinformationen vom 5. Januar 1978, S. 1), die Bedingun- 
gen dafür, daß der Besuch Breschnews in Bonn „im Interesse 
beider Parteien konstruktiv und positiv" verlaufe, seien derzeit 
günstig, daß eine Verständigung über den Wortlaut einer Berlin- 
formel in den dadurch bisher blockierten Abkommen erzielt wor- 
den oder zumindest wahrscheinlicher geworden ist? 

Hat Staatsminister Wischnewski in diesem Interview, wie in 
dem nach Radio Moskau wiedergegebenen Auszug in den BPA- 
Ostinformationen vom 6. Januar 1978 abgedruckt, tatsächlich 
mindestens siebenmal den Ausdruck „BRD" bzw. „BRD-Regie- 
rung" verwendet oder hat die „Neue Zeit oder Radio Moskau 
den Text des Interviews insofern verfälscht? 

Zu Frage B 14: 

Die Überzeugung, die Staatsminister Wischnewski 
in dem Interview zum Ausdruck gebracht hat, be- 
zog sich auf den Besuch als solchen und nicht auf 
konkrete Einzelfragen, die mit dem Besuch Zusam- 
menhängen. Die Bundesregierung sieht den Wert 
der Visite des sowjetischen Staatsoberhauptes, Ge- 
neralsekretär Breschnew, in der Bundesrepublik 
(B) Deutschland vor allem in dem politischen Gespräch, 
das es beiden Seiten ermöglicht, ihre Meinungen zu 
aktuellen Fragen bilateraler und internationaler Art 
auszutauschen. Es wäre falsch, einen Besuch dar- 
über hinaus mit bestimmten Erwartungen zu bela- 
sten und Hoffnungen zu wecken, die nachher mög- 
licherweise nicht erfüllt werden können. Was die 
offenen Abkommen anbelangt, so ist diese Frage 
sicher ein wichtiger Aspekt der Beziehungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
UdSSR. Sie sollten aber nicht zum alleinigen Maß- 
stab für den Erfolg oder Mißerfolg des Besuchs von 
Generalsekretär Breschnew in der Bundesrepublik 
Deutschland gemacht werden. 

Zu Frage B 15: 

Staatsminister Wischnewski hat an keiner Stelle 
des Interviews von „BRD" bzw. „BRD-Regierung" 
gesprochen. 


Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Reimers 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1417 Frage B 16): 

Welche Maßnahmen und Aufwendungen zur Gewährung konsu- 
larischen Schutzes wurden im Fall des Söldnerführers Steiner 
und Eichmanns seitens der Bundesregierung ergriffen bzw. 
gemacht? 


Herr Steiner beteiligte sich in den Jahren 1969 (Q 
und 1970 an bewaffneten Aktionen südsudanesischer 
Widerstandsgruppen gegen die Zentralregierung 
des Sudan. Am 7. Oktober 1970 wurde er in Uganda 
inhaftiert und auf Ersuchen der Regierung des Sudan 
am 11. Januar 1971 an den Sudan ausgeliefert. Ein su- 
danesisches Militärgericht verurteilte ihn zum Tode. 

Die Todesstrafe wurde später auf dem Gnadenweg 
in eine 20jährige Freiheitsstrafe umgewandelt. Die 
Botschaft in Khartoum sowie andere deutsche Stellen 
haben sich ständig aus humanitären Gründen für 
seine Haftentlassung eingesetzt, die schließlich im 
März 1974 aus gesundheitlichen Gründen erfolgte. 

Für die Rückkehr nach Deutschland wurde ihm ein 
Darlehen in Höhe von 1 119,90 DM nach § 26 KG 
gewährt, das noch nicht zurückgezahlt ist. 

Während seiner Haft wurde Herr Steiner von 
unserer Botschaft in Khartoum betreut. Die Botschaft 
hat sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten besonders 
darum bemüht, daß Herr Steiner korrekt behandelt 
wurde, Verpflegung und gesundheitliche Betreuung 
ausreichend waren und allgemein die Grundsätze 
des völkerrechtlichen Mindeststandards für Men- 
schenrechte Beachtung fanden. 

Eine von Herrn Steiner angestrengte Klage gegen 
die Bundesrepublik Deutschland wegen Gewährung 
diplomatischen Schutzes bei der Durchsetzung seiner 
Schadensansprüche gegen den Sudan ist vom Ver- 
waltungsgericht Köln durch Urteil vom 31. März 
1976 rechtskräftig abgewiesen worden. 

Wegen seiner maßgeblichen Beteiligung an der (D) 
Judenverfolgung war Eichmann vom israelischen 
Geheimdienst 1960 in Argentinien aufgespürt, heim- 
lich nach Israel verbracht und dort vor Gericht ge- 
stellt worden. Er wurde zum Tode verurteilt und 
Anfang Juni 1962 hingerichtet. 

Zu dieser Zeit bestanden zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Israel keine diplomati- 
schen oder konsularischen Beziehungen, auch nicht 
über eine Schutzmacht. Daher bestand keine Mög- 
lichkeit zur Gewährung konsularischen Schutzes. 

Ein Auslieferungsersuchen an Israel war nach 
gutachtlich geprüfter Rechtslage aussichtslos, weil 
kein Auslieferungsabkommen bestand und somit 
nach israelischem Recht eine Auslieferung zwingend 
verboten war. Von israelischer Seite ist mehrfach 
erklärt worden, daß eine Auslieferung Eichmanns 
nicht in Frage komme. 

Ein vom Prozeßbevollmächtigten Eichmanns, 
Rechtsanwalt Dr. Servatius, angestrengter Verwal- 
tungsrechtsstreit gegen die Bundesrepublik Deutsch- 
land wegen Bezahlung der Verteidigungskosten wur- 
de vom Verwaltungsgericht Köln mit Urteil vom 
4. April 1961 und in zweiter Instanz vom Oberver- 
waltungsgericht Münster mit Urteil vom 30. Oktober 
1961 zurückgewiesen. 

An der Verhandlung gegen Eichmann hat eine Be- 
obachterdelegation der Bundesregierung teilgenom- 
men, die laufend über die Verhandlung berichtete. 


Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode — 70. Sitzung. Bonn, Freitag, den 27. Januar 1978 


5561 


Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brüdier auf die 
Schriftlidie Frage des Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/ 
CSU) (Drudcsadie 8/1417 Frage B 67) ; 

Besteht ein gninds&tzlicher völkerrechtlicher Unterschied in 
den Argumenten, die zur VerabsChiedüng der Resolution des 
Wirtschafts- und Finanzausschusses durch die UN-Vollver- 
Sammlung mit der Aufforderung an Israel zur Entschädigung der 
arabischen Völker und Staaten für Vertreibungsverluste ge- 
führt haben einerseits und dem auf Artikel 14 des Grundge- 
setzes gestützten Anspruch deutscher Staatsangehöriger anderer- 
seits, daß mit ähnlichen Argumenten ihr Heimatstaat die volle 
Wiedergutmachung für die völkerrechtswidrige Konfiskation des 
privaten Vermögens deutscher Heimatvertriehener von den das 
Unrecht verursachenden Staaten fordert? 

Die von Ihnen erwähnte VN-Resolution stützt sich 
in der Entschädigungsfrage rechtlich vor allem dar- 
auf, daß die Wegnahme und der Entzug von Eigen- 
tum auch im Besatzungsfalle nicht ohne weiteres 
und schrankenlos zulässig ist. Insofern geht die im 
übrigen nicht unproblematische Resolution auf einen 
Satz des allgemeinen Völkerrechts zurück, von des- 
sen Bestehen auch die Bundesrepublik Deutschland 
stets ausgegangen ist. Was Art. 14 GG angeht, so 
lassen sich auf diese Bestimmung, die dem deut- 
schen Verfassungsrecht angehört, nach außen ge- 
richtete völkerrechtliche Ansprüche nicht stützen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Schriftlichen Fra- 
gen des Abgeordneten Dr. Klein (Göttingen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 1 und 2): 

Wieviel Anzeigen der Bundesregierung zu weldien Sadithe- 
men sind seit Anfang Dezember 1977 bis jetzt in welchen Zei- 
tungen der Bundesrepublik Deutschland erschienen? 

Handelt es sich um eine bundesweite oder regional begrenzte 
Aktion, bis wann soll sie dauern, und wie hoch sind die 
finanziellen Mittel, die für diese Kampagne bereitgestellt wur- 
den? 

Zu Frage 1 : 

Die Bundesregierung — Presse- und Informations- 
amt und Bundesministerien — hat im Bereich der 
Öffentlichkeitsarbeit Inland seit Anfang Dezember 
1977 25 Anzeigen in der überregionalen und regio- 
nalen Presse, in Fachzeitschriften, Monatszeitschrif- 
ten und Wochenzeitungen zu folgenden Themen ver- 
öffentlicht: 

Presse- und Informationsamt: Sechs Anzeigen zu 
wichtigen Problemen in unserer Gesellschaft, drei 
Anzeigen zu den Steuersenkungen und Leistungs- 
verbesserungen des Staates für 1978; 

Bundesministerien: Eine Anzeige zur Finanzpoli- 
tik, eine Anzeige zur Kostendämpfung im Gesund- 
heitswesen, drei Anzeigen zur Verkehrspolitik, fünf 
Anzeigen zur Integration älterer Menschen in der 
Familie, drei Anzeigen zum Thema Freizeit und Fa- 
milie, drei Anzeigen zur Entwicklungspolitik. 

Zu Frage 2: 

Bundesweit veröffentlicht wurden die Anzeigen 
des Presse- und Informationsamtes zu den Steuer- 


senkungen und Leistungsverbesserungen des Staa- (Q 
tes für 1978, eine Anzeige des Bundesministeriums 
der Finanzen zur Finanzpolitik in einer Fachzeit- 
schrift, eine Anzeige des Bundesministeriums für 
Verkehr zur Verkehrspolitik in einer Fachzeitschrift, 
acht Anzeigen des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie und Gesundheit zu den Themen „Ältere 
Menschen'* und „Freizeit", drei Anzeigen des Bun- 
desministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zur Entwicklungspolitik in Fachzeitschriften. Bundes- 
weit ohne Berücksichtigung der Länder Bayern und 
Schleswig-Holstein wurden die sechs Anzeigen des 
Presse- und Informationsamtes zu wichtigen Proble- 
men in unserer Gesellschaft veröffentlicht; in eini- 
gen Bundesländern und Städten — ohne Berücksich- 
tigung der Länder Bayern und Schleswig-Holstein — 
erschien die Anzeige des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung zur Kostendämpfung im 
Gesundheitswesen; in jeweils einem Medium . in 
Bayern („Bayernkurier**, „Nürnberger Nachrichten**) 
erschienen die beiden Anzeigen des Bundesministe- 
riums für Verkehr zur Verkehrspolitik. 

Bei den genannten Anzeigen der Bundesregierung 
zu sehr unterschiedlichen Sachthemen und für un- 
terschiedliche Zielgruppen handelt es sich nicht um 
eine einheitliche Aktion. Mit Ausnahme der drei 
Anzeigen des Bundesministeriums für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit, die im Januar 1978 veröffent- 
licht wurden, sind alle Anzeigen im Dezember 1977 
erschienen. 

Die Kosten der -einzelnen Anzeigenaktionen und 
Anzeigen betrugen: Für sechs Anzeigen des Presse- 
und Informationsamtes zu wichtigen Problemen in (P) 
unserer Gesellschaft 2,7 Millionen DM; für drei 
Anzeigen des Presse- und Informationsamtes zu 
den Steuersenkungen und Leistungsverbesserungen 
des Staates für 1978 1,53 Millionen DM; für eine 
Anzeige des Bundesministeriums der Finanzen zur 
Finanzpolitik 9 879 DM; für eine Anzeige des Bun- 
desministeriums für Arbeit und Sozialordnung zur 
Kostendämpfung im Gesundheitswesen 256 902,55 
DM; für drei Anzeigen des Bundesministeriums für 
Verkehr zur Verkehrspolitik 22 000 DM; für acht 
Anzeigen des Bundesministeriums für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit zur Familienpolitik und Frei- 
zeit 285 254,42 DM; für drei Anzeigen des Bundes- 
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit zur 
Entwicklungspolitik 87 506,20 DM. 


Anlage 14 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Mertes 
(Gerolstein) (CDU/CSÜ) (Drucksache 8/1437 Fragen 
3 und 4): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Bundes- 
republik Deutsdiland bereits im Deutschlandvertrag vom 23. Ok- 
tober 1954 mit den drei Westniächten auf die Androhung und 
Anwendung von Gewalt zur Durchsetzung ihrer politischen 
Ziele glaubwürdig verzichtet hat, daß diese Verpflichtung von 
allem Anfang an nicht nur gegenüber den westlichen Vertrags- 
partnern, sondern universal und generell — also auch gegen- 
über den Mitgliedern des Warschauer Pakts, vor allem gegen- 
über dem anderen Teil Deutschlands — galt und daß sich alle 
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r A \ Bundesregierungen von 1949 bis 1969| in ihrer gesamten Politik 

konsequent und konkret an diesen Gewaltverzicht gehalten 
haben? 

Welchen Unterschied erkennt die Bundesrepublik Deutschland 
zwischen einem vertraglich erklärten und konkret verpflichten- 
den Gewaltverzicht einerseits und einem „konsequenten Gewalt- 
verzicht" im Sinne der Ausführungen des Bundesministers für in- 
nerdeutsche Beziehungen (Bulletin der Bundesregierung vom 
20. Dezember 1977) andererseits? 

Schon durch Artikel 26 des Grundgesetzes ist jede 
Bundesregierung seit 1949 verpflichtet gewesen, alle 
Handlungen zu unterlassen, die geeignet sind, das 
friedliche Zusammenleben der Völker zu stören. 

Auf der Londoner Neun-Mächte-Konferenz hat die 
Bundesregierung am 3. Oktober 1954 feierlich und 
formell erklärt, daß sie ihre Politik in Übereinstim- 
mung mit den Grundsätzen der Charta der Verein- 
ten Nationen gestalten werde und daß sie die in 
Artikel 2 dieser Charta enthaltenen Verpflichtungen 
annehme; anläßlich ihres Beitritts zum Nordatlantik- 
vertrag und zum Brüsseler Vertrag erklärte sie, daß 
sie sich aller Maßnahmen enthalten werde, die mit 
dem streng defensiven Charakter dieser beiden Ver- 
träge unvereinbar sind und daß sie sich insbesondere 
verpflichte, alle mit anderen Staaten gegebenenfalls 
entstehenden Streitfragen mit friedlichen Mitteln zu 
lösen. In Artikel 3 des Deutschlandvertrages hat die 
Bundesrepublik Deutschland sich gegenüber den drei 
Mächten vertraglich verpflichtet, ihre Politik im Ein- 
klang mit den Prinzipien der Charta der Vereinten 
Nationen zu halten. 

Es trifft zu, daß alle Bundesregierungen von 1949 
bis heute sich in ihrer gesamten ^^olitik konsequent 
und konkret an den bereits durch das Grundgesetz 
ß) normierten Gewaltverzicht gehalten haben. Dieser 
Gewaltverzicht, der auf der Londoner Konferenz in 
Form einer feierlichen Erklärung bekräftigt und an- 
schließend auch als vertragliche Verpflichtung in 
den Deutschlandvertrag aufgenommen wurde, wirkte 
und wirkt selbstverständlich erga omnes, war als 
ausdrückliche vertragliche Verpflichtung jedoch nur 
gegenüber den drei Mächten übernommen worden. 
Durch die nach 1969 abgeschlossenen Verträge wur- 
den entsprechende vertragliche Verpflichtungen 
auch gegenüber der UdSSR, der Volksrepublik Po- 
len, der CSSR und der DDR und durch unseren Bei- 
tritt zu den Vereinten Nationen schließlich gegen- 
über allen Mitgliedstaaten der Weltorganisation 
übernommen. 


Anlage 15 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage, des Abgeordneten Dr. Hupka 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 5) : 

Hat sidi seitens der Bundesregierung bezüglidi der Inter- 
pretation des Viermächteabkommens über Berlin insofern eine 
Wandlung vollzogen, als in der Gemeinsamen Bukarester Erklä- 
rung vom 7. Januar 1978 nicht mehr von der „strikten Ein- 
haltung und vollen Anwendung", sondern nur noch von einer 
„strikten Beachtung und vollen Anwendung" gesprochen wird? 

Die Auffassung, der Bundeskanzler habe in Ru- 
mänien eine abgeschwächte Form der deutsch-so- 
wjetischen sogenannten Petersberger Formel von 


der „strikten Einhaltung und vollen Anwendung“ (C) 
des Viermächteabkommens akzeptiert, ist völlig 
unzutreffend. 

Die Rumänen haben, ohne den Inhalt verändern 
zu wollen, die Formulierung „strikte Beachtung" 
statt „strikte Einhaltung“ nur deswegen gewünscht, 
um klarzustellen, daß sie selbst weder Partner des 
Viermächteabkommens, wie die Sowjetunion, noch 
Beteiligter, wie die Bundesrepublik Deutschland, 
sind. 

Unsere Position wird dadurch also nicht beein- 
trächtigt. Die strikte Beachtung der vollen Anwen- 
dung wurde, im Gegenteil, zum. ersten Mal in einem 
Abschlußkommunique mit einem osteuropäischen 
Staat verankert. 


Anlage 16 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 6): 

Wie hoch ist die Zahl der in Rumänien lebenden ausreise- 
willigen Deutschen, und wie lange würde es dauern, bis dieser 
Personenkreis in die Bundesrepublik Deutschland gekommen 
ist, wenn es — wie Presseberichten zu entnehmen ist — bei 
jährlich 11 000 Ausreisebewilligungen bleibt? 

über die Zahl der in Rumänien lebenden ausreise- 
willigen Deutschen gibt es keine verläßlichen Zah- 
len. (D) 

Nach den beim Deutschen Roten Kreuz registrier- 
ten Ausreisewünschen ist von einer Zahl von 50 000 
bis 60 000 auszugehen. Hinsichtlich dieser Zahl ist zu 
berücksichtigen, daß möglicherweise nicht mehr 
alle Ausreisewünsche aktuell sind und andererseits 
nicht alle bestehenden Ausreisewünsche erfaßt sind. 

Die Bemühungen der Bundesregierung sind darauf 
gerichtet, die möglichst baldige Lösung der beste- 
henden Ausreiseanliegen zu unterstützen. 

Natürlich könnte man die genannten Zahlen, die 
dem Deutschen Roten Kreuz vorliegen, in eine Rela- 
tion zu den gegenwärtigen jährlichen Ausreisezah- 
len setzen. Man muß sich aber darüber klar sein, 
daß jede derartige Rechnung mit einer Reihe von 
erheblichen Unsicherheitsfaktoren belastet bleiben 
müßte. Ich möchte daher auf eine solche Rechnung 
verzichten. 


Anlage 17 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Möllemann 
(FDP) (Drucksache 8/1437 Frage 7): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tätigkeit der für den 
Nahost-Bereich zuständigen Beamten des Auswärtigen Dienstes, 
nachdem Berichte des Nahost-Korrespondenten der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung in letzter Zeit von einer „Palästina-Lobby" 
im Auswärtigen Amt sprechen? 
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Wie alle Angehörigen des Auswärtigen Amts ar- 
beiten auch die für den Nahostbereidi zuständigen 
Beamten im Rahmen der vom Bundesminister des 
Auswärtigen vorgesehenen Richtlinien. Ein wesent- 
liches Element der deutschen Nahostpolitik ist ihre 
Ausgewogenheit. Dies wird audi von den Parteien 
des Konflikts anerkannt. Es besteht keinerlei Anlaß, 
daran zu zweifeln, daß die Beamten, die sich mit der 
Ausführung dieser Politik befassen, ihre Aufgaben 
loyal und unparteiisch wahrnehmen. Der Ausdruck 
„Lobby“ ist unangebracht, weil er Parteilichkeit un- 
terstellt. Die Beamten haben vielmehr wesentlich zur 
Festigung der deutschen Position im Nahen Osten 
beigetragen. 


Anlage 18 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Hupka 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 8 und 9): 

Welche politischen und juristischen Möglichkeiten stehen der 
Bundesregierung in der Volksrepublik Polen zur Verfügung, 
dem in Warschau zu hohen Freiheitsstrafen verurteilten Ehe- 
paar Preiß Hilfe und Beistand zu leisten? 

Hat die deutsche Botschaft in Warschau dem Ehepaar Preiß 
während der Untersuchungshaft und nach Übergabe der An- 
klageschrift juristischen Beistand leisten können und gegebenen- 
falls in welcher Weise? 

Die deutsche Botschaft Warschau hat dafür Sorge 
getragen, daß sowohl Frau Preiß als auch Herr Preiß 
von einem polnischen Anwalt vertreten werden. 
Da beide Angeklagte über kein Vermögen verfügen, 
werden die Kosten auf amtliche Mittel übernommen. 

Ein Vertreter der Botschaft hat beide Eheleute 
wiederholt in der Untersuchungshaft besucht. Dabei 
konnte allerdings nicht über den Tatvorwurf gespro- 
chen werden. 

Die Bundesregierung wird dem Ehepaar im Rah- 
men ihrer Möglichkeiten helfen und sie vor allem 
konsularisch betreuen. 

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig; es wurde 
bereits Revision eingelegt. 


Anlage 19 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt- 
Vockenhausen (SPD) (Drucksache 8/1437 Frage 10): 

Wann und in welcher Weise wird die Bundesregierung über 
die noch nicht absdiließend erledigten Empfehlungen des Be- 
richts der Kommission für die Reform des Auswärtigen Dienstes 
und die neu hinzugekommenen Probleme Lösungsvorschläge, 
soweit die Zuständigkeit des Bundestages gegeben ist, vorlegen? 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundes- 
tag über den Stand der Reform des Auswärtigen 
Dienstes zwei Berichte (Drucksache 7/1551 — neu 
vom 17. Januar 1974 und Drucksache 8/1400 vom 
27. Dezember 1977) erstattet. Aus diesen Berichten 
geht hervor, daß die meisten Empfehlungen des Be- 


richts der Kommission für die Reform des Auswär- (C) 
tigen Dienstes inzwischen abschließend oder zu- 
mindest weitgehend erledigt werden konnten. So- 
weit es nicht möglich oder sachdienlich war, eine 
Empfehlung der Reformkommission zu verwirkli- 
chen (z. B. die Schließimg von Kleinstbotschaften 
im afrikanischen und mittelamerikanischen Raum), 
sind die Gründe hierfür in den vorgenannten Be- 
richten dargelegt worden. 

Folgende Empfehlungen des Berichts der Kommis- 
sion für die Reform des Auswärtigen Dienstes konn- 
ten leider noch nicht abschließend erledigt werden; 

1 . Personalreserve ; 

Der Aufbau einer Personalreserve von rund 8 ®/o 
des Stellenbestandes im höheren und gehobenen 
Dienst = 171 Planstellen ist durch die restriktive 
Haushaltspolitik der letzten Jahre unterbrochen 
worden. In den Haushaltsjahren 1973, 1976, 1977 
und 1978 sind für diesen Zweck keine Stellen be- 
willigt worden; es steht daher zur Zeit nur eine Per- 
sonalreserve von 54 Planstellen zur Verfügung. 
Diese soll in den nächsten Haushaltsjahren schritt- 
weise vergrößert werden. Für das Haushaltsjahr 
1079 wird das Auswärtige Amt 12 weitere Planstel- 
len für die Personalreserve beantragen. 

2. Ausbau des mittleren Dienstes: 

Auch die für den von der Reformkommission 
empfohlenen Ausbau des mittleren Dienstes erfor- 
derlichen Planstellen sind in den Haushaltsjahren 
1973, 1976, 1977 und 1978 nicht bewilligt worden. 

Statt der vorgesehenen 200 Planstellen konnte der 
mittlere Dienst daher bisher nur um 71 Planstellen 
verstärkt werden. Um die Umstrukturierung fortset- 
zen zu können, werden in den nächsten Haushalts- 
jahren weitere Planstellen beantragt werden. Für 
das Haushaltsjahr 1979 wird das Auswärtige Amt 
für diesen Zweck 16 Planstellen beantragen. 

3. Stellenkegel: 

Der Stellenkegel der Zentrale entspricht — von 
geringfügigen, sich aus der Besonderheit des Aus- 
wärtigen Dienstes ergebenden Ausnahmen abge- 
sehen — dem anderer Bundesressorts. Der Aus- 
landsstellenkegel hingegen ist merklich ungünsti- 
ger, da den Auslandsvertretungen kein ministeriel- 
ler Charakter zuerkannt wird. Diese Divergenz be- 
hindert jedoch in erheblichem Maße den Personal- 
austausch zwischen Zentrale und Ausland. Das Aus- 
wärtige Amt bleibt bemüht, eine noch weiter ge- 
hende Annäherung des Auslandskegels an die Stel- 
lenstruktur der Zentrale zu erreichen. 

Einige der Probleme, die neu hinzugekommen 
sind oder die in den letzten Jahren schärfere Kon- 
turen angenommen haben (vergleiche Abschnitt III 
des zweiten Berichts des Auswärtigen Amts über 
den Stand der Reform des Auswärtigen Dienstes, 
BT-Drucksache 8/1400), sind von der Bundesregie- 
rung bereits in Angriff genommen worden. Hierzu 
gehört die Frage der Abgeltung materieller Bela- 
stungen als Folgen von Unruhen oder Terrorakten 
im Gastland. Bei den Ressortverhandlungen über 
die Neufassung der entsprechenden Richtlinien 
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konnten Fortschritte erzielt werden. Den Nachtei- 
len und Erschwernissen, die die Auslandsversetzun- 
gen im Bereich der Kindererziehung mit sich brin- 
gen, soll durch eine Verbesserung der Schul- und 
Kinderreisebeihilfen Rechnung getragen werden. 
Verhandlungen hierüber sind zwischen den beteilig- 
ten Bundesressorts in Gange. Ferner hat das Aus- 
wärtige Amt Schritte eingeleitet, um den an einer 
Berufsausübung interessierten Ehefrauen seiner Be- 
diensteten die Aufnahme einer Berufstätigkeit am 
Auslandsdienstort zu erleichtern oder ihnen bei 
Rückkehr ins Inland bei der Wiedereingliederung in 
den Beruf behilflich zu sein. 

Ob durch derartige Einzelmaßnahmen des Aus- 
wärtigen Amts oder durch einvernehmliche Einzel- 
regelungen der Ressorts befriedigende Lösungen für 
alle anstehenden Probleme gefunden werden kön- 
nen, oder ob es zweckmäßig wäre, den Lösungsbe- 
mühungen — etwa durch Berufung einer neuen Re- 
formkommission — eine breitere Grundlage zu ge- 
ben, ist weiterhin Gegenstand intensiver Über- 
legungen. Dabei wird auch zu berücksichtigen sein, 
daß die derzeitige Haushaltslage des Bundes ko- 
stenwirksamen Neuregelungen enge Grenzen setzt. 


Anlage 20 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Hennig 
(B) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 11): 

Warum stellt die Bundesrepublik Deutsdiland als der größte 
Beitragszahler der EGl von den 10 670 EG-Bediensteten wesent- 
lich weniger als Italien und Belgien, die zusammen die Hälfte 
des Personalkontingents stellen? 

Die Europäischen Gemeinschaften wurden bei 
ihrer Gründung — besonders auch mit Unterstützung 
der damaligen deutschen Regierung — mit perso- 
neller und organisatorischer Autonomie ausgestat- 
tet. Art. 212 EWG- Vertrag in der Fassung des Art. 24 
Abs. 1 des „Vertrags zur Einsetzung eines gemeinsa- 
men Rats und einer gemeinsamen Kommission der 
EG" (Fusionsvertrag) ermöglichte dem Rat den 
Erlaß eines Beamtenstatuts, durch das ein eigenstän- 
diger europäischer öffentlicher Dienst begründet 
wurde. Nach Art. 27 Abs. 1 des Beamtenstatuts ist 
bei der Einstellung der Mitarbeiter anzustreben, sie 
unter den Staatsbürgern der Mitgliedstaaten auf 
möglichst breiter geographischer Grundlage aus- 
zuwählen, wobei jedoch kein Dienstposten den An- 
gehörigen eines bestimmten Mitgliedstaates Vor- 
behalten werden darf. Eine Direktive, wonach die 
Anzahl der Bediensteten einer Nationalität an den 
— im übrigen durch die eigene Finanzverfassung 
der EG aufgehobenen — festgelegten Beitragsanteil 
zu binden wäre, existiert nicht und widerspräche 
auch dem Wesen der Europäischen Gemeinschaft. 

Ich möchte außerdem hinzufügen, daß die Stellen- 
anteile der einzelnen Nationen differenziert gesehen 
werden sollten, wobei auch die verschiedenen Lauf- 
bahn-Kategorien unterschiedlich beurteilt werden 
müssen. So ist z. B. das belgische „Personalkontin- 


gent" durch Einrechnung einer großen Anzahl von (Q 
Ortskräften besonders hoch. 

Nach dem Stand vom 1. Juli 1977 waren von den 
Dienstposten der EG (Kommission, Rat und Gerichts- 
hof) insgesamt 15,43 Vo, im höheren Dienst 20,725% 
von Deutschen besetzt. (Das Europäische Parlament 
veröffentlicht keine Personaldaten und mußte aus- 
geklammert werden.) Berücksichtigt man die Auf- 
lage des Beamtenstatuts, die Stellenbesetzung auf 
möglichst breiter geographischer Grundlage durch- 
zuführen — d. h. angemessener Personalanteil auch 
der kleineren Mitgliedstaaten — , so sollte man un- 
sere personelle Repräsentanz nicht unterbewerten. 


Anlage 21 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 12): 

Kann die Bundesregierung die Erfahrung von Reisenden nadi 
Bulgarien bestätigen, wonadi sidi die Bestimmungen für Einzel- 
reisende über den Nachweis des Devisenpflichtumtausdies ver- 
schärft haben, sowie medizinische Behandlung nicht mehr kosten- 
frei, sondern nur noch gegen westliche Devisen erfolgt, und 
welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung gegebenenfalls 
aus dieser veränderten Lage? 

Dem Auswärtigen Amt ist nicht be^kannt, daß sich 
die bulgarischen Bestimmungen für Einzelreisende 
über den Nachweis des Devisenumtausches ver- 
schärft haben. Die Bestimmungen, nach denen die ^ ^ 
Ein- und Ausfuhr bulgarischer Währung untersagt 
ist, bestehen bereits seit langem. Die Handhabung 
dieser Bestimmungen ist in der Praxis unterschied- 
lich. Die Kontrollen zur Einhaltung dieser Bestim- 
mungen werden von Zeit zu Zeit vermehrt und ge- 
nauer durchgeführt. Dies scheint in letzter Zeit der 
Fall zu sein. 

Das Auswärtige Amt hat nicht feststellen können, 
daß sich eine Änderung der Bestimmungen oder der 
Praxis über die kostenfreie medizinische Behandlung 
von Ausländern in Bulgarien ergeben hat. Nach bul- 
garischen Verordnungen aus den Jahren 1974 und 
1976 wird vielmehr nach wie vor erste Hilfe zur 
Abwendung von Lebensgefahr kostenlos für alle 
Ausländer geleistet; ferner sind im Rahmen des or- 
ganisierten Tourismus ambulante Behandlungen und 
Krankenbesuche in den Kurorten ebenfalls kosten- 
los; das gleiche gilt bei akuten Erkrankungen und 
Unfällen von Ausländern, die sich als Kongreß-, De- 
legations- oder Konferenzteilnehmer in Bulgarien 
aufhalten bzw. an sonstigen Tagungen und Sport- 
wettkämpfen teilnehmen. Ausländer, die im Auftrag 
ausländischer Firmen für bulgarische Unternehmen 
in Bulgarien tätig sind, werden mit Ausnahme der 
Kosten für Medikamente frei behandelt und sind in- 
soweit bulgarischen Staatsangehörigen gleichge- 
stellt. 

Soweit für medizinische Behandlungen Honorare 
gefordert werden dürfen, ist unserer Botschaft in 
Sofia nicht bekannt, daß die Zahlung in Devisen 
gefordert würde. 
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(A) Anlage 22 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brüdier auf die 
Sdiriftlidien Fragen des Abgeordneten Dr. Czaja 
(CDU/CSU) -(Drucksache 8/1437) Fragen 13, 14, 15 und 
16): 

Trifft es zu, daß beim Besudi des Bundeskanzlers in Warschau 
im November 19V7 überhaupt keine greifbaren Fortschritte für 
die kulturellen, menschlichen, personalen und Gruppenrechte der 
Deutschen in den Gebieten östlich von Oder und Neiße in bezug 
auf Muttersprache, deutsche Schulen, Gottesdienste, Vereinigun- 
gen, die Gewährleistung des Gleichheitssatzes für Deutsche und 
die Wahrung nationaler Eigenart erreicht wurden? 

Kann die Bundesregierung angesichts ihrer verfassungsmäßigen 
Schutzpflicht und ihrer Vertragspflicht die konstante schwerwie- 
gende Verletzung der eindeutigen und vorbehaltlosen Rechtsver- 
pflichtungen des Artikels 27 des Menschenrechtspakts für bürger- 
liche und politische Rechte gegenüber den Deutschen in den Ge- 
bieten östlich von Oder und Neiße weiterhin hinnehmen, ohne 
mit allen international zulässigen Mitteln von der VR Polen die 
Erfüllung der Vertragspflichten einzufordern, oder hält sie es 
für rechtlich zulässig und politisch tragbar, sich — auch ange- 
sichts des Ausreiseprotokolls und der „Information" von 1970 — 
mit der polnischen Behauptung, es gäbe keine Deutschen, weil 
es sie in der Heimat nicht geben dürfe, abzufinden? 

Ist die Bundesregierung bereit, die deutsche Öffentlichkeit und 
alle verbündeten Staaten sowie die Staaten, mit denen amtliche 
Beziehungen bestehen, von der Versagung der Rechte auf natio- 
nale Eigenart (Artikel 27 UNO-Menschenrechtspakt) für vier Mil- 
lionen Deutsche im Ostblock zu unterrichten und das Bewußt- 
sein für deren durch mehrere weltweite Verträge gewährleistete 
kulturelle und sprachliche Menschenrechte ebenso nach innen 
wach zu erhalten wie nach außen beharrlich zu vertreten? 

Welche rechtlichen und politischen Gründe gestatten es der 
Bundesregierung, trotz der grundgesetzlichen Schutzpflicht für 
die Deutschen, trotz der eindeutigen Rechtsverpflichtungen aus 
Artikel 27 des UN-Paktes für bürgerliche und politische Rechte 
und entgegen der feierlichen moralisch-politischen Verpflichtung 
der Teilnehmerstaaten in Helsinki zum Abschluß ergänzender 
bilateraler Verträge zwecks Verbesserung der menschlichen Lage 
es abzulehnen, einerseits von der Volksrepublik Polen den Ein- 
tritt in förmliche zweiseitige Verhandlungen über Verwirklichung 
der sprachlichen und kulturellen Rechte der über IV 4 Millionen 
Deutschen in den Gebieten östlich von Oder und Neiße zu for- 
dern und andererseits auch die bereits vorhandene kulturelle 
Freiheit der Polen in der Bundesrepublik Deutschland vertrag- 
lich abzusichern? 

(B) 

Zu Frage 13: 

Es trifft zu, daß vom Besudi des Bundeskanzlers 
in Polen keine greifbaren Fortschritte in der Frage 
der sprachlichen und kulturellen Rechte der dort 
lebenden Deutschen zu erwarten waren und dem- 
entsprechend auch nicht erzielt wurden. 

Die Bundesregierung hat stets darauf hingewie- 
sen, daß diese Frage nur auf längere Sicht lösbar 
ist. Voraussetzung hierfür ist eine weitere allge- 
meine Verbesserung der deutsch-polnischen Bezie- 
hungen und ein Klima gegenseitigen Vertrauens, 
in dem das unselige historische Erbe nationalsozia- 
listischer Volkstumspolitik überwunden werden 
kann. Hierzu hat der Besuch des Bundeskanzlers in 
Polen einen wichtigen Beitrag geleistet. 

Zu Frage 14: 

Ob die Bundesregierung im Interesse eines An- 
liegens gegenüber einem anderen Staat die Be- 
stimmungen eines Vertrages geltend macht oder 
im politischen Gespräch auf die Verwirklichung 
dieses Anliegens hinwirkt, ist eine Frage ihres 
pflichtgemäßen Ermessens. Sie wägt dabei ab, wel- 
che dieser Möglichkeiten am aussichtsreichsten ist. 

Artikel 27 des Internationalen Paktes über bür- 
gerliche und politische Rechte gewährt den Ange- 
hörigen ethnischer, religiöser oder sprachlicher Min- 
derheiten individuell bestimmte Rechte. Eine Ver- 
tragspflicht der Bundesrepublik Deutschland der von 
Ihnen dargestellten Art enthält der Pakt nicht. 


Ich möchte darauf hinweisen, daß die Bundesre- 
gierung über die Frage der sprachlichen und kul- 
turellen Rechte für die Deutschen in Polen mit der 
polnischen Regierung im Gespräch ist. Aus der Tat- 
sache dieser Gespräche wie aus der von Ihnen ge- 
nannten Information ergibt sich, daß die polnische 
Regierung nicht behauptet, es gäbe keine Deutschen 
in Polen. 

Zu Frage 15: • 

Artikel 27 des Internationalen Paktes über bür- 
gerliche und politische Rechte besagt: 

„In Staaten mit ethnischen, religiösen oder sprach- 
lichen Minderheiten darf Angehörigen solcher Min- 
derheiten nicht das Recht vorenthalten werden, ge- 
meinsam mit anderen Angehörigen ihrer Gruppe 
ihr eigenes kulturelles Leben zu pflegen, ihre eigene 
Religion zu bekennen und auszuüben oder sich ihrer 
eigenen Sprache zu bedienen.'' 

Es trifft nicht zu, daß den Deutschen in den ost- 
europäischen Ländern dieses Recht grundsätzlich 
und generell vorenthalten wird. Vielmehr wird es 
in einer Reihe von Staaten im Rahmen ihrer Ver- 
fassungen berücksichtigt und auch den dort leben- 
den Deutschen eingeräumt, wenn auch in unter- 
schiedlicher und nicht immer befriedigender Weise. 
Bekanntlich sind die Verhältnisse von Land zu Land 
verschieden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, dieses 
Thema in einer Form aufzunehmen, die nur zu 
fruchtloser Polemik und einer schädlichen Konfron- 
tation führen würde. In dieser sehr schwierigen 
Frage, die keineswegs nur in dem von Ihnen ange- 
sprochenen Raum, sondern welfweit vielfältige Pro- 
bleme aufwirft, ist Behutsamkeit geboten. Die Bun- 
desregierung ist bestrebt, vorwiegend im interna- 
tionalen Rahmen, im Einzelfall auch im bilateralen 
Gespräch praktische Fortschritte zü erreichen. 

Zu Frage 16: 

Die von Ihnen genannten internationalen Instru- 
mente geben der Bundesrepublik Deutschland keine 
Handhabe, von der Volksrepublik Polen Verhand- 
lungen über sprachliche und kulturelle Rechte zu 
verlangen. 


Anlage 23 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Jäger (Wan- 
gen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 17): 

Bedeuten die Äußerungen des Bundeskanzlers über seinen Be- 
such in Rumänien, auf bilateralem Gebiet seien die Erwartun- 
gen, mit denen die deutsche Delegation nach Bukarest gekom- 
men sei, voll erfüllt worden, daß sich die rumänische Regierung 
künftig an die von ihr mitunterzeichnete KSZE-Schlußakte von 
Helsinki halten und die darin versprochene Achtung der Men- 
schenrechte — insbesondere des Rechts auf Ausreise aus jedem 
Land einschließlich des eigenen — voll praktizieren wird, oder 
wie ist Verneinendenfalls die Äußerung des Bundeskanzlers zu 
verstehen? 
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Einmal bezieht sich das Zitat ausdrücklich auf Er- 
wartungen auf „bilateralem Gebiet". Zum anderen 
setzt die Schlußakte von Helsinki Ziele, auf die es 
gilt hinzuarbeiten. Alle Unterzeichner waren sich 
darüber im klaren, daß die Ziele von Helsinki nicht 
in einem Schritt verwirklicht werden können. Der 
Bundeskanzler fuhr daher mit realistischen Erwartun- 
gen nach Rumänien. Diese Erwartungen sind durch 
die Ergebnisse der deutsch-rumänischen Gespräche 
erfüllt worden. Hierauf bezieht sich die von Ihnen 
zitierte Äußerung des Bundeskanzlers. 


Anlage 24 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Spilker (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/1437 Frage 18): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß angesidits der 
Sdiwierigkeiten beim Vollzug des Fluglärmgesetzes und in Er- 
wartung des Erfahrungsberidits der Bundesregierung über den 
Vollzug dieses Gesetzes die Fünf-Jahres-Frist nadi § 9 Abs. 1 
des Fluglärragesetzes außer Vollzug gesetzt werden sollte, bis 
die Ergebnisse des Beridits Beaditung in neuen Fiuglärravor- 
sdiriften finden konnten, damit betroffenen Bürgern die Möglidi- 
keit gegeben wird, eventuelle Anpassungen des Redits an die 
Vollzugsprobleme abzuwarten, und wenn ja, ist sie bereit, 
entsprechende Initiativen zu ergreifen? 

Nach § 9 Abs. 1 Satz 3 des Fluglärmgesetzes kann 
der Antrag auf Erstattung von Aufwendungen für 
baulichen Schallschutz nur innerhalb einer Frist von 
fünf Jahren nach Festsetzung des Lärmschutzbe- 
(B) reichs geltend gemacht werden. Der erste Lärm- 
schutzbereich ist durch die am 14. März 1974 in 
Kraft getretene Verordnung für den Flughafen Düs- 
seldorf (Bundesgesetzbl. I S. 657) festgesetzt worden. 
Die gesetzliche Frist für die Antragsberechtigten am 
Flughafen Düsseldorf wird demnach am 13. März 
1979 ablaufen. Für die in der Folge festgesetzten 
Lärmschutzbereiche wird 'der Fristablauf zu noch 
späteren Zeitpunkten eintreten. Eine Änderung der 
Regelung über die Antragsfrist im Sinne einer Ver- 
längerung oder Aussetzung kann nur vom Gesetz- 
geber selbst getroffen werden. 

In Ihrem Bericht über die Erfahrungen mit dem 
Vollzug des Fluglärmgesetzes — auf die Antwort 
meines Kollegen von Schoeler zu der Frage des 
Kollegen Dr. Hennig am 19. Januar 1978 liehme ich 
Bezug (Stenogr. Bericht 8/66, Anlage 14, vom 20. Ja- 
nuar 1978) — wird die Bundesregierung sich auch zu 
der Frage äußern, in welcher Weise die Bekämpfung 
des Fluglärms verbessert werden kann. In diesem 
Zusammenhang wird auch über die Antragsfristen 
zu entscheiden sein. 


Anlage 25 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Krockert (SPD) (Druck- 
sache 8/1437 Fragen 19 und 20): 


Auf Grund welcher gesetzlichen Bestimmung muß von einem /p\ 
einbürgerungswilligen ausländischen Arbeitnehmer, der nicht 
Ehegatte einer Deutschen ist, die Beibringung eines Ausbürge- 
rungsbescheids seines Herkunftslands verlangt werden, und nach 
wieviel vergebliAen Versuchen muß eine deutsche Behörde an- 
erkennen, daß der Bewerber die Ausbürgerung ohne sein Ver- 
schulden nicht erlangt hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, zugunsten von ausländischen 
Arbeitnehmern mit langer Aufenthaltsdauer darauf hinzuwirken, 
daß künftig auf Einbürgerungsbedingungen, die nicht nach §§ 8, 

9 oder 13 StAG zwingend erforderlich sind, verzichtet werden 
kann? 

Zu Frage 19: 

Die Vermeidung von Mehrstaatigkeit ist ein in- 
ternational anerkannter Grundsatz, der in der Ein- 
bürgerungspraxis der Staaten durchweg beachtet 
wird. Er soll verhindern, daß die Loyalität eines 
Bürgers zu seinem Staat durch die zusätzliche Staats- 
angehörigkeit zu einem anderen Staat beeinträchtigt 
wird und daß international privatrechtlich eine für 
den Bürger riskante Rechtsunsicherheit entsteht. Auf 
internationaler Ebene ist dieses Prinzip im Rahmen 
des Übereinkommens über die Verringerung der 
Mehrstaatigkeit und über die Wehrpflicht von 
Mehrstaatern vom 6. Mai 1963 (BGBl. II 1969, 1953), 
dem die Bundesrepublik beigetreten ist, geltendes 
Recht. 

Innerstaatlich ist dieser Grundsatz im Anwen- 
dungsbereich der am 1. Januar 1970 in Kraft getre- 
tenen Neufassung des § 9 des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes zwingende Voraussetzung 
einer Einbürgerung. Er ist aber auch bei Ermessens- 
einbürgerungen nach § 8 dieses Gesetzes regelmä- 
ßig zu beachten. Die zwischen dem Bundesminister 
des Innern und den Innenministern der Länder ab- 
gestimmten Grundsätze für die Einbürgerung im Er- ' ’ 
messenswege stehen daher nicht im Widerspruch 
zu den genannten Paragraphen des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes. Sie konkretisieren le- 
diglich den in § 9 manifestierten gesetzgeberischen 
Willen und das Interesse des Staates an einer Ein- 
schränkung mehrfacher Staatsangehörigkeit. 

Der Grundsatz der Vermeidung von Mehrstaatig- 
keit schließt allerdings nicht aus, daß in besonders 
gelagerten Fällen Mehrstaatigkeit hingenommen 
wird. Das gilt vor allem dann, wenn der Heimat- 
staat die Entlassung von unzumutbaren Bedingun- 
gen abhängig macht oder wenn nachgewiesen ist, 
daß trotz ernsthafter und nachhaltiger Bemühungen 
über einen Zeitraum von zwei Jahren eine Entlas- 
sung nicht erreicht werden konnte. Nach diesen 
Grundsätzen wird in der Einbürgerungspraxis stän- 
dig verfahren. 

Zu Frage 20: 

Das deutsche Einbürgerungsrecht gilt für alle Aus- 
länder, die die deutsche Staatsangehörigkeit erwer- 
ben wollen, in gleicher Weise. Neben den gesetz- 
lichen Mindestvoraussetzungen — Niederlassung im 
Inland, Geschäftsfähigkeit, Unbescholtenheit sowie 
gesicherte Existenzgrundlage — wird wegen der mit 
der Einbürgerung verbundenen weitgehenden Rechte 
und Rechtspositionen, vor allem auch wegen der 
politischen Mitwirkungsrechte, eine gewachsene Be- 
ziehung und Bindung als Bürger zum Gemeinwesen 
(Assimilation) verlangt. Da diese eine gewisse Zeit- 
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(A) dauer voraussetzt,' wird regelmäßig ein lOjähriger 
rechtmäßiger Aufenthalt im Bundesgebiet voraus- 
gesetzt. Ferner wird zur Vermeidung der auch inter- 
national als unerwünscht angesehenen Mehrstaatig- 
keit verlangt, daß der Einbürgerungsbewerber vor 
seiner Einbürgerung aus seiner bisherigen Staatsan- 
gehörigkeit aussdieidet. 

Sondervorschriften für auslär^dische Arbeitneh- 
mer bestehen nicht und sind in Zukunft auch nicht 
beabsichtigt. Sie wären auch nicht mit dem verfas- 
sungsrechtlichen Gebot der Gleichbehandlung aller 
Einbürgerungsbewerber vereinbar. Für eine Privile- 
gierung gegenüber anderen Ausländern besteht auch 
keine Notwendigkeit, wie wiederholte Rundfragen 
bei den Ländern ergeben haben, übereinstimmend 
wird von den Ländern dargetan, daß der Wunsch 
der ausländischen Arbeitnehmer nach Einbürgerung 
gering ist, gemessen an der Gesamtzahl der hier 
beschäftigten ausländischen Arbeitnehmer. Es geht 
dem angesprochenen Personenkreis weniger um die 
Einbürgerung als um die Sicherung des Aufenthalts 
in Deutschland und die Erhaltung des Arbeitsplatzes. 

Im übrigen können ausländische Arbeitnehmer, 
die sich im Verlauf ihres Aufenthalts im Bundesge- 
biet in die deutschen Lebensverhältnisse eingefügt 
haben und unter Aufgabe der fremden die deutsche 
Staatsangehörigkeit erwerben wollen, im allgemei- 
nen darauf vertrauen, die begehrte Einbürgerung zu 
erhalten. 


Anlage 26 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 21 und 22): 

Von welchen Grundsätzen wird die Bundesregierung bei der 
geplanten Novellierung des Atoragesetzes hinsichtlidi der Ge- 
nehraigungsfähigkeit von Leichtwasserreaktoren und Reaktoren 
der fortgeschrittenen Linien HTR und SBR ausgehen? 

Wie wird die Bundesregierung bei HTR- und SBR-Projekten 
verfahren, die nach Fertigstellung der jetzt ira Bau befindlichen 
THTR 300 und SNR 300 zur Genehmigung anstehen? 

§ 7 des Atomgesetzes (AtG) bestimmt, daß Errich- 
tung und Betrieb von „Anlagen zur Spaltung von 
Kernbrennstoffen" (Abs. 1) — das sind Reaktoren 
jeglicher Art — der Genehmigung bedürfen, wobei 
diese Genehmigung nur erteilt werden darf, wenn 
die in Abs. 2 aufgeführten Genehmigungsvoraus- 
setzungen erfüllt sind. Im Hinblick auf die durch 
den Vorlagebeschluß des OVG Münster vom 
18. August 1977 an das Bundesverfassungsgericht 
(zum SNR 300 in Kalkar) aufgeworfene Frage, ob 
§ 7 AtG eine verfassungsmäßige Grundlage auch für 
Errichtung und Betrieb von Brutreaktoren bildet, hat 
das Bundeskabinett, wie bereits in der 2. Fortschrei- 
bung des Energieprogramms vom 14. Dezember. 1977 
dargestellt, beschlossen, dem Deutschen Bundestag 
kurzfristig eine Änderung des AtG vorzuschlagen, 
mit der klargestellt wird, daß neben Leichtwasser- 
reaktoren auch Hochtemperatprreaktoren sowie 
Prototypen und Demonstrationsvorhaben für Brut- 
reaktoren vom Gesetzgeber grundsätzlich als geneh- 
. migungsfähig angesehen werden. 


Zu Frage 21: (Q 

Für die Genehmigungsfähigkeit von Reaktoren 
jeglicher Art gelten im übrigen unverändert fol- 
gende Grundsätze: 

Die Genehmigungsvoraussetzungen des § 7 Abs. 2 
AtG bilden nach Auffassung der Bundesregierung 
ein umfassendes System zum Schutz der Bevölke- 
rung und der Umwelt im Zusammenhang mit der Er- 
richtung und dem Betrieb von Reaktoren. Als zen- 
trale Schutzbestimmung ist dabei u. a. festgelegt, 
daß „die nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik erforderliche Vorsorge gegen Schäden" zu 
treffen ist. Diese Schutzbestimmung wird durch ein 
mehrstufiges Regelungssystem konkretisiert. Dazu 
gehören die Strahlenschutzverordnung, behördliche 
Vorschriften und Anordnungen (so Sicherheitskri- 
terien, Richtlinien, Leitlinien, Einzelweisungen) so- 
wie Regeln der Technik (Kerntechnische Regeln des 
Kerntechnischen Ausschusses und relevante Regeln 
anderer regelbildender Gremien). Bei den unter Aus- 
wertung der Stellungnahmen von Beratungsgremien 
(Reaktorsicherheits-Kommission, Strahlenschutz-- 
Kommission) und Sichverständigen erarbeiteten De- 
tailanforderungen in den behördlichen Vorschriften 
und Anordnungen sowie in den Regeln der Technik 
werden die speziellen physikalischen und techni- 
schen Gegebenheiten der verschiedenen Reaktor- 
arten berücksichtigt. 

Dieses mehrstufige atomrechtliche Schutzsystem, 
mit dem eine im technischen Sicherheitsrecht auch 
sonst übliche und bewährte Regelungsmethode an- 
gewendet wird (so auch beim Bundes-Immissions- (D) 
Schutzgesetz und Maschinenschutzgesetz), erfaßt ne- 
ben Leichtwasserreaktoren auch die in der Errich- 
tung befindlichen Prototypen für Hochtemperatur- 
reaktoren (THTR 300) und Brutreaktoren (SNR 300). 

Wie die Bundesregierung ebenfalls in der 2. Fort- 
schreibung des Energieprogramms bereits darstellte, 
wird sie dieses System gegebenenfalls durch wei- 
tere Gesetzgebungsvorhaben konkretisieren, die ins- 
besondere die Präzisierung unbestimmter Rechts- 
begriffe, aber auch eine bessere Absicherung des 
Handlungsspielraums der Behörden bei der Fest- 
legung konkreter Entsorgungs-Vorsorgemaßnahmen 
im Genehmigungsverfahren zum Ziele haben. 

Zu Frage 22: 

Die Bundesregierung wird die Erfahrungen auf 
sicherheitstechnischem Gebiete, die bei Errichtung 
und Betrieb des THTR 300 und des SNR 300 gesam- 
melt werden, sowie ihr zugängliche Erfahrungen, 
die für vergleichbare Entwicklungen im Ausland ge- 
sammelt werden, sorgfältig für, eine Fortschreibung 
des vorgenannten atomrechtlichen Schutzsystems 
für Hochtemperatur- sowie Brutreaktoren auswerten. 


Anlage 27 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Pensky (SPD) (Druck- 
sache 8/1437 Fragen 23 und 24) : 
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Gibt es nach dem Wissensstand der Bundesregierung polizei- 
liehe Alarmpläne Nordrhein-Westfalens, die — wie das Ham- 
burger Nachrichtenmagazin «Der Spiegel" berichtete — darauf 
abzielen, bei terroristischen Anschlägen eine totale Verkehrs- 
blockade zu Wasser, zu Lande, in der Luft und auf den Schie- 
nenwegen durchzuführen, und wenn ja, sind diese Pläne mit 
den zuständigen Bundesministern für Verkehr bzw. Inneres ab- 
gesprochen, und wie beurteilt die Bundesregierung diese Pläne 
gegebenenfalls? 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, daß 
andere Bundesländer ähnliche Alarmpläne vorbereiten oder be- 
reits in Kraft gesetzt haben? 

Zur Unterstützung der Rettungsdienste und der 
Polizei bei besonderen Gefahrensituationen wie Ka- 
tastrophen, schweren Unglücksfällen, terroristischen 
Anschlägen u. ä. hat der Bundesminister des- Innern 
aufgrund einer Absprache mit den Innenministern 
der Länder durch Änderung der Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschrift für den örtlichen Alarmdienst 
ein allgemeines Warnsignal eingeführt. Dieses 
Warnsignal besteht in einem Sirenen-Heulton von 
einer Minute Dauer, Durch das Signal wird die Be- 
völkerung aufgefordert, in ihrem Rundfunkgerät 
eines der Programme ihres Regionalsenders einzu- 
schalten und auf die nach kurzer Zeit folgenden 
Durchsagen zu achten. 

Im Zusammenhang mit der Einführung dieses 
Warnsignal hat die Innenministerkonferenz u. a. 
Grundsätze für bestimmte polizeitaktische Maßnah- 
men zur Intensivierung der Fahndung nach terro- 
ristischen Gewalttätern erörtert und gebilligt, di^ 
im Einzelfall auch die Möglichkeit vorsehen, ver- 
kehrsbeschränkende Maßnahmen zu ergreifen. Die- 
se liegen in der Verantwortung der einzelnen Bun- 
desländer. Es liegt in der Natur der Sache, daß ich 
(B) mich zu Einzelheiten nicht äußern kann. 


Anlage 28 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Althammer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 25): 

Wie stellt die Bundesregierung sicher, daß die durch hohe 
Zuwendungen aus dem Buiideshaushalt finanzierte Deutsche Ge- 
sellschaft für Friedens- und Konfliktforschung e. V. sich auch 
mit der Erforschung der Ursachen des Terrorismus, des bedeu- 
tendsten innerstaatlichen Konfliktherds unserer Zeit, befaßt? 

Um die notwendige Konsolidierung der Friedens- 
und Konfliktforschung in Gang zu setzen, hat die 
Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Konflikt- 
forschung e. V. ihre Förderungspolitik auf zwei län- 
gerfristig konzipierte Schwerpunkte konzentriert. 
Auf Beschluß des Kuratoriums, dem neben Wissen- 
schaftlern Vertreter des Bundes, der Länder und der 
gesellschaftlichen Gruppen angehören, wird der 
überwiegende Teil der Fördermittel für Forschun- 
gen zur „Friedenswahrung und Übergangsstrategien 
in Europa" und „Konflikte zwischen westeuropäi- 
schen Industriestaaten und Entwicklungsländern und 
deren friedliche Überwindung" bereitgestellt. 

Die Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Kon- 
fliktforschung wird im Rahmen ihrer Möglichkei- 
ten zusätzlich einen Beitrag zu Fragen der inner- 


gesellschaftlichen Konfliktforschung durch die Or- (C) 
ganisation eines internationalen Symposiums lei- 
sten. Sollten sich hier wissenschaftlich tragfähige 
Ansätze zeigen, wird es Aufgabe der Förderkommis- 
sion und des Kuratoriums sein, weiterführende Pla- 
nungen zu entwickeln. Dabei würden die Vertreter 
des Bundes und der Länder auf eine ausreichende 
Koordinierung mit Forschungsaufträgen der unter 
der Leitung des Bündesministers des Innern einge- 
richteten Bund-Länder-Arbeitsgruppe zum Thema 
Ursachenforschung zum Terrorismus hinwirken 
müssen. 


Anlage 29 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Wolfram (Recklinghau- 
sen) (SPD) (Drucksache 8/1437 Fragen 26 und 27): 

Trifft es zu, daß innerhalb der Bundesregierung untersdiied- 
lidie Auffassungen hinsiditlidi von Umweltsdiutzauflagen für 
Kohlekraftwerke bestehen, wie aus dem Artikel im „Spiegel" 
Nr. 1 vom 2 , Januar 1978 „Hand in Hand" ersiditlidi? 

Teilt die' Bundesregierung meine Auffassung, daß der Bau 
neuer Kohlekraftwerke und damit verbunden die Schließung 
alter und kleiner Kohlekraftwerke dringend geboten ist und 
daß zur Zeit weder Aufweichungen der bestehenden Umwelt- 
schutzbestimmungen noch Verschärfungen angebracht und ver- 
tretbar sind? 

Zu Frage 26: 

Die Auffassung der Bundesregierung ist in der 
zweiten Fortschreibung des Energieprogramms vom 
14, Dezember 1977 (BT-Drucksache 8/1357) wieder- 
gegeben. Darin erläutert die Bundesregierung ihren 
Beschluß vom 11. November 1977, das Bundes-Im- 
missionsschutzgesetz zu ändern und zu ergänzen, 
wie folgt: 

„In das Gesetz sollen eine Sanierungsklausel und 
eine Luftreinhalteplanklausel aufgenommen werden. 
Die höchstzulässigen Schadstoffbelastungen der Luft 
(Immissionswerte), die bisher in einer Anweisung 
an die Genehmigungsbehörden (TA Luft) festgelegt 
sind, werden entweder durch eine gesetzliche Ver- 
mutungsklausel oder durch ihre Aufnahme in das 
Gesetz abgesichert. Der Bundesminister des Innern 
ist beauftragt, der Bundesregierung bis zum 31. März 
1978 entsprechende alternative Vorschläge vorzu- 
legen. 

Ferner wird der Entwurf einer Rechtsverordnung 
zur Festlegung des Standes der Technik, insbeson- 
dere der Rauchgasentschwefelung für Kraftwerke, 
vorbereitet." 

Aus der Formulierung des Kabinettbeschlusses ist 
ersichtlich, daß es zu Einzelheiten noch der ab- 
schließenden Meinungsbildung innerhalb der Bun- 
desregierung bedarf. 

Zu Frage 27: 

Diese Frage beantworte ich mit Ja. 
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Anlage 30 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
(CDU/CSU) (Drucksadle 8/1437 Frage 28): 

Hat die Bundesregierung sidi veranlaßt gesehen, aus der 
öffentlidien Anhörung von Sadiverständigen zum Thema lei- 
stungsbeeinflussende und leistungsfördernde Maßnahmen im 
Hochleistungssport durch den Sportausschuß des Deutschen Bun- 
destages am 28. September 1977 Folgerungen zu ziehen, und 
wenn ja, welche? 

Die Bundesregierung sieht sich durch die öffent- 
liche Anhörung vom 28. September 1977 in ihrer Auf- 
fassung bestätigt, daß die Grundsatzerklärung für den 
Spitzensport des Deutschen Sportbundes zwar eine 
anerkennenswerte Initiative des deutschen Sports 
darstelle, die Umsetzung der Grundsätze in die Pra- 
xis jedoch auf erhebliche Schwierigkeiten treffen 
werde. Aus diesem Grund hat die Bundesregierung 
Verständnis dafür, daß von seiten des Deutschen 
Sportbundes und seiner Fachverbände bislang noch 
keine praktikablen Vorschläge zur Umsetzung der in 
der Erklärung aufgestellten Grundsätze in die Sport- 
praxis vorliegen. 

Da die Bundesregierung aber eine weitere Ver- 
stärkung der sportmedizinischen und physiothera- 
peutischen Betreuung der Athleten nicht nur im 
Wettkampf, sondern auch im Training für ein wirk- 
sames Mittel zum Schutze der Gesundheit des Ath- 
leten und zur Verhinderung mißbräuchlicher und ge- 
sundheitsgefährdender Verwendung pharmakologi- 
scher Mittel zur Leistungssteigerung hält, hat sie im 
jgj Haushaltsjar 1978 die Mittel für die medizinische 
und physiotherapeutische Betreuung der Athleten 
gegenüber dem Vorjahr um 400 000 DM auf 1,3 Mil- 
lionen DM erhöht. Darüber hinaus werden auch 1978 
wieder 1,3 Millionen DM für die sportmedizinische 
Untersuchung zur Verfügung stehen. Für das Haus- 
haltsjahr 1979 ist eine weitere Anhebung der Mittel 
für die sportärztliche und physiotherapeutische Be- 
treuung der Athleten vorgesehen, insbesondere für 
den Fall des Ausscheidens des Deutschen Sportbun- 
des aus der institutionellen Förderung durch den Bun- 
desminister des Innern. Die durch diesen Schritt 
freiwerdenden Mittel sollen neben der Erhöhung 
der Anzahl der Bundestrainer vorrangig im genann- 
ten Bereich verwendet werden. Die Bundesregie- 
rung geht davon aus, daß sie sich mit ihrer Auffas- 
sung und den eingeleiteten Maßnahmen in Über- 
einstimmung mit dem Sportausschuß des Deutschen 
Bundestages befindet. 


Anlage 31 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Wüster (SPD) (Drucksache 
8/1437 Frage 29): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der großen Pluto- 
niumanlage der USA in Hanford (Washington) eine ungewöhn- 
lidi große Zahl tödlicher Krebsfälle aufgetreten sind, die eine 
Häufung von Knochenmark-, Lungen- und Bauchspeidieldrüsen- 
krebs ergeben haben, und wird die Bundesregierung solche 
Untersuchungen prüfen und im Rahmen ihrer Energiepolitik 
verwerten? 


Die im November 1977 in der amerikanischen 
Fachzeitschrift Health Physics erschienene Arbeit 
„Radiation exposures of Hanford workers dying 
from cancer and other causes" von T. F. Mancuso, 
A. Stewart und G. Kneale sowie ein Bericht in der 
Frankfurter Rundschau vom 2. Dezember 1977 über 
diese Untersuchung sind der Bundesregierung be- 
kannt. Eine endgültige Stellungnahme zu den Er- 
gebnissen dieser Arbeit ist erst nach Abschluß der 
im Gang befindlichen wissenschaftlichen Überprü- 
fung möglich. Die bisherige Diskussion hat jedoch 
ergeben, daß die in der Arbeit verwendeten Metho- 
den sehr anfechtbar und die darin abgeleiteten Be- 
ziehungen zwischen Krebserkrankungen und Strah- 
lendosen unbewiesen sind. Nach Abschluß der Aus- 
wertung werde ich Sie gerne weiter unterrichten. 


Anlage 32 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Biechele (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 30): 

Weldie Modellvorhaben der Müllbeseitigung und Müllverwer- 
tung als Recycling-Anlagen werden mit Bundesmitteln gefördert, 
wie hodi sind die jeweiligen Bundeszusdiüsse, und wie hoch 
sind die Ansätze hierfür im Bundeshaushalt 1978? 

Die Bundesregierung fördert im Rahmen des Ab- 
fallwirtschaftsprogramms 1975 zwei Modellanlagen 
zur Wiederverwendung und Verwertung von Haus- 
und Gewerbemüll. 

Es handelt sich um das Bundesmodell „Recycling", 
das in den Landkreisen Tübingen und Reutlingen 
errichtet wird, sowie die erste Ausbaustufe des 
Rohstoffrückgewinnungszentrums in Herten (Ruhr). 
Während die technischen Konzeptionen dieser Mo- 
delle grundsätzlich unterschiedlich sind, ist es Ziel 
beider Vorhaben, durch neue Technologien der 
Müllaufbereitung und Sortierung eine bessere Nut- 
zung der in Abfallstoffen enthaltenen Rphstoff- und 
Energieinhalte zu erzielen und zugleich eine Redu- 
zierung der Abfallmengen und der Müllbeseiti- 
gungskosten zu erreichen. 

Das Vorhaben in Tübingen/Reutlingen wird mit ca. 
37,8 Millionen DM (1976 — 1983) gefördert, das Vor- 
haben in Herten wird im Rahmen des Programms 
für Zukunftsinvestitionen (ZIP) durchgeführt (1977 
bis 1980) und mit ca. 37 Millionen DM gefördert. 

Darüber hinaus werden folgende Projekte zur Py- 
rolyse von Haus-, Gewerbe- und Sondermüll geför- 
dert, die zum Teil im Rahmen des Zukunftsinvesti- 
tionsprogramms der Bundesregierung durchgeführt 
werden sollen: 

1. Pyrolytische Rohstoffrückgewinnung bei der Ge- 
sellschaft für Materialrückgewinnung und Umwelt- 
schutz (GMU) 

Bundesförderung ca. 5 Millionen DM (68 Vo), Lauf- 
zeit 1975—1978. 

2. Erprobung des Pyrolyse-Systems „Krauss-Maf- 
fei", Förderung im Rahmen des Investitionspro- 
gramms der Bundesregierung 1977 — 1980 
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(A) Bundesförderung ca. 5,2 Millionen DM, Laufzeit 1977 
bis 1980. 

3. Erprobung des Pyrolyse-Systems „Goldshöfe", 
Förderung im Rahmen des Investitionsprogramms 
der Bundesregierung, Laufzeit 1977 — 1980 

4. Erprobung des Pyrolyse-Systems „andco-torrax" 

Bundesförderung ca. 8 Millionen DM, Laufzeit 1975 
bis 1978 

5. Vergasung von Haus- und Industriemüll, Saar- 
berg-Fernwärme GmbH, 

Bundesförderung ca. 5,6 Millionen DM, Laufzeit 1974 
bis 1977 

Im Rahmen des Abfallwirtschaftsprogramms wer- 
den darüber hinaus anwendungstedinische For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten zur Verwertung 
von Müllfraktionen sowie Planungsarbeiten für fort- 
geschrittene Müllbehandlungssysteme gefördert. 


Anlage 33 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Biechele (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 31): 

Weldie Finanzmittel werden aus dem „Programm für Zukunfts- 
investitionen" für 1978 für Projekte der Abwasserreinigung am 
Bodensee und im Einzugsbereidi des Bodensees bereitgestellt, 
und mit welchen Zuschüssen werden die Träger dieser Projekte 
rechnen können? 

Vom Freistaat Bayern wurden im Jahr 1977 drei 
Maßnahmen im Bodenseeraum mit einem gesamten 
Investitionsvolumen von 45,5 Millionen DM in die 
Förderung aus dem Programm für Zukunftsinvesti- 
tionen, Programmteil „Rhein-Bodensee-Programm", 
aufgenommen. Diese Maßnahmen werden mit Bun- 
des- und Landesmittein in Höhe von 12 Millionen 
DM gefördert. Die Durchführung dieser Maßnah- 
men erstreckt sich über die Jahre 1977 — 1980; die 
Zuschüsse werden entsprechend dem Baufortschritt 
vom Freistaat Bayern gezahlt, dem die Abwicklung 
auch hinsichtlich der in einer Summe zur Verfü- 
gung gestellten Bundesmittei obliegt. Mit den in 
1977 begonnenen Maßnahmen hat der Freistaat 
Bayern seinen Anteil am Rhein-Bodensee-Programm 
ausgeschöpft. 

Vom Land Baden-Württemberg wurden im Jahr 
1977 20 Maßnahmen im Bodenseeraum mit einem 
gesamten Investitionsvolumen von 75,5 Millionen 
DM in das Rhein-Bodensee-Programm aufgenom- 
men. Diese Maßnahmen werden mit Bundes- und 
Landesmitteln in Höhe von je 16,7 Millionen DM 
gefördert. Die Durchführung dieser Maßnahmen er- 
streckt sich durchweg über mehrere Jahre. Die Bun- 
des- und Landeszuschüsse werden vom Land Baden- 
Württemberg entsprechend dem Baufortschritt ge- 
zahlt 

Ob und wieviel Maßnahmen im baden-württem- 
bergischen Bodenseeraum zusätzlich im Jahr 1978 
begonnen werden sollen, kann erst nach Vorliegen 
der Förderungsliste des Landes Baden-Württemberg 


für 1978 und Prüfung durch den Bundesminister des (Q 
Innern beantwortet werden. 

Abwasserreinigungsmaßnahmen im Bodenseege- 
biet sind darüber hinaus auch in dem federführend 
vom Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten betreuten Programmteil „Sichere Trink- 
wasserversorgung" enthalten, aus dem auf der Ba- 
sis der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" u. a. Ab- 
wassermaßnahmen im ländlichen Raum gefördert 
werden. 


Anlage 34 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schäfer (Offenburg) (SPD) 
(Drucksache 8/1437 Frage 32); 

Wie ist derzeit der Stand des Genehmigungsverfahrens für 
das von der RWE in Remersdien/Luxemburg geplante Kern- 
kraftwerk, und hält die Bundesregierung nadi wie vor ihr An- 
gebot aufredit, die gegebenenfalls dort anfallenden radioakti-. 
ven Abfälle in die Bundesrepublik Deutschland zu übernehmen? 

Das bei Remerschen an der Mosel in Luxemburg 
geplante Kernkraftwerk soll von einer luxembur- 
gisch-deutschen Betreibergeseilschaft SENU errich- 
tet werden. An dieser ist das deutsche Energiever- 
sorgungsunternehmen RWE beteiligt und wird einen 
erheblichen Anteil der in dem luxemburgischen 
Kernkraftwerk zu erzeugenden elektrischen Energie pj 
in das deutsche Verbundnetz einspeisen. Der An- 
trag zur Genehmigung des Kernkraftwerkes liegt 
seit längerer Zeit der zuständigen luxemburgischen 
Behörde, dem Gesundheitsministerium, vor und wird 
dort geprüft. Eine Entscheidung über die Genehmi- 
gung ist bislang von der Regierung des Großherzog- 
tums Luxemburg noch nicht getroffen worden. 

Wegen der engen energiewirtschaftlichen Ver- 
flechtung des geplanten luxemburgischen Kernkraft- 
werks mit der Energieversorgung für Teile des Bun- 
desgebietes und wegen der umweltpolitischen Be- 
lange wurde zwischen der Regierung des Großher- 
zogtums Luxemburg und der Bundesregierung eine 
enge Zusammenarbeit und ein entsprechendes bi- 
laterales Regierungsabkommen vereinbart. Hier- 
durch soll das Kraftwerk in Remerschen den Anla- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich 
sicherheitstechnischer Auslegung, Überwachung bei 
Errichtung, Betrieb, Stillegung und Beseitigung so- 
wie Entsorgung gleichgestellt werden. Die Bundes- 
regierung hat somit keinesfalls von sich aus dem 
Großherzogtum Luxemburg angeboten, die ggf. in 
Remerschen anfallenden radioaktiven Abfälle in 
die Bundesrepublik zu übernehmen. Sie hat jedoch 
wegen der erwähnten besonderen Verhältnisse in 
diesem Fall und wegen der Zusage Luxemburgs, 
das Kernkraftwerk Remerschen analog zum deut- 
schen Sicherheitsstandard zu errichten und zu be- 
treiben, dem ausdrücklichen Wunsch Luxemburgs 
stattgegeben, die luxemburgische Anlage auch hin- 
sichtlich ihrer Entsorgung mit deutschen Anlagen 
gleichzustellen. Dies bedeutet, daß abgebrannte 
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(A) 

Brennelemente aus dem Kernkraftwerk Remerschen 
hinsichtlich Zwischenlagerung, Wiederaufarbeitung 
und Endlagerung der radioaktiven Abfälle in glei- 
cher Weise behandelt werden sollen, wie dies bei 
abgebrannten Brennelementen aus deutsdien Kern- 
kraftwerken vorgesehen ist. 

Durch die erwähnte ausgewogene vertragliche Re- 
gelung haben die Bundesregierung und die Regie- 
rung des Großherzogtums Luxemburg Vorsorge ge- 
troffen, daß die Einwohner des Bundesgebietes im 
Grenzraum in gleicher Weise vor eventuellen Gefah- 
ren aus Errichtung und Betrieb eines Kernkraftwerks 
in Luxemburg geschützt werden, wie dies an ande- 
ren Standorten bei deutschen Kernkraftwerken der 
Fall ist. 


Anlage 35 

Afatwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr, Hennig (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 33): 

Trifft es zu, daß der Präsident des Bundesverwaltungsgerichts, 
Wolfgang Zeidler, „auf Helmut Sdimidts Geheiß auf den Posten 
des Vizepräsidenten des Bundesverfassungsgeridits umsatteln 
mußte“, wie es die sozialdemokratisdie Zeitschrift „Recht und 
Politik" 1977, Heft 4, S. 204, formuliert, und wie beurteilt die 
Bundesregierung bejahendenfalls diese Einflußnahme des Bun- 
deskanzlers? 

Die Antwort lautet: Nein. Herr Dr. Wolfgang 
Zeidler ist vom Wahlmänner ausschuß des Deutschen 
Bundestages zum Richter des Bundesverfassungsge- 
richts und vom Bundesrat zum Vizepräsidenten des 
Bundesverfassungsgerichts gewählt worden. Nach- 
dem sich Herr Dr. Zeidler schriftlich bereit erklärt 
hat, Mitglied des Bundesverfassungsgerichts zu wer- 
den, hat ihn der Bundespräsident sodann ernannt. 


A;nlage 36 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Thüsing (SPD) (Drucksache 
8/1437 Frage 34): 

Mit welcher Begründung wurde dem US-amerikanischen Staats- 
bürger und Autor des Buches „Inside the Company", Philip Agee, 
am 22. Dezember 1977 auf derti Flughafen Hamburg-Fuhlsbüttei 
die Einreise in die Bundesrepublik Deutschland verweigert? 

Der US-amerikanische Staatsangehörige Philip 
Agee, geb. am 19. Januar 1935 in Tacoma Park, 
wurde am 22. Dezember 1977 bei dem Versuch der 
Einreise in die Bundesrepublik Deutschland zurück- 
gewiesen. Für die Zurückweisung waren Sicheiheits- 
gesichtspunkte maßgebend. Ich bitte um Verständ- 
nis, daß ich die Gründe im einzelnen hier nicht dar- 
legen kann. 

Die Zurückweisung stützt sich auf § 10 Abs. 1 Nr. 1 
und 11 i. V. mit § 18 Abs. 1 Satz 2 des Ausländer- 
gesetzes vom 28. April 1965. 


Agee war zuvor bereits aus Großbritannien aus- (C) 
gewiesen worden. Auch Frankreich mußte er verlas- 
sen, weil seine Aufenthaltserlaubnis nicht mehr ver- 
längert wurde. 


Anlage 37 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Baum auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 35 und 36): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die ständigen Offenbarun- 
gen in Wort und Schrift interner und unbedingt geheimzuhalten- 
der nachrichtendienstlicher Erkenntnisse und Arbeitsmethoden 
durch den ehemaligen Präsidenten des Bundesamts für .Verfas- 
sungsschutz, Dr. Nollau, wie zum Beispiel in der Sendung 
Monitor vom 3. Januar 1978 mit präzisen Hinweisen auf eine 
Aktion gegen die verbotene illegale KPD, und gelten für den 
ehemaligen BfV-Präsidenten Dr. Nollau dieselben Auflagen, die 
alle derzeitigen und ehemaligen Mitarbeiter unserer Nachrichten- 
dienste und Abwehrorgane zu beachten haben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um Verstöße des 
Herrn Dr. Nollau gegen Verschwiegenheits- und Loyalitätspflich- 
ten zu verhindern oder zu ahnden? 

Zu Frage 35: 

Der ehemalige Präsident des BfV, Dr. Nollau, hat 
über die fast 20 Jahre zurückliegende Aktion gegen 
die verbotene KPD nicht nur in der in Ihrer Frage 
erwähnten Fernsehsendung „Monitor" am 3. Januar 
1978 berichtet, sondern — wie aus der Sendung her- 
vorging — auch in seinem demnächst erscheinenden 
Erinnerungsbuch. 

In meiner Antwort auf die Kleine Anfrage der 
CDU/CSU-Fraktion vom 15. Dezember 1977 (Bun- 
destagsdrucksache 8/1344) zu Veröffentlichungen 
von Vorgängen aus dem Bundesamt für Verfassungs- 
schutz habe ich mich im Zusammenhang mit dem 
Erinnerungsbuch Dr. Nollaus auch zur Verschwie- 
genheitspflicht von Angehörigen der Nachrichten- 
dienste geäußert. Ich verweise insoweit auf die 
Nummern 1 und 4 der Antwort. 

Zu Frage 36: 

Sofern die Bundesregierung Anlaß dazu haben 
sollte, wird sie die dienstrechtlich vorgesehenen 
Maßnahmen ergreifen. Die Stilfrage, ob sich der 
pensionierte Präsident eines Nachrichtendienstes 
eine gewisse publizistische Zurückhaltung auferle- 
gen sollte, muß von den hierfür allein maßgeblichen 
Rechtsgrundsätzen unterschieden werden. 


Anlage 38 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
liche Frage der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius 
(SPD) (Druchsache 8/1437 Frage 37): 

Wann ist mit der vor Jahren angekündigten großen Unter- 
haltsrechtsreform zu rechnen, und welche Vorarbeiten sind von 
seiten der Bundesregierung hierfür in die Wege geleitet? 

Wichtige Teilbereiche des Unterhaltsrechts sind 
durch die Reform des Nichtehelichenrechts, durch 
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das Erste Eherechtsreformgesetz und durch das Ge- 
setz zur vereinfachten Abänderung von Unterhalts- 
renten geändert worden. Diese Änderungen, die 
zum Teil u. a. auf Ihre Initiativen zurückgehen, ha- 
ben eine Überarbeitung des Unterhaltsrechts nicht 
entbehrlich gemacht. 

Nach Abschluß der Arbeiten an den umfangrei- 
chen Reformen auf dem Gebiet des Familienrechts 
in der 7. Wahlperiode des Deutschen Bundestages 
ist im Bundesministerium der Justiz eine umfas- 
sende Überprüfung des Unterhaltsrechts mit dem 
Ziel einer Überarbeitung eingeleitet worden. Dabei 
sind das Verfahrensrecht einschließlich des Voll- 
streckungsrechts, ferner das Ineinandergreifen von 
materiellem Unterhaltsrecht, Verfahrensrecht und 
öffentlichem Recht (besonders Sozial- und Steuer- 
recht und Recht der Ausbildungsförderung) und das 
Verhältnis zu öffentlich-rechtlichen Leistungen zu 
berücksichtigen. 

Das Unterhaltsrecht kann sinnvoll nur auf der 
Grundlage von rechtsvergleichenden und besonders 
von rechtstatsächlichen Untersuchungen überarbeitet 
werden. Entsprechende Aufträge sind bereits vor 
einiger Zeit erteilt worden. Die Untersuchungen 
konnten aber noch nicht abgeschlossen werden. So- 
bald sie vorliegen, werden? sie mit den beteiligten 
Stellen, besonders mit Praktikern aus der Rechts- 
pflege und von Jugendämtern, zu erörtern sein. Es 
läßt sich daher zur Zeit nicht Voraussagen, wann ein 
entsprechender Gesetzentwurf vorgelegt werden 
kann. Im Arbeitsprogramm des Bundesministeriums 
der Justiz, das dem Rechtsausschuß des Deutschen 
Bundestages in seiner Sitzung vom 9. Februar 1977 
vorgelegt und dort erörtert worden ist (Protokoll 
Nr. 2), ist deshalb die Vorlage eines Gesetzentwurfs 
zur Verbesserung des Unterhaltsrechts — der Be- 
griff „große Unterhaltsrechtsreform'', der falsche Er- 
wartungen wecken könnte, ist seitens der Bundes- 
regierung nicht verwendet worden — in die Katego- 
rie der Vorhaben aufgenommen worden, die weiter 
gefördert werden sollen, bei denen sich der Zeit- 
punkt der Kabinettreife aber noch nicht absehen 
läßt. 


Anlage 39 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Gansei (SPD) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 38 und 39): 

Wieviel Gesetze und Reditsverordnungen sind seit 1969 ver- 
abschiedet worden, und wieviel bedurften der Zustimmung des 
Bundesrats? 

In wie vielen Fällen hat der Bundesrat seine Zustimmung ver- 
weigert, und wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang die Behauptung, aus Bonn sei auf die Länder eine 
„Flut" von Gesetzen und Verordnungen „eingestürzt", die sie 
nicht hätten verhindern können? 

A. 

Seit Beginn der 6. Wahlperiode (1969) des Deut- 
schen Bundestages wurden im Bundesgesetzblatt I, 
II und Bundesanzeiger verkündet: 


Rechtsetzungsart 

6. WP 

7. WP 

8. WP 
bisher 
(Stand: 
20. Januar 
1978) 

Gesamt 

Gesetze 

333 

506 

50 

889 

Rechtsverord- 





nungen 

1 343 

1 726 

481 

3 550 


Quelle: Redaktionen der Verkündungsblätter 


Die Anzahl der zustimmungsbedürftigen Recht- 
setzungsbeschlüsse wird dort nicht gesondert er- 
faßt. 

B. 

Für die 7. Wahlperiode ergibt sich aus dem im 
Bundestag geführten Informationssystem GESTA für 


Gesetze folgendes: 

a) vom Bundestag verabschiedet: 516 

b) zustimmungsbedürftig laut Bundesrat: 338 

c) Zustimmung verweigert: 11 

(= 3,2 Vo von Zeile b) 

d) Einspruchsgesetze laut Bundesrat: 178 

(Zeile a minus Zeile b) 

e) Einspruch eingelegt: 7 

(= 4 Vo von Zeile d) 

f) Bundesrat formell „dagegen" (c + e): 18 

(= 3,5 Vo von Zeile a) p) 

g) Nicht zur Verkündung gelangt: 10 

(8 wegen Zustimmungsverweigerung, 

1 wegen Einspruchs, 

1 aus anderen Gründen) 


Quelle: Telefonische Auskunft der Verwaltung des Deut- 
schen Bundestages, Informationssystem GESTA 

C. 

Von den im gesamten unter A. erfaßten Zeitraum 
verabschiedeten Rechtsverordnungen wurden bzw. 
werden 1 408 im Bundesrat behandelt. 

Von diesen sind 152 nicht zustimmungsbedürftig 
(Zoll- und Außenwirtschafts- Verordnungen). 

Mit dem Rest (1 256) war bzw. ist der Bundesrat 
zustimmungshalber befaßt. 

Er hat zugestimmt: 1 244 Verordnungen, 

nicht zugestimmt: 3 Verordnungen. 

Noch offen sind demnach: 9 Fälle. 

Quelle: Sekretariat des Bundesrates — Dokumentation 
und Datenverarbeitung — 

Die Nichtzustimmungsquote (3 von 1 247) beträgt 
0,24 Vo. 

Die etwa 65 ®/o zustimmungsfreien Rechts Verord- 
nungen des Bundes sind für Ihre Fragestellung nicht 
von Interesse, da durch sie Länderbelange nicht be- 
rührt werden. 
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(A) D. 

Nach alledem erscheint der in Ihrer zweiten Fra- 
ge umschriebene Eindruck nicht zutreffend. 


Anlage 40 

Antwort 

des Pari, Staatssekretär Dr. de With auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Kuhlwein (SPD) 
(Drucksache 8/1437 Frage 40): 

Trifft es zu, daß auf Besdiluß der Gesundheitsministerkonfe- 
renz vom März dieses Jahrs an eine Länderinitiative für ein 
Transplantationsgesetz vorbereitet werden soll, sofern die Bun- 
desregierung bis dahin keinen Gesetzentwurf vorlegt, und ist 
die Bundesregierung bereit, einer soldien Initiative rechtzeitig 
durch einen eigenen Entwurf zuvorzukommen? 

Die 40. Konferenz der für das Gesundheitswesen 
zuständigen Minister und Senatoren der Länder hat 
in einer Entschließung vom November vergangenen 
Jahres die Bundesregierung ersucht, „schnellstmög- 
lich einen Gesetzentwurf über Organtransplantatio- 
nen" vorzulegen. Für den Fall, daß sich die Bundes- 
regierung hierzu nicht in der Lage sehen sollte, 
hat die Gesundheitsministerkonferenz angekündigt, 
„auf eine Bundesratsinitiative hinwirken oder sich 
für landesgesetzliche Regelungen ge sundheits recht- 
licher Art einsetzen" zu wollen. 

Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat beim Bun- 
desministerium der Justiz wesentliche Vorarbeiten 
für einen entsprechenden Gesetzentwurf geleistet. 
Die Bemühungen gehen zur Zeit dahin, noch vor- 
handene, vor allem auch von der Mehrheit der Lan- 
de sjustiz Verwaltungen erhobene Bedenken dadurch 
auszuräumen, daß man es auf praktikablem Wege 
jedem Bürger ermöglicht, seinen Willen auf eine 
einfache und spätere Zweifel ausschließende Weise 
zu dokumentieren. Im Interesse einer von breiter 
Zustimmung getragenen Regelung ist zu hoffen, daß 
die derzeitigen hierzu laufenden Gespräche mit den 
Innenressorts zu einem baldigen positiven Ergebnis 
führen. 


Anlage 41 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Thüsing (SPD) 
(Drucksache 8/1437 Frage 41): 

Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse darüber, ob 
gegen ehemalige AStA-Angehörige oder Mitglieder von Studen- 
tenparlamenten wegen finanzieller Aufwendungen zur Wahrneh- 
mung des allgemeinpolitiscäien Mandats ein strafrechtlicäies Er- 
mittlungsverfahren geführt wird? 

Nach fernmündlicher Mitteilung des Justizmini- 
steriums Nordrhein-Westfalen hat die Staatsanwalt- 
schaft bei dem Landgericht Münster vor dem Land- 
gericht bzw. dem Amtsgericht Münster gegen drei 
Studenten Anklage wegen Untreue in bezug auf 
Mittel der Studentenschaft erhoben. Ihnen wird vor- 
geworfen, sie hätten aus diesen Mitteln Ordnungs- 


gelder bezahlt, die verwaltungsgerichtlich wegen (Q 
satzungs- und rechtswidrigen Verhaltens gegen An- 
gehörige des AStA und Mitglieder des Studenten- 
parlaments der Universität Münster festgesetzt wor- 
den seien. Ein viertes Ermittlungsverfahren ist noch 
nicht abgeschlossen. 

Nach fernmündlicher Mitteilung der Nieder- 
sächsischen Ministeriums der Justiz hat die Staats- 
anwaltschaft bei dem Landgericht Göttingen in vier 
Verfahren Anklage wegen Untreue gegen insge- 
samt neim Studenten vor dem erweiterten Schöffen- 
gericht Göttingen erhoben. Ihnen wird u. a. vor- 
geworfen, mit Mitteln des AStA Geldstrafen gegen 
Studenten wegen einer Hausbesetzung bezahlt zu 
haben. Soweit mir bekannt ist, hat die Hauptver- 
handlung in einem Verfahren zur Verurteilung eines 
und zum Freispruch eines anderen Studenten ge- 
führt. In einem zweiten Verfahren soll ebenfalls 
schon eine Hauptverhandlung stattgefunden haben, 
deren Ergebnis ich jedoch nicht kenne. 

Weitere Erkenntnisse liegen mir nicht vor. 


Anlage 42 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
lichen Fragen der Abgeordneten Frau Will-Feld 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 42 und 43): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch die Ver- P) 
schiedenartigkeit der Textgestaltung im Einkommensteuergesetz 
1974 und 1975 sidi die rechtlidien Voraussetzungen des Abzugs 
der Vorsorgeaufwendungen nidit geändert haben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß einige Finanzämter in 
der Bundesrepublik Deutschland bei Anwendung des Einkom- 
mensteuergesetzes 1975 die Auffassung vertreten, daß der Text 
des Einkommensteuergesetzes 1975 eine engere Reditsauslegung 
zulasse, und wenn ja, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Nach § 10 Abs. 2 Nr, 1 EStG 1975 und 1977 ist 
Voraussetzung für den Abzug von Vorsorgeaufwen- 
dungen, daß sie weder unmittelbar noch mittelbar 
in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Auf- 
nahme eines Kredits stehen. Diese Vorschrift ist 
unverändert aus dem Einkommensteuergesetz 1974 
übernommen worden (§ 10 Abs. 1 drittletzter Satz 
EStG 1974). Dagegen ist die Vorschrift des § 10 
Abs. 1 vorletzter Satz EStG 1974 nicht mehr über- 
nommen worden. Danach entfiel das Kreditaufnah- 
meverbot, soweit die Vorsorgeaufwendungen nach 
Ablauf von fünf Jahren seit Vertragsabschluß in der 
beim Abschluß des Vertrags ursprünglich vereinbar- 
ten Höhe laufend und gleichbleibend geleistet wur- 
den. Diese Unterscheidung nach dem Zeitpunkt der 
Leistung erschien sachlich nicht mehr gerechtfertigt. 
Deshalb sowie unter dem Gesichtspunkt der Rechts- 
vereinfachung ist die Ausnahme vom Kreditauf- 
nahmeverbot im Zuge der Einkommensteuerreform 
fallengelassen worden. Dabei ging der Gesetzgeber 
davon aus, daß der Änderung im Hinblick auf die 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zum Kredit- 
aufnahmeverbot kaum praktische Bedeutung zu- 
kommt. In dieser Rechtsprechung hatte der Bundes- 
finanzhof klargestellt, daß nur die Beitragsleistung 
„mit Kredit", nicht dagegen auch die Beitragslei- 
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(A) stung „bei Kredit" steuerschädlidi sei (vgl. BFH- 
Urteile vom 5. Dezember 1958 — BStBl 1959 III 
S. 58 bis 62, vom 12. Dezember 1958, BStBJ 1959 III 
S. 63). Der Steuerpflichtige konnte seitdem seine 
Verhältnisse regelmäßig so einrichten, daß der Son- 
derausgabenabzug von Vorsorgeaufwendungen vom 
Kreditaufnahmeverbot praktisch nicht mehr betrof- 
fen wurde. Darüber hinaus ist seit 1975 in Abschnitt 
87 a Abs. 1 Satz 7 der Einkommensteuerrichtlinien 
angeordnet worden, daß bei Überweisung laufender 
Beiträge von einem Girokonto (z. B. durch Dauer- 
auftrag oder im Einzugsermächtigungsverfahren) 
das Vorhandensein ausreichender Eigenmittel regel- 
mäßig unterstellt werden kann, wenn ein durch die 
Abbuchung entstandener Schuldbetrag innerhalb 
von 30 Tagen durch eine Gutschrift ausgeglichen 
wird. Nach dieser Anordnung, die für die Finanz- 
ämter bindend ist, dürfte das Kreditaufnahmever- 
bot — jedenfalls für laufende Beitragszahlungen — 
keine besonderen Probleme mehr aufwerfen. Dem 
Bundesfinanzministerium liegen keine Erkenntnisse 
vor, aus denen sich ergibt, daß die Finanzämter 
nicht entsprechend den Anordnungen in den Ein- 
kommensteuerrichtlinien verfahren. 


Anlage 43 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Pack (CDU/CSU) 
jßj (Drucksache 8/ 1 437 Frage 44) : 

Was führt nadi Ansicht der Bundesregierung zu einer größeren 
Energieeinsparung, die Erhöhung der Heizölsteuer um 1 Pf/Liter 
oder die Besdiränkung der Hödistgesdiwindigkeit für Personen- 
kraftwagen auf 130 km/h bzw. 120 km/h? 

Untersuchungen der Mineralölindustrie und des 
ADAC schätzen den Einspareffekt einer generellen 
Begrenzung der Höchstgeschwindigkeit für Perso- 
nenkraftwagen auf 130 bzw. 120 km/h auf 0,5 bzw. 
1,5 — 2 °/o des Kraftstoffverbrauchs, das sind bezogen 
auf^ den Kraftstoffverbrauch des Jahres 1977 ca. 
109 000 t bzw. 327 000 — 436 000 t jährlich. Dies ent- 
spricht ca. 0,04 Vo bzw. 0,14 — 0,18 Vo unseres gesam- 
ten Energieverbrauchs in 1977. 

Im Gegensatz dazu hängt die Einsparung der be- 
absichtigten Heizölsteuererhöhung um ca. 1 Pf/1 al- 
lein von der Reaktion des Verbrauchers ab. Eine 
auch nur annähernde Quantifizierung und damit ein 
Vergleich der Einsparwirkungen einer allgemeinen 
Geschwindigkeitsbegrenzung und der beabsichtig- 
ten Heizölsteuererhöhung ist deshalb nicht möglich. 


Anlage 44 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Vohrer (FDP) 
(Drucksache 8/1437 Frage 45): 

Hält die Bundesregierung die — womöglich rückwirkende — 
Aberkennung der Gemeinnützigkeit von Bürgerinitiativen gegen 
Atomkraftwerke mit ^er Begründung, die Kernenergie würde von 
der Mehrheit der Bevölkerung befürwortet, für zulässig, oder 


teilt sie die Ansicht, daß derartige Maßnahmen eine Radikalisie- 
rung von Bürgerinitiativen bewirken könnte und den von der 
Bundesregierung eingelciteten konstruktiven Dialog um die 
Kernenergie weiter erschweren würde, und wenn .ja, welche 
Folgerungen zieht sie daraus? 

Bürgerinitiativen können wie alle anderen Kör- 
perschaften als gemeinnützig anerkannt werden, 
wenn ihre Tätigkeit ausschließlich und unmittelbar 
darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf mate- 
riellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos 
zu fördern (§ 52 AO 1977). 

Diesen Anforderungen des Gemeinnützigkeits- 
rechts muß die Satzung und die tatsächliche Ge- 
schäftsführung der Bürgerinitiative entsprechen. Es 
ist Aufgabe des örtlich zuständigen Finanzamts, dies 
im konkreten Einzelfall zu prüfen. Ergibt die Prü- 
fung, daß eine bereits als gemeinnützig anerkannte 
Bürgerinitiative ihre Ziele beispielsweise mit unge- 
setzlichen Mitteln, etwa durch Gewalt gegen Perso- 
nen oder Sachen, durchzusetzen versucht, so kann 
das Finanzamt die Steuervergünstigungen wegen 
Verfolgung gemeinnütziger Zwecke nicht gewähren. 

Die Entscheidung der örtlich zuständigen Finanz- 
behörden darüber, ob eine Bürgerinitiative nach Sat- 
zung und tatsächlicher Geschäftsführung gemein- 
nützige Zwecke verfolgt, darf sich allein nach 
rechtlichen und nicht nach politischen Maßstäben 
richten. Das Recht der Bürgerinitiativen, sich in 
dem vom Grundgesetz gezogenen Rahmen kritisch 
mit staatlichen Maßnahmen auseinanderzusetzen, 
wird davon nicht berührt. 


Anlage 45 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 46): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, den Bestrebungen auf Ab- 
schaffung oder Ermäßigung der Mehrwertsteuer im Gebraucht- 
wagenhandel nachzugeben, oder aus welchen Gründen wird 
keine Änderung erfolgen? 

Die Kraftfahrzeugwirtschaft strebt seit der Ein- 
führung des Mehrwertsteuersystems am 1. Januar 
1968 eine Sonderregelung für die Lieferungen ge- 
brauchter Kraftfahrzeuge an, durch die sich die um- 
satzsteuerliche Belastung verringert. Wegen grund- 
sätzlicher Bedenken und aus praktischen Erwägun- 
gen mußte eine derartige Sonderregelung bislang 
unterbleiben. Eine Umsatzsteuerbefreiung für die 
Lieferungen gebrauchter Kraftfahrzeuge wird da- 
gegen nicht verlangt. Sie wäre auch nach geltendem 
Gemeinschaftsrecht unzulässig. 

Nach Artikel 32 der Sechsten Richtlinie des Rates 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über die Umsatzsteuern vom 17. Mai 
1977 soll auf Vorschlag der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften eine gemeinschaftliche Re- 
gelung für die Besteuerung von Gebrauchtgegen- 
ständen, Kunstgegenständen, Antiquitäten und 
Sammlungsstücken getroffen werden. Bis zum Erlaß 
der Gemeinschaftsregelung können die Mitgliedstaa- 
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ten zwar bestehende Sonderregelungen weiter an- 
wenden. Sie dürfen aber keine neue Regelung ein- 
führen. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat dem Rat inzwischen einen Vorschlag für eine 
Siebente Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatz- 
steuern unterbreitet, der sich mit der Vereinheit- 
lichung der Besteuerung von Kunstgegenständen, 
Sammlungsstücken, Antiquitäten und Gebraucht- 
gegenständen befaßt. Für die Lieferungen gebrauch- 
ter Personenkraftwagen, die Händler von Nicht- 
unternehmern (Privatpersonen, öffentliche Hand) 
oder nicht zum Vorsteuerabzug berechtigten Unter- 
nehmern erworben haben, sieht der Vorschlag einen 
fiktiven Vorsteuerabzug vor. Der Richtlinienvor- 
schlag, der nur eine von mehreren möglichen Ge- 
meinschaftsregelungen enthält, muß noch beraten 
werden. Zur Zeit läßt sich nicht voraussehen, welche 
Gemeinschaftsregelung der Ministerrat beschließen 
wird. 


Anlage 46 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Hubrig (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 47 und 48): 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß die 
nach § 7 d des Einkommensteuergesetzes möglichen erhöhten Ab- 
setzungen für Wirtschaftsgüter, die dem Umweltschutz dienen, so 
erfaßt werden, daß auch Anlagen zur Nutzung der Solaronergie 
zu denjenigen Wirtschaftsgütern gerechnet werden, für die eine 
Besdieinigung seitens einer Landesregierung zur Erreichung der 
vorgesehenen Abschreibungsmöglichkeiten ausgestellt wird? 

Dureil welche ergänzenden Maßnahmen kann ohne Änderung 
des Gesetzestextes der § 7 d des Einkommensteuergesetzes, in dem 
erhöhte Absetzungen für Wirtschaftsgüter, die dem Umwelt- 
schutz dienen, vorgesehen sind, so interpretiert werden, daß 
auch Anlagen zur Nutzung der Solarenergie erfaßt sind? 

Sinn und Zweck des § 7 d EStG ist es, den Betrie- 
ben — als von der EG-Kommission bis 1980 zuge- 
standene Ausnahme von des sonst geltenden Ver- 
ursacherprinzip — die Finanzierung von umwelt- 
entlastenden Investitionen durch steuerliche Ab- 
schreibungsbegünstigungen zu erleichtern. Voraus- 
setzung für die Inanspruchnahme der erhöhten Ab- 
setzungen ist deshalb u. a., daß die Wirtschaftsgüter 
unmittelbar und ausschließlich oder fast ausschließ- 
lich dem Umweltschutz und nicht anderen Zwecken 
dienen und daß ihre Anschaffung oder Herstellung 
im öffentlichen Interesse erforderlich' ist. 

Solarenergieanlagen dürften im allgemeinen nicht 
ausschließlich oder fast ausschließlich dem Umwelt- 
schutz, sondern vornehmlich der Energieeinsparung 
dienen. Die Bundesregierung sieht deshalb keine 
Möglichkeit, solartechnische Anlagen im Rahmen 
des § 7 d EStG allgemein zu begünstigen. Der För- 
derungswürdigkeit von Anlagen zur Nutzung der 
Sonnenenergie hat die Bundesregierung im übrigen 
dadurch Rechnung getragen, daß für energieeinspa- 
rende betriebliche Investitionen Investitionszulagen 
nach § 4 a des Investitionszulagengesetzes in Betracht 
kommen können. 


Anlage 47 (Q 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Sdiriftlidie 
.Frage des Abgeordneten Gansei (SPD) (Drucksache 
8/1 437 Frage 49): 

Sind Beridite zutreffend, daß die Bundesregierung über be- 
stehende Stützungsmaßnahmen hinaus den deutschen Kornbren- 
nern eine Beihilfe gewähren will, um die Differenz zwischen 
dem britischen und dem deutschen Preis auszugleichen, und in 
welchem Verhältnis stehen die Mittel zueinander, die in der 
Bundesrepublik Deutschland zur Förderung des Alkoholabsatzes 
und zur Bekämpfung des Alkoholismus von öffentlicher Seite 
gewährt werdep? 

Nachdem das Einfuhrverbot für unverarbeiteten 
Branntwein (Alkohol) aus den EG-Mitgliedstaaten 
aufgrund von Entscheidungen des Europäischen Ge- 
richtshofes im Februar 1976 aufgehoben werden 
mußte, wird in der Bundesrepublik die Erzeugung 
von Agraralkohol staatlich gestützt. Diese Maß- 
nahme dient der Existenzsicherung der überwiegend 
landwirtschaftlich orientierten Brennereien, denen 
das Branntweinmonopolgesetz einen kostendecken- 
den Preis garantiert. Dieser Preis liegt beträchtlich 
über dem Preis, zu dem Alkohol aus den EG-Staaten 
auf unserem Markt angeboten wird. Die Bundes- 
monopolverwaltung für Branntwein kann deutschen 
Alkohol deshalb nur noch unter Einstandspreis ab- 
setzen. Die dabei entstehenden Verluste werden 
vom Bundeshaushalt übernommen. Das gilt auch für 
deutschen Kornbranntwein, dessen Marktpreis durch 
Konkurrenzprodukte ‘•aus Großbritannien beeinflußt 
wird. Seit Ablauf der Übergangszeit für die Beitritts- 
länder (31. Dezember 1977) kann britischer Getreide- 
alkohol, der in industriellen Großbetrieben herge- 
stellt wird, ungehindert auf den deutschen Markt ge- 
langen. Die EG-Kommission hat es abgelehnt, briti- 
sche Getreidealkoholimporte zum Schutz der deut- 
schen Erzeuger mit einer Ausgleichsabgabe nach 
Art. 43 EWG-Vertrag zu belasten. Darauf mußte die 
Deutsche Kornbranntwein- Verwertungsstelle, eine 
gesetzlich zugelassene Vertriebsorganisation der 
Kornbrennereien, ihren Verkaufspreis von 170 DM 
auf 155 DM je Hektoliter Weingeist senken, um sich 
dem britischen Preisniveau anzupassen. Da das be- 
stehende Stützungssystem im wesentlichen auf dem 
jeweiligen Marktpreis basiert, müssen auch die 
Verkaufspreise der Bundesmonopolverwaltung und 
der Deutschen Kornbranntwein-Verwertungsstelle 
die Marktpreisschwankungen berücksichtigen. Eine 
Senkung des Verkaufspreises führt somit zwangs- 
läufig zu einer höheren Stützung der Brennereien. 

Haushaltsmittel, die zur Stützung des Branntwein- 
monopols eingesetzt werden, dienen nicht zur För- 
derung des Alkoholabsatzes. Sie sind vielmehr^ aus- 
schließlich dazu bestimmt, die Existenz der eng mit 
der Landwirtschaft verbundenen Brennereien bis zur 
Ablösung des Branntweinmonopols durch eine an- 
dere Alkoholregelung zu sichern. Ohne diese Stüt- 
zung wäre unsere Brennereiwirtschaft nicht mehr le- 
bensfähig. Der deutsche Markt würde dann fast nur 
noch mit ausländischem Alkohol beliefert werden. 

Für Stützungsmaßnahmen zugunsten der Brenne- 
reien sind 1978 insgesamt 294 Millionen DM vorge- 
sehen. Davon entfallen ca. 63 Millionen DM auf die 
Stützung von Kornbranntwein. 
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Zu ihrer Frage, welche Aufwendungen zur Be- 
kämpfung des Alkoholismus erbracht werden, ver- 
weise ich auf die Antwort der Bundesregierung zu 
Ziffer 8 der Großen Anfrage der Abgeordneten 
Kroll-Schlüter, Burger u. a. (Bundestagsdrucksadie 
8/922). 


Anlage 48 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten. Schäfer (Offenburg) 
(SPD) (Drucksache 8/1437 Fragen 50, 51 und 52): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung einzelner 
Finanzämter (z. B. Finanzamt I, Freiburg), wonach Bürgerinitiati- 
ven gegen den Bau von Kernkraftwerken nicht als gemeinnüt- 
zige Körperschaften anerkannt werden können? 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung aus der Tat- 
sache ziehen, daß einzelne Finanzämter mit Hilfe der Abgaben- 
ordnung bei der Entscheidung über die Anerkennung als ge- 
meinnützige Körperschaft Maßstäbe anlegen, die kritisches En- 
gagement gegenüber staatlichen Maßnahmen erschweren? 

Ist es üblich, die Gemeinnützigkeit rückwirkend abzuerkennen? 

Zu Frage 50: 

Bürgerinitiativen können wie alle anderen Kör- 
perschaften als gemeinnützig anerkannt werden, 
wenn ihre Tätigkeit ausschließlich und unmittelbar 
darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf mate- 
riellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos 
zu fördern (§ 52 AO 1977). 

(B) Diesen Anforderungen des Gemeinnützigkeits- 
rechts muß die Satzung und die tatsächliche Ge- 
schäftsführung der Bürgerinitiative entsprechen. Es 
ist Aufgabe des örtlich zuständigen Finanzamts, 
dies im konkreten Einzelfall zu prüfen. Ergibt die 
Prüfung, daß eine bereits als gemeinnützig aner- 
kannte Bürgerinitiative ihre Ziele beispielsweise mit 
ungesetzlichen Mitteln, etwa durch Gewalt gegen 
Personen oder Sachen, durchzusetzen versucht, so 
kann das Finanzamt die Steuervergünstigungen we- 
gen Verfolgung gemeinnütziger . Zwecke nicht ge- 
währen. 

Zu Frage 51: 

Die Entscheidung der örtlich zuständigen Finanz- 
behörden darüber, ob eine Bürgerinitiative nach Sat- 
zung und tatsächlicher Geschäftsführung gemeinnüt- 
zige Zwecke verfolgt, darf sich allein nach rechtlichen 
und nicht nach politischen Maßstäben richten. Das 
Recht der Bürgerinitiativen, sich in dem vom Grund- 
gesetz gezogenen Rahmen kritisch mit staatlichen 
Maßnahmen auseinanderzusetzen, wird davon nicht 
berührt. 

Zu Frage 52: 

Das örtlich zuständige Finanzamt entscheidet im 
Veranlagungsverfahren, ob eine Körperschaft we- 
gen Verfolgung gemeinnütziger Zwecke steuerbe- 
günstigt ist. Satzung und tatsächliche Geschäftsfüh- 
rung der Körperschaft müssen dafür ununterbrochen 


während des gesamten Veranlagungszeitraums den 
gesetzlichen Erfordernissen des Gemeinnützigkeits- 
rechts entsprochen haben (§§ 60 Abs. 2, 63 Abs. 2 
AO 1977). War dies nach den Feststellungen des Fi- 
nanzamtes für einen zurückliegenden Zeitraum nicht 
der Fäll, so müssen die Steuervergünstigungen für 
diesen Zeitraum versagt werden. 


Anlage 49 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Amling (SPD) (Druck- 
sache 8/1437 Frage 53): 

Gedenkt die Bundesregierung, dem Beispiel in den USA zu 
folgen, Zigaretten mit geringem Teer- und Nikotingehalt steuer- 
lidi zu entlasten und dafür Zigaretten mit hohem Teer- und Niko- 
tingehalt steuerlich stärker zu belasten? 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, Zigaret- 
ten nach ihrem Schadstoffgehalt unterschiedlich zu 
besteuern, weil das nach EG-Recht unzulässig ist. 
Außerdem würde die Bemessung der Tabaksteuer 
nach dem Schadstoffgehalt der Tabakerzeugnisse 
zahlreiche wirtschaftliche, soziale und fiskalische 
Probleme aufwerfen. 

Gemäß Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie zur Harmoni- 
sierung der Tabaksteuer in der EG vom 19. Dezem- 
ber 1972 muß in jedem Mitgliedstaat jeweils der 
Satz der proportionalen und der Betrag der spezifi- 
schen Tabaksteuer für alle Zigaretten gleich sein, 
Lediglich das Vereinigte Königreich ist durch die 
Richtlinie vom. 19. Dezember 1977 ermächtigt wor- 
den, abweichend von dieser Bestimmung für einen 
auf 30 Monate beschränkten Zeitraum auf Zigaret- 
ten mit einem Teergehalt im Rauch von 20 mg oder 
mehr eine Zusatzsteuer zu erheben. Mit dieser 
Übergangsregelung sollen Schwierigkeiten vermie- 
den werden, die sich aus der Umstellung vom Roh- 
tabakzoll auf die EG-Zigarettensteuerstruktur im 
Vereinigten Königreich ergeben könnten. Alle an- 
deren Mitgliedstaaten haben sich gegen eine ent- 
sprechende allgemeine Ermächtigung und gegen 
eine zeitlich nicht befristete Ausnahme für das Ver- 
einigte Königreich ausgesprochen. Der Rat hat die 
Kommission beauftragt, einen Bericht über die Aus- 
wirkungen der britischen Sonderregelung bis zum 
31. Dezember 1980 vorzulegen. Bei dieser Rechtslage 
kann eine unterschiedliche Zigarettensteuer nach 
Schadstoffgehalten nur für alle EG-Mitgliedstaaten 
einheitlich eingeführt werden, wenn der Rat nach 
Vorliegen des Berichts der Kommission ein solches 
System einstimmig beschließen sollte. 

Nach Presseberichten hat der Gesundheitsmini- 
ster der Vereinigten Staaten die Absicht geäußert, 
vorgesehene Zigarettensteuererhöhungen nach Ni- 
kotin, Teer- und Kohlenmonoxydgehalt der verschie- 
denen Zigaretten zu staffeln. Falls das verwirklicht 
wird, werden die Auswirkungen im Bericht der Kom- 
mission zum Jahresende 1980 und bei den anschlie- 
ßenden Beratungen der EG sicher nicht unberücksich- 
tigt bleiben. 
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(A) Anlage 50 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Müller (Berlin) 
(CDU/CSU) (Drudcsadie 8/1437 Fragen 54 und 55): 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, wie viele 
Renten- bzw. Altersruhegeldbezieher aus der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung auf Grund noch anderer Einkünfte eine Einkom- 
mensteuererklärung abgeben? 

Wenn ja, wie hoch ist das auf die Rententeile nach § 22 des 
Einkommensteuergesetzes entfallende Steueraufkommen? 

In der Einkommensteuerstatistik werden die Rent- 
ner mit den zu versteuernden Rentenanteilen bei 
der Einkunftsart „Sonstige Einkünfte" erfaßt. Unter 
§ 22 EStG („Sonstige Einkünfte") fallen neben dem 
Ertragsanteil der Renten aus der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung auch private Leibrenten sowie Ein- 
künfte aus Spekulationsgeschäften und gelegentli- 
che Leistungen. 

Nach der kürzlich vom Statistischen Bundesamt 
veröffentlichten Einkommensteuerstatistik 1971 
wurden bei ca. 900 000 Steuerpflichtigen „sonstige 
Einkünfte" in Höhe von insgesamt etwa 1,5 Mrd. 
DM festgestellt. Die hierauf entfallende Steuer- 
schuld kann nicht beziffert werden, da sie nur für 
den gesamten zu versteuernden Einkommensbetrag 
ermittelt wird. Aus dem vorhandenen statistischen 
Material ist eine gesonderte Aufbereitung für Rent- 
ner nach verschiedenen Einkunftsarten leider nicht 
möglich. 

|B) 

Anlage 51 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Engelhard (FDP) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 56 und 57): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherigen Auswirkun- 
gen sowie künftigen Risiken für bundesdeutsche, insbesondere 
bayerische Bierexporte nach Frankreich, nachdem die französi- 
schen Behörden seit November 1977 eine bestimmte Preisober- 
grenze für in- und ausländische Biere vorschreiben, und welche 
Folgerungen zieht sie aus dieser Beurteilung? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaft für eine Auflockerung bzw. Beseitigung 
dieser handelshemmenden Preisrcgelung einzusetzen? 

Zu Frage 56: 

Die Festsetzung der Höchstpreise von 3,50 FF für 
Bier in Gefäßen bis zu 0,5 1 ist Teil der französischen 
Stabilisierungsbemühungen. Obwohl dabei formell 
Biere inländischer und ausländischer Herkunft 
gleich behandelt werden, ergibt sich in der Praxis 
doch eine Benachteiligung der Einfuhrwaren insbe- 
sondere aus Bayern. Bei der Preisfestsetzung wer- 
den nämlich weder die längeren Transportwege der 
Einfuhrbiere noch die Abfüllung in vergleichsweise 
größere Flaschen und die höheren Kosten der über- 
wiegend versandten Starkbiere berücksichtigt. Dem- 
gemäß soll nach Mitteilungen aus der Wirtschaft 
der Export bayerischer Biere nach Frankreich weit- 
gehend zum Erliegen gekommen sein; statistische 
Unterlagen liegen aber noch nicht vor. Nach der 


Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen (C) 
Gemeinschaften kann davon ausgegangen werden, 
daß eine derartige materiell diskriminierende und 
handelsbeschränkende Maßnahme unzulässig ist. 

Zu Frage 57: 

Die Bundesregierung hat die Angelegenheit so- 
fort bei der Kommission der EG anhängig gemacht; 
eine Stellungnahme der Kommission ist in Kürze 
zu erwarten. Die deutsche Botschaft in Paris ist an- 
gewiesen worden, ebenso wie die britische und dä- 
nische Botschaft bei der französischen Regierung 
vorstellig zu werden, damit die Preisfestsetzung 
korrigiert wird. Die Bundesregierung wird die Fra- 
ge bei den nächsten deutsch-französischen Konsul- 
tationen am 6./7. Februar 1978 ansprechen. 


Anlage 52 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 58): 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die Rationalisie- 
rungsberatung in den Praxen, Kanzleien, Büros und Atelierä der 
freien Berufe direkt oder indirekt zu fördern? 

Bisher gibt es im Bundeshaushaltsplan keinen Ti- 
tel, der es ermöglichen würde, Rationalisierungsbe- 
ratungen bei Angehörigen der freien Berufe aus 
Haushaltsmitteln des Bundes zu fördern. Die von (D) 
der Bundesregierung geförderten Beratungsprogram- 
me beziehen sich auf die gewerbliche mittelständi- 
sche Wirtschaft. Sie haben den Zweck, betriebsgrö- 
ßenbedingte Wettbewerbsnachteile der kleinen und 
mittleren Unternehmen gegenüber großen ausglei- 
chen zu helfen. Diese Zwecksetzung entfällt auf- 
grund einer anders gearteten Wettbewerbssituation 
im allgemeinen bei den freien Berufen, Damit soll 
allerdings nicht in Frage stellt werden, daß Rationa- 
lisierungsmaßnahmen mit dem Ziel der Kostensen- 
kung auch für die freien Berufe von Bedeutung sind 
und daß bei diesen dementsprechend ein Informa- 
tions- und Beratungsbedarf über Rationalisierungs- 
möglichkeiten besteht. 

Die Bundesregierung hat deshalb vor wenigen 
Jahren den Beratungsbedarf und die Beratung der 
freien Berufe über Rationalisierungsmöglichkeiten 
im betriebswirtschaftlich-organisatorischen Bereich 
vom Institut für freie Berufe an der Friedrich- 
Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg untersu- 
chen lassen. Der Ergebnisbericht, der auch den Or- 
ganisationen der freien Berufe zur Verfügung ge- 
stellt wurde, enthält für das Beratungswesen der 
Kammern und Verbände dieses Wirtschaftssektors 
nützliche Anregungen. Er zeigt aber auch, daß zwi- 
schen den einzelnen Berufsgruppen der freien Be- 
rufe z. T. sehr erhebliche Unterschiede hinsichtlich 
des Beratungsbedarfs und des Beratungsangebotes 
bestehen. So ergibt sich aus der Untersuchung, daß 
im Bereich der Ärzte und Zahnärzte ausreichende 
Beratungsmöglichkeiten vorhanden sind, die z. T. 
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(A) kostenlos angeboten werden. Demgegenüber verfü- 
gen die technischen freien Berufe zur Zeit der Un- 
tersuchung über ein unzureichendes Angebot. 

Die Bunderegierung beabsichtigt, in dem neu zu 
berufenden Mittelstandsbeirat, dem auch Vertreter 
der freien Berufe angehören werden, die Beratungs- 
förderung für freiberuflich Tätige demnächst zur Dis- 
kussion zu stellen. 


Anlage 53 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Wolfram (Recklinghausen) 
(SPD) (Drucksache 8/1437 Fragen 59 und 60): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Brüsseler Überlegungen 
und Pläne, nadi dem Vorbild der Agrarmarktordnung eine 
Bremse für Stahlimporte zu schaffen, und ist damit zu rechnen, 
daß dadurdi ein wesentlidier Teil der Probleme und Sorgen der 
heimischen Stahlindustrie gelöst wird? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im EG-Ministerrat initiativ 
zu werden, um eine vergleichbare Begrenzung auch für Im- 
porte von Drittlandkohle zu erreichen bzw. der Lieferverpflich- 
tung in Zeiten einer Mangellage eine Abnahmeverpflichtung in 
Energieüberschußzeiten entgegenzusetzen? 

Zu Frage 59: 

Dde Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat Ende Dezember eine bindende Empfehlung an 
die Regierungen der Mitgliedstaaten erlassen, die 
für drei Monate ein verschärftes Antidumpingver- 
fahren für alle Drittlandsimporte vorsieht. Das 
Dumpingverfahren basiert auf dem Antidumping- 
kodex des GATT. In ihm können vorläufige Anti- 
dumpingzölle festgesetzt werden. Die Kommission 
will in Gesprächen mit den Außenhandelspartnern 
versuchen, diese zu mehr Rücksicht auf unsere 
schwierige Stahlmarktlage zü veranlassen. Falls und 
soweit möglich, soll dann das verschärfte Antidum- 
pingverfahren. entfallen. 

In der vorausgegangenen Ministerratssitzung hat- 
ten mehrere Mitgliedstaaten verlangt, ein automa- 
tisch wirkendes Abschöpfungssystem für Importe 
vorzusehen, das dem bei Agrarimporten angenähert 
gewesen wäre. Diesen Wünschen hat sich die Bun- 
desregierung widersetzt; auch die Kommission hat 
sie abgelehnt. Für die Haltung der Bundesregierung 
war unter anderem maßgeblich, daß ein automatisch 
wirkendes Schutzsystem die Außenhandelspartner 
zu Vergeltungsmaßnahmen gegen unsere immer noch 
hohen Stahlexporte, aber auch gegen die übrigen 
Exporte hätte veranlassen können. 

Die Kommission der EG hat das verschärfte Anti- 
dumpingverfahren für notwendig angesehen, um 
• ihre übrigen auf den Montanvertrag gestützten Maß- 
nahmen zur Regelung des Stahlmarktes (Preisrege- 
lungen, Mengenempfehlungen) besser durchsetzen 
zu können. Zur Zeit kann noch nicht abgesehen 
werden, wie sich die Kommissionsbeschlüsse aus- 
wirken. Jedoch ist zu erwarten, daß sie zu einer 
zeitweiligen Marktberuhigung und -Stabilisierung 
beitragen. Insoweit dürften sie der europäischen 
Stahlindustrie die für eine wirksame und dauer- 
hafte Lösung der Probleme notwendige Anpassung 


an die weltweit veränderten Marktverhältnisse er- (C) 
leichtern. 

Zu Frage 60: 

In Tz 26 der Zweiten Fortschreibung des Energie- 
programms weist die Bundesregierung darauf hin, 
daß ihre bisherigen Initiativen zur langfristigen 
Sicherung des Absatzes von Gemeinschaftskohle 
nicht die Unterstützung aller Mitgliedstaaten der 
europäischen Gemeinschaften gefunden haben. An- 
gesichts der sich aus der Einfuhrpolitik anderer Mit- 
gliedstaaten auch für die deutsche Steinkohle erge- 
benden Absatzschwierigkeiten betont die Bundes- 
regierung, daß sie weiterhin auf eine Änderung der 
Haltung der Gemeinschaft zur EG-Steinkohle drän- 
gen wird. 

Entsprechend dieser Ankündigung wird die Bun- 
desregierung demnächst in Brüssel erneut mit Vor- 
schlägen zur Kohlepolitik initiativ werden. Ziel die- 
ser Vorschläge wird es wiederum sein, gemeinschaft- 
liche Maßnahmen zur Sicherung eines langfristigen 
Absatzes bestimmter Mengen an Gemeinschafts- 
kohle in den wichtigsten Absatzbereichen, insbe- 
sondere im Bereich der Kraftwerkskohle, zu errei- 
chen. Welche Maßnahmen hierfür im einzelnen ln 
Betracht kommen und angesichts der bisherigen 
Haltung anderer Mitgliedstaaten Aussicht auf Reali- 
sierung haben, wird derzeit noch eingehend geprüft. 


Anlage 54 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schreiber (SPD) (Druck- 
sache 8/1437 Frage 61): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, private 
Sicherheitsdienste einer öffentlichen Kontrolle zu unterziehen, 
und wird sie entsprechend gesetzgeberisch tätig werden? 

Private Sicherheitsdienste (-unternehmen), die ge- 
werbsmäßig Leben oder Eigentum fremder Perso- 
nen bewachen, unterliegen nach gewerberechtli- 
chen Vorschriften bereits einer Kontrolle durch die 
zuständigen Behörden. 

Für die Aufnahme dieser Tätigkeit ist eine be- 
hördliche Erlaubnis nach § 34 a der Gewerbeord- 
nung (Bewachungsgewerbe) erforderlich. Sie wird 
u. a. nur erteilt, wenn der Antragsteller über die 
für den Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässig- 
keit verfügt. Diese wird insbesonidere anhand eines 
polizeilichen Führungszeugnisses und durch Einho- 
lung einer Auskunft aus dem Gewerbezentralregi- 
ster gepmft. Ergibt sich hieraus die Unzuverlässig- 
keit des Antragstellers, wird die Erlaubnis versagt. 

Bei der Ausübung der Tätigkeit hat der Gewer- 
betreibende die Vorschriften der vom Bundesmini- 
ster für Wirtschaft erlassenen Verordnung über das 
Bewachungsgewerbe in der Fassung vom 1. Juni 
1976 (BGBl. I S. 1342) zu beachten. Die Verordnung 
enthält u. a. Verpflichtungen über die Einstellung 
und Überprüfung der Wachpersonen, die Behand- 
lung und Aufbewahrung der Waffen, die Wahrung 
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(A) 

von Geschäftsgeheimnissen, über die Buchführung, 
ferner Verpflichtungen zur Erteilung von Auskünf- 
ten an Überwachungsbehörden und über die Dul- 
dung der behördlichen Nachschau (Uberwachungs- 
maßnahmen). Das Grundrecht des Artikels 13 des 
Grundgesetzes ist insoweit eingeschränkt. 

Die Einhaltung der o. a. Verpflichtungen wird von 
den für die Gewerbeüberwachung zuständigen Be- 
hörden kontrolliert. Werden hierbei Mißstände fest- 
gestellt, können dem Gewerbetreibenden, wie auch 
schon bei der Erlaubniserteilung, Auflagen zum 
Schutze der Allgemeinheit und der Auftraggeber 
erteilt werden, Verstöße gegen die einschlägigen 
Vorschriften können mit einer Geldbuße bis zu 
10 000 DM gehndet, bei beharrlicher Wiederho- 
lung u. U. als Vergehen mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr belegt werden. Bei schwerwiegenden 
Tatbeständen kommt schließlich eine Rücknahme 
der Gewerbeerlaubnis nach § 53 GewO in Betracht. 

Die aufgezeigten Möglichkeiten reichen nach Auf- 
fassung der Bundesregierung im Bereich des Ge- 
werberechts für eine angemessene behördliche Kon- 
trolle der privaten Sicherheitsdienste aus; sie hält 
daher den Erlaß weiterer gewerberechtlicher Vor- 
schriften nicht für erforderlich. 


Anlage 55 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
™ Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 62): 

Auf Grund weldier haushaltsreditlidien Ermäditigung konnte 
der Bundeskanzler bei seinem Besudi in Rumänien der dortigen 
Regierung eine Bürgschaft von 700 Millionen DM Zusagen? 

Rechtsgrundlage für die Übernahme von Ausfuhr- 
bürgschaften ist der jährlich im Haushaltsgesetz 
festgelegte Ermäditigungsrahmen. Auf § 8 des Haus- 
haltsgesetzes 1977 weise ich hin. 

Der Ermächtigung s rahmen des Jahres 1977, der 
bis zur Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1978 
gilt, beträgt 110 Mrd. DM; seine Ausnutzung be- 
läuft sich gegenwärtig auf rd. 82 Mrd. DM. Im Ent- 
wurf des Haushaltsgesetzes 1978 ist eine Erhöhung 
des Ermächtigungsrahmens für Ausfuhrbürgschaften 
auf 130 Mrd. DM vorgesehen. 

Die Zusage des Bürgschaftsplafonds von 700 Mil- 
lionen DM für Rimiänien-Geschäfte ist somit durch 
den bestehenden Ermächtigungs rahmen gedeckt. 


Anlage 56 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 63): 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um nadi der Erhö- 
. hung der Heizölsteuer und der damit verbundenen Preiserhöhung 
für Heizöl eine Existenzgefährdung jnittelständischer Betriebe 
des Brennstoffhandels auszusdiließen, und teilt sie Befürditun- 
gen, daß infolge eines Rückgangs der Zahl derartiger Betriebe 
Versorgungslücken auf dem Energiesektor auftreten könnten? 


Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß {Q 
die Erhöhung der Heizölsteuer und die dadurch zu 
erwartende Preiserhöhung für Heizöl zu einer Exi- 
stenzgefährdung mittelständischer Betriebe des 
Brennstoffhandels führen wird. Mit dieser Maß- 
nahme soll u. a. ein Signal für eine sparsame Ener- 
gieverwendung gegeben werden. Ein erheblicher 
Minderabsatz von Heizöl, der sogar zu einer Exi- 
stenzgefährdung mittelständischer Unternehmen des 
Brennstoffhandels führen würde, ist von dieser Maß- 
nahme nicht zu erwarten. 

Die Preiserhöhung in Höhe eines knappen Pfen- 
nigs pro Liter wird sich im übrigen nicht zu Lasten 
der Betriebe des Brennstoffhandels auswirken, son- 
dern als Verbrauchsteuer vom Verbraucher getragen 
werden. Auch insoweit ist eine Existenzgefährdung 
der mittelständischen Betriebe des Brennstoffhandels 
somit nicht ersiditlidi. 


Anlage 57 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Breidbach (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 64 und 65): 

Mit welckem Energieimportbedarf der westeuropäisdien Län- 
der recknet die Bundesregierung von der zweiten Hälfte der 
80er Jahre an bis etwa zum Jahr 2000? 

Erkennt die Bundesregierung, daß der Erdgasimportbedarf ver- 
schiedener westeuropäischer Länder während einer Zeitspanne 
ansteigen wird, für die unsere Erdgasimporteure noch An- 
schlußverträge zur Schließung der bestehenden Gasversorgungs- 
lücke suchen müssen, und was veranlaßte die Bundesregierung, 
trotz des mit großer Wahrscheinlichkeit ab Ende der 80er Jahre 
steigenden Erdgasimportbedarfs anderer westeuropäischer Länder 
und der hier zu erwartenden starken Nachfragekonkurrenz, die 
Lösung des Problems unserer künftigen Versorgung mit Import- 
erdgas in der 2. Fortschreibung des Energieprogramms (dort 
Tz. 47) in westeuropäischen Quellen zu sehen? 

Zu Frage 64: 

Im Jahre 1974 betrug der Energieimport West- 
europas an öl, Gas und Kohle 30 263 Petajoule (1 033 
Millionen t SKE). Nach der WAES-Studie wird er 
sich unter der Voraussetzung starken weltwirtschaft- 
lichen Wachstums und steigender Energiepreise von 
26 370 Petajoule (900 Millionen t SKE) in 1985 auf 
52 740 Petajoule (1 800 Millionen t SKE) im Jahre 
2000 verdoppeln. Eine Studie der BP gelangt sogar 
zu einem Einfuhrbedarf Westeuropas von 55 380 
Petajoule (1 890 Millionen t SKE) im Jahre 2000. 
Unter Westeuropa ist in diesem Zusammenhang 
OECD-Europa zu verstehen. 

Zu Frage 65: 

Nach der WAES-Studie soll der Erdgasimport- 
bedarf Westeuropas von 3 139 Petajoule (107 Mil- 
lionen t SKE) in 1985 auf etwa 8 581 Petajoule (293 
Millionen t SKE) in 2000 steigen. Da die Verlän- 
gerung der Anfang der 90er Jahre endenden Ver- 
träge über niederländisches Erdgas ungewiß ist, 
wird sich die deutsche Gaswirtschaft rechtzeitig um 
neue Importe bemühen müssen. Allerdings kann 
dies gegenwärtig noch nicht erwartet werden, da 
diese Lieferungen erst in etwa 15 Jahren oder später 
anlaufen sollen. Die bereits heute vertraglich ge- 
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sicherte Erdgasmenge für das Jahr 2000 beträgt 
immerhin schon etwa 30 Milliarden m®. 

Der westeuropäische Bereich wird für die Bun- 
desrepublik Deutschland auch in den 90er Jahren 
Importschwerpunkt bleiben, weil die spezifischen 
Vorteile des deutschen Marktes — günstige Infra- 
struktur, hohe Verbraucherdichte und freie Preis- 
bildung — der deutschen Gaswirtschaft auch künftig 
gute Chancen zur vertraglichen Sicherung west- 
europäischen Erdgases eröffnen werden. Eine wich- 
tige Rolle spielen dabei die geographische Nähe der 
Bundesrepublik zu den Erdgasreserven insbesondere 
in der Nordsee, die sich herausbildende intereuro- 
päische Durchleitungs- und Verteilerfunktion des 
deutschen Erdgasnetzes und nicht zuletzt die für 
potente Erdgasexportländer interessanten Koopera- 
tionsmöglichkeiten mit der deutschen Wirtschaft. 


Anlage 58 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Voigt (Frankfurt) (SPD) 
(Drucksache 8/1437 Frage 66): 

Welche Vergütung und geldwerten Vorteile erhielten die ein- 
zelnen Gutachter des Sachverständigenrats zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung? 


Zu Frage 67: (Q 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß die 
Stromerzeugung aus Leichtwasserreaktoren der 
heute üblichen Standardgröße von 1 300 MW zu- 
mindest im Grundlastbereich kostengünstiger ist als 
beispielsweise aus Steinkohle. Diese Auffassung 
wird durch ein im Auftrag des Bundesministeriums 
für Wirtschaft erstelltes Gutachten über die Strom- 
erzeugungskosten von Steinkohle- und Kernkraft- 
werken vom Energiewirtschaftlichen Institut an der 
Universität Köln und der Forschungsstelle für Ener- 
giewirtschaft in München gestützt. Zu den Ergebnis- 
sen dieses Gutachtens verweise ich auf meine Ant- 
wort an den Herrn Abgeordneten Dr. Riesenhuber 
am 25. November 1977 im Deutschen Bundestag 
(8. Wahlperiode, 59. Sitzung, Seite 4590). Seitdem 
liegen mir keine neueren Erkenntnisse vor. 

Zu Frage 68: 

Bei der Ermittlung der spezifischen Wiederauf- 
arbeitungskosten gehen die Gutachter von gegen- 
wärtigen Kostenschätzungen für eine 1990 in Betrieb 
gehende Wiederaufbereitungsanlage aus (4 Mrd. DM 
Preisstand 1977). Berücksichtigt wurden weiterhin 
Mehrkosten für die Herstellung von Mischoxyd- 
Brennelementen, die Konditionierung und Endlage- 
rung radioaktiver Abfälle sowie eine Gutschrift für 
Plutonium. Ausgehend von diesen Zahlen wurde 
eine Belastung von rd. 0,9 Pf/kWh errechnet. 


Nach dem Gesetz über die Bildung eines Sachver- 
ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt- 
(B) schaftlichen Entwicklung (vom 14. August 1963) er- 
halten die Mitglieder eine pauschale Entschädigung 
sowie Ersatz ihrer Reisekosten. 


Anlage 60 


Antwort 


(P) 


Die Höhe der pauschalen Entschädigung beträgt 
1978 für jedes Mitglied 55 000 DM, der Vorsitzende 
erhält jährlich zusätzlich 6 000 DM. Weitere Vergü- 
tungen aus Mitteln des Bundeshaushaltes erhalten 
die Mitglieder nicht. Die Gesamtkosten des Sachver- 
ständigenrates sind im Kapitel 06 08 des Bundeshaus- 
haltsplans veranschlagt. Die Bundesregierung hält 
die Vergütungen für den Sachverständigenrat im 
Hinblick auf die Komplexität seines gesetzlichen 
Auftrags, die hohe Arbeitsbelastung und die sonst 
für gutachterliche Tätigkeit von Wissenschaftlern 
üblichen Honorare für angemessen. 


Anlage 59 

Antwort 


des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Männing (SPD) (Druck- 
sache 8/1437 Frage 69): 

Hat, wie vom Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Wirtschaft am 14. Dezember 1977 angekündigt, der 
Europäische Rat in seiner Sitzung am 19. und 20, Dezember 1977 
in Verbindung mit der Fortsetzung des Europäischen Regional- 
fonds zu einer befriedigenden Regelung der in diesem Zusam- 
menhang vom Ausschuß für Wirtschaft ln seiner Beschlußempfeh- 
lung vom 23. November 1977 (Drucksache 8/1326) aufgeworfenen 
Sachfragen gefunden, und kann die Bundesregierung die dies- 
bezüglichen Beschlüsse des Rats im einzelnen erläutern? 

Der Allgemeine Rat hat in seiner Sitzung am 
20. Dezember 1977 über die noch offenen Sachfra- 
gen der Dispositionsreserve und der Infrastruktur- 
förderung noch nicht beschlossen. Die Bundesregie- 
rung ist weiterhin entschlossen, diese Frage einer 
befriedigenden Regelung zuzuführen. 


des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Walther (SPD) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 67 und 68): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß «Atomstrom“ 
billiger sei als auf der Grundlage «anderer Primärenergie“ er- 
zeugter Strom, welche Kalkulationen liegen gegebenenfalls sol- 
chen Feststellungen nach dem Wissensstand der Bundesregierung 
zugrunde, und um wieviel ist gegebenenfalls Atomstrom danach 
billiger? 

Mit welchen Beträgen sind die noch nicht erfolgreich erprobten 
Technologien für Wiederaufbereitung und Entsorgung nach dem 
Wissensstand der Bundesregierung in solchen Kalkulationen ent- 
halten, und wie sind solche Beträge ermittelt? 


Anlage 61 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Angermeyer (FDP) (Druck- 
sache 8/1437 Frage 70): 

Wie beurteilt die Bundesregierung unter wettbewerbspoliti- 
schen Gesichtspunkten die Funktionsabgrenzung des Selbstbe- 
dienungsgroßhandels zum Einzelhandel, insbesondere unter Be- 
rücksichtigung der jüngsten Rechtsprechung zu den hierfür rele- 
vanten wettbewerbsrechtlichen Begriffen? 
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(A) Eine sachgerechte Funktionsabgrenzung zwischen 
Groß- und Einzelhandel ist sowohl im Interesse des 
Verbraucherschutzes als auch zur Vermeidung von 
Wettbewerbsverzerrungen, die sich zu Lasten des 
Einzelhandels auswirken, aus wirtschafts- und wett- 
bewerbspolitischer Sicht unerläßlich. Aus diesen 
Gründen stellen die für den Großhandel geltenden 
Vorschriften, insbesondere des Gesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb, entscheidend auf die Unter- 
scheidung zwischen der Belieferung von „Wieder- 
verkäufern“ und „gewerblichen Verbrauchern“ ei- 
nerseits und den Verkauf an „letzte Verbraucher“ 
andererseits ab. Die Auslegung dieser Begriffe hat 
in der Vergangenheit vor allem im Bereich des 
Selbstbedienungsgroßhandels zu Schwierigkeiten 
geführt. Insbesondere war die Frage noch nicht ge- 
klärt worden, ob als „gewerbliche Verbraucher“ im 
Sinne des § 6 a UWG nur Gewerbetreibende anzu- 
sehen sind, die die erworbene Ware nach einer Be- 
oder Verarbeitung weiter veräußern oder ob auch 
solche Unternehmen unter diesen Begriff fallen, die 
die Ware in ihrem Gewerbebetrieb verwenden. 
Nunmehr hat der Bundesgerichtshof jedoch in einer 
Entscheidung vom 11. November 1977 festgestellt, 
daß es der Großhandelseigenschaft nicht entgegen- 
steht, wenn Gewerbetreibende für ihren beruflichen 
Bedarf Arbeitsgeräte und sonstige Betriebsmittel, 
die sie nicht weiterveräußern, einkaufen. Anderer- 
seits sind Käufe von Gewerbetreibenden für ihren 
privaten Bedarf, soweit eine Toleranzgrenze von ca. 
10 V. H. des Großhändlerumsatzes überschritten 
wird, nicht mit der Funktion des Großhandels ver- 
einbar. Der Bundesgerichtshof hat in diesem Zusam- 
' ' menhang vor allem die Notwendigkeit uuterstri- 
chen, daß der Selbstbedienungsgroßhandel durch 
geeignete Kontrollmaßnahmen nicht nur verhindern 
muß, daß bei ihm Privatpersonen einkaufen, son- 
dern auch dafür sorgen muß, daß Gewerbetreibende 
bei ihm nicht auch ihren betriebsfremden Privatbe- 
darf decken. 

Aus wettbewerbspolitischer Sicht ist die Klarstel- 
lung der bisher offenen Rechtsfragen zu begrüßen. 
Die Bundesregierung hat wiederholt betont, daß 
nach ihrer Auffassung zu den wirtschaftlich uner- 
läßlichen Funktionen des Großhandels auch die Be- 
lieferung von gewerblichen Verbrauchern mit den 
für ihre beruflichen und gewerbliche Tätigkeit not- 
wendigen Werkzeugen, Materialien und sonstigen 
Waren gehört. Auf der anderen Seiten muß durch 
eine wirksame Kontrolle seitens der Großhändler 
sichergestellt werden, daß nicht durch Verkäufe an 
private Letztverbraucher der Wettbewerb zwischen 
Groß- und Einzelhandel verfälscht wird. 


Anlage 62 

Antwort 

des Pari Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Zettel (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 71): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussagen des Bundes- 
amts für gewerbliche Wirtschaft, daß „die von den Bergwerks- 
gesellschaften angekündigten Preiserhöhungen für 1978 um rund 


10 Prozent zu einer durchschnittlichen Erhöhung des Kohlepreises (C) 
von 15 DM je Tonne fuhren und „beim Einsatz von jährlich 30 
Millionen Tonnen Steinkohle in der Elektrizitätswirtschaft käme es 
zu einer zusätzlichen Belastung im Jahr 1978 von 450 Millionen DM, 
die aus den Mitteln für den .Kohlepfennig’ gezahlt werden 
müßten", und ist wegen der beabsichtigten zunehmenden Ver- 
stromung der Steinkohle mit einer Erhöhung der Abgabe nach 
dem Verstromungsgesetz (Kohlepfennig) zu rechnen? 

Es trifft zu, daß die Unternehmen des deutschen 
Steinkohlenbergbaus ihre Preise für Kraftwerks- 
kohle vom 1. Januar 1978 an im Durchschnitt um rd. 

15 DM je Tonne erhöht haben. Die letzte Preiserhö- 
hung war am 1. Januar 1976. Neben der Kraftwerks- 
kohle sind auch die Preise für andere Kohlearten 
und -Sorten erhöht worden. 

Die neuen Preise für Kraftwerkskohle sind nach 
§ 3 Abs. 7 des Dritten Verstromungsgesetzes und 
den dazu ergangenen Richtlinien auf ihre Angemes- 
senheit zu überprüfen. Das Verfahren dazu ist be- 
reits eingeleitet, aber noch nicht abgeschlossen. 

Rein rechnerisch trifft die Aussage des Bundes- 
amtes für gewerbliche Wirtschaft zu, daß die Preis- 
erhöhungen für den Ausgleichsfonds nach dem Drit- 
ten Verstromungsgesetz zu einer Mehrbelastung in 
der Größenordnung von 450 Millionen DM führen. 

Die tatsächlichen finanziellen Auswirkungen der 
neuen Kohlepreise auf den Ausgleichsfonds hängen 
entscheidend von der Entwicklung der ölpreise ab, 
da sich die Verstromungshilfen für mehr als zwei 
Drittel der gesamten Kraftwerkskohle nach der 
Kostendifferenz zum schweren Heizöl richten; inso- 
weit aber sind Voraussagen für 1978 außerordentlich 
schwierig. Außerdem ist bei den Berechnungen, die 
der Festsetzung des Abgabesatzes für 1978 auf pj 
4,5 Prozent durch das Gesetz zur Änderung energie- 
rechtlicher Vorschriften (Verstromungsnovelle) zu- 
grunde liegen, bereits eine erhebliche Kohlepreiser- 
höhung einkalkuliert worden, wenn auch nicht voll 
in dem jetzt vorgenommenen Umfang, Die Bimdes- 
regierung geht danach davon aus, daß — auch bei 
Feststellung der Angemessenheit der neuen Kraft- 
werkskohlenpreise — die gegenüber früheren An- 
nahmen entstehende Mehrbelastung jedenfalls mit 
Hilfe des Kreditrahmens des Ausgleichsfonds, der 
durch die Verstromungsnovelle auf 500 Millionen 
DM erweitert worden ist, in 1978 aufgefangen wer- 
den kann. 


Anlage 63 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) (Drucksache 
8/1437 Frage 72): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom Beirat für Fragen 
des Tourismus beim Bundeswirtschaftsministerium vorgelegte 
Empfehlung zur Einführung eines zweiten Ferienblocks zwischen 
Herbst und Frühjahrsanfang, und wird sie in diesem Zusammen- 
hang den Vorschlag zur Durchführung einer Untersuchung über 
die Feriengebundenheit der Bevölkerung aufgreifen? 

Die Bundesregierung begrüßt die Empfehlung des 
Beirats für Fragen des Tourismus beim Bundesmini- 
ster für Wirtschaft als eine konstruktive Anregung 
zur notwendigen weiteren Verbesserung der Schul- 
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ferienregelungen durch die zuständigen Kultusmini- 
ster der Länder. Ein zweiter Ferienblock von etwa 
drei Wochen entspricht einem Grundsatzbeschluß 
der Kultusministerkonferenz, dem die meisten Län- 
V der schon zu folgen bereit sind. Besondere Bedeu- 
tung mißt die Bundesregierung dem Vorschlag bei, 
diesen Ferienabschnitt jeweils etwa in die Mitte des 
Zeitraumes zwischen den Sommerferien und Weih- 
nachten bzw. Weihnachten und den Sommerferien 
zu legen. 

Bei der Beurteilung dieses Vorschlages fällt vor 
allem ins Gewicht, daß den Familien mit Schulkin- 
dern mit einer solchen Regelung eine konkrete Al- 
ternative zum Sommerurlaub abwechselnd im Herbst 
oder Frühjahr angeboten werden kann, wodurch zu- 
dem eine Minderung der Spitzenbelastung auf den 
Straßen und in Zielgebieten während der Sommer- 
monate eintreten könnte. Durch Verteilung dieses 
Ferienabschnittes auf Herbst und Frühjahr könnte 
zugleich vermieden werden, daß es um Ostern wie- 
der zu Ballungen im Urlaubsreiseverkehr kommt, 
wie sie schon in vergangenen Jahren eingetreten 
sind. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat deshalb die 
Kultusministerkonferenz gebeten, die Empfehlungen 
des Beirats so bald wie möglich zu erwägen unci 
Vertretern des Ministeriums Gelegenheit zu geben, 
die Vorschläge zu erläutern. 

Inwieweit die erhoffte Dämpfung der Saisonspit- 
zen im Urlaubsreiseverkehr eintreten wird, hängt 
entscheidend davon ab, wie die Urlauber, insbeson- 
dere die an die Schulferien gebundenen Familien, 
die alternativen Ferienabschnitte für ihre Urlaubs- 
reise annehmen. Die Bundesregierung beabsichtigt 
deshalb, die vom Beirat für Fragen des Tourismus 
empfohlenen Untersuchungen sobald wie möglich 
durchführen zu lassen. 


Anlage 64 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Sdiriftlidien 
Fragen des Abgeordneten Pieroth (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 73, 74, 75 und 76): 

Hat der Bundeskanzler — wie im Spiegel-Interview vom 
16. Januar 1978 wiedergegeben — tatsädiliA erklärt, die Sadiver- 
ständigen sollten sidi bei ihren wirtsdiaftspolitisdien Äußerungen 
zur Lohnhöhe „ein bißdien in ihrem eigenen Gesetz umsehen", 
und wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung angesichts des 
Wortlauts und Sinns von § 2 des Gesetzes über die Bildung eines 
Sachverständigenrats und angesichts Artikel 5 des Grundgesetzes 
den daraus zum Ausdruck kommenden Vorwurf? 

übernimmt der Bundeskanzler damit den Vorwurf des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes an den Sachverständigenrat, er habe 
in seinem letzten Jahresgutachten gesetzeswidrig Empfehlungen 
abgegeben — obwohl doch nach § 2 des Gesetzes über die Bil- 
dung eines Sachverständigenrats dieser zwar keine Empfehlun- 
gen abgeben, bei seiner Untersuchung aber verschiedene An- 
nahmen zugrunde legen, unterschiedliche Wirkungen darstellen 
und beurteilen, Fehlentwicklungen und Möglichkeiten zu deren 
Vermeidung oder deren Beseitigung aufzeigen soll? 

Treffen Meldungen zu, wonach in der Bundesregierung Be- 
strebungen im Gange sind, die Konzertierte Aktion umzustruk- 
turieren? 

Bleibt der Sachverständigenrat Mitglied der Konzertierten 
Aktion? 


Zu Frage 73: 

Es trifft zu, daß der Herr Bundeskanzler im Spie- 
gel-Interview vom 16. Januar 1978 die von Ihnen 
zitierte Äußerung getan hat. Ihr Zitat ist jedoch 
nicht vollständig; der ganze Satz, aus dem Sie das 
Zitat herausgenommen haben, lautet: „Es wäre auch 
gut, wenn die Sachverständigen sich da ein bißchen 
in ihrem eigenen Gesetz umsehen würden, damit 
nicht durch Interviews, die der eine oder andere 
gibt, dieses Mißverständnis sich festhakt." 

Daraus ist ersichtlich, daß sich die Äußerung des 
Bundeskanzlers auf Interviews von Mitgliedern des 
Sachverständigenrates bezieht. 

Zu Frage 74: 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zum Jah- 
resgutachten des Sachverständigenrates kann dem 
Jahreswirtschaftsbe rieht 1978 entnommen werden, 
der dem Bundestag in den nächsten Tagen zugehen 
wird. 

Zu Frage 75: 

Es trifft zu, daß die Bundesregierung bestrebt ist, 
die Partner der Konzertierten Aktion wieder an 
einen Tisch zu bringen. Die Bundesregierung hat 
keine Pläne, die Konzertierte Aktion „umzustruktu- 
rieren"; entsprechend der ursprünglichen Absicht 
und Übung ist lediglich eine Verringerung der Zahl 
der Teilnehmer an der Gesprächsrunde vorgesehen. 

Zu Frage 76: 

Eine gesetzlich fixierte Mitgliedschaft bestimmter 
Verbände oder des Sachverständigenrates in der 
Konzertierten Aktion gibt es nicht. Die Bundesre- 
gierung wird sich aber entsprechend § 1 des SVR- 
Gesetzes der beratenden Funktion des Sachverstän- 
digenrates auch weiterhin für die Beratungen der 
Konzertierten Aktion bedienen. 


Anlage 65 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 77) : 

Wie kann die Bundesregierung nadi dem Beschluß des Pla- 
nungsaussdiusses für den 7, Rahmenplan den Auftrag des Ge- 
setzes zur Förderung des Zonenrandgebiets vom 5. August 1971 
erfüllen, der eine bevorzugte Berücksichtigung dieses Raums vor- 
schreibt, nachdem die Entwicklung bestätigt, daß die dort ge- 
währten Förderungen schon bisher nicht mehr ausreichten, um 
die notwendige Zahl von Arbeitsplätzen zu erhalten oder zu 
schaffen, und wenn die im Planungsausschuß beschlossene Aus- 
weitung der Fördergebiete auf 63 v. H. der Fläche und 36 v. H. 
der Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland die Wett- 
bewerbssituation des Zonenrandgebiets langfristig zur Aussichts- 
losigkeit verurteilt? 

Der Planungsausschuß für regionale Wirtschafts- 
struktur hat am 12. Dezember 1977 ohne Gegen- 
stimmen Beschlüsse gefaßt, die zwar eine gering- 
fügige Vergrößerung der Fördergebiete zur Folge 
haben, die Priorität der Zonenrandförderung aber 
nicht beeinträchtigen. Angesichts der allgemeinen 
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Beschäftigungslage und wegen des mit großen Un- 
sicherheiten behafteten Datenmaterials sah sich der 
Planungsausschuß nicht in der Lage, im gegenwärti- 
gen Zeitpunkt Regionen aus der Förderung mit Mit- 
teln der Gemeinschaftsaufgabe zu entlassen. An- 
dererseits mußte er in Fällen starker Datenände- 
rungen eine befristete Übergangslösung treffen, um 
in fünf Arbeitsmarktregionen — drei in Nordrhein- 
Westfalen, zwei in Bayern — mit deutlich ungünsti- 
ger Entwicklung Förderungsmöglichkeiten zu er- 
öffnen. Die dadurch eintretende geringfügige Ver- 
größerung der Fördergebiete ist auf drei Jahre be- 
fristet. 

Zusammen mit den vier Zonenrandländern, die 
dieser Übergangslösung zugestimmt bzw. nicht wi- 
dersprochen haben, wird die Bundesregierung auch 
künftig sicherstellen, daß der Auftrag des Zonen- 
randförderungsgesetzes erfüllt wird. Die Vermutung 
in der Fragestellung, daß die im Zonenrandgebiet 
bisher gewährte Förderung nicht ausreicht, um eine 
notwendige Zahl von Arbeitsplätzen zu erhalten 
oder zu schaffen, kann nicht bestätigt werden; viel- 
mehr entfielen in den letzten sechs Jahren 40®/o aller 
durch Förderung neu geschaffenen Arbeitsplätze 
und 84 Vo aller durch Rationalisierungsmaßnahmen 
gesicherten Arbeitsplätze auf das Zonenrandgebiet; 
der Bevölkerungsanteil des Zonenrandgebietes an 
den Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe 
macht rund ein Drittel aus. Die Bundesregierung ist 
zuversichtlich, daß auch in Zukunft solche über- 
proportionalen Förderungserfolge möglich sind. Für 
diese Annahme bieten auch die unveränderte Mit- 
{B) telverteilung zugunsten des Zonenrandgebietes und 
die nur dort möglichen Spitzenpräferenzen hinrei- 
chend Anlaß. 


Anlage 66 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Brück auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr, Köhler (Wolfsburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 78 und 79): 

In welchem Umfang kommt die Lieferbindung für Schiffsbau- 
ten bei Kapitalhilfemaßnahmen der deutschen Entwicklungspolitik 
kleinen und mittleren Werften zugute? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, bei Aufträ- 
gen dieser Art eine ausreichende Berücksichtigung mittelständi- 
scher Unternehmen zu gewährleisten? 

Entsprechend den entwicklungspölitischen Priori- 
täten der Entwicklungsländer werden die an Schiffs- 
lieferungen aus der Bundesrepublik Deutschland ge- 
bundenen Mittel der Finanziellen Zusammenarbeit 
fast ausschließlich für die Lieferung von Spezial- 
schiffen eingesetzt Bei den bisher zugesagten 
Schiffslieferungen handelt es sich dementsprechend 
um Fähren, Flußschiffe, Forschungsschiffe, Fische- 
reischiffe, Hafenischlepper usw., in wenigen Fällen 
um Spezialfrachter. 

Nach der Größe und der technischen Auslegung 
derartiger Schiffe haben kleinere und mittlere Werf- 
ten im Wettbewerb zumindest gleiche Chancen, 
Aufträge zu bekommen. Tatsächlich sind alle bisher 
aus Mitteln der Jahre 1976 und 1977 erteilten Bau- 


aufträge an kleinere und mittlere Werften (auch 
Binnenwerften) gegangen. 

Angesichts dieser Situation sieht die Bundesregie- 
rung keinen Anlaß, zusätzliche Maßnahmen für 
diesen Werftenkreis zu ergreifen. 


Anlage 67 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Gerstein (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 80 und 81): 

Welchen Einfluß auf den Export deutscher Flaschen- und Faß- 
biere nach Frankreich hat nach Auffassung der Bundesregierung 
die Verfügung von Höchstpreisen für Bier durch die französische 
Regierung vom 4. November und 25. November 1977 beim Ver- 
kauf von Mengen unter 0,5 1 in Restaurants, Gaststätten und 
Hotels, und welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Ist die Bundesregierung bereit, in dieser Angelegenheit bei 
der EG-Kommission und der französischen Regierung zu inter- 
venieren, hat sie bereits entsprechende Schritte unternommen, 
und was gedenkt sie zu tun, um die französische Regierung zu 
einer Rücknahme dieser Maßnahmen zu bewegen, die im Wider- 
spruch zu den Europäischen Verträgen und zu der einschlägigen 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs stehen? 

Zu Frage 80; 

Die Festsetzung der Höchstpreise von 3,50 FF für 
Bier in Gefäßen bis zu 0,5 1 ist Teil der französischen 
Stabilisierungsbemühungen. Obwohl dabei formell 
Biere inländischer und ausländischer Herkunft gleich- 
behandelt werden, ergibt sich in der Praxis doch 
eine Benachteiligung der Einfuhrwaren insbesondere 
aus Bayern. Bei der Preisfestsetzung werden näm- 
lich weder die längeren Transportwege der Einfuhr-- 
biere noch die Abfüllung in vergleichsweise größere 
Flaschen und die höheren Kosten der überwiegend 
versandten Starkbiere berücksichtigt. Demgemäß soll 
nach Mitteilungen aus der Wirtschaft der Export 
bayerischer Biere nach Frankreich weitgehend zum 
Erliegen gekommen sein; statistische Unterlagen lie- 
gen aber noch nicht vor. Nach der Rechtsprechung 
des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften 
kann davon ausgegangen werden, daß eine derar- 
tige materiell diskriminierende und handelsbeschrän- 
kende Maßnahme unzulässig ist. 

Zu Frage 81 ; 

Die Bundesregierung hat die Angelegenheit sofort 
bei der Kommission der EG anhängig gemacht; eine 
Stellungnahme der Kommission ist in Kürze zu er- 
warten. Die deutsche Botschaft in Paris ist ange- 
wiesen worden, ebenso wie die britische und dä- 
nische Botschaft bei der französischen Regierung 
vorstellig zu werden, damit die Preisfestsetzung 
korrigiert wird. Die Bundesregierung wird die Fra- 
ge bei den nächsten deutsch-französischen Konsul- 
tationen am 6./7. Februar 1978 ansprechen. 


Anlage 68 

Antwort 

des Bundesministers Ertl auf die Schriftlichen Fragen 
des Abgeordneten Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 82 und 83): 
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Mußte die Bundesregierung nidit voraussehen, daß die DDR 
ihre Fisdiereizone in der Ostsee ausdehnen würde, nachdem 
dies bereits Schweden und Polen getan hatten, und wenn ja, 
warum hat die Bundesregierung dann nicht in Erwartung dieser 
Entwicklung mit der Regierung der DDR auf der Basis des 
Grundlagenvertrags Verhandlungen geführt, um wenigstens eine 
Ubergangslösung zu erzielen? 

Sieht die Bundesregierung in dem Vorgehen der DDR, das die 
Lebensgrundlage für einen großen Teil der deutschen Kutter- 
flotte gefährdet, eine Handlung, die dem Geist des Grundlagen- 
vertrags widerspricht? 

Noch im September 1977 wurden — in Kenntnis 
der Ausdehnung der Fischereizone durch Schweden 
— im Rahmen der Fischereikonvention in der Ost- 
see Fangquoten für die Ostsee außerhalb des Kü- 
stenmeeres für das Jahr 1978 ausgehandeit An die- 
sen Beschlüssen war die DDR beteiligt. Sie hat da- 
bei nicht zu erkennen gegeben, daß sie ihre Fische- 
reizone ausdehnen will. 

Aus der Sorge heraus, daß die Ausdehnung der 
Fischereizone durch die DDR Nachteile für unsere 
Kutter- und Küstenfischerei mit sich bringt, hat die 
Bundesregierung gegenüber der DDR ihre Erwartung 
vorgetragen, daß unsere Ostsee-Fischer vorläufig 
im bisherigen Umfang weiter fischen können und 
so durch eine Interimslösung nachteilige Auswirkun- 
gen auf unsere Fischerei mildert. 

Die Bundesregierung muß aber zugleich beachten, 
daß für Fischereiverhandlungen mit Drittstaaten die 
Europäische Gemeinschaft zuständig ist. Sie wird 
daher ihr Möglichstes tun, damit die Gemeinschaft 
bald das EG-interne Fischereiregime verabschiedet 
und so die Basis für konkrete Verhandlungen mit 
Drittländern, darunter auch der DDR, über gegen- 
seitige Fischereirechte schafft. 

Zur Wahrung der Interessen der deutschen Fi- 
scherei hat die Bundesregierung darüber hinaus am 
25. Januar 1978 im Grundsatz beschlossen, die Fi- 
schereizone in der Ostsee auszudehnen. Sie handelt 
dabei in enger Abstimmung mit Dänemark und der 
Europäischen Gemeinschaft. 


Anlage 69 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Martiny-Glotz 
(SPD) (Drucksache 8/1437 Fragen 84 und 85): 

Trifft es zu, daß im Jahr 1975/76 die Haupterwerbsbetriebe der 
deutsdien Landwirtsdiaft rund 86 v, H. der landwirtsdiaftlidien 
Nutzflädie bewirtsdiafteteu und hierbei rund 91 v. H. der Ver- 
kaufserlöse der bundesdeutschen Landwirtschaft erwirtschafteten? 

Welche Förderungspolitik für die Neben- und Zuerwerbsbe- 
triebe leitet die Bundesregierung aus diesen Zahlen ab, wenn 
sie zutreffend sein sollten, und welche Höhe der Subventionie- 
rung des Zu- und Nebenerwerbslandwirts hält die Bundesregie- 
rung durch den Letztverbraucher für vertretbar? 

Nach den Ergebnissen des Agrarberichtes 1977 be- 
wirtschafteten die Haupterwerbsbetriebe, zu denen 
Vollerwerbsbetriebe und Zuerwerbsbetriebe gehö- 
ren, im Jahre 1976 rd. 86 Vo der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche ab 1 ha Betriebsgröße. 

Aufgrund ihrer relativ höheren Flächenintensi- 
tät und Verkaufsanteile erwirtschaften die Haupt- 
erwerbsbetriebe, wie eine Sonderuntersuchung für 


das Wirtschaftsjahr 1973/74 ergeben hat, ungefähr 
91 Vo aller Verkaufserlöse. 

Richtschnur der Agrarpolitik der Bundesregierung 
bleibt die Erhaltung eines funktionsfähigen ländli- 
chen Raumes. Eine wesentliche Voraussetzung da- 
für ist die Wahrung der Vielfalt der landwirtschaft- 
lichen Existenzen. Vollerwerbsbetrieben, Zuerwerbs- 
betrieben und Nebenerwerbsbetrieben wird dazu 
die ihnen adäquate Unterstützung zuteil — über die 
Markt- und Preispolitik, die Strukturpolitik und die 
Sozialpolitik. Insgesamt sind die Maßnahmen und 
Leistungen der Bundesregierung so angelegt, daß 
der notwendige Anpassungsprozeß so effizient wie 
möglich und in einer für die Landwirte erträglichen 
Form verlaufen kann. 

So bestehen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" spezielle Förderungsprogramme, wonach 
bestimmten Nebenerwerbslandwirten (Mitglieder 
der landwirtschaftlichen Altersklasse — GAL-Land- 
wirte) Anpassungs- oder Umstellungshilfen für Maß- 
nahmen im Wirtschaftsbereich bzw. zur Rationali- 
sierung des Wohnhauses durch Investitionshilfen 
im arbeitswirtschaftlichen Bereich gewährt werden. 

Zielsetzung des Nebenerwerbslandwirteprogram- 
mes ist die Extensivierung der Produktion (bezogen 
auf die Fläche) und die Erleichterung der nebenbe- 
ruflichen Landbewirtschaftung (insbesondere zugun- 
sten der Ehefrau) zur Verbesserung und Erleichte- 
rung der Voraussetzungen für den außerlandwirt- 
schaftlichen Hauptberuf. Diese Extensivierung der 
Produktion im Nebenerwerbsbetrieb wirkt markt- p) 
entlastend und damit tendenziell kostensenkend. 

Die einzelbetriebliche Förderung der Zuerwerbs- 
betriebe erfolgt im Rahmen der Förderung der 
Haupterwerbsbetriebe nach vergleichbaren Grund- 
sätzen. 


Anlage 70 

Antwort 

des Bundesministers Ertl auf die Schriftlichen Fra- 
gen des Abgeordneten Dr. von Geldern (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 86 und 87): 

Ist aus der Tatsadie, daß der Bundeskanzler in seiner Regie- 
rungserklärung vom 19. Januar 1978, in der er sidi audi mit 
Fragen der Fischereipolitik und der Politik gegenüber der DDR 
befaßt hat, das Problem der Ausdehnung der Fisdiereigrenzen 
der DDR in der Ostsee mit keinem Wort erwähnt hat, zu schlie- 
ßen, daß die Bundesregierung keine Gespräche unter Berufung 
auf den Grundlagenvertrag mit der DDR führt, um mindestens 
für eine Übergangszeit den Fischern der Bundesrepublik Deutsch- 
land eine Fortsetzung ihrer Tätigkeit in der von der DDR bean- 
spruchten Zone zu ermöglichen, die Grenzen dieser Zone festzu- 
stellen und Basislinien an der Ostseeküste festzulegen? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung konkret zu unternehmen, 
um endlich eine EG-interne Fischereiregelung zu erreichen, so 
daß mit Drittländern über den Tausch von Fangquoten verhandelt 
werden kann? 

Zu Frage 86; 

Die Ausdehnung der Fischereizone durch die DDR 
hat für unsere Kutter- und Küstenfischerei nachtei- 
lige Auswirkungen. Die Bundesregierung hat daher 
gegenüber der DDR ihre Erwartung vorgetragen, daß 
unsere Kutter- und Küstenfischer vorläufig im bis- 
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herigen Umfang weiter fisdien können und so durch 
eine Interimslösung die naditeiligen Auswirkungen 
gemildert werden. 

Die Bundesregierung muß zugleich berücksichtigen, 
daß für die Fischereiverhandlungen mit Drittländern 
die Europäische Gemeinschaft zuständig ist. Die 
Bundesregierung wird deshalb innerhalb der EG — 
wie bisher — alle Anstrengungen unternehmen, da- 
mit das interne Regime endlich verabschiedet wer- 
den kann, das die Grundlage für konkrete Verhand- 
lungen mit Drittländern, darunter auch der DDR, 
über gegenseitige Fischereirechte bildet. 

Um die Interessen der deutschen Kutter- und Kü- 
stenfischer zu wahren, hat die Bundesregierung am 
25. Januar 1978 im Grundsatz beschlossen, die Fi- 
schereizone in der Ostsee auszudehnen. Sie handelt 
dabei in enger Abstimmung mit Dänemark und der 
Europäischen Gemeinschaft. 

Die mit der Abgrenzung unserer Fischereizone zu- 
sammenhängenden Fragen werden selbstverständ- 
lich sorgfältig geprüft. 

Zu Frage 87: 

Die Bundesregierung hat ihrerseits alles getan, 
damit im EG-Ministerrat am 30. Januar 1978 eine 
Einigung über das interne Fischereiregime erzielt 
werden kann. Fortschritte, die im Rat vom 16. bis 
18. Januar 1978 — insbesondere bei den Verhand- 
lungen über die Fangquoten — erreicht wurden, bil- 
_ den zudem eine verbesserte Ausgangslage. Im übri- 
' ' gen werden die EG-Agrarminister auf meine Einla- 
dung hin am 27. Januar 1978 im Rahmen der Inter- 
nationalen Grünen Woche in Berlin Zusammentref- 
fen, um sich in Vorbereitung auf den Ministerrat am 
30. Januar nochmals um eine allen Partnern gerecht 
werdende Lösung zu bemühen. 


Anlage 71 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 88): 

Mit welchen Konsequenzen für die Stellung des deutschen 
Weinbaus innerhalb des gemeinsamen Agrarmarkts rechnet die 
Bundesregierung für den Fall des Beitritts von Griechenland, 
Portugal und Spanien zur EG? 

Die in Griechenland, Portugal und Spanien erzeug- 
ten Weine sind, abgesehen von Likörweinen wie 
Samos, Portwein, Sherry etc., größtenteils den Tafel- 
weinen der Gemeinschaft in ihrer derzeitigen Zu- 
sammensetzung vergleichbar. Die Produktion deut- 
scher Tafelweine schwankt von Jahr zu Jahr, liegt 
jedoch durchschnittlich weit unter 10®/o der Gesamt- 
erzeugung, so daß durch den Beitritt nur ein kleiner 
Teil der deutschen Erzeugung betroffen würde. Da- 
zu kommt, daß der Tafelwein der nördlichen Zonen 
(Luxemburg, Deutschland und ein Teil Frankreichs) 
bereits heute einen weitgehend selbständigen, von 
den Tafelweinen der südlichen Zonen getrennten. 


Markt aufweisen. Erhaltung der Spezialität und Stei- ' * 
gerung der Qualität aller deutschen Weine muß da- 
her nach Auffassung der Bundesregierung die wich- 
tigste Konsequenz aus einem evtl. Beitritt beacht- 
licher Weinproduzentenländer zur EG sein. 

Andererseits ist eine gewisse Abhängigkeit der 
einzelnen Märkte voneinander — unabhängig vom 
Beitritt — nicht zu bestreiten. Die Bundesregierung 
mißt daher der Wiederherstellung und Erhaltung des 
Marktgleichgewichts in der Gemeinschaft auch im 
Interesse des deutschen Weinbaues große Bedeutung 
bei und unterstützt alle geeigneten Maßnahmen zur 
Anpassung des Produktionspotentials an die Markt- 
bedürfnisse. Wie in der Vergangenheit wird sie auch 
künftig für eine angemessene Erzeugermitbeteili- 
gung eintreten, wie sie — unabhängig von einer vor- 
sichtigen Preispolitik — in der Einführung von De- 
stillationsmaßnahmen zu niedrigen Ankaufspreisen 
für die Erzeuger, Erhöhung der Qualitätsanforderun- 
gen, Anbauregelung bzw. Anbaustopp für Neuan- 
pflanzungen u. ä. zum Ausdruck kommt. 

Ausgehend von dem Grundsatz, daß die Beitritts- 
länder die zum Zeitpunkt des Beitritts bestehende 
Gemeinsame Weinmarktordnung übernehmen wer- 
den, unterstützt die Bundesregierung alle Bemühun- 
gen, die die Anwendung entsprechender Maßnahmen 
seitens der betroffenen Länder bereits vor dem Bei- 
tritt zum Ziele haben, wie z. B. Anbaustopp in Spa- 
nien. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
deutsche Weinbau bei einer schrittweisen Eingliede- P) 
rung der Weinwirtschaft Griechenlands, Portugals 
und Spaniens in den Gemeinsamen Weinmarkt im 
Zuge einer angemessenen Übergangszeit auch in 
einem neuen, größeren Markt seine gute Stellung 
behaupten wird. 


Anlage 72 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Sdiriftlidie 
Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/1437 Frage 89) : 

Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse über die Ver- 
wendung von Bodensera zur Bodenbehandlung und -düngung, 
wie sie in den USA seit längerer Zeit in Anwendung sind, und 
wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung diese Entwicklung 
besonders unter den Aspekten der möglidien Energieeinsparun- 
gen und umweltfreundlichen Eigenschaften? 

Die Anwendung von Bodenimpfmitteln (Boden- 
sera) ist für unsere Landwirtschaft nicht neu. Bo- 
denimpfungen mit Azotobacter oder Knöllchenbak- 
terien sind seit Jahrzehnten bekannt. Der Anwen- 
dungserfolg solcher Präparate hängt weitgehend 
vom Standort, vor allem aber von der Wirtschafts- 
weise eines Betriebes ab. 

Wegen dieser Abhängigkeit von den Gegebenhei- 
ten des Einzelfalls sind Bodenimpfmittel nach dem 
neuen Düngemittelgesetz vom 15. November 1977 
(BGBl. I S. 2134) nicht mehr typenzulassungspflich- 
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M tig. Sie müssen als Bodenhilfsstoffe im Verkehr 
ausreichend gekennzeichnet sein. 

In letzter Zeit hat es mehrfach Versuche gegeben, 
Bodensera aus den USA einzuführen. Ein Präparat 
dieser Art, das in der Bundesrepublik Deutschland 
unter verschiedenen Namen aufgetaucht ist, wurde 
hinsichtlich seiner Wirksamkeit in Testversuchen 
vom Institut für Bodenbiologie der FAL Braun- 
schweig- Völkenrode geprüft. Zusätzlich habe ich im 
vergangenen Jahr über die Deutsche Botschaft in 
Washington Erkundigungen beim amerikanischen 
Landwirtschaftsministerium einholen lassen. Test- 
versuche und Äußerungen offizieller Stellen in den 
USA waren bisher durchweg negativ. 

Die Verwendung von Bodensera zur Bodenbe- 
handlung oder Düngung wird in meinem Hause auf- 
merksam verfolgt. Außerdem habe ich angeregt, 
daß die Deutsche Landwirtschafts-Gesellschaft (DLG) 
im Rahmen des Themas „Alternativen im Landbau'' 
auch die Anwendung solcher Präparate prüft. Die 
DLG wird über das Ergebnis ihrer fachlichen Bera- 
tungen zu gegebener Zeit berichten. 


Anlage 73 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Lagershausen (CDU/CSU) 
(B} (Drucksache 8/1437 Fragen 90, 91, 92 und 93): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Feldmä^ise- 
bekärapfung nidit allein Aufgabe der betroffenen Grünlandbe- 
triebe und des Kreislandvolkverbands, sondern eine öffentlidie 
Aufgabe ist, an der audi der Bund mitzuwirken hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, einen Teil des inzwischen ent- 
standenen Kostenaufwands von mehr als 500 000 DM zu über- 
nehmen bzw. den besonders hart betroffenen Betrieben eine 
Beihilfe zu gewähren? 

Ist die Bundesregierung bereit, jährlidi eine bestimmte Sum- 
me in einen Fonds einzuzahlen, um auf diese Weise in zukünf- 
tigen Befallsjahren vorbeugend und wirkungsvoll die Mäuse- 
plage bekämpfen zu können? 

Ist die Bundesregierung bereit, wissenschaftlidie Institute mit 
umfassenden Versudien zur Bekämpfung der Mäuseplage zu be- 
auftragen und langfristig finanziell abzusidiern? 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, sich 
an der Bekämpfung von Feldmäusen, die regional 
und sporadisch in großer Zahl auftreten, finanziell 
zu beteiligen. Sie kann — entsprechend der Verfas- 
sungslage — nur in Katastrophenfällen nationalen 
Ausmaßes Hilfe leisten. Der von Ihnen angespro- 
chene Schaden wird jedoch — wie ich einer Ver- 
lautbarung der niedersächsischen Landesregierung 
vom 29. Dezember 1977 entnehme — selbst von 
dort nicht als eine regionale Notlage des Landes 
angesehen. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß es Auf- 
gabe der Biologischen Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft (BBA) ist, die Prüfung und Zulas- 
sung von Pflanzenbehandlungsmitteln unter Abwä- 
gung aller — auch der ökologischen — Gesichts- 
punkte vorzunehmen. Dazu wird im Rahmen des 
Möglichen und Nötigen auch Forschungsarbeit ge- 
leistet. 


Anlage 74 (Q 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Müller (Remscheid) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 94, 95 und 96): 

Sind die im Haushaltsgenehmigungssdireiben der Bundesregie- 
rung an die Bundesanstalt für Arbeit vom 1. Dezember 1977 ge- 
maditen Auflagen nidit eine erhebliche Einschränkung der Be- 
fugnisse der Selbstverwaltung? 

Hält die Bundesregierung die Auflagen — auch im Hinblick 
auf den Umfang des Gesamtetats — nicht für kleinliche Eingriffe 
in die Personalpolitik der Bundesanstalt für Arbeit, die wohl 
der Rechts-, aber nicht der Fachaufsicht unterliegt? 

In welchem Umfang werden durch die Ablehnung der Erhö- 
hung der Hauptstellenzulage die Nettobezüge der Bediensteten 
der Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit ab 1. Januar 1978 
gekürzt? 

Zu Frage 94: 

Die Bundesregierung hat mit ihrer Genehmigung 
des Haushalts 1978 der Bundesanstalt für Arbeit 
nur drei Änderungswünsche verbunden, die offenbar 
auch Sie — wie ich Ihrer Frage 2 entnehme — für 
weniger bedeutend halten. Im übrigen hat der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung namens 
der Bundesregierung in seinem Genehmigungs- 
schreiben die Haushaltsbeschlüsse der Selbstverwal- . 
tungsorgane der Bundesanstalt ausdrücklich positiv 
gewürdigt. Die Bundesregierung hat mit Befriedi- 
gung davon Kenntnis genommen, daß der Verwal- 
tungsrat der Bundesanstalt als das für die Feststel- 
lung des Haushalts zuständige Organ der Selbst- 
verwaltung ihren Änderungswünschen inzwischen 
ohne Gegenstimme entsprochen hat. 

P) 

Zu Frage 95: 

Die Bundesregierung hat die Bundesanstalt bei der 
Genehmigung des Haushalt 1978 — wie auch in frü- 
heren Jahren — nur um diejenigen Änderungen ge- 
beten, die sie bei voller Berücksichtigung der Stel- 
lung der Bundesanstalt als Selbstverwaltungskörper- 
schaft aus übergeordneten Gründen für unerläßlich 
hielt. 

Zu Frage 96; 

Die Auswirkungen der Feststellung des Bayeri- 
schen Staatsministeriums der Finanzen, daß die 
Hauptstellenzulage der Bundesanstalt für Arbeit der 
Lohn- und Einkommensteuer unterliegt, auf die Net- 
tobezüge der Bediensteten in der Hauptstelle hän- 
gen von dem individuellen Steuersatz des Bedien- 
steten ab. Eine allgemeine Aussage läßt sich dazu 
nicht machen. 


Anlage 75 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Hauser (Krefeld) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 97 und 98): 

Welciie konkreten Sciilußfolgerungen für den Bereich des 
Hotel- und Gaststättengewerbes will die Bundesregierung aus 
dem Gutachten des wissenschaftlichen Beirats beim Bundeswirt- 
schaftsministerium zu den aktuellen Problemen der Beschäfti- 
gungspolitik (Bulletin vom 29. November 1977, Seite 1110 f.) 
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ziehen, demzufolge eine partielle Lockerung des Anwerbungs- 
stopps für ausländische Arbeitnehmer für Arbeitsplätze ange- 
bracht erscheint, die — bis auf weiteres — von inländischen 
Arbeitnehmern nicht nachgefragt werden oder mit Inländern 
nicht besetzt werden können? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des wissenschaftli- 
chen Beirats, derzufolge „die Besetzung der Arbeitsplätze unmit- 
telbar das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential erhöht und. 
— jedenfalls soweit es sich um komplementäre Arbeitsplätze 
handelt — wahrscheinlich auch die Beschäftigungschance für ar- 
beitslose Inländer positiv beeinflußt*? 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort 
auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Engels- 
berger usw. und der Fraktion der CDU/CSU zur 
Fremdenverkehrspolitik vom 10. November 1977 
(BT-Drucksache 8/1169, Antwort zu Frage 13) deut^ 
lieh gemacht, daß und aus welchen hauptsächlichen 
Gründen eine partielle Lockerung des Anwerbe- 
stopps für ausländische Arbeitnehmer zugunsten 
einzelner Sektoren und speziell des Hotel- und Gast- 
stättengewerbes nicht in Betracht gezogen werden 
kann. Ein guter Teil der derzeit rund eine Million 
Arbeitslosen kommt auch für Tätigkeiten infrage, 
die nach dem Votum des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesminister für Wirtschaft von neu anzu- 
werbenden Ausländern ausgeübt werden sollen. Der 
Auffassung des Beirats, daß eine partielle Lockerung 
des Anwerbestopps inländische Arbeitskräfte nicht 
verdrängen und sogar komplementäre Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten für inländische Arbeitskräfte 
schaffen würde, kann deshalb nicht gefolgt wer- 
den. 


Anlage 76 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Müller (Berlin) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 99 und 100): 

Wer trägt außer den gesetzlichen Krankenkassen die Kosten 
in Höhe von jährlich rund 3,5 Milliarden DM, die — nach Aus- 
sage von Bundesgesundheitsminister Frau Huber auf dem letzten 
Weltgesundheitstag — erforderlich sind für die ärztliche Behand- 
lung der drei Millionen fettleibigen Kinder in der Bundesrepublik 
Deutschland, und wie hoch ist nach dem Wissensstand der Bun- 
desregierung der von den gesetzlichen Krankenkassen zu tra- 
gende Anteil? 

Was geschieht seitens der Bundesregierung, um die Eltern 
dieser Kinder darauf aufmerksam zu machen, daß die Fettleibig- 
keit ihrer Kinder nicht nur gesundheitliche Schäden verursacht, 
sondern auch die an sich schon hohen Ausgaben der Kranken- 
kassen und damit auch ihre Beitragserhöhungen mitverursacht? 

Zu Frage 99: 

Die von Ihnen erwälinten Ausführungen hinsicht- 
lich der jährlichen Kosten von rund 3,5 Milliarden 
DM für die ärztliche Behandlung der drei Millionen 
fettleibigen Kinder in der Bundesrepublik Deutsch- 
land sind von Frau Bundesminister Huber anläßlich 
des Weltgesundheitstages am 18. April 1977 nicht 
gemacht worden. 

Die Rede ist im Bulletin des Presse- und Informa- 
tionsamtes der Bundesregierung vom 20. April 1977 
abgedruckt. 

Genaue Angaben darüber, wie hoch die Kosten 
für die ärtzliche Behandlung von fettleibigen Kin- 
dern in der Bundesrepublik Deutschland sind und wie 
hoch der von den gesetzlichen Krankenkassen hier- 
von zu tragende Anteil ist, liegen der Bundesregie- 
rung nicht vor. Dies hängt insbesondere damit zu- 
sammen, daß das Übergewicht bei Kindern, von 


(Q 

Ausnahmen abgesehen, an sich noch keine behand- 
lungsbedürftige Krankheit ist, sondern das Über- 
gewicht nur ein, z. T. wesentlichen Risikofaktor für 
die Begünstigung oder Auslösung zahlreicher Er- 
krankungen ist. 

Nach den hier vorliegenden Unterlagen, die sich 
insbesondere auf den Ernährungsbericht 1976 und 
wissenschaftliche Untersuchungen des vom Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie unid Gesundheit zur 
Hälfte finanzierten Instituts für Kinderernährung in 
Dortmund stützen, sind etwa 20 Vo der Kinder in der 
Bundesrepublik Deutschland überernährt, wobei 
Überernährung nicht mit Fettsucht gleichzusetzen 
ist, denn eine Fettsucht wird im allgemeinen nur 
dann angenommen, wenn das Übergewicht 20 Vo 
über dem Normalgewicht liegt. 

Zu Frage 100: 

Angesichts der Bedeutung der Überernährung für 
die Gesundheit sehe ich eine verstärkte Aufklärung 
über eine gesunde Ernährung und die Entwicklung 
noch wirksamerer Methoden auf diesem Gebiete als 
eine Schwerpunktaufgabe der gesundheitlichen 
Aufklärung des Bundesministeriums für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit an. So lief im September 1975 
die Aktion Ernährung und Bewegung unter dem Slo- 
gan „Essen und Trimmen — beides muß stimmen" 
an. Diese Aktion ist längerfristig angelegt. Ziel der 
Kampagne ist es, die Bevölkerung über den Zusam- 
menhang zwischen Ernährung und Bewegung auf- 
zuklären, um allmählich zu einer Verhaltungsände- 
rung in bezug auf die Ernährung hinzu wirken. 

Das Vorhaben wird zusammen mit der Deutschen 
Gesellschaft für Ernährung, dem Deutschen Sport- 
bund, der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher und 
den obersten Landesgesundheitsbehörden im Auf- 
trag des Ministeriums durchgeführt. Auch die Bun- 
desärztekammer und die Medien unterstützen diese 
Kampagne. 

Im Rahmen dieser Aktion wurde u. a. in Millio- 
nenauflage die Schrift „Essen und Trimmen — bei- 
des muß stimmen" auch über die Wartezimmer der 
ärztlichen Praxen verteilt. In dieser Schrift wird 
ausführlich auf die Frage, welche nachteiligen Fol- 
gen für die Gesundheit eine Überernährung des 
Kindes hat, hingewiesen und wirksame Möglich- 
keiten zur Vermeidung einer Überernährung auf- 
gezeigt. 

Außerdem werden im Aufträge des Bundesmini- 
steriums für Jugend, Familie und Gesundheit eine 
Reihe von Informationsschriften zur Unterrichtung 
der Eltern herausgegeben, in denen ebenfalls das 
Problem der Überernährung näher behandelt wird. 

Als Beispiel hierfür möchte ich die Schriften „Das 
Baby", „Die Ernährung des Säuglings", „Die Ernäh- 
rung des Klein- und Schulkindes" und „Schlank wer- 
den, schlank bleiben" nennen. 

Außerdem wird in Kürze im Aufträge des Bun- 
desministeriums für Jugend, Familie und Gesund- 
heit die Broschüre „Fahrplan für die Ernährung des 
Säuglings" erscheinen, die für Ärzte und sonstige 
Schlüsselkräfte bestimmt ist und u. a. als Beilage 
zum Deutschen Ärzteblatt verteilt wird. 
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Anlage 77 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Reusdienbadi (SPD) 
(Drudesache 8/1437 Fragen 101 und 102): 

Aus welchen Gründen wird geistig Behinderten, die nicht zu- 
gleich gehbehindert sind, nicht unentgeltliche Beförderung im 
öffentlidren Personennahverkehr eingeräumt, obwohl geistig Be- 
hinderte sich in der Regel nicht ohne Hilfe im Straßenverkehr 
orientieren können und auf ständige Begleitung angewiesen 
sind? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, sich für eine Gleich- 
stellung von geistig Behinderten mit anderen Gruppen von 
Schwerbehinderten in diesem Punkt einzusetzen, und welche 
Schritte hat sie dazu unternommen bzw. vor? 

Zu Frage 101 : 

In die Freifahrtsvergünstigung im Nahverkehr 
sind nach dem geltenden Gesetz über die unentgelt- 
liche Beförderung von Kriegs- und Wehrdienstbe- 
schädigten sowie von anderen Behinderten im Nah- 
verkehr vom 27. August 1965 u. a. nur Körperbe- 
hinderte i. S. des § 39 Abs. 1 Nr. 1 des Bundessozial- 
hilfegesetzes in der vor dem 31. März 1974 gelten- 
den Fassung und ihre notwendige Begleitperson ein- 
bezogen, wenn sie erheblich gehbehindert sind und 
ihr Einkommen eine bestimmte Grenze nicht über- 
steigt. Geistig Behinderte gehören danach nicht zu 
dem so bestimmten Personenkreis der Körperbe- 
hinderten. Für diese Begrenzung waren seinerzeit 
vor allem finanzielle Erwägungen maßgebend. 

Zu Frage 102: 

Der Bundesregierung sind die Schwierigkeiten und 
(B) Nachteile bekannt, die infolge der jetzigen Abgren- 
zung des Personenkreises vor allem geistig Behin- 
derten entstehen. Sie hat u. a. deshalb bereits 1974 
den Entwurf eines Gesetzes über die unentgeltliche 
Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen Per- 
sonenverkehr beschlossen (Bundesrats-Drucksache 
736/74). Der Bundesrat hat dem Gesetzentwurf da- 
mals aus finanziellen Erwägungen nicht zugestimmt. 
Der Entwurf wurde daraufhin in der vergangenen 
Legislaturperiode nicht mehr weiterbehandelt. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, das Vorhaben 
in der laufenden Legislaturperiode erneut aufzugrei- 
fen, Sie wird in Kürze in Gespräche mit den Ländern 
eintreten, um zu prüfen. Ob sie bereit sein werden, 
bei einer erneuten Vorlage dem Gesetz zuzustim- 
men. 


Anlage 78 

Antwort 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß in 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 Jugendarbeitsschutzgesetz mit dem 
Begriff „Stunde“ die Stunde von 60 Minuten ge- 
meint ist, wie sie durch DIN 1301, Seite 6, Tabelle 3, 
Ziffer 4.1 festgelegt ist. Der im sprachlichen Um- 
gang gebrauchte Begriff „Unterrichtsstunde" erfaßt 
unterschiedliche Zeiträume, häufig 45 Minuten; er 
wäre deshalb für die Abgrenzung zwischen Freizeit 
und Arbeitszeit nicht zu gebrauchen. 

Nach dem Gesetz ist auf die Arbeitszeit nicht die 
nur reine Unterrichtsdauer, sondern die Unterrichts- 
zeit einschließlich der Pausen anzurechnen. Als Pau- 
sen zählen nur die Unterbrechungen zwischen den 
Unterrichtsstunden, nicht dagegen die Zeit nach Be- 
endigung des Unterrichts. Eine „Mittagspause" nach 
Unterrichtsschluß wird also auf die fünf Stunden 
nicht angerechnet. 

Soweit mir bekannt ist, wird diese Auffassung 
auch von den Aufsichtsbehörden der Länder, denen 
die Aufsicht über die Durchführung des Jugendar- 
beitsschutzgesetzes obliegt, vertreten. Das Bundesmi- 
nisterium für Arbeit und Sozialordnung ist jedoch 
gern bereit, diese Frage auf der nächsten Bespre- 
chung mit den Referenten für Jugendarbeitsschutz 
der Länder zu klären. 


Anlage 79 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Kraus (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 104 und 105): 

Treffen die in jüngster Zeit veröffentlichten (insbesondere 
Platow-Brief vom 9, Dezember 1977) Zahlen zu, wonach bereits 
1978 mit einem Defizit in der Arbeitslosenversicherung von zwei 
bis drei Milliarden DM zu rechnen ist, das sich nach zwei bis 
drei Jahren auf eine „zweistellige Milliardengröße" erhöhen 
wird, und daß zur Deckung dieses Fehlbetrages eine Erhöhung 
der Arbeitslosenversicherungsbeiträge um einen (oder mehr) Bei- 
tragsprozentpunkt(e) zur Diskussion steht? 

Trifft es ferner zu, daß in den kommenden Jahren ein — über 
die Berechnungen des Bundesarbeitsministers vom Frühjahr 1977 
hinausgehendes — Defizit der Rentenversicherungsträger von 
20 bis 30 Milliarden DM zusätzlich zu erwarten bzw. nicht aus- 
zuschließen ist und daß sich der Bundesfinanzminister bereits 
heute erklärtermaßen weigert, zur Deckung dieses Fehlbetrags 
und des Fehlbetrags der Arbeitslosenversicherung Mittel aus 
dem Bundeshaushalt bereitzustellen? 

Zu Frage 104: 

Der von der Bundesregierung genehmigte Haus- 
haltsplan der Bundesanstalt für Arbeit für das Haus- 
haltsjahr 1978 sieht Ausgaben für 950 000 bis 
980 000 Arbeitslose und 250 000 Kurzarbeiter im 
Jahresdurchschnitt vor und schließt mit einem De- 
fizit von 1 024 Millionen DM ab, das voll aus der 
vorhandenen Rücklage der Bundesanstalt gedeckt 
werden kann. Die liquide Rücklage der Bundesan- 
stalt für Arbeit betrug am 31. Dezember 1977 rd. 
2,1 Milliarden DM, so daß auch ein bei veränder- 
ten Arbeitsmarktdaten höherer Finanzbedarf abge- 
deckt wäre, über die Fortschreibung der mittelfri- 
stigen Finanzplanung wird die Bundesregierung mit 
der Vorlage des Bundeshaushalts für das Haushalts- 
jahr 1979 entscheiden. 


des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 103): 

Handelt es sich nach Ansicht der Bundesregierung bei der 
Bestimmung des Jugendarbeitsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr, 2), 
daß Jugendliche nicht beschäftigt werden dürfen .an Berufsschul- 
tagen mit einer Unterrichtszeit einschließlich der Pausen von 
mindestens fünf Stunden", um Unterrichts- oder um Zeitstunden, 
und bedeutet „einschließlich der Pausen", daß die auf den Un- 
terrichtsschluß folgende Mittagspause bei diesen fünf Stunden 
nicht mitgerechnet zu werden braucht, und wie kann die Bun- 
desregierung ihrer Auffassung in der Praxis der Gesetzesan- 
wendung Geltung verschaffen? 
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(A) Zu Frage 105: 

Die — gegenüber dem Rentenanpassungsbericht 
1977 — zwischenzeitlich veränderte Einschätzung der 
mittelfristigen Wirtschaftsentwicklung wird auch auf 
die Finanzentwicklung der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung Auswirkungen haben. Das Ausmaß dieser 
Auswirkungen wird entscheidend von den Annah- 
men des Jahreswirtschaftsberichts bestimmt. Die 
Auswirkungen der Jahreswirtschaftsprojektion auf 
die Finanzentwicklung der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung werden im Rentenanpassungsbericht 1978, 
der in Kürze von der Bundesregierung erstellt wird, 
im einzelnen dargestellt. Im Zusammenhang mit dem 
Renten anpassungsbericht 1978 und dem 21 v Renten- 
anpassungsgesetz wird die Bundesregierung ihre 
Vorschläge zur Deckung des sich ergebenden Kon- 
solidierungsbedarfs vorlegen. Dabei prüft die Bun- 
desregierung auch die Frage, ob und inwieweit 
Deckungslücken im Bereich der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung durch Mittel aus dem Bundeshaus- 
halt geschlossen werden können. 


Anlage 80 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Cronenberg (FDP) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 106 und 107): 

Welche Mehrausgaben sind der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung durch die 1972 erfolgte Vorziehung des Rentenanpassungs- 
termins entstanden? 

Welche weiteren Mehrausgaben entstehen dadurch bis Ende 
1978? 

Durch die Vorverlegung des Anpassungstermins 
vom 1. Januar auf den 1. Juli sind den Rentenver- 
sicherungsträgern in den zweiten Jahreshälften 1972 
bis 1977 Mehraufwendungen entstanden. Diese ha- 
ben betragen 

1972 2,5 Milliarden DM 

1973 3,4 Milliarden DM 

1974 4,0 Milliarden DM 

1975 4,4 Milliarden DM 

1976 5,1 Milliarden DM 

1977 5,2 Milliarden DM 
1972—1977 24,6 Milliarden DM 

In diesen Beträgen sind die entgangenen Zinsein- 
nahmen nicht berücksichtigt. Unter Einbeziehung 
der Zinsverluste belaufen sich bei einem angenom- 
menen Zinssatz von 5,5 v. H. die Mehraufwendungen 
durch die Vorziehung der Rentenanpassung bis 
Ende 1977 auf rd, 28 Milliarden DM. 

Abgesehen von Zinsverlusten entstehen durch 
die Vorziehung der Rentenanpassung in den Jahren 
1972 bis 1977 im Jahr 1978 keine Mehraufwendun- 
gen. Die Zinsverluste betragen 1978 rd. 1,5 Milliar- 
den DM. 


Anlage 81 (Q 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Kraus (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 108): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß verschiedene Ortskran- 
kenkassen von Personen mit Anspruch auf freie Heilfürsorge, 
z. B. Berufssoldaten und Polizeibeamte, die also Kassenleistungen 
nur für ihre Familienangehörigen erhalten, Beiträge nach Bei- 
tragssätzen nur um 4 v. H. erheben? 

Freiwillig Versicherte der gesetzlichen Kranken- 
versicherung, die nach dienstrechtlichen Vorschrif- 
ten Anspruch auf Heilfürsorge haben, erhalten — 
mit - Ausnahme des Sterbegeldes — für ihre Person 
keine Leistungen. Haben sie Angehörige, für die 
ihnen Familienhilfe zusteht, wird diese gewährt. 
Wegen der erheblichen Leistungseinschränkung 
schreibt § 313 Abs. 5 Satz 4 RVO vor, daß die Sat- 
zung der Krankenkasse für diese Versicherten den 
Beitrag entsprechend zu ermäßigen hat. „Entspre- 
chend" bedeutet in diesem Falle, daß der Beitrag 
nach dem Verhältnis der verbleibenden Leistungen 
zu den ungekürzten Leistungen der Krankenkasse 
festzusetzen ist. Der danach maßgebliche Beitrags- 
satz ist von den Selbstverwaltungsorganen durch 
Satzung zu bestimmen und von der Aufsichtsbe- 
hörde zu genehmigen. 

Da diese speziellen Beitragssätze statistisch nicht 
für das Bundesgebiet ausgewertet werden, sind mir 
die von den Krankenkassen im einzelnen nach 
§ 313 Abs. 5 RVO festgesetzten Beitragssätze nicht 
bekannt. Der Bundesverband der Ortskrankenkassen 
hat mir mitgeteilt, daß im Jahre 1976 etwa 1 v. H. (D) 
der freiwilligen Mitglieder der Ortskrankenkassen 
von der Regelung betroffen war; der für diese Mit- 
glieder festgesetzte Beitragssatz betrug im Durch- 
schnitt 5,91 vom Hundert des Grundlohns. Die Fra- 
ge, ob einzelne Ortskrankenkassen den Beitragssatz 
nach § 313 Abs. 5 RVO nicht entsprechend der Lei- 
stungskürzung festgesetzt haben, kann nur von der 
Aufsichtsbehörde der jeweiligen Krankenkasse ge- 
prüft werden. 


Anlage 82 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Becker (Frank- 
furt) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 109 und 
110 ): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse der Prognos- 
Untersudiung über die demographisdie Entwicklung in der Bun- 
desrepublik Deutschland, nach der zum Beispiel bei gleichblei- 
bender Geburtenziffer die Alterslastquote von 31,6 v. H. im 
Jahr 1980 auf über 39 v. H. im Jahr 2000 und schließlich auf 
64 V. H. im Jahr 2030 steigen wird, und welche Folgerungen 
zieht sie aus dieser Beurteilung? 

Welche Auswirkungen hätte eine solche Entwicklung auf das 
Finanzsystem der gesetzlichen Rentenversicherung? 

Die von Prognos im Jahre 1975 ermittelten Alters- 
lastquoten wurden auf der Basis der Wohnbevölke- 
rung des Jahres 1973 ohne Berücksichtigung von 
Wanderungen unter Beibehaltung der Geburts- und 
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Sterbeziffern des Jahres 1973 für den gesamten Vor- 
aussdiätzungszeitraum berechnet. Als sog. Alters- 
lastquote wird das Verhältnis der Personen im Ren- 
ten- bzw. Pensionsalter zu den erwerbsfähigen Per- 
sonen ausgedrückt. Je nachdem, in welchen Alters- 
gruppen Personen als erwerbsfähig oder nicht er- 
werbsfähig angenommen werden (z. B. im Alter 15 
bis 65 Jahre oder 18 bis 60 Jahre), verschieben sich, 
insbesondere infolge des uneinheitlichen Altersauf- 
baus der Bevölkerung, z. B. durch Auswirkungen 
der beiden Weltkriege und der Weltwirtschaftskrise, 
auch die altersmäßigen Belastungen. 

Die von Prognos dargestellten Altersbelastungen 
müssen allerdings als rein demographische Meßzah- 
len gewertet werden; sie lassen — insbesondere 
über einen so langfristigen Zeitraum — keine 
Schlüsse über das tatsächliche Verhältnis von Bei- 
tragszahlem und Rentnern zu. 

Unter demographischen Gesichtspunkten ist kaum 
damit zu rechnen, daß eine stark rückläufige Bevöl- 
kerungszahl — wie in den Vorausschätzungen an- 
genommen — ohne Rückwirkungen auf das Gebur- 
tenverhalten bleibt. Insoweit sind Bevölkerungsvor- 
ausschätzungen, die für Jahrzehnte von einer gegen- 
über früheren Entwicklungen extrem niedrigen Ge- 
burtenentwicklung ausgehen, mit einem hohen Ri- 
siko behaftet. Andererseits werden sich — sofern 
sich die Bevölkerung zahlenmäßig entsprechend den 
von Prognos verwendeten Modellberechnungen ent- 
wickeln würde — auch die ökonomischen Rahmen- 
bedingungen verändern, so daß Rückschlüsse auf 
das Finanzsystem der gesetzlichen Rentenversiche- 
(B) rung aus heutiger Sicht einer sicheren Grundlage 
entbehren. Es läßt sich z. B. heute kaum übersehen, 
inwieweit bei langfristig sinkender Zahl erwerbs- 
fähiger Personen sogar eine Kompensation in Form 
einer steigenden Erwerbsbeteiligung (d. h. Zunahme 
der Erwerbsquoten) stattfinden würde. Ebenso ist 
ungeklärt, ob bei langfristig zunehmender Produk- 
tivität nicht ein größerer Teil der Zuwächse als bis- 
her für die Versorgung der älteren Bevölkerung 
verwendet werden kann, ohne den Anteil der Er- 
werbstätigen zu schmälern. Um über die vielfältigen 
Wechselbeziehungen zwischen der Bevölkerungsent- 
wicklung, den Entwicklungen in der Wirtschaft und 
im Bereich der Sozialen Sicherung näheren Auf- 
schluß zu erhalten, hat die Bundesregierung eine 
interministerielle Arbeitsgruppe unter Federführung 
des Bundesministers des Innern, in der auch externe 
Bevölkerungswissenschaftler beratend mitarbeiten, 
mit entsprechenden Untersuchungen beauftragtr 

Die Bundesregierung ist sich der Tatsache bewußt, 
daß auch das System der sozialen Sicherung stärker 
berührt werden könnte, wenn sich das generative 
Verhalten der Deutschen entgegen den Vermutun- 
gen auch in den nächsten Jahren weiter verändert 
und die Geburtenzahl, trotz geburtenstarker Jahr- 
gänge, die in das Heiratsalter hineinwachsen, stän- 
dig weiter zurückgeht. 

Die Bundesregierung geht jedoch davon aus, daß 
Maßnahmen zur Beeinflussung der Bevölkerungs- 
entwicklung — ungeachtet der Langfristigkeit und 
der Kostenfrage — erst dann ergriffen werden soll- 


ten, wenn diese als wirksam angesehen werden kön- ^ 
nen. 

Für das nächste Jahrzehnt stellt sich zunächst we- 
niger das Problem einet ungünstigeren Altersbela- 
stung als vielmehr die arbeitsmarktpolitische Auf- 
gabe, für eine gegenüber heute stark steigende Zahl 
von Erwerbspersonen entsprechende Arbeitsplätze 
zu schaffen. 


Anlage 83 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Walther (SPD) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 111 und 112): 

Wann werden die angekündigten 1 600 neuen Stellen bei der 
Arbeitsverwaltung besetzt sein? 

Wann ist damit zu rechnen, daß die Arbeitsverwaltung dem- 
gemäß zu einer intensiveren und phantasievolleren Arbeitsver- 
mittlung kommt? 

Nach dem mir vorliegenden Bericht der Bundes- 
anstalt für Arbeit ist die Auswahl der Bewerber für 
die neu geschaffenen 1 600 Stellen in der Arbeits- 
vermittlung und Berufsberatung im wesentlichen 
abgeschlossen. Die zusätzlichen Kräfte haben über- 
wiegend zum 1. Januar 1978 ihre Tätigkeit aufge- 
nommen oder mit der Ausbildung begonnen. Für 
einen relativ kleinen Rest ist eine Einstellung zum 
1. April 1978 vorgesehen. 

Soweit zusätzliche Kräfte für eine Tätigkeit als 
Fachkräfte (Arbeits- oder Berufsberater) vorgesehen 
sind, ist ihr endgültiger Ansatz auf einem solchen 
Dienstposten erst nach entsprechender Ausbildung 
oder Einarbeitung möglich. Die dafür erforderlichen 
Maßnahmen sind zum Teil bereits im Oktober 1977 
angelaufen; sie dauern zwischen 6 und 12 Monate. 
Die mit der Stellenmehrung angestrebten Verbesse- 
rungen in der Arbeitsvermittlung und Berufsberatung 
können somit weitgehend im Laufe des Jahres 1978 
erreicht werden, 


Anlage 84 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Burger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 113 und 114): 

Ist es zutreffend, daß in der Statistik der Bundesanstalt für 
Arbeit arbeitslose Sdiwerbehinderte, die teilzeitbeschäftigt wa- 
ren, niciit berüdcsiditigt werden? 

Wenn ja, wie hoch ist die Zahl der ehemaligen teilzeitbe- 
sciiäftigten, jetzt arbeitslosen Schwerbehinderten? 

In der monatlichen Zählung der Arbeitslosen er- 
faßt die Bundesanstalt für Arbeit zwar alle arbeits- 
losen Schwerbeschädigten, die eine Beschäftigung 
suchen, ohne Rücksicht darauf, ob es sich dabei um 
eine Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung handelt. 
Ausgewiesen werden aber nur die Schwerbeschädig- 
ten, die eine Vollzeitarbeit suchen. Arbeitslose 
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W Schwerbeschädigte, die eine Teilzeitbeschäftigung 
anstreben, sind in der Zahl der Teilzeitarbeitslosen 
mit enthalten, werden aber nicht gesondert gezählt 
_ und aufgeführt. 

Die ausführlicheren Sondererhebungen der Bun- 
desanstalt für Arbeit, die jedes Jahr Ende Mai und 
Ende September durchgeführt werden, weisen da- 
gegen sowohl die arbeitslosen Schwerbeschädigten 
aus, die unmittelbar vor der Arbeitslosmeldung 
eine Teilzeitbeschäftigung ausgeübt haben, als auch 
diejenigen, die eine Teilzeitbeschäftigung suchen. 
So standen von den Ende September 1977 insgesamt 
rund 45 600 arbeitslosen Schwerbeschädigten rd. 
2 300 vorher in einer Teilzeitbeschäftigung und 
knapp 5 000 suchten eine Teilzeitbeschäftigung. 


Anlage 85 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Zeitei (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 115): 

Wie haben sich die Ausgaben der Knappschaftsversicherung 
sowie die Zuwendungen des Staates hierzu in den Jahren 1970 
bis 1977 entwickelt, absolut und bezogen auf die Zahl der Emp- 
fänger von Renten aus der Knappschaftsversicherung? 

Die Zuschüsse des Bundes zur knappschaftlichen 
Rentenversicherung im Verhältnis zu den Ausgaben 
und der Anzahl der Renten haben sich in den Jahren 
ß) 1970 bis 1977 wie folgt entwickelt: 


Jahr 

Ausgaben 

der 

KnRV in 
Millionen DM 

Bundes- 
zuschuß 
in Millio- 
nen DM 

v. H. 

Anzahl Bundes- 
der Ren- Zuschuß 
ten im pro Rente 
Dezember in DM 

1970 

6 131 

3 406 

55,5 

753 000 

4 523 

1971 

6 565 

3 642 

55,5 

733 000 

4 969 

1972 

7 285 

4 119 

56,5 

734 000 

5 612 

1973 

7 952 

4 377 

55,0 

738 000 

5 931 

1974 

8 882 

4 854 

54,6 

739 000 

6 568 

1975 

9 771 

5 407 

55,3 

731 000 

7 397 

1976 

10 955 

6 331 

57,9 

722 000 

8 769 

1977 

12 000 

7 000 

58,3 

730 000 

9 589 


Die Werte für 1977 wurden aufgrund der bis ein- 
schließlich November 1977 vorliegenden Monats- 
ergebnisse geschätzt. 


Anlage 86 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Reimers (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 116): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, auch den 
Steuerpflichtigen, die keine über die Sozialversicherung hinaus- 


gehenden Ansprüche auf eine betriebliche Altersversorgung ha- tQ\ 
ben, die Chance zu verschaffen, eine in gleicher Weise Steuer- 
freie Altersversorgung aufzubauen? 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, Ar- 
beitnehmern, denen keine Anwartschaft auf eine 
betriebliche Altersversorgung zusteht, einen steuer- 
lichen Ausgleich in irgendeiner Form zu gewähren. 
Anwartschaften und Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung sind Ausfluß des Arbeitsverhält- 
nisses. Die hier geltenden steuerlichen Regelungen 
können nicht auf Leistungen der privaten Eigenvor- 
sorge von Arbeitnehmern, die keine betriebliche 
Altersversorgung erhalten, übertragen werden. Das 
Steuerrecht ist nicht geeignet, in diesen Fällen 
etwaige versorgungsrechtliche Nachteile gegenüber 
Arbeitnehmern von Unternehmen, die eine betrieb- 
liche Altersversorgung gewähren, zu beseitigen oder 
abzumildern. 


Anlage 87 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Reimers (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 117): 

Erwägt die Bundesregierung, den Gesetzgeber zu veranlassen, 
freiwillige Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung bei der 
späteren Rentenleistung geringer zu bewerten als Pflichtbei- 
träge, z. B. freiwillige Beiträge bei der laufenden Rentendynami- 
sierung nicht mehr zu berücksichtigen? - 

Der Deutsche Bundestag hat bei der Verabschie- 
dung des 20. Rentenanpassungsgesetzes die Bundes- (D) 
regierung u. a. ersucht, das Recht der gesetzlichen 
Rentenversicherung sowohl hinsichtlich der Ver- 
sicherungsberechtigung als auch der Leistungsge- 
währung mit dem Ziel zu überprüfen, mehr Bei- 
tragsgerechtigkeit zu verwirklichen, darüber mög- 
lichst bald zu berichten und gegebenenfalls Vor- 
schläge zu Rechtsänderungen im Entwurf eines 
21. Rentenanpassungsgesetzes zu machen. In diesem 
Ersuchen wird insbesondere auf die Beitragsgestal- 
tung von Pflichtversicherten (Aufstockung), die Ab- 
hängigkeit der Anpassung der Leistungen aus frei- 
willigen Beiträgen von einer regelmäßigen Beitrags- 
entrLchtung und der Probleme, die sich aus diskonti- 
nuierlicher Erwerbstätigkeit ergeben, hingewiesen. 

Im Rahmen der Vorarbeiten für den vom Deut- 
schen Bundestag geforderten Bericht werden alle 
denkbaren Möglichkeiten auf ihre Verwirklichung 
geprüft. Diese Prüfung ist noch nicht abgeschlossen, 
so daß ich um Verständnis bitte, wenn ich im der- 
zeitigen Zeitpunkt noch keine Einzelheiten mitteilen 
kann. Die Bundesregierung wird ihre Auffassung 
jedoch spätestens mit dem 21. Rentenanpassungs- 
gesetz dem Parlament mitteilen. 


Anlage 88 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Regenspurger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 118): 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die Anhebung des 
‘ Weihnachtsfreibetrags sowie durch die übrigen Steuerentlastungs- 

maßnahmen für Arbeitnehmer, die am 1. Januar 1978 in Kraft 
getreten sind, die Bruttolöhne der Arbeitnehmer mit vereinbartem 
Nettolohn, deren Anzahl in Handwerksbetrieben z. T. noch be- 
trächtlich ist, niedriger zu berechnen sind als bisher, was dazu 
führt, daß die Beitragsleistungen zur Sozialversicherung entspre- 
chend sinken, und hält es die Bundesregierung angesichts dieser 
Rechtslage, die zur Folge hat, daß die Ansprüche des betreffen- 
den Personenkreises gegenüber der Arbeitslosen- und später ge- 
genüber der Rentenversicherung niedriger ausfallen als die der 
netto gleichviel verdienenden Kollegen mit vereinbartem Brutto- 
lohn, für notwendig, künftig das Prinzip der Nettolohnverein- 
barung nicht mehr zuzulassen? 

Die von Ihnen genannten Steuerentlastungsmaß' 
nahmen können sidi durdiaus auch für Arbeitnehmer 
mit Nettolohnvereinbarungen auswirken. Dies hängt 
davon ab, ob eine abgeleitete oder eine originäre 
Nettolohnvereinbarung im Einzelfall vorliegt. 

Bei der abgeleiteten Nettolohnvereinbarung ha- 
ben die Parteien zunächst den Bruttobetrag ermit- 
telt und alsdann den Nettolohn den Vertragsver- 
handlungen zugrunde gelegt. Nach einem Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts sind nach Abschluß der Netto- 
lohnvereinbarung erfolgte Steuervergünstigungen 
im Wege der Vertragsanpassung zu berücksichtigen, 
wenn nicht etwas anderes ausdrücklich vereinbart 
ist (vgl. Urteil vom 6. Juli 1970, AP Nr. 1 zu § 611 
BGB Nettolohn). Demnach erhöht sich bei nachträg- 
lich eintretenden Steuervergünstigungen der Netto- 
lohn und damit das für die Beitragsbemessung zu- 
grunde liegende Arbeitsentgelt (§ 14 Abs. 2 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch), so daß keine 
Nachteile für die Arbeitnehmer eintreten. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei soge- 
nannten originären Nettolohnvereinbarungen, bei 
(B) denen die Vertragsparteien bewußt den entspre- 
chenden Bruttobetrag außer acht lassen, später ein- 
tretende steuerliche Vergünstigungen dem Arbeit- 
nehmer nicht zugute kommen. Da Steuervergünsti- 
gungen das zu ermittelnde Bruttoentgelt senken, fol- 
gen daraus auch niedrigere Beitragsleistungen zur 
Sozialversicherung. Es ist nicht bekannt, in welchem 
Umfang solche originären Nettolohnvereinbarungen 
getroffen werden. Doch ist damit zu rechnen, daß 
die betroffenen Arbeitnehmer zumindest bei der 
nächsten Lbhnänderung darauf drängen werden, daß 
die inzwischen erfolgten Steuervergünstigungen zu 
ihren Gunsten berücksichtigt werden. Es dürfte sich 
im Regelfall nur um eine vorübergehende Verzöge- 
rung der Anpassung der bereits bestehenden Netto- 
lohnvereinbarungen handeln, so daß die Nachteile 
für die Arbeitnehmer nicht von großem Gewicht sein 
dürften. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 
Aus der Sicht der Sozialversicherung wäre es zu 
begrüßen, wenn ausschließlich Bruttolöhne verein- 
bart würden, da die Höhe der Beitragsleistung und 
die Höhe der Leistung im Versicherungsfall vonein- 
ander abhängig sind. Steuerliche Freibeträge kom- 
men bei Bruttolohnvereinbarungen sofort in vollem 
Umfang dem Arbeitnehmer zugute, ohne daß die 
Beiträge zur Sozialversicherung berührt werden. 
Außerdem würden die Einzugsstellen verwaltungs- 
mäßig entlastet. Jedoch sieht die Bundesregierung 
keinen zwingenden Grund, Nettolohnvereinbarun- 
gen generell zu verbieten und die Privatautonomie 
zu beschränken, zumal die Arbeitnehmer selbst häu- 
fig eine Nettolohn Vereinbarung anstreben. 


Anlage 89 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Sdimitt-Vodcen- 
hausen (SPD) (Drucksache 8/1437 Frage 119): 

Bestehen Lehr- und Stoffpläne im Hinblick auf Spradilehr- 
gänge für Aussiedler, die in erster Linie die Vorkenntnisse und 
den schulisdien Ausbildungsstand der Menschen differenziert be- 
rücksichtigen, und sieht die Bundesregierung gegebenenfalls Mög- 
lichkeiten, durch allgemeine Anweisung über die Arbeitsverwal- 
tung eine solche Ausrichtung sicherzustellen? 

Sprachlehrgänge für Aussiedler werden von der 
Bundesanstalt für Arbeit gefördert, wenn sie be- 
stimmten Anforderungen genügen. Nach den hier- 
zu bestehenden Durdiführungsanweisungen der Bun- 
desanstalt an die nachgeordneten Dienststellen sind 
bei der Gestaltung des Lehrplanes möglichst die 
sprachlichen Besonderheiten, die sich aus dem Her- 
kunftsland, dem Alter und dem Bildungsstand der 
Teilnehmer ergeben, zu berücksichtigen. Der Lehr- 
stoff soll in Abschnitte gegliedert sein, die es er- 
möglichen, Teilnehmer mit umfangreichen Vor- 
kenütnissen in einen späteren Abschnitt aufzuneh- 
men, Die Vorkenntnisse sind bei Beginn der Teil- 
nahme durch den Träger festzustellen. 

Praktische Schwierigkeiten bei der personellen 
Zusammensetzung der Lehrgänge sind insbesondere 
darauf zurückzuführen, daß oftmals nur das vorhan- 
dene Angebot am Ort in Anspruch genommen wird. 
Viele Aussiedler sind — aus durchaus verständ- 
lichen Gründen — nicht bereit, ihren Familienver- 
band zu verlassen, um einen speziell für sie geeig- 
neten Kurs an einem anderen Ort zu besuchen. ^ 

Die Bundesregierung ist bemüht, aufgetretenen 
Schwierigkeiten durch die Entwicklung von Lehr- 
gangsmaterial, das eine nach Alter, Vorkenntnissen 
und schulischem Ausbildungsstand differenzierte 
Teilnahme von Aussiedlern an Deutschkursen er- 
möglicht, zu begegnen. Ein vom Goethe-Institut ent- 
wickeltes Sprach- und Informationsprogramm, das 
sich vornehmlich an erwachsene, arbeitsuchende, 
verheiratete Aussiedler richtet, wird zur Zeit gut- 
achtlich daraufhin überprüft, ob seine Verwendung 
für den Sprachunterricht empfohlen und gefördert 
werden kann. 

Soweit es sich um die Hinführung jugendlicher 
Aussiedler zur schulischen Ausbildung handelt, sind 
Lehr- und Stoffpiäne weitgehend vorhanden (z. B. 
für Intensivkurse in den Ländern und in der Otto- 
Behnecke-Stiftung). Für den Bereich der Jugendge- 
meinschaftswerke werden zusätzliche Sprachmate- 
rialien zur Zeit erarbeitet. 


Anlage 90 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) 
(Drucksache 8/1437) Frage 120): 

Wie hat sich im letzten Jahr die Arbeitslosigkeit von Uni- 
versitäts- und Fachhodischulabsolventen entwickelt, und gibt es 
berufsmäßige und zeitliche Schwerpunkte (z. B. Chemiker nach 
dem Examen), und würden diese gegebenenfalls eine Einbezie- 
hung in die Arbeitsmarktprogramme rechtfertigen? 
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(A) Von Ende September 1976 bis Ende September 
1977 nahm die Zahl der Arbeitslosen mdt abgeschlos- 
sener Hochschulausbildung um 3 441 oder 16,9 Pro- 
zent auf 23 777 zu. Im gleichen Zeitraum verminderte 
sich dagegen die Zahl der Arbeitslosen mit Fach- 
hochschulausbildung um 521 oder 3,2 Prozent auf 
15 984. 


Generell ist festzustellen, daß der Anteil der Be- 
rufsanfänger an der Gesamtzahl der Arbeitslosen in 
beiden Gruppen zugenommen hat. 

Trotz des Anstiegs der Arbeitslosigkeit hat sich 
die Lage auf dem Teilarbeitsmarkt für Angehörige 
besonders qualifizierter Berufe eher gebessert: Die 
Zahl der für diese Qualifikationen gemeldeten offe- 
nen Stellen lag Ende September 1977 um 2 427 oder 
39,5 Prozent höher als vor Jahresfrist. Auch die 
Fachvermittlungsstellen der Bundesanstalt für Ar- 
beit für diese Berufsgruppen registrieren seit Herbst 
1976 verbesserte Vermittlungsmöglichkeiten. Bis 
Mitte 1977 war erstmals seit 1973 der Zugang an 
Bewerbergesuchen gegenüber der Vergleichszeit des 
Vorjahres rückläufig. Umgekehrt stiegen die Zahl 
der neuen Stellenangebote und die Zahl der Ver- 
mittlungen erstmals wieder an. 


Anlage 91 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 121): 

Gibt es in der Bundesrepublik Deutschland das Berufsbild des 
«Industriemechanikers" oder sind Entwidclungen daraufhin sicht- 
bar? 

In der Bundesrepublik ist noch kein Ausbildungs- 
beruf „Industriemechaniker" staatlich anerkannt 
worden. Die Berufsbezeichnung „Industriemechani- 
ker" ist in einem Mitte 1975 vorgelegten differen- 
zierten Stufenausbildungsmodell des Gesamtverban- 
des metallindustrieller Arbeitgeberverbände (Ge- 
samtmetall) enthalten und kennzeichnet einen zwei- 
jährigen Grundberuf, auf dem fünf einjährige Aus- 
bildungsberufe aufbauen. Das Modell ist aus der 


Anfang der siebziger Jahre geplanten Stufenaus- 
bildungsordnung für feinschlosserische Berufe der 
Metallindustrie abgeleitet worden. 

Das differenzierte Stufenmodell von Gesamtme- 
tall ist von der Industriegewerkschaft abgelehnt 
worden. Die Gewerkschaft richtet sich aus grund- 
sätzlichen bildungspolitischen Erwägungen sowohl 
gegen eine Stufenausbildungsform nach § 26 Be- 
’ rufsbildungsgesetz als auch gegen die Anerkennung 
von zweijährigen Ausbildungsberufen. 

Die Tarifvertragspartner sind im Herbst vorigen 
Jahres wieder in Gespräche über die Neuordnung 
der feinschlosserischen Berufe eingetreten. Wie 
dem Bundesministerium für Wirtschaft bekanntge- 
worden ist, ist bisher noch kein Ergebnis erzielt 
worden. Die Verhandlungen werden fortgesetzt. 
Die Gesprächspartner sind nicht bereit, eine Aus- 
sage darüber zu treffen, wie lange die Gespräche 
noch dauern werden und ob noch über das Konzept 
des „Industriemechanikers" eine Einigung erzielt 
werden kann. 


Anlage 92 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Kuhlwein (SPD) 
(Drucksache 8/1437 Frage 122): 

Weldie Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, durch eine 
bessere Koordination der Arbeitsvermittlung zwischen benach- 
barten Arbeitsämtern — beispielsweise in Hamburg und in 
Schleswig-Holstein — sicherzustellen, daß insoweit ein Vermitt- 
lungsausgleicfa stattfindet, als jeweils auch Arbeitslose bei der 
Vermittlung berücksichtigt werden, die bei einer Nachbardienst- 
stelle registriert sind? 

Die Arbeitsvermittlung obliegt der Bundesanstalt 
für Arbeit als Selbstverwaltungsaufgabe. Als Bei- 
trag zu der vom Bundesminister Dr. Ehrenberg im 
Herbst 1977 geforderten „Vermittlungsoffensive" 
hat die Bundesanstalt für Arbeit die bisherige, nicht 
mehr situationsgerechte Praxis des Vermittlungs- 
ausgleichs zwischen ihren Dienststellen Anfang De- 
zember 1977 neu geregelt. 

Danach hat jede Arbeitsamtsdienststelle zu prü- 
fen, ob eingehende Stellenangebote mit den im ei- 
genen Bezirk gemeldeten Arbeitsuchenden kurzfri- 
stig besetzt werden können. Ist dies nicht möglich, 
hat die (federführende) Arbeitsamtsdienststelle un- 
verzüglich alle im Tagespendelbereich gelegenen 
(mitführenden) Arbeitsamtsdienststellen unter Be- 
kanntgabe aller für die Arbeitsvermittlung notwen- 
digen Daten einzuschalten. Es ist zu erwarten, daß 
auf diese Weise die offenen Stellen allen dafür in 
Betracht kommenden Arbeitslosen erschlossen wer- 
den. 


Anlage 93 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Broll (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 123 und 124): 


Die Schwerpunkte der Arbeitslosigkeit bei den 
Hochschulabsolventen lagen Ende September 1977 
bei den Lehrern (5 702), Wirtschafts- und Sozialwis- 
senschaftlern (4 729), Ingenieuren (3 810) und den 
Rechts wahrem (1 568). 

Bei den Fachhochschulabsolventen waren die In- 
genieure (7 360), sozialpflegerische Berufe (2 331) 
und die Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler 
(1 577) besonders betroffen. 


Die bisher abgewickelten arbeitsmarktpolitischen 
Programme der Bundesregierung sahen eine nach 
dem beruflichen Qualifikationsniveau differenzierte 
Förderung nicht vor. Demgemäß konnten auch Fach- 
hodischul- und Hochschulabsolventen Leistungen in 
Anspruch nehmen, sofern sie den jeweiligen Förde- 
rungskriterien entsprachen. Ein spezielles Arbeits-’ 
marktprogramm für Hochqualifizierte ist derzeit 
nicht vorgesehen. 



5594" 


Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode — 70. Sitzung. Bonn, Freitag, den 27. Januar 1978 


Aus weldien Gründen hat der Bundesarbeitsminister — ent- 
sprechend einer Übersicht der Vormerkstelle des Bundes beim 
Bundesverwaltungsamt Köln — für 1977 keine vorbehaltenen 
Stellen gern. § 10 SVG gemeldet und zur Verfügung gestellt? 

Wieviel Stellen für den einfachen und mittleren, den gehobe- 
nen Dienst und für Angestellte in den Vergütungsgruppen X bis 
III BAT im Bereich des Bundesarbeitsministers sind 1977 ange- 
fallen, und sind diese Stellen den Soldaten für 1978 gutgeschrie- 
ben worden? 

Beim Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung und im Geschäftsbereich (Bundesarbeits- 
gericht, Bundessozialgericht, Bundesausführungsbe- 
hörde für Unfallversicherung, Bundesanstalt für Ar- 
beitsschutz- und Unfallforschung und das Bundes- 
amt für den Zivildienst) waren im Jahre 1977 (ein- 
schließlich Übertrag aus 1976) sieben Stellen der 
Vergütungsgruppen X bis III BAT in den Stellenvor- 
behalt nach § 10 Soldatenversorgungsgesetz (SVG) 
einzubeziehen. Da nur jede 10. Stelle Inhabern eines 
Zulassungsscheins vorzubehalten ist (§ 10 Abs. 1 
Nr. 2 SVG), ergab sich auch keine vorzubehaltende 
Stelle, die hätte gemeldet werden müssen. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung sind in den Laufbahngrup- 
pen des einfachen, mittleren und gehobenen Dien- 
stes keine Stellen für Beamte im Vorbereitungs- 
dienst (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 SVG) vorhanden. Der Stel- 
lenvorbehalt kann insoweit nicht wirksam werden. 

Die aus dem Jahre 1977 verbliebenen sieben Stel- 
len der Vergütungsgruppen X bis III BAT werden 
für 1978 wieder in den Stellenvorbehalt einbezogen. 


Anlage 94 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 125): 

Wie stellt sidi die Bundesregierung zur Forderung des IG- 
Metall- Vorstandsmitglieds Janzen nadi einer Einheitskranken- 
versicäierung und als ersten entscheidenden Schritt dazu zur 
gleichzeitig erhobenen Forderung nach der Selbstverwaltung der 
Krankenversicherung ausschließlich durch die unmittelbar Ver- 
sicherten? 

Die Bundesregierung sieht keinen aktuellen An- 
laß und derzeit keine Notwendigkeit zu grundlegen- 
den Änderungen der Organisations- und Selbstver- 
waltungsstruktur der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung. 

Eine Zusammenfassung und Zentralisierung der 
Krankenversicherungsträger würde Probleme der 
Funktionsfähigkeit der Selbstverwaltung aufwerfen 
und auch Gefahren der Bürokratisierung mit sich 
bringen. Die Bimdesregierung stimmt mit dem Bun- 
destag darin überein, die Selbstverwaltung zu er- 
halten und zu festigen. Das schließt allerdings nicht 
aus, daß die derzeitige Organisationsstruktur der 
gesetzlichen Krankenversicherung insbesondere im 
Hinblick auf eine engere Kooperation nicht verbes- 
serungsbedürftig wäre. Die Bundesregierung hält es 
deshalb für eine Aufgabe, die Frage nach einer 
weiteren Verbessenmg der Organisation der Kran- 


kenversicherungsträger zu prüfen. Hierbei dürfen (Q 
nur die berechtigten Interessen und Bedürfnisse der 
Versicherten maßgeblich sein. Das gilt auch für die 
Gestaltung der Selbstverwaltung. 

Die Frage der angemessenen Organisation betrifft 
auch die optimale Größe der Versicherungsträger, 
wobei die Nähe zu dem zu betreuenden Personen- 
kreis und die demokratische Mitbestimmung Vor- 
rang vor der technischen Aufgabenerfüllung haben. 

Das Krankenversicherungs-Weiterentwicklungs- 
gesetz und das Krankenversicherungs-Kostendämp- 
fungsgesetz haben der Selbstverwaltung der Kran- 
kenversicherungsträger neue Aufgaben gestellt und 
damit ein neues Gewicht gegeben. Die Frage nach 
einer Änderung der Zusammensetzung der Selbst- 
verwaltungsorgane wird um so weniger Bedeutimg 
erlangen, wie die Selbstverwaltung die ihr gege- 
benen Möglichkeiten nutzt. 


Anlage 95 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Busdifort auf die Sdirift- 
lidie Frage des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 126): 

Beabsichtigt die Bundesregierung Maßnahmen zur Beseitigung 
der Wettbewerbsverzerrungen im Backgewerbe, die, vor allem 
entlang der französischen Grenze, daraus entstehen, daß es in 
Frankreich kein Nachtback verbot gibt? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, 
daß das Naditbackverbot Wettbewerbsverzerrungen 
im Backgewerbe entlang der französischen Grenze 
zur Folge hat. Zwar gilt in Frankreich im Unter- 
schied zur Bundesrepublik kein Nachtbackverbot. 
Dies wirkt sich jedoch in der Bundesrepublik nicht 
wettbewerbsverzerrend aus, weil in der Bundesre- 
publik Bäcker- oder Konditorwaren unabhängig vom 
Zeitpunkt und vom Ort ihrer Herstellung nicht vor 
5.45 Uhr an Verbraucher oder Verkaufsstellen abge- 
geben, ausgetragen oder ausgefahren werden dür- 
fen. Bis zu diesem Zeitpunkt können aber auch deut- 
sche Bäckereien Brötchen und anderes Weißgebäck 
hersteilen. Sie können mit den Vorarbeiten ab 

3.00 Uhr und mit den Produktionsarbeiten ab 

4.00 Uhr beginnen. 

Das Nachtbackverbot ist bei seiner letzten Ände- 
rung im Jahre 1969 in Kenntnis der unterschiedli- 
chen französischen Regelung aufrechterhalten wor- 
den. Zur Vermeidung von Nachteilen für deutsche 
Backbetriebe wurde das Ausfahrverbot auch auf Lie- 
ferungen von Backwaren aus dem Ausland ausge- 
dehnt. 

Diese Regelung ist ein Kompromiß zwischen den 
unterschiedlichen Interessen des Backgewerbes, der 
im Backgewerbe Beschäftigten und der Bevölkerung. 
Die Stellungnahmen dieser Gruppe haben sich seit- 
dem nicht geändert. Die Bundesregierung hat daher 
nicht die Absicht, eine Gesetzesänderung vorzu- 
schlagen. 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Berger (Lahnstein) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 127); 

Trifft es zu, daß Behinderte, deren Erwerbsminderung minde- 
stens 50 V. H. beträgt und die infolgedessen einen besonderen 
Freibetrag bei ^ der Wohngeldberechnung in Ansprudi nehmen 
können, nun einen Sdiwerbehindertenausweis beantragen müs- 
sen, obwohl ihr Ansprudi durdi vorangegangenen Feststeliungs- 
besdieid bereits amtlidi festgeiegt worden ist? 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung beantworte ich die Frage 
wie folgt; 

Zur Erlangung eines Freibetrages haben Wohn- 
geldberechtigte den Nachweis einer schweren Behin- 
derung und des Grades einer auf ihr beruhenden 
Minderung der Erwerbsfähigkeit grundsätzlich durch 
Vorlage eines Schwerbehindertenausweises zu füh- 
ren. 


(B) 


Das gilt nicht, wenn eine solche Feststellung schon 
in einem Rentenbescheid, einer entsprechenden Ver- 
waltungs- oder Gerichtsentscheidung oder einer vor- 
läufigen Bescheinigung der für diese Entscheidun- 
gen zuständigen Dienststellen getroffen worden ist. 
Entsprechende Verwaltungsentscheidungen sind die 
von der zuständigen Verwaltungsbehörde erlassenen 
Entscheidungen über eine Rente, Kapitalabfindung 
oder sonstige Versorgungs-, Unfallfürsorge- oder 
Entschädigungsleistungen, sofern der Leistungsge- 
währung die Feststellung einer bestimmten, nicht 
nur vorübergehenden Minderung der Erwerbsfähig- 
keit zugrunde liegt (Einzelheiten vgl. Nr. 8.8 Allge- 
meine Verwaltungsvorschrift zum Wohngeldgesetz 
in der Fassung vom 21. Dezember 1977, Beilage zum 
Bundesanzeiger Nr. 243 vom 29. Dezember 1977). 


Unter der Voraussetzung, daß der angeführte 
Feststellungsbescheid vorstehenden Erfordernissen 
genügt, benötigt der Wohngeldberechtigte keinen 
Schwerbehindertenausweis. 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 128): 

Kann die Bundesregierung Presseberidite bestätigen, nadi de- 
nen Bundesminister Dr. Ehrenberg in einem Zeitungsinterview 
den Rückstand der Beamtenpensionen hinter der Versorgung der 
ehemaligen Behördenangestellten bestritten hat, und wenn ja, 
wie verträgt sidi diese Ausage des Bundesministers mit dem im 
Auftrag der Bundesregierung erstellten Gutaditen der „Treu- 
arbeit“ -AG, Frankfurt, in dem nadi ausführlichen Beredinungen 
nadigewiesen wurde, daß die Beamtenpensionen bis zu drei Be- 
soldungsgruppen hinter der Versorgung der ehemaligen Behör- 
denangestellten Zurückbleiben? 


Ich gehe davon aus, daß Ihre Frage sich auf ein 
Interview von Herrn Bundesminister Dr. Ehrenberg 
im „Kölner Stadt- Anzeiger" vom 31. Dezember 1977 
bezieht. Dieses Interview enthält die Feststellung, 
daß trotz schwieriger Vergleichbarkeit der Systeme 
der Alterssicherung für Beamte einerseits und An- 
gestellte (insbesondere des öffentlichen Dienstes) 
andererseits immerhin aber doch eine relative 
Gleichgewichtigkeit gegeben sei. Dies deckt sich 
durchaus mit dem Ergebnis des Gutachtens der 
„Treuarbeit" -AG. Dort heißt es in der Schlußbemer- 
kung (Textziffer 353): „Aufgabe dieses Gutachtens 
war es, die für Beamte, nichtbeamtete Arbeitnehmer 
des öffentlichen Dienstes und Arbeitnehmer der 
Privatwirtschaft geltende Versorgungsregelungen zu 
vergleichen. Dazu war es erforderlich, zunächst den 
wesentlichen sachlichen Inhalt der verschiedenen 
Regelungen darzustellen und im Anschluß daran 
deren Auswirkung auf die Betroffenen gegenüber- 
zustellen. Hierbei hat sich gezeigt, daß es wegen 
der Vielschichtigkeit der Regelungen nicht möglich 
ist, ein bestimmtes System als besser oder schlechter 
als andere Systeme einzustufen." 


Anlage 98 


Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Hubrig (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 129 und 130): 

Welche Gutaditer und Projektbegleiter im Rahmen des Pro- 
gramms „Humanisierung des Arbeitslebens“ sind gleichzeitig wie- 
der an Forsdiungsaufträgen im Rahmen des gleichen Programms 
beteiligt, differenziert nach Sachgegenstand, Bearbeiter und Auf- 
tragsvolumen? 

Was sind die Gründe für die Vergabe des Forschungsauftrags 
Nr. 4005 Durchführung von Fachkonferenzen auf dem Gebiet 
„Humanisierung des Arbeitslebens" an die Firma METAPLAN mit 
einem Zuwendungsvolumen von 355 800 DM, und nach welchen 
Kriterien wurde dieses Unternehmen ausgewählt? 


Zu Frage 129: 

Ich verweise insofern auf die beigefügte Liste. 


Zu Frage 130: 

Die Firma Metaplan, Quickborn, wurde mit dem 
von Ihnen genannten Auftrag betraut, weil sie auf- 
grund ihrer Qualifikationen und Erfahrung beson- 
ders geeignet ist, kleine Fachkonferenzen sowie 
größere Fachkongresse mit neuartigen Kommunika- 
tionstechniken durchzuführen. Aus diesem Grunde 
wurde diese Firma in den vergangenen Jahren 
mehrfach von obersten Bundesbehörden mit der 
Vorbereitung und Durchführung von Veranstaltun- 
gen beauftragt, bei denen sie die besonderen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen ihrer Mit- 
arbeiter auf den genannten Gebieten unter Beweis 
stellen konnte. 
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(A) Anlage zu Frage 129 

Liste der Gutachter und Projektbegleiter, die im Rahmen von Zuwendungs- bzw. Forschungsaufträgen 
am Aktionsprogramm „Forschung zur Humanisierung des Arbeitslebens“ beteiligt sind: 


(Q 


Gutachter 

Projektbegleiter 

Zuwendungsempfänger 

Thema 

Förderungs- 

betrag 

Prof. Dr. B. Schulte 

TU Berlin 

Handbuch der Arbeitshilfen 

269 420 DM 

Prof. Dr. B. Schulte 

TU Berlin 

Arbeitswissenschaftliche Begleitforschung — 
Siemens — Waschgerätefertigung — 

980 458 DM 

Prof. Dr. B. Schulte 

Inst, für Betriebs- 
forschung, Berlin 

Entwicklung von neuen Arbeitsstrukturen in 
der Bekleidungsindustrie — Vorstudie — Pro- 
blemfeldanalyse 

28 900 DM 

Prof. Dr. B. Schulte 

Inst, für Betriebs- 
forschung, Berlin 

Arbeitswissenschaftliche Begleitforschung zum 
Vorhaben „Arbeitsstrukturierung in der Ka- 
stenmöbelfertigung" der Fa. Baehre 

140 371 DM 

Prof. Dr. B. Schulte 

TU Berlin 

Begleitforschung altersadäquate Arbeitsanfor- 
derungen für Pkw und Lkw Reifenkonfektions- 
plätze (Fa, Continental) 

268 105 DM 

Dr. W. Fricke 

Friedrich-Ebert- 
Stiftung, Bonn 

Arbeitsorganisatorische Innovationen als Qua- 
lifizierungsprozesse von ludustriearbeiten. 
Modellversuche zur Entwicklung und Erpro- 
bung arbeitsorganisatorischer Alternativen 
durch Industriearbeiter (Fa. Peiner Schrauben- 
werke AG) 

1 376 040 DM 

Prof. Dr. H. Dupuis 

MPI für Landarbeit 
und Landtechnik, 

Bad Kreuznach 

Untersuchungen zur Verbesserung von Fahrer- 
sitzen für Nutzfahrzeuge und Arbeitsmaschi- 
nen unter dem Gesichtspunkt der Schwin- 
gungsbelastung und Sitzgestaltung 

369 170 DM 

Dr. W. Ecker 

TU Hannover 

Lärmminderung an dickwandigen Stahlkon- 
struktionen bei impulsförmigen Bearbeitungs- 
vorgängen 

230 350 DM 

Prof. Dr. D. HenschlerUni Würzburg 

Prüfung von Trichloräthylen auf carcinogene 
Wirkung bei inhalatorischer Aufnahme und 
Mechanismen der Bioaktivität im Stoffwechsel 

407 090 DM 

H. Hamacher 

H. Hamacher 

Koordinierung der Einzelvorhaben „Vorstufe 
Arbeitsstrukturierung in der Bekleidungsin- 
dustrie" 

44 500 DM 

Dr. H. P. Euler 

Uni Karlsruhe 

Integrierte Arbeitsstrukturierung am Beispiel 
einer Kleinmotoren-Montage in einem mittel- 
ständischen Unternehmen (Vorphase) bei der 
Fa. Stihl, Waiblingen 

595 300 DM 

Prof. Dr. 

Müller-Limmroth 

TU München 

Physiologische Untersuchungen gesundheits- 
fördernder Sitzmöbel mit verformbaren Rük- 
kenlehnen 

977 148 DM 

Prof. Dr. 

Müller-Limmroth 

TU München 

Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitsbe- 
dingungen in Funk und Fernsehen 

616 282 DM 

Prof. Dr. Lürig 

TU Clausthal- 
Zellerfeld 

Beanspruchung des Menschen durch Arbeit 
und Klima im Salzbergbau 

540 300 DM 

Prof. Dr. Lürig 

Ruhrkohle AG, Essen 
(Unterauftrag) 

Staubbekämpfung beim Schildausbau durch 
Absaugen und Niederschlagen des durch den 



(B) 


Prof. Dr. Dr. Schwarz Ruhrkohle AG, Essen 


P) 


Spaltraum zwischen den Schilden gelangenden 

Staubs 398 150 DM 

Arbeitsphysiologische Untersuchungen über 
die zumutbare bzw. arbeitsphysiologisch noch 
zulässige Dauer der Flucht von Bergleuten 
mit Filterselbstrettern 262 702 DM 
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(A) 


Gutachter 

Projektbegleiter 


Zuwendungsempfänger 


Thema 


Forderungs- 

betrag 


(Q 


Prof. Dr. Kettner 


Prof. Dr. Kettner 
Prof. Dr. Kettner 


Dr. R. Peter 

Dr. R. Peter 

Dr. R. Peter 

Prof. Dr. K. Krahn 
® Mario Helfert 

Dr. Altmann 


Dr. Altmann 
Dr. Altmann 

Prof. Dr. Naschold 

Prof. Dr. Naschold 
Prof. Dr. Schumann 

Prof. Dr. Ulich 

Prof. Dr. Ulich 


TU Hannover Ordnen und Magazinieren schwer handhab- 

barer Werkstüdte. Systematische Untersu- 
chung von Prinzipien, Entwicklung und Erpro- 
bung von Geräten am Beispiel von Wirrgut- 
teilen elektrofeinmechanischer Geräte 536 970 DM 

TU Hannover Vorausberechnung der Lärmdosisverteilung in 

Fabrikhallen 439 800 DM 


TU Hannover Ordnen und Zuführen schwer handhabbarer 

Werkstücke. Systematische Untersuchungen 
zur Handhabung platinenförmiger Werkstük- 
ke. Entwicklung und Erprobung von Verfah- 
ren und gerätetechnischer Lösungen 603 665 DM 

Inst, für Sozial- Sozialwissenschaftliche Begleitforschung zum 

forschung und Organisationsentwicklungsprojekt der Fa. 

Sozialwirtschaft e. V., INO VAN ' 924 250 DM 

Saarbrücken 

Inst, für Sozial- Automation und industrielle Arbeitnehmer 

forschung und (Studie) 113 500 DM 

Sozialwirtschaft e. V., 

Saarbrücken 


Inst, für Sozial- Arbeitsformen und Arbeitsbedingungen im 

forschung und Streckenvortrieb 863 000 DM 

Sozialwirtschaft e. V., 

Saarbrücken 


Uni Bielefeld 


Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaft- 
liches Inst, des DGB, 
Düsseldorf 

ISF München 


ISF München 
ISF München 


Uni Konstanz 


jetzt: Wissenschafts- 
zentrum Berlin 

Uni Bremen 


Eidgen. TH Zürich 


Eidgen. TH Zürich 


Handlungsprobleme bei Maßnahmen zur Hu- 
manisierung der Arbeitswelt 

Implikationen des Regierungsprogramms zur 
Humanisierung der Arbeit für die Arbeitneh- 
mer und ihre Gewerkschaften 

Sozialwissenschaftliche Begleitforschung zum 
Vorhaben von Zahnradfabrik Friedrichshafen: 

Wandel der Arbeitsbedingungen durch ver- 
kettetes Fertigungssystem mit modularem 
Aufbau 

Bedingungen und Probleme betrieblich ini- 
tiierter Humanisierungsmaßnahmen 

öffentliche Maßnahmen als Bedingungen be- 
trieblicher Aktivitäten zur menschengerechten 
Gestaltung des Arbeitslebens 1 097 580 DM 

Auswirkungen bestimmter Arbeitssituationen 
auf die Anfälligkeit für Herz-/Kreislauf- 
erkrankungen 21 100 DM 

Herz-/Kreislaufkrankheiten und industrielle 
Arbeitsplätze 508 706 DM 

Sozial wissenschaftliche Begleituntersuchung 
zum Vorhaben des Volkswagenwerkes. Neue 
Handhabungssysteme als technische Hilfen 
für den Arbeitsprozeß 30 000 DM 

Arbeits- und betriebspsychologische Begleit- 
forschung für das VW-Vorhaben Untersu- 
chung von Arbeitsstrukturen im Bereich der 
Aggregatefertigung der Volkswagen AG 360 119 DM 

Psychischer Streß am Arbeitsplatz — Hem- 
mende und fördernde Bedingung für huma- 
nere Arbeitsplätze 506 005 DM 


844 250 DM 

P) 

484 600 DM 

800 535 DM 
1 255 630 DM 
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Gutachter 

Projektbegleiter 

Zuwendungsempfänger 

Thema 

Forderungs- 

betrag 

Prof. Dr. Ulich 

Eidgen. TH Zürich 

Entwicklung von Methoden zur Bewertung 
von Qualifizierung 

48 700 DM 

Prof. Dr. Burkardt 

Uni Frankfurt 
(Unterauftrag 
Ruhrkohle) 

Weiterentwicklung von Beleuchtungseinrich- 
tungen untertage 

ca. 200 000 DM 

Dr. med. habil. Manz 

Hamburger Gas- und 
Wasserwerke 

Möglichkeiten zur Herabsetzung des Krebs- 
risikos in Gaswerken 

•163 247 DM 

Prof. Dr. H. Schmale 

Uni Hamburg 

Begleitforschung zum Vorhaben „Gruppenge- 
schäftsstellen des Amtsgerichts Hamburg" 

233 000 DM 

Toni Pollen 

Gewerkschaft Textil 
u. Bekleidung 

Qualifizierung von Betriebsräten und Gewerk- 
schaftssekretären zur Humanisierung des Ar- 
beitslebens (Projektleitung) 

ca. 800000 DM 

Prof. Dr. G. Lehnert 

Uni Hamburg 

Kombinierte Wirkung mehrerer Arbeitsstoffe 

1 070 000 DM 

Prof. Dr. Victor 

Uni Karlsruhe 

Unterauftrag Fa. Brüninghaus: Lärmminde- 
rung an Axialkolbenpumpen 

118 500 DM 

Prof. Dr. Stute 

Uni Stuttgart 

Sensorgeführte Steuerung für Handhabungs- 
systeme 

550 800 DM 

Priv. Doz. Dr. Greif 

FU Berlin 

Psychischer Streß am Arbeitsplatz 

789 646 DM 

Prof. Dr. Hetlinger 

Gesamthochschule 

Wuppertal 

Hitzearbeitsplätze in der Stahlindustrie 

2 805 095 DM 

Dr. R. Röbke 

Inst, für angewandte 
Arbeitswissenschaft, 
Köln 

Taschenbuch der Arbeitsgestaltung (Risikoab- 
sicherung der Veröffentlichung) 

54 000 DM 


Anlage 99 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) 
(Drucksache 8/1437 Frage 131): 

Sind dem Bundesverteidigungsminister Klagen von Absolventen 
der Bundeswehrhodisdiulen darüber bekannt, daß ein Stellen- 
vorbehalt für Zeitoffiziere für den höheren Dienst nicht besteht, 
und wenn ja, weiche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu 
diesem Problem? 

Dem Bundesminiisterium der Verteidigung sind 
Klagen von Absolventen der Bundeswehrho^schu- 
len darüber, daß ein Stellenvorbehalt für die Lauf- 
bahn des höheren Dienstes nicht besteht, bisher 
nicht bekanntgeworden. 

Die Frage, ob der Stellenvorbehalt auf die Lauf- . 
bahn des höheren Dienstes erweitert werden kann, 
ist jedoch im Zusammenhang mit der ab 1. Januar 
1976 vorgenommenen Einbeziehung der Offiziere auf 
Zeit lin den Personenkreis, der mit Hilfe des Stellen- 
vorbehalts eingegliedert werden kann, geprüft wor- 
den. Die Prüfung hat ergeben, daß den jeweiligen 
Dienstherren die mit der Erweiterung verbundene 
Einschränkung ihrer Personalhoheit nicht zugemutet 
werden kann. Die Stellen im höheren Dienst sind 
stärker als in anderen Laufbahngruppen in Sonder- 
laufbahnen aufgegliedert, die Anzahl der Stellen 
insgesamt ist außerdem gegenüber der Zahl der 
Stellen in den übrigen Laufbahnen relativ gering. 
Ein Stellenvorbehalt müßte — der Systematik des 
§ 10 Abs. 1 Nr. 1 des Soldatenversorgungsgesetzes 


folgend — daher enger als in den übrigen Laufbah- 
nen gefaßt werden. Das würde die Auswahlmöglich- 
keit des Dienstherrn erheblich einschränken. Auch 
unter Berücksichtigung des besonderen Interesses 
der ehemaligen Soldaten auf Zeit an einer solchen 
Eingliederungshilfe ist eine so weitgehende Be- 
schränkung bei der Besetzung der Stellen des höhe- 
ren Dienstes im Hinblick auf die herausgehobene 
Bedeutung dieser Stellen nicht zumutbar. Es ist da- 
her nicht beabsichtigt, das Soldatenversorgungsge- 
setz dahin gehend zu ändern, einen Stellenvorbehalt 
auch für die Laufbahn des höheren Dienstes einzu- 
führen. 

Im übrigen wird durch § 7 Abs. 2 Soldatenversor- 
gungsgesetz sichergestellt, daß die in Laufbahnvor- 
schriften für die Einstellung vorgeschriebenen Al- 
tersgrenzen einer Einstellung ehemaliger, länger- 
dienender Soldaten auf Zeit nicht entgegenstehen. 


Anlage 100 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Stahl (Kem- 
pen) (SPD) (Drucksache 8/1437 Fragen 132 und 133): 

Wann werden von seiten des Bundesverteidigungsministers 
die vom Bundesinnenminister für eine Festsetzung der Lärm- 
sdiutzbereidie notwendigen Prognosedaten für die Militärflug- 
plätze Brüggen und Wildenrath fertiggestellt sein, damit, wie 
auch bei anderen Zivil- und Militärflughäfen, die Lärmschutzbe- 
reiche durch Rechtsverordnung festgelegt werden können, damit 
dem Gesetz zum Schutze des Fluglärms und so dem Wohl der in 
dieser Gegend wohnenden Menschen Rechnung getragen wird? 
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Welche positiven Auswirkungen hatten bisher die Lärmschutz- 
bereiche, die durch Rechtsverordnung festgelegt wurden, im Be- 
reich von Flugplätzen aus der Sicht bisheriger Erfahrung in Ver- 
bindung mit dem Lärmschutzgesetz für die Bürger gebracht? 

Zu Frage 132: 

Der Bundesminister der Verteidigung hat am 
24. Januar 1978 dem Bundesmihister des Innern die 
maßgeblichen Daten für die Berechnung der Lärm- 
schutzbereiche für die militärischen Flugplätze Brüg- 
gen und Wildenrath zugeleitet 

Zu Frage 133: 

Beim Bundesminister des Innern wird zur Zeit ein 
Erfahrungsbericht über die Durchführung des Flug- 
lärmgesetzes erarbeitet. In diesem Bericht wird 
auch auf die von Ihnen gestellte Frage eingegan- 
gen. Dieser Bericht wird dem Deutschen Bundestag 
in den nächsten Monaten vorgelegt. 


Anlage 101 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Milz (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 134): 

Ist nach Abschluß der parlamentarischen Beratungen absolut 
sichergestellt, daß mit dem Neubau des Dienstgebäudes für das 
militärgeographische Amt in der bundeseigenen Liegenschaft 
Euskirchen, Funkkaserne, im 4. Quartal 1978 begonnen wird, 
und wann erfolgt die Belegung durch das Dienstpersonal? 

(B) Auf Grund des derzeitigen Bearbeitungsstandes 
kann der Ihnen im Juli 1977 mitgeteilte Termin des 
voraussichtlichen Baubeginns (4. Quartal 1978) nicht 
eingehalten werden. Da mit den Planungsarbeiten 
erst nach der endgültigen Entscheidung über den 
künftigen Standort des Militärgeographischen Am- 
tes (MilGeoA) im September 1977 begonnen werden 
konnte, wurde in der Herbstfortschreibung der mit- 
telfristigen Finanzplanung der voraussichtliche Bau- 
beginn auf das 2. Quartal 1980 hinausgeschoben. 
Anläßlich der nächsten Fortschreibung der mittel- 
fristigen Planung, im Frühjahr 1978, soll der Bau- 
beginn entsprechend dem Fortschreiben der Baupla- 
nung auf das 2. Quartal 1979 vorgezogen werden. 

Bei einer Bauzeit von drei Jahren kann mit der Fer- 
tigstellung des Neubaus und mit der Belegung durch 
das Personal des MilGeoA im Sommer 1982 ge- 
rechnet werden. 


Anlage 102 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Würzbadi 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 135 und 136): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, auf dem Truppenübungs- 
platz Boostedt einen Panzerfaustschießstand zu errichten? 

Hat die Bundesregierung die Anlage gegebenenfalls so ge- 
plant, daß Lärmbelästigungen für die unmittelbare Umgebung 
der Gemeinde Boostedt ausgeschlossen und eine Einbeziehung 
in den schon bestehenden Sdiießplatzkomplex vorgesehen sind? 


Zu Frage 135: 

Es trifft zu, daß die Errichtung eines Panzerfaust- 
schießstandes im Rahmen eines Geländeteils für die 
Ausbildung mit Panzerabwehrkampfmitteln geplant 
ist. 

Zu Frage 136: 

Die ursprüngliche Absicht, die Anlage auf Grund 
der Ergebnisse entsprechender fachlicher Untersu- 
chungen auf dem hierfür besonders geeigneten süd- 
östlichen Erweiterungsgelände zu errichten, ist auf- 
gegeben worden, weil nicht auszusdiließen war, daß 
Bewohner der Gemeinde Boostedt durch Lärmein- 
wirkungen gestört worden wären. 

Nunmehr ist geplant, die Anlage ostwärts der 
Truppenunterkunft zu errichten, wo auch bisher 
schon Schießübungen mit der Panzerfaust durchge- 
führt worden sind. Allerdings werden hierdurch die 
Ubungsmöglichkeiten eingeschränkt, da insbeson- 
dere der gleichzeitige Ablauf verschiedener Übun- 
gen nur in vermindertem Umfang möglich ist. 

Dies wird jedoch hingenommen, da die Bundes- 
wehr bemüht ist, Lärm von der Bevölkerung, soweit 
möglich, fernzuhalten. 

Die Einbeziehung des Geländeteils für die Aus- 
bildung mit Panzerabwehrkampfmitteln in die im 
Norden des Übungsplatzes vorhandene Standort- 
schießanlage (Schießplatzkomplex) ist aus Sicher- 
heitsgründen nicht möglich. 


Anlage 103 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Sdileidier (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 137): 

Warum hat die Bundesregierung die Prüfungsordnung für den 
Nachweis der Sachkunde zum Handel mit nicht verschreibungs- 
pflichtigen Arzneimitteln nach dem Arzneimittelgesetz noch nicht 
erlassen, und wie stellt die Bundesregierung sicher, daß. den 
Betroffenen keine Nachteile dadurch entstehen, daß sie den Sach- 
kundenachweis nicht führen können? 

Die Verordnung über den Nachweis der Sach- 
kenntnis im Einzelhandel mit freiverkäuflichen Arz- 
neimitteln hätte frühestens am 2. Januar 1978 er- 
lassen werden können. Die Vorbereitungen zu die- 
ser Verordnung sind rechtzeitig eingeleitet worden. 
Da es sich aber um eine neue Konzeption handelt, 
waren grundsätzliche Erörterungen mit allen Betei- 
ligten unbedingt erforderlich. Die vorbereitenden 
Arbeiten sind soweit gediehen, daß die Verordnung 
nunmehr voraussichtlich Anfang Februar 1978 dem 
Bundesrat zur Zustimmung zugeleitet werden kann. 

Es ist vorgesehen, daß die Verordnung insoweit 
rückwirkend ab 1. Januar 1978 in Kraft tritt, als 
Rechtsunsicherheiten eintreten können. 

Nachteile können nur für solche Personen entste- 
hen, die bereits jetzt die Prüfung zum Nachweis der 
Sachkenntnis im Einzelhandel ablegen möchten. Die- 
ser Nachteil dürfte jedoch wegen des kurzen Zeit- 
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raumes bis zum Erlaß der Verordnung gering sein, 
zumal ich davon ausgehe, daß in der Zwischenzeit 
die organisatorischen Vorbereitungen zur Ablegung 
der Prüfungen getroffen werden. 


Anlage 104 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Becker (Frankfurt) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 138); 

Sieht die Bundesregierung angesichts der hohen Zahl von ca. 
50 000 jährlichen schweren Verbrennungsunfällen, von denen 1 200 
tödlich enden, die Anzahl der Spezialbehandlungszentren in der 
Bundesrepublik Deutschland, die zudem nur eine beschränkte 
Aufnahmekapazität haben, obwohl dort die besten Heilungs- 
chancen gegeben sind, für ausreichend an, und wenn nein, wa^ 
kann die Bundesregierung tun, um zu einer Verbesserung der 
Lage beizutragen? 

Nach dem Grundgesetz liegt die Zuständigkeit 
für die Bedarfsplanung von Krankenhäusern aus- 
schließlich bei den Bundesländern. Der Bund hat 
hier keine Handhabe einer gesetzlichen Einfluß- 
nahme. 

Es bleibt dem Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit lediglich die Möglichkeit, die Bun- 
desländer zu bitten, die Bedarfsdeckung durch die 
vorhandenen Betten zu prüfen. Dies ist in den letz- 
ten Jahren wiederholt geschehen. Verschiedene 
Bundesländer haben darauf hingewiesen, daß bei 
ihnen Schwierigkeiten bei der Behandlung schwer- 
(B) oder schwerstverbrannter Personen in den letzten 
Jahren nicht bekanntgeworden sind. Der überwie- 
gende Teil der Bundesländer hat mitgeteilt, daß 
weitere Behandlungseinrichtungen für Schwer- und 
Schwerstverbrannte im Bau oder in der Planung 
sind. Es ist deshalb zu erwarten, daß durch den 
weiteren Ausbau und die Zentralisierung der Be- 
handlung schwerer Verbrennungen in der Zukunft 
die Heilungschancen dieser Verletzten weiter ver- 
bessert werden. 


Anlage 105 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Stahl (Kempen) (SPD) 
(Drucksache 8/1437 Frage 139): 

Wird die Bundesregierung, da die bezüglich der Behandlung 
mit Frisch- oder Trockenzellen vorgetragenen Meinungen von 
Fachleuten völlig gegensätzlich sind, durch einen Forschungsauf- 
trag mit unabhängiger wissenschaftlicher Begleitung Licht in das 
Dunkel bringen, um Gesundheitsschädigungen auszuschließen, und 
wenn nein, weiche Möglichkeiten stehen ihr weiterhin offen, um 
eine objektive Bewertung der Anwendung der Zellentherapie zu 
veranlassen, und wann wird dies geschehen? 

Derzeit wird die Zelltherapie vergleichsweise un- 
spezifisch für ein breites Feld sehr verschiedener 
Indikationen angewandt. Nach der Häufigkeit der 
Anwendung wird man annehmen müssen, daß sie 
mit besonderem Schwergewicht bei Alterungs- und 
Erschöpfungszuständen in der Erwartung einer Re- 


vitalisierung eingesetzt wird. Gleichzeitig gibt es IC) 
sehr spezifische Anwendungsgebiete, so z. B. bei 
der Behandlung des Mongolismus. Schon die damit 
angezeigte Bandbreite läßt es schwierig erscheinen, 
die Wirksamkeit der Zelltherapie insgesamt zu 
überprüfen. Obwohl es für eine derart umstrittene 
Therapieform erfahrungsgemäß schwer ist, wissen- 
schaftlich exakte Vergleichsstudien anzusetzen, ist 
die Bundesregierung bereit, zu prüfen, ob sich für 
ein spezifisches Indikationsgebiet ein Forschungs- 
ansatz definieren läßt, von dem erwartet werden 
kann, daß er gesicherte Erkenntnisse möglich macht 
und der unter Berücksichtigung der ethischen sowie 
anderer Auflagen für die klinische Prüfung auch 
realisierbar ist. Es wird daran zu denken sein, die 
Prüfung dieser Frage zunächst für den Bereich der 
Zelltherapie bei der Mongolismusbehandlung 
durchzuführen. 


Anlage 106 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Amling (SPD) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 140, 141 und 142): 

Ist die Bundesregierung bereit, in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ebenfalls eine Antiraucheraktion zu starten auf Grund der 
neuesten in den USA gewonnenen medizinischen Erkenntnisse, 
nach denen 90 v. H. aller Lungenkrebserkrankungen mit dem 
Rauchen in Verbindung gebracht werden und für die meisten 
tödlichen Herzattacken das Rauchen bedeutende Ursache war? 

Ist der Bundesregierung der Tod eines jungen Franzosen be- QD] 
kannt, der durch, den gelben Farbstoff Colorant 102, der in 
Frankreich in Nahrungsmitteln und rund 600 Medikamenten ver- 
wendet wird, auf Grund einer allergischen Reaktion verursacht 
worden sein soll, und wenn ja, welche Folgerungen zieht sie 
daraus? 

Ist nach Ansicht der Bundesregierung auszuschließen, daß der 
in der Bundesrepublik Deutschland zugelassen und mit Colo- 
rant 102 identische Farbstoff Tartrazin ebenfalls allergische Re- 
aktionen auslösen kann, und wenn nein, welche Folgerungen 
zieht sie daraus? 

Zu Frage 140: 

Die Bundesregierung führt bereits seit Jahren 
Aufklärungskampagnen über die Gesundheitsschä- 
den durch das Rauchen durch. Im Laufe der Jahre 
haben sich die Zielgruppen und die Zielsetzungen 
der Kampagnen entsprechend der Erkenntnisse aus 
Studien über das Rauchverhalten, über die Motive 
des Rauchens und die Einstellung zum Rauchen ver- 
ändert. Ich möchte in diesem Zusammenhang auf die 
BT-Drucksachen 7/2070 vom 10. Mai 1974, 7/3597 
vom 5. Mai 1975, 8/662 vom 23. Juni 1977 hinweisen. 

Ein wichtiger Gesichtspunkt ist, möglichst früh- 
zeitig mit der Aufklärung über die Gefährlichkeit 
des Rauchens zu beginnen. Aus diesem Grunde hat 
die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
Im Auftrag des Bundesministeriums für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit Medien entwickelt, die sich 
an Kinder und Jugendliche richten. Für den Schul- 
unterricht sind für die Klassen 1 bis 4 sowie 5 bis 8 
umfangreiche Curricula erarbeitet und in den Schul- 
unterricht eingeführt worden. Parallel dazu wurden 
die Eltern angesprochen. In Zusammenarbeit mit der 
Bundesärztekammer wurde die Broschüre „15 sec. 
zum Nachdenken" entwickelt, die hauptsächlich Ge- 
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^ ^ sundheitsschäden wie Erkrankungen der Atmungs- 
organe u. ä. darstellt und in den Wartezimmern der 
Ärzte ausliegt. 

Epidemiologische und Motivstudien zeigen, daß 
der Gewohnheitsraucher durch Aufklärung allein 
nicht von seiner Gewohnheit abzubringen ist. Durch 
einen Forschungsauftrag an das Max-Planck-Institut 
München hat der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit eine Raucherentwöhnungsmethode 
entwickeln lassen, die im Jahre 1978 an Volkshoch- 
schulen und Gesundheitsämtern angeboten wird. 
Derzeit wird überlegt, dieses Trainingsprogramm 
der besonderen Zielgruppe „schwangere Frauen" an- 
zubieten, weil Rauchen auch schädigend auf das noch 
ungeborene Kind wirkt. 

Zu Fragen 141 und 142: 

Tartrazin ist in der Bundesrepublik Deutschland 
in zahlreichen Arzneispezialitäten, Kosmetika und 
Lebensmitteln enthalten. 

Auf Grund der Farbstoff-Richtlinie der EG ist der 
Farbstoff unter der Nummer E 102 zum Färben von 
Lebensmitteln in den EG-Mitgliedstaaten zugelas- 
sen, seiner Anwendung ist vom Wissenschaftlichen 
Lebensmittelausschuß der EG nach toxikologischer 
Prüfung zugestimmt worden. Auch in der erst kürz- 
lich erlassenen EG-Farbstoff-Richtlinie für Arznei- 
mittel ist Tartrazin als zulässiger Farbstoff aufge- 
führt. 

Es ist bekannt, daß Tartrazin bei entsprechender 
Disposition allergische Reaktionen auslösen kann. 

P) Entsprechende Mitteilungen im medizinischen Schrift- 
tum veranlaßten das Bundesgesundheitsamt bereits 
Anfang 1976, intensive Recherchen durchzuführen 
mit dem Ergebnis, daß mit Tartrazin in Verbindung 
stehende allergische Reaktionen offenbar sehr selten 
sind. 

Der Fall eines jungen Franzosen, dessen Tod mit 
„Colorant 102" in Zusammenhang gebracht wurde, 
veranlaßte das Bundesgesundheitsamt bereits am 
20. Januar 1977 zu einer Anfrage bei einer amtlichen 
Stelle in Paris. Aus dem Ministere de la Sante, Ser- 
vice de Pharmacovigilance, Paris, war fernmündlich 
zu erfahren, daß z. Z. überprüft wird, ob ein direkter 
kausaler Zusammenhang zwischen dem Todesfall 
und „Colorant 102" besteht. Bisher seien in Frank- 
reich keine derartigen Todesfälle bekanntgeworden. 
Das Gesamtproblem wird anläßlich einer Routine- 
sitzung der klinischen Referenzzentren Frankreichs 
am 27. Januar 1978 in Paris erörtert werden. Das 
Ergebnis der Beratung der französischen Sachver- 
ständigen zur Frage der Kausalität wird bei der Ent- 
scheidungsfindung des Bundesgesundheitsamtes be- 
rücksichtigt werden. 

Trotz der sehr häufigen Verwendung von Tartra- 
zin in Arzneispezialitäten, Kosmetika und Lebens- 
mitteln stellen hiermit in Verbindung stehende 
allergische Reaktionen vergleichsweise eine außer- 
ordentliche Seltenheit dar. Es wird geprüft, ob aus 
Gründen der Arzneimittelsicherheit im Interesse 
einer bestimmten Patientengruppe (Allergiker, Asth- 
matiker) eine Deklaration vorgenommen werden 
sollte oder — auch bei Lebensmitteln — eventuelle 
weitergehende Maßnahmen erforderlich sind. 


Anlage 107 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Kroll-Schlüter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 143 und 144): 

Teilt die Bundesregierung die Besorgnis vieler Fadiärzte für 
Kinderheilkunde, daß angesichts der medizinischen Unterversor- 
gung, besonders in ländlichen Gebieten, wo Kinder auch durch 
Allgemeinärzte und Fachärzte anderer Disziplinen versorgt wer- 
den, eine Änderung der Approbationsordnung für Ärzte insoweit 
eine drastische Verschlechterung der Ausbildung der Ärzte in 
all den Fragen mit sich bringt, die das Kind angehen, da in die- 
ser Vorlage die chirurgischen Probleme ein Schwergewicht ge- 
genüber allgcmeinärztlichen und kinderärztlichen Problemen er- 
halten, und wenn ja, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Teilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang auch die 
Besorgnis, daß Medizinstudenten ohne spezielle Prüfungen in 
Fragen der allgemeinen Kinderheilkunde die Qualifikation zum 
Arzt erwerben können, da einerseits Kinderheilkunde in diesem 
Gesetzentwurf eine Art „Wahlfach" geworden ist, andererseits 
aber Kinderheilkunde für die Studenten ein „schwieriges" Fach 
ist und sie insoweit weniger schwierige Fächer als Wahlfach 
bevorzugen werden, und ist die Bundesregierung nach alldem 
nicht der Auffassung, daß in dem gegenwärtigen Zeitalter wach- 
sender Gefahren für die Kinder durch die technisierte Umwelt, 
durch Überzivilisation und Umweltschäden die Bedeutung vor- 
beugender Maßnahmen im Kindesalter in Lehre und Forschung 
verstärkt werden muß? 

Zu Frage 143: 

Es trifft keinesfalls zu, daß die Zweite Änderungs- 
verordnung zur Approbationsordnung für Ärzte, die 
derzeit dem Bundesrat zur Zustimmung vorliegt, eine 
Verschlechterung der ärztlichen Ausbildung in den 
das Kind betreffenden Fragen mit sich brächte und 
die chirurgischen Probleme demgegenüber mit einem 
besonderen Schwergewicht versehe. Das Gegenteil 
ist der Fall. Der Erste Abschnitt der Ärztlichen Prü- 
fung hat eine Neugestaltung erfahren, indem er in 
drei statt wie bisher zwei Stoffgebiete aufgegliedert pj 
worden ist. Das Stoffgebiet II „Umgang mit Patienten, 
Grundlagen der klinischen Untersuchung, der Erst- 
versorgung und der Radiologie" ist unter besonderer 
Berücksichtigung der Kinderheilkunde als besonde- 
res Stoffgebiet gebildet worden. Der Umgang mit 
Kindern, die Untersuchungen des Kindes und die 
damit zusammenhängenden Fragen sollen das ihnen 
gemäße Gewicht im Rahmen der ärztlichen Ausbil- 
dung erhalten. Unter Beachtung gerade dieser Ziel- 
setzung ist die Zahl der Fragen für diesen Prüfungs- 
abschnitt von 240 auf 290 erhöht worden. 

Ein zahlenmäßiger Vergleich der nunmehr vorge- 
sehenen Prüfungsfragen für die Innere Medizin und 
das sonstige Nichtoperative Stoffgebiet und für die 
Chirurgie und das Operative Stoffgebiet mit je 280 
Fragen gegenüber 290 und 250 Fragen bisher scheint 
zwar für ein Übergewicht der operativen Fächer zu 
sprechen. Ein solches Übergewicht ist aber nicht ge- 
geben, weil die Neugliederung und die Umgestal- 
tung der Stoffgebiete beim 2. Abschnitt der Ärzt- 
lichen Prüfung durch die Hereinnahme der bisher 
im Nichtoperativen Stoffgebiet ausgewiesenen Uro- 
logie in das Operative Stoffgebiet eine Entlastung 
des Nichtoperativen Stoffgebietes gebracht hat. 

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß die 
Zweite Änderungsverordnung zur Approbationsord- 
nung für Ärzte die Bedeutung der Allgemeinmedizin 
wesentlich verstärkt, indem sie für den 2. klinischen 
Studienabschnitt einen „Kursus zur Einführung in 
Fragen der allgemeinmedizinischen Praxis" neu ein- 
führt, der auch die wichtigen Aspekte der Kinder- 
heilkunde für die Tätigkeit des praktischen Arztes 
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(A) zu berücksichtigen haben wird. Außerdem ist die 
Allgemeinmedizin künftig bei den Prüfungen im 
Rahmen des ökologischen Stoffgebietes zu berück- 
sichtigen. 

Zu Frage 144: 

Es trifft nicht zu, daß die Kinderheilkunde durch 
die Zweite Änderungsverordnung zur Approbations-' 
' Ordnung für Ärzte eine Art Wahlfach geworden ist. 

Durch die Änderung der Regelung für die Bewer- 
tung der schriftlichen Prüfungen, nach der künftig 
eine schriftliche Prüfung nur bestanden ist, wenn 
mindestens 60 Prozent der Prüfungsfragen zutreffend 
beantwortet sind, wird es erheblich schwieriger, 
ganze Fächer im Rahmen eines Examens von der 
Beantwortung auszusparen. 

Vorbeugende Maßnahmen im Kindesalter müssen 
in Forschung und Lehre in starkem Maße berück- 
sichtigt werden. Die Approbationsordnung für Ärzte 
weist deshalb auch der Vorsorge durch die ausdrück- 
liche Erwähnung der „Prävention" in der Präambel 
jedes Stoffgebiets des 2. Abschnitts der Ärztlichen 
Prüfung besondere Bedeutung zu. Im Rahmen der 
besonderen Hinweise zur Kinderheilkunde ist die 
„Sozialpädiatrie" genannt. Soweit es im Rahmen 
eines sechsjährigen Medizinstüdiums möglich ist, 
kann der Student über die Pflichtpraktika hinaus 
angebotene Lehrveranstaltungen in der Kinderheil- 
kunde besuchen. 

Ich möchte allerdings betonen, daß die Approba- 
tionsordnung für Ärzte die ärztliche Ausbildung 
und damit die Vermittlung der Grundlagen ärzt- 
lichen Handelns betrifft. Sie muß eine Vertiefung 
von Kenntnissen und Fähigkeiten auf Spezialgebie- 
ten der fachärztlichen Weiterbildung Vorbehalten. 


Anlage i08 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 145): 

Wie bewertet die Bundesregierung die in der Schweiz ver- 
fügte Herabsetzung der Toleranzgrenze für krebserregende 
Aflatoxine in allen Lebensmitteln auf Null im Hinblick auf die 
bundesdeutsche Regelung vom 1. März 1977 (Aflatoxin-Verord- 
nung) ? 

Nach Auskunft des Eidgenössischen Gesundheits- 
amtes in Bern trifft es nicht zu, daß in der Schweiz 
die Toleranzgrenze für Aflatoxine auf Null herab- 
gesetzt worden ist. 

Die Höchstmengen der in der Bundesrepublik 
Deutschland seit 1. März 1977 geltenden Aflatoxin- 
Verordnung sind unter Berücksichtigung analyti- 
scher Gesichtspunkte auf die seinerzeit technisch 
unvermeidbaren Werte festgesetzt worden, um das 
Gesundheitsrisiko auf das erreichbare Minimum her- 
abzusetzen. 

Eine völlige Aflfitoxinfreiheit kann in bestimmten 
Lebensmittelgruppen auch bei aller möglichen Sorg- 
falt durch den Hersteller nicht garantiert werden. 


Anlage 109 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Engelhard (FDP) (Druck- 
sache 8/1437 Fragen 146 und 147): 

Ist die Bundesregierung bereit, in die Straßenverkehrs-Ord- 
nung neben der allgemeinen Lärmschutzvorschrift des § 30 (Lärm- 
schutz und Sonntagsfahrverbot) eine zusätzliche Regelung aufzu- 
nehmen, die den Straßenverkehrsbehörden die Befugnis einräumt, 
Geschwindigkeitsbegrenzungen nicht nur wie bisher aus Grün- 
den eines sicheren und geordneten Verkehrsablaufs, sondern 
künftig im Einzelfall auch aus „Lärmschutzgründen" einzuführen 
(etwa im Bereich von Krankenhäusern, Sanatorien, Altershei- 
men, Schulen etc.)? 

Könnten gegebenenfalls Verkehrszeichen für Geschwindigkeits- 
begrenzungen das Zusatzschild „Lärmschutz" erhalten? 

Zu Frage 146: 

Schon nach geltendem Recht können die Straßen- 
verkehrsbehörden Verkehrsbeschränkungen, hierzu 
zählen auch Geschwindigkeitsbeschränkungen, 

in Bade- und heilklimatischen Kurorten, in 
Luftkurorten, in Erholungsorten von besonderer 
Bedeutung, in Landschaftsgebieten und Ortstei- 
len, die überwiegend der Erholung der Bevölke- 
rung dienen, und in der Nähe von Krankenhäu- 
sern und Pflegeanstalten sowie in unmittelbarer 
Nähe von Erholungsstätten außerhalb geschlos- 
sener Ortschaften, wenn dadurch anders nicht 
vermeidbare Belästigungen durch den Fahrzeug- 
verkehr verhütet werden können 

anordnen (§ 45 Abs. 1 StVO). 

Darüber hinaus können sie Verkehrsbeschrän- P) 
kungen zum Schutz der Nachtruhe in Wohngebieten 
anordnen. 

Die Frage, ob die Verordnungsermächtigung des 
§ 6 StVG auch noch weitergehende Verkehrsbe- 
schränkungen zum Schutz der Ruhe in Wohngebie- 
ten erlaubt, ist streitig. Zur Klarstellung beabsichtigt 
deshalb die Bundesregierung einen Gesetzentwurf 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes einzu- 
bringen, der unter anderem diese Ermächtigung ent- 
hält. Der Gesetzentwurf ist Anfang Januar dieses 
Jahres den Bundesressorts, den Ländern und den 
Verbänden zur Stellungnahme zugeleitet worden. 

Zu Frage 147: 

Wenn die Anordnung einer Geschwindigkeitsbe- 
schränkung aus Lärmschutzgründen zulässig ist — , 
sei es auf der Grundlage des § 45 Abs. 1 StVO in 
der geltenden Fassung, sei es nach der beabsichtig- 
ten Ergänzung dieser Vorschrift — , ist auch die 
Anbringung eines Zusatzschildes „Lärmschutz" zu- 
lässig. 


Anlage 110 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt- Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 8/1437 Frage 148): 
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Wie sind die Erfahrungen mit der Regelung des § 42 Abs. 6 
Nr. 1 d der Straßenverkehrs-Ordnung, nach der Kraftfahrer 
außerhalb geschlossener Ortschaften auf einer Richtungsfahrbahn 
mit drei Fahrstreifen den mittleren Fahrstreifen dort durchgängig 
befahren dürfen, wo — auch nur hin und wieder — rechts davon 
ein Fahrzeug hält oder fährt? 

Die Erfahrungen sind gut. Diese Regelung gilt . 
nicht nur bei uns, sondern weltweit. Sie entspricht 
dem Art. 11 Abs. 5 des Wiener Übereinkommens 
über den Straßenverkehr vom 8. November 1968, 
dessen Ratifizierung der Bundestag zugestimmt hat 
(Gesetz vom 21. September 1977, BGBl. II, S. 809 ff.). 

Die Regelung ist sachgerecht, weil unnötige Fahr- 
streifenwechsel vermieden werden. Das dient der 
Sicherheit und Flüssigkeit des Verkehrs. 


Anlage 111 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Wimmer (Mönchenglad- 
bach) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 F'rage 149): 

Wie ist der derzeitige Planungsstand für die „Osttangente" 
Mönchengladbach, wie der genaue Zeitplan für den weiteren 
Verfahrensablauf, und wann ist mit dem Baubeginn für die 
weiteren Bauabschnitte voraussichtlich zu rechnen? 

Für die Osttangente Mönchengladbach ist zur 
Zeit die Entwurfsbearbeitung im Gange. Das Plan- 
feststellungsverfahren soll für die Teilstrecke süd- 
lich der B230 Anfang 1979 und für die nördlich an- 
schließende Teilstrecke im Jahr 1980 eingeleitet 
werden. Die Baudurchführung ist in der Zeit von 
1980 bis 1984 vorgesehen. 


Anlage 112 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) (Drucksache 
8/1437 Frage 150): 

Trifft es zu, daß thailändische Behörden einer deutschen Fe- 
rienfluggesellschaft, die in ihrem' Programm auch den Fernen 
Osten mit aufnehmen wollte, die Verkehrs- und Landerechte 
verweigert hat, wie aus einer Meldung der Süddeutschen Zei- 
tung {Nr. 289) vom 15. Dezember 1977 — Reise und Erholung — 
hervorgeht, und wenn ja, welche konkreten Schritte zur Abwen- 
dung von Schäden dieser deutschen Ferienfluggesellschaft hat 
die Bundesregierung unternommen bzw. gedenkt sie zu unter- 
nehmen? 

Während andere deutsche Chartergesellschaften 
bisher ohne Schwierigkeiten Verkehrsrechte für ihre 
Ferien-Charterflüge nach Thailand (Bangkok) erhal- 
ten haben, würde der in Düsseldorf beheimateten 
Charterfluggesellschaft LTU vom thailändischen 
Verkehrsministerium überraschend und kurzfristig 
die Genehmigung für einen wöchentlichen Flug nach 
Bangkok in der Wintersaison 1977/78 verweigert. 
Die Ablehnung wurde mit ausreichend vorhandener 
Kapazität auf dieser Strecke begründet. Die Bundes- 
regierung hat sich unverzüglich und wiederholt um 
eine Änderung der ablehnenden Entscheidung be- 
müht. Die thailändische Regierung ist daraufhin er- 
neut in eine Prüfung des LTÜ- Vorhabens eingetre- 


ten. Eine positive Entscheidung liegt bisher jedoch (C) 
noch nicht vor. Die Bundesregierung wird sich wei- 
terhin für eine Erteilung der Verkehrsrechte an die 
LTU einsetzen. 


Anlage 113 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Hoffte (FDP) (Drucksache 
8/1437 Frage 151): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach einer Untersuchung 
aus dem Jahr 1974 an rund 30 000 Pkw-Reifen, die vom deut- 
schen Reifenhandel demontiert worden waren, 41 v. H. eine Pro- 
filtiefe von weniger als 1 mm bis total abgefahrene Reifen hat- 
ten, und ist die Bundesregierung bereit, im Interesse der Verbes- 
serung der Verkehrssicherheit untersuchen zu lassen, inwieweit 
bei Unfällen zu geringe Reifenprofiltiefe direkt oder mitbedin- 
gend Ursache war, und einen Forsdiungsauftrag darüber zu 
vergeben, ob und inwieweit die Verkehrssicherheit durch eine 
Mindestprofiltiefe von 2 mm erhöht werden kann? 

Im Jahre 1974 hatte ein Reifenrunderneuerungs- 
betrieb darauf aufmerksam gemacht, daß Reifen, 
die zur Runderneuerung gegeben wurden, in erheb- 
lichem Maße nicht mehr die vorgeschriebene Min- 
destprofiltiefe hatten. Da für die Überwachung der 
Vorschriftsmäßigkeit der Straßenfahrzeuge die Bun- 
desländer zuständig sind, wurden hierüber die für die 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung zuständigen 
Verkehrsminister und die Innenminister der Länder 
unterrichtet. 

Das Ministerium für Wirtschaft und Verkehr des 
Landes Rheinland-Pfalz' teilte hierauf mit, daß bei 
regelmäßigen verkehrspolizeilichen Fahrzeugkon- ^ 
trollen bis dahin nur 1,5 Vo bis 2 Vo der kontrollier- 
ten Fahrzeuge wegen der Bereifung beanstandet 
werden mußten. 

Nach der amtlichen Straßenverkehrsunfallstä- 
tistik des Bundes sind im Durchschnitt nur ca. 0,8 Vo 
aller Kraftfahrzeugunfälle mit Personenschaden auf 
Reifenmängel, d, h. auch auf unvorschriftsmäßige 
Bereifung zurückzuführen. 

Unabhängig davon hat das Bundesverkehrsmini- 
sterium die Bundesanstalt für Straßenwesen beauf- 
tragt, ausgehend von der ECE-Regelung Nr. 30 über 
Luftreifen für Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger 
Vorschläge für Reifenprüfvorschriften zu erarbeiten. 

In Kürze wird hierzu ein Expertengespräch stattfin- 
den. Dabei werden auch die Naßrutsdieigensdiaf- 
ten der Reifen zur Sprache kommen. Dieses Exper- 
tengespräch wird zeigen, ob und inwieweit For- 
schungsarbeiten zu dem Gesamtkomplex erforder- 
lich sind. Es besteht jedoch nicht die Absicht und 
auch nicht die Notwendigkeit, einen Forschungsauf- 
trag allein wegen der Mindestprofiltiefe zu verge- 
ben. 


Anlage 114 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 152): 
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(A) Wie beurteilt die Bundesregierung die in der öffentlidikeit 

mehrfach erhobenen Forderungen, für Führerscheininhaber von 
60 Jahren, und darüber die Verpflichtung einzuführen, sich einem 
Sehtest zu unterziehen, und welche Folgerungen zieht sie dar- 
aus? 


Der Bundesminister für Verkehr und die Konfe- 
renz der Verkehrsminister der Länder sind über- 
eingekommen, den ursprünglich beabsichtigten obli- 
gatorischen Sehtest für ältere Kraftfahrer nicht ein- 
zuführen. Grund dafür ist die Feststellung der Bun- 
desanstalt für Straßenwesen (BASt), daß aus den 
bisher vorliegenden Erkenntnissen kein signifikan- 
ter Zusammenhang zwischen dem geminderten Seh- 
vermögen älterer Kraftfahrer und der Verursachung 
von Unfällen besteht. 

Der Bundesminister für Verkehr mißt dem Pro- 
blem des Sehvermögens im Straßenverkehr jedoch 
weiterhin große Bedeutung bei. Deshalb werden die 
seit Jahren von der Deutschen Verkehrswacht ver- 
anstalteten Sehtests in diesem Jahr zu einer bundes- 
weiten Großaktion zusammengefaßt, zu deren Finan- 
zierung der Bundesminister für Verkehr entschei- 
dend mit beiträgt (1 450 000, — DM). 

Ziel der Bemühungen ist es, nicht nur die über 
60jährigen Kraftfahrer zu freiwilligen Überprüfun- 
gen ihres Sehvermögens zu veranlassen. 
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Antwort 


des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
^ ^ Fragen des Abgeordneten Wolfgramm (Göttingen) 
(FDP) (Drucksache 8/1437 Fragen 153 und 154): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage der privat betrie- 
benen Eisenbahngesellsciiaften, die insgesamt nur einen unbe- 
deutenden Anteil am Schienenverkehr der gesamten Bundes- 
republik haben und insbesondere auf den von der Deutsciien 
Bundesbahn als unrentabel bezelchneten und zum großen Teil 
bereits aufgehobenen Nebenstrecken tätig sind? 

Trifft es nach dem Erkenntnisstand der Bundesregierung zu, 
daß die privaten Eisenbahngesellsciiaften in der Bundesrepublik 
Deutschland durchweg mit Gewinn arbeiten, und wenn ja, welcJie 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das Erfolgsrezept dieser 
Eisenbahngesellschaften teilweise auf die Deutsche Bundesbahn 
zu übertragen? 


Zu Frage 153: 

Die Nichtbundeseigenen Eisenbahnen (NE) können 
nicht mehr als Privatbetriebe bezeichnet werden. 
Das Kapital der 122 NE des öffentlichen Verkehrs 
befindet sich zu 90 Vo in öffentlicher Hand. Die NE 
bedienen Nebenbahnen bzw. Netze mit vergleichs- 
weise geringer Ausdehnung. Die durchschnittliche 
Reise- und Transportweite beträgt rd. 10 km. Im 
vergangenen Jahr haben die NE rd. 82 Millionen t 
Güter und rd. 572 Millionen Reisende befördert. 

Nach Angabe des Bundesverbandes Deutscher Ei- 
senbahnen haben 1976 rd. 75 Vo der NE des öffentli- 
chen Verkehrs mit Verlust abgeschlossen. 'Die Ur- 
sachen sind die gleichen wie bei allen westlichen 
Eisenbahnen, nämlich die Personalintensität, die We- 
gekostenbelastung und zu niedrige Tarife im Perso- 
nenverkehr sowie generell der wirtschaftliche Struk- 
turwandel. Seit 1977 erhalten die NE Ausgleichs- 
zahlungen für Tarifermäßigungen im Ausbildungs- 
verkehr, für Belastungen bei der Unterhaltung und 


dem Betrieb von höhengleichen Kreuzungen und für (Q 
gewisse Pensionslasten. Diese Leistungen der Bun- 
desländer, die auf den Novellen zum Allgemeinen 
Eisenbahngesetz und zum Personenbeförderungsge- 
setz beruhen, haben zu einer gewissen Entlastung 
der NE beigetragen. 


Zu Frage 154: 

Wie sich schon aus der Antwort zur Frage 153 er- 
gibt, befinden sich die NE in einer schwierigen fi- 
nanz- und verkehrswirtschaftlichen Lage. Nur etwa 
25 Vo der Bahnen haben in 1976 noch ein ausgegli- 
chenes Jahresergebnis erzielt. Dies ist im Vergleich 
zu den großen Staatsbahnen, insbesondere auch zur 
Deutschen Bundesbahn, allerdings ein Erfolg. Das 
liegt darin begründet, daß sie sich als Kleinunter- 
nehmen mit begrenztem Wirkungsbereich den re- 
gionalen Gegebenheiten und Möglichkeiten gut an- 
passen konnten. Der Personenverkehr ist größten- 
teils auf den Omnibusbetrieb verlagert worden; nur 
noch 12 Vo der Reisenden werden auf der Schiene 
befördert. Die Bahnanlagen und der Eisenbahnbetrieb 
konnten daher sehr vereinfacht und mit geringerem 
Aufwand betrieben werden. Unrentable Strecken 
sind in großem Umfange stillgelegt worden. 


Die Verhältnisse und Möglichkeiten der NE kön- 
nen nur begrenze auf die Deutsche Bundesbahn über- 
tragen werden. So wurden im Rahmen der Unter- 
suchungen zur Netzkonzeption beispielhaft einige 
Vergleichsrechnungen NE/DB für Güterverkehrs- 
strecken mit einfachen Verhältnissen durchgeführt. 
Dabei hat sich gezeigt, daß nach Verlagerung des 
Reiseverkehrs der Aufwand bei der Deutschen Bun- 
desbahn dem der NE weitgehend angenähert wer- 
den kann. Bei den weiteren Untersuchungen zur 
Netzkonzeption sind diese Ergebnisse berücksich- 
tigt worden. 


P) 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Reimers (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 155 und 156): 

Ist die Bundesregierung bereit, die Wirtsdiaftlichkeitsrechnung 
der Deutschen Bundesbahn bezüglidi der südlichen Güterumge- 
hungsbahn Hamburg im Hinblick auf die äußerst kontrovers ge- 
führte Diskussion von einer neutralen Stelle überprüfen zu las- 
sen? 

Haben bei der Planung der Streckenführung der südlichen 
Güterumgehungsbahn Hamburg auch Landschaftsscäiutzgesichts- 
punkte eine Rolle gespielt? 


Die von der Deutschen Bundesbahn (DB) aufzu- 
steilende Investitionsrechnung wird, wie auch alle 
anderen Investitionsrechnungen, einer kritischen 
Prüfung unterzogen. 

Landschaftsschutzgesichtspunkte wurden von der 
DB — soweit in diesem Stadium der Planung mög- 
lich — berücksichtigt. Die Planung wird in enger 
Abstimmung mit dem Senat der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg vorgenommen. 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Biechele (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 157): 

Ist nadi Meinung der Bundesregierung bei Bahnübergängen in 
geschlossenen Ortsbereichen die gebotene Verkehrssicherheit mit 
Halbschranken und Blinklichtanlagen gewährleistet, oder sollte 
man hierfür nicht automatisch bediente Vollschranken vorsehen, 
wie es der tragische Unglüchsfall beim Bahnübergang Brunnen- 
gasse in Allensbach, Kreis Konstanz, am 3. Oktober 1977 nahe- 
legt? 

Blinklicht- bzw. Lichtzeichenanlagen mit Halb- 
schranken entsprechen — • auch in geschlossenen 
Ortschaften — den gesetzlichen Bestimmungen der 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) für die 
Sicherung von Bahnübergängen. Halbschranken bie- 
ten gegenüber Vollschranken den Vorteil, daß Ver- 
kehrsteilnehmer im Gefahrenraum nicht einge- 
schlossen werden können. Die EBO läßt daher keine 
automatische Bahnübergangssicherung mit VolL 
schranken zu. 


Anlage 118 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
ßj Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 
158): 

Wie weit sind die Verhandlungen mit der Stadt München über 
die Beteiligung des Bundes beim Ausbau der Ingolstädter Land- 
straße in München (B 13) inzwischen gediehen (vgl. Antwort auf 
meine Anfrage in der 27. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 13. Mai 1977, S. 1998)? 

Die in meiner Antwort vom 12./13. Mai 1977 er- 
wähnten Verhandlungen haben inzwischen statt- 
gefunden. 

Die Wehrbereichsverwaltung VI wurde mit Er- 
laß vom 24. Januar 1978 ermächtigt, mit der Landes- 
hauptstadt München eine Vereinbarung über die 
Vorausleistung von Erschließungsbeiträgen für den 
Ausbau der Ingolstädter Straße gemäß § 133 (3) 
BBauG abzuschließen. 


Anlage 119 

Antwort 

des Pari. Staatssekrtärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Seiters (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/1437 Fragen 159 und 160): 

Wie ist der letzte Stand der Überlegungen der Bundesregie- 
rung zu einer Verbesserung des Emsfahrwassers bis Papenburg, 
und wieweit ist insbesondere die angekündigte Prüfung des Bun- 
desverkehrsministeriums über die Verbesserungsmaßnahmen im 
einzelnen? 

Mit weldiem Zeitraum ist für den Abschluß der Prüfungen 
hinsichtlich dieses Projekts zu rechnen, und wann wird abzu- 
sehen sein, ob die Bundesregierung zu einer Bereitstellung von 
Haushaltsmitteln bereit ist? 


Zu Frage 159: 

Aufgrund eines Berichts der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion Nordwest an den Bundesminister 
für Verkehr vom 6. Dezember 1977 wird zur Zeit 
geprüft, ob durch die jährlich notwendigen Ufenin- 
terhaltungsmaßnahmen an der Ems zusätzlich eine 
Verbesserung des Emsfahrwassers für die Schiffahrt 
eintritt. Mit dem Ergebnis dieser Prüfung ist bis 
Ende März 1978 zu rechnen. 

Zu Frage 160: 

Die Stadt Papenburg hat der Firma Planco Con- 
sulting GmbH einen Auftrag über eine Nutzen-Ko- 
sten-Untersuchung zur Verbesserung der Fahrwas- 
serverhältnisse zwischen Papenburg und Emden er- 
teilt. Mit der Abgabe des Ergebnisberichtes ist im 
Frühjahr 1978 zu rechnen. Erst nach Vorliegen dieses 
Berichtes ist die Bundesregierung in der Lage, die 
verkehrswirtschaftliche Notwendigkeit einer Lei- 
stungssteigerung des Emsfahrwassers zwischen Pa- 
penburg und Emden zu prüfen. 

Von dem Ergebnis wird es abhängen, ob und ge- 
gebenenfalls wann für den Ausbau der Ems in die- 
sem Streckenabschnitt Mittel im Haushalt eingewor- 
ben werden können. 
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Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Hoffmann (Hoya) P) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 161): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Untersuchung der Stif- 
tung Warentest „Hygiene in Eisenbahnzügen" — veröffentliciit 
in Test 12/77 — insbesondere mit Hinblick auf das schlechte Er- 
gebnis der Wasdiwasserkontrolle, in dem gefährliche Krank- 
heitserreger wie Coli-Bakterien gefunden wurden, und welche 
Konsequenzen sind mittlerweile daraus gezogen worden, um die 
Kunden der Deutsdien Bundesbahn nicht weiterhin einer ver- 
meidbaren Infektionsgefahr auszusetzen? 

Im Bericht der Stiftung Warentest wird ausdrück- 
lich festgestellt, daß die Untersuchung „Hygiene in 
Eisenbahnzügen" insgesamt kein schlechtes Ergeb- 
nis gebracht hat und epidemiologische Bedenken ge- 
gen die derzeitigen .Zugtoiletten und -waschräume 
nicht bestehen. Insbesondere sind in keinem der 
44 Züge der Deutschen Bundesbahn, in denen Was- 
serproben entnommen wurden, coliforme Bakterien, 
die selbst nicht als Krankheitserreger, sondern als 
Indikatoren für Verunreinigungen anzusehen sind, 
festgestellt worden.. 

Die Ausführungen der Stiftung Warentest sind 
nach Auffassung eines ärztlichen Gutachters der 
Deutschen Bundesbahn nicht geeignet, die von der 
DB bisher getroffenen Hygienemaßnahmen in Reise- 
zügen hinsichtlich ihrer gesundheitlichen Auswir- 
kungen in Frage zu stellen. Der Bundesminister für 
Verkehr hat die Hauptverwaltung der DB am 2. De- 
zember 1977 beauftragt, zu untersuchen, ob und 
welche weiteren Maßnahmen zur Verbesserung der 
Waschwasserqualität in den Zügen — ggf. im Be- 
nehmen mit den Eisenbahnverwaltungen der Nach- 
barländer — erforderlich werden. Diese Stellung- 
nahme liegt derzeit noch hicht vor. 
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Anlage 121 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/1437 Frage 162): 

Ist die Bundesregierung bereit, der jetzt durch die Anbindung 
an das Autobahnende der Al auf der Ortsdurchfahrt Firmenich— 
Obergartzem der B 266 eingetretenen übermäßigen Verkehrsbe- 
lastung, die zu unerträglichen Zuständen in bezug auf die Ver- 
kehrssicherheit und Lärmbelästigung in nicht vorhersehbarer 
Weise geführt hat, dadurch Abhilfe zu schaffen, indem die Orts- 
umgehung noch vor 1981 gebaut wird und diese Straßenbau- 
maßnahme durch unbürokratisches Vorgehen vorgezogen wird, 
um eine Verkehrsentlastung in diesem Bereich zu erreichen, und 
ist der Bundesverkehrsminister bereit, in diesem Fall eine ähn- 
liche Entscheidung zu treffen, wie dies vor kurzem bei der Ent- 
scheidung über den vorzeitigen Autobahnbau der Strecke Würz- 
burg — Aalen — Ulm stattgefunden hat? 

Die Umgehungsstraße Firmenich — Obergartzem 
soll unmittelbar nach baureifer Vorbereitung ver- 
wirklicht werden. Bei dem derzeitigen Vorberei- 
tungsstand wird der Baubeginn Anfang 1980 zu er- 
warten sein. Einer Ausnahmeregelung für die in der 
Dringlichkeitsstufe la befindliche Maßnahme bedarf 
es nicht. 


Anlage 122 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius (SPD) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 163, 164 und 165): 

Welchen Stand hat die Planung einer Schnellbahntrasse der 
Deutschen Bundesbahn (DB) im Rheintal erreicht, und welche 
Funktion ist dabei dem Teilabschnitt Karlsruhe — Rastatt — Ba- 
den-Baden — Offenburg — Freiburg i. Br. im gesamten Schnellbahn- 
netz der Deutschen Bundesbahn überhaupt zugedacht? 

Inwieweit sind beim gegenwärtigen Stand der Planung der 
Deutschen Bundesbahn die Interessen der Bevölkerung zur 
Sicherung vor Lärmschutzimmissionen und die Gesamtbelange des 
Landschaftsschutzes überhaupt berücksichtigt? 

Sind zur Entlastung der jetzt überlasteten Rheintalstrecke im 
Güterverkehr auch andere Zugführungen bei der DB in Erwä- 
gung gezogen, zumal auf anderen Strecken — wie beispiels- 
weise Pforzheim — Nagold — Horb — Kapazitäten frei sind und 
früher auch genutzt worden sind? 

Am 20. Januar 1978 ist dem Abgeordneten Dr. Böh- 
me (Freiburg) (siehe Protokoll über die 66. Ple- 
narsitzung — Anlage 37) zu dem gleichen Sach- 
verhalt wie nachstehend geantwortet worden: 

„Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat im Jahre 1977 
die Planungen bezüglich der Strecke Rastatt — Offen- 
burg — Basel aktualisiert und das Ergebnis am 19. De- 
zember 1977 den Beteiligten und der Presse bekannt- 
geben. Danach beabsichtigt sie, die Strecke Ra- 
statt— Offenburg — Basel durch Ausbau und — so- 
weit erforderlich — abschnittsweisen Neubau zu 
verbessern. 

Die rechtlichen Verfahren zur Sicherung der Pla- 
nung werden durch die obengenannte Bekanntgabe 
der Planungen jedoch nicht präjudiziert oder ersetzt. 
Eine Aussage über den Zeitpunkt der Entscheidung 
zur Trassenführung ist daher derzeit verfrüht. 

Im übrigen wird über die Dringlichkeit der Reali- 
sierung und damit über den Baubeginn im Rahmen 
der Fortschreibung des Koordinierten Investitions- 
programms für die Bundesverkehrswege entschie- 


den. Diese Arbeiten werden voraussichtlich 1980 ab- 
geschlossen sein." 

Probleme des Umweltschutzes wurden von der 
DB — soweit im derzeitigen Stadium der Planung 
möglich — berücksichtigt. 

Die Planung der DB zielt darauf ab, die Strecke 
Karlsruhe — Rastatt — Basel als die Hauptmagistrale 
in diesem Raum leistungsfähiger und attraktiver zu 
gestalten. Die Führung von Fernzügen über andere 
Strecken würde diesem Vorhaben zuwiderlaufen. 


Anlage 123 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Berger (Lahnstein) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 166): 

Kann die Bundesregierung die von örtlidien Sadikennern vor- 
getragene Meinung bestätigen, daß auf der Aartalstrecke zwi- 
schen Wiesbaden und Diez die Deutsche Bundesbahn den Perso- 
nenverkehr auf der Schiene kostendeckend abwickelt, und ist 
die Bundesregierung unter diesen Umständen dazu bereit, das 
jetzt bestehende Verkehrsangebot zu erhalten? 

Die Strecke Wiesbaden— Diez ist in die Unter- 
suchungen zur Umstellung des Schienenpersonen- 
verkehrs auf Busbedienung einbezogen. Das Ergeb- 
nis der Untersuchungen sowie die Regionalgesprä- 
che — Ende 1978/ Anfang 1979 in Hessen — blei- 
ben abzuwarten. 


Anlage 124 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Friedmann 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 167 und 
168): 

Ist beabsichtigt, zwischen Achern und Sasbach westlich der B 3 
einen Geh- und Radfahrweg und östlich der B 3 einen Radfahr- 
weg anzulegen? 

Ist die Bundesregierung nunmehr bereit, dem Antrag des 
Landes Baden-Württemberg auf Ausbau und Zulassung der öst- 
lichen Umfahrtsrampe L 78/A 5 bei der Tank- und Rastanlage 
Baden-Baden für den Schwerverkehr als kurzfristig durchführ- 
barer Möglichkeit zu entsprechen, nachdem feststeht, daß das 
Warten auf das Ergebnis der laufenden Verkehrsuntersuchung 
-Rhein-Murg vor 1985 zu keinem konkreten Ergebnis führen 
wird? 

Die Durchführung von kleineren Um- und Ausbau- 
maßnahmen an Bundesstraßen wird von den Landes- 
straßenbauverwaltungen zwar im Auftrag des Bun- 
des, jedoch in eigener Zuständigkeit vorgenommen. 
Ob für den Bau von Geh- und Radwegen im Zuge 
der Bundesstraße 3 zwischen Achern und Sasbach 
eine rechtliche Verpflichtung besteht, ist dem Bun- 
desminister für Verkehr nicht bekannt. 

Was die Schaffung einer Zufahrtsmöglichkeit für 
den Schwerverkehr zur Bundesautobahn A 5 im 
Raume Baden-Baden anbetrifft, so ist das Ergebnis 
der laufenden verkehrswirtschaftlichen Untersu- 
chung mit Sicherheit von großem Einfluß auf die 
Lage einer evtl, erforderlichen Anschlußstelle und 
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die Trassenführung eines Zubringers. Daher ist eine 
Entscheidung hierüber erst möglich, wenn das Er- 
gebnis der Untersuchung vorliegt. Die dafür zu- 
ständige Straßenbauverwaltung des Landes Baden- 
Württemberg ist bestrebt, die Untersuchung bald- 
möglich zum Abschluß zu bringen. 


Anlage 125 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Schäuble (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 169 und 170): 

Wie hoch ist der Anteil von Teilzeitarbeitsplätzen im Bereich 
der Fernsprechauskunft? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Tätigkeitsbereich Fern- 
sprechauskunft mehr Teilzeitarbeitsplätze zur Verfügung zu 
stellen? 

Zu Frage 169: 

In der Fernsprechauskunft werden rund 27 Vo der 
Arbeit durch Teilkräfte erledigt. Es sind 1 295 Teil- 
zeitarbeitsplätze eingerichtet, die durch teilzeit- 
beschäftigte Beamtinnen und Angestellte besetzt 
sind. 

Zu Frage 170: 

Bei entsprechendem Angebot vom Arbeitsmarkt 
(B) ist die Deutsche Bundespost bereit, im Rahmen der 
insgesamt vorhandenen Arbeitsplätze mehr Teil- 
zeitarbeitsplätze zur Verfügung zu stellen. Leider 
ist die Nachfrage sehr gering, da auch zu ungünsti- 
gen Zeiten Dienst (Wechseldienst, Sonn- und Feier- 
tagsdienst) verrichtet werden muß. 


Anlage 126 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Hoffmann (Hoya) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 171): 

Ist die Bundesregierung bereit, einschlägige Vorschriften der 
Deutschen Bundespost in der Weise zu ändern, damit auch Klein- 
und Mittelbetriebe mit bis zu zehn Amtsleitungen Telefonhaus- 
anlagen mit Direktdurchwahlmöglichkeiten zu den Nebenstellen 
erwerben können, und wenn nein, wie begründet die Bundes- 
regierung diese Haltung? 

Um die Durchwahl in eine Nebenstellenanlage 
verwirklichen zu können, sind nicht nur bei der 
Nebenstellenanlage, sondern auch bei der öffent- 
lichen Vermittlungsstelle besondere technische Maß- 
nahmen erforderlich. Der Aufwand in der öffent- 
lichen Vermittlungsstelle ist dabei erheblich. Ein- 
gehende Untersuchungen haben ergeben, daß die 
Überlassung durchwahlfähiger Amtsleitungen bei 
der heutigen Technik wirtschaftlich erst vertretbar 
wird, wenn für die Anschließung einer Nebenstel- 


lenanlage mindestens 10 durchwahlfähige Amtslei- (Q 
tungen beantragt werden. 

Mit Einführung des elektronischen Wählsystems 
und der Entwicklung neuer Nebenstellenanlagen 
können jedoch in Zukunft eine Reihe neuer Lei- 
stungsmerkmale geboten werden. Darunter wird 
auch die Durchwahl bis zur Nebenstelle bei Neben- 
stellenanlagen mit weniger als 10 Amtsleitungen 
sein. Die herkömmliche Technik in den Vermitt- 
lungsstellen der Deutschen Bundespost wird im 
Laufe der kommenden Jahrzehnte Zug um Zug durch 
die neue Technik ersetzt werden. 


Anlage 127 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Hoffmann (Hoya) 
(CDU/CDU) (Drucksache 8/1437 Frage 172): 

Ist die Bundesregierung bereit, am Buß- und Bettag bundes- 
weit den Feiertagstarif bei Telefongesprädien einzuführen, weil 
die Postkunden in den Bundesländern, wo der Buß- und Bettag 
gesetzlidier Feiertag ist, zwar die normalen Telefongebühren zu 
tragen haben, Störungen der Telefonanlagen aber in vielen Ge- 
bieten nidit oder nur mit großer Verzögerung behoben werden, 
und wenn nein, wie ist diese Einstellung zu reditfertigen? 

Es besteht kein Zusammenhang zwischen der Ta- 
rifgestaltung im Fernsprechdienst und der Organi- 
sation des Fernsprechentstörungsdienstes. Wegen 
der bundeseinheitlichen technischen Struktur des 
Fernsprechnetzes kann die Tarifgestaltung nur bun- 
deseinheitlich vorgenommen werden. Davon un- 
abhängig muß die Organisation des Fernsprechent- fl!)) 
Störungsdienstes, der werktags in vollem Umfang 
wahrgenommen wird, an Sonn- und Feiertagen wirt- 
schaftliche und soziale Gesichtspunkte berücksich- 
tigen. 

Anlage 128 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/1437 Fragen 173 und 174): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deutsche Bundes- 
post bei der Auswahl von Bewerbern, z. B. für den gehobenen 
Postdienst, als Auswahlkriterium die Abiturnote zugrunde legt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, diesen „Numerus 
clausus", der bei der Oberpostdirektion Köln zur Zeit bei der 
Durchschnittsnote 2,1 liegt, abzuschaffen? 

Zu Frage 173; 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Deutsche 
Bundespost bei der Auswahl von Bewerbern für den 
gehobenen Dienst die Abiturnote berücksichtigt. 
Nach § 18 Bundesbeamtengesetz wird für den Ein- 
tritt in den gehobenen Postdienst eine zu einem 
Hochschulstudium berechtigende Schulbildung gefor- 
dert. Folgerichtig kann bei der Vielzahl der Bewer- 
ber und den nur geringen Einstellungsmöglichkeiten 
bei der Vorauswahl auf die Abiturnote zurückgegrif- 
fen werden. Die endgültige Entscheidung über die 
Einstellung erfolgt jedoch stets aufgrund eines Ein- 
stellungsgesprächs, zu dem pro Einstellungsplatz in 
der Regel jeweils fünf Bewerber geladen werden. 
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Zu Frage 174: 

Solange es für die Auswahl von Bewerbern keine 
verläßlichen und gesicherten Methoden der Bewer- 
berauswahl gibt, wird es sich nicht vermeiden las- 
sen, zunächst auf die jeweiligen Zeugnisnoten zu- 
rückzugreifen, um über eine Vorauswahl den Bewer- 
berkreis überschaubar zu machen und sodann die 
individuelle Entscheidung über die Einstellung zu 
treffen. 


Anlage 129 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Landr^ (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/1437 Fragen 175 und 176): 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Pakete im Post- 
verkehr mit der DDR während der Vorweihnachtszeit 1977 ver- 
lorengegangen sind, und werden die Verlustmeldungen stati- 
stisch ausgewertet? 

Wenn ja, werden aus diesen statistischen Auswertungen 
Schlußfolgerungen gezogen, aus denen sich möglicherweise Er- 
kenntnisse über die politische Verfolgung bestimmter Personen 
herleiten lassen? 

Zu Frage 175: 

Der Bundesregierung ist z. Z. noch nicht bekannt, 
wie viele Pakete im Postverkehr mit der DDR und 
Berlin (Ost) während der Vorweihnachtszeit 1977 
verlorengegangen sind. Die Verluste werden regel- 
mäßig registriert. Der Registrierung gehen die An- 
(B) meldung des Verlustes durch den Paketabsender und 
die sich hieran anschließenden postalischen Nach- 
forschungen voraus. 

Die Verlustmeldungen werden statistisch ausge- 
wertet. Z. B. finden die Erkenntnisse über besonders 
gefährdete Paketinhalte Aufnahme in das Merkblatt 
„Hinweise für Geschenksendungen in die DDR und 
nach Berlin (Ost)", das von dem Gesamtdeutschen 
Institut, Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufgaben, 
herausgegeben und an den Postschaltern kostenlos 
abgegeben wird. 

Zu Frage 176: 

Ergeben sich aufgrund der Verlustmeldungen An- 
haltspunkte dafür, daß bestimmte Personen bzw. 
Personengruppen von den Verlusten besonders be- 
troffen werden, so wird die Ständige Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland bei der DDR einge- 
schaltet, um diese Vorkommnisse gegenüber den 
zuständigen Stellen der DDR anzusprechen und 
nach Möglichkeit für Abhilfe zu sorgen. 


Anlage 130 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Ey (CDU /CSU) (Druck- 
sache 8/1437 Frage 177); 


Welche Bemühungen hat die Bundesregierung mit welcher (Q 
Aussicht auf Erfolg bis heute unternommen, um die einst im 
Besitz der ehemaligen Reichspost befindlichen berühmtesten 
Briefmarken der Welt, die rote und die blaue Mauritius, sowie 
andere ebenfalls in ehemals reichsdeutschem Besitz befindliche 
Briefmarkenraritäten aus den USA in die Bundesrepublik 
Deutschland zurückzuführen? 

Eine genaue Prüfung und Identifizierung der in 
den Vereinigten Staaten aufgefundenen Briefmar- 
ken aus dem früheren Reichspostmuseum war bis- 
her nicht möglich, weil die Stücke sich im Gewahr- 
sam der amerikanischen Zollbehörden befinden. 
Nach den übermittelten Beschreibungen handelt es 
sich jedoch mit einiger Sicherheit um die vermißten 
Raritäten. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in 
Washington hat in einer Note an das State Depart- 
ment die Rückgabe der Raritäten an die Deutsche 
Bundespost verlangt. Das Bundesministerium für das 
Post- und Fernmeldewesen hat eine Stellungnahme 
zur Rechtslage dem Auswärtigen Amt zugeleitet, 
das die Botschaft anweisen wird, der amerikani- 
schen Regierung den Rechtsstandpunkt der Bun- 
desrepublik zu erläutern. 


Anlage 131 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 178): 

Beabsichtigt die Deutsche Bundespost, die für ihren Bereich P) 
geltende und vom Bundespostminister ausgesprochene Beschafti- 
gungsgarantie auf die Deutsche Fernkabel-Gesellschaft Rastatt, 
deren Gesellschafter die Deutsche Bundespost ist, auszudehnen? 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen hat eine Beschäftigungsgarantie nur für die 
Mitarbeiter der Deutschen Bundespost gegeben. Die 
Deutsche Fernkabel-Gesellschaft mbH (DFKG) ist 
eine Gesellschaft des privaten Rechts, an der die 
Deutsche Bundespost mit 31 v. H. des Stammkapi- 
tals beteiligt ist. Die bei der DFKG Beschäftigten 
sind daher nicht Angehörige der Deutschen Bundes- 
post, so daß die Beschäftigungsgarantie nicht für sie 
gelten kann. Trotzdem wird z. Z. geprüft, ob und 
ggf. zu welchen Konditionen Angehörigen der DFKG 
für den Fall, daß die Gesellschaft keine Beschäfti- 
gungsmöglichkeit mehr für sie hat, Arbeitsplätze bei 
der Deutschen Bundespost angeboten werden kö- 
nen. 


Anlage 132 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Müller-Hermann 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 179 und 180): 

Ist der Bundespostminister bereit, der Nachfrage entsprechend, 
bei den neu zu installierenden öffentlichen Fernsprechautomaten 
mit Tastatur wieder die Münzbenutzung von 1 DM, 50 Pfennig 
und 10 Pfennig zu ermöglichen, statt von 5 DM, 1 DM, 10 Pfen- 
nig? 

Ist der Bundespostminister bereit, auch in öffentlichen Fern- 
sprechzellen durch Angabe der Telefonnummer den Rückruf zu 
ermöglichen, wie das in anderen Nachbarländern üblich ist? 
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Zu Frage 179: 

Die neuen Welt-Münzfernsprecher mit Tasten- 
wahl sind — wie auch alle anderen öffentlichen 
Münzfernsprecher — mit drei Münzkanälen ausge- 
stattet. Die bisher bei, den Münzfernsprechern üb- 
liche Münzbenutzung von 10 Pfennig,* 50 Pfennig 
und 1 DM war jedoch nicht mehr ausreichend. Die 
Benutzer hätten bei interkontinentalen Gesprächen 
mit den kürzesten Zeittakten je Gebühreneinheit 
von 1,067 Sekunden in sehr kurzen Zeitabständen 
1-DM-Stücke nachwerfen müssen. Es wurde des- 
halb ein Münzkanal für 5-DM-Münzen eingerichtet 
und dafür der Münzeinwurf von 50 Pfennig-Stücken 
weggelassen. Dies ist eine Kompromißlösung, die 
den Benutzern sowohl bei Inlandsgesprächen als 
auch bei interkontinentalen Gesprächen die Mög- 
lichkeit bietet, die Gesprächsgebühr in gängigen 
Münzsorten einzuwerfen. 

Zu Frage 180: 

Nach dem Ergebnis einer vorliegenden Markt- 
studie besteht nur wenig Interesse an der Anruf- 
barkeit von öffentlichen Münzfernsprechern. Diese 
Tatsache dürfte auch auf die bestehenden vielfälti- 
gen Möglichkeiten, sich bei den öffentlichen Sprech- 
stellen der Postämter, Poststellen usw. anrufen zu 
lassen, zurückzuführen sein. 

Unabhängig davon würde die Anrufbarkeit öffent- 
licher Münzfernsprecher folgende Probleme aufwer- 
fen: 

— Bei stark in Anspruch genommenen Telefonzellen 
kämen Anrufe erst nach mehreren Anrufversuchen 
an. 

— Kunden, die Anrufe erwarten, würden den zügi- 
gen Publikumsverkehr der Telefonzellen erheblich 
behindern, unliebsame Auseinandersetzungen wä- 
ren unvermeidbar. 

— Bei ankommenden handvermittelten R-Gesprä- 
chen aus dem Ausland, bei denen der angerufene 
Teilnehmer die Gesprächsgebühr übernehmen soll, 
wäre der Möglichkeit von Gebührenhinterziehun- 
gen Tür und Tor geöffnet. 

Die Bundesregierung beabsichtigt deshalb nicht, 
die Anrufbarkeit von öffentlichen Münzfernspre- 
chern zu ermöglichen. 


Anlage 133 

Antwort \ 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Sdineider (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 181): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über den Zusam- 
menhang von Krebserkrankungen bzw. sonstigen schweren ge- 
sundheitlichen Beeinträchtigungen und der Lage eines Gebäude- 
grundstücks im Einzugsbereich schädlicher Wasser- oder Erd- 
strahlen vor, und welche Möglichkeiten sieht sie, gegebenenfalls 
derartige Gebäude durch bautechnische Maßnahmen vor schädli- 
chen Strahlen abzuschirmen? 

Wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse über ei- 
nen Zusammenhang der genannten Sachverhalte und 
über nachteilige Folgen liegen nicht vor. 


Anlage 134 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schneider (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 182): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es den Mietern 
von Sozialwohnungen nicht zuletzt auch durch den weitgehenden 
Einsatz von EDV-Anlagen kaum mehr möglich ist, im einzelnen 
die Berechtigung der Kostenmiete und späterer Mieterhöhungen 
nachzuprüfen, und welche Möglichkeiten sieht sie, die Ermitt- 
lung, den Nachweis und die Geltendmachung der Kostenmiote so 
zu vereinfachen und auszugestalten, daß der verständige Mieter 
ohne unzumutbare Anforderungen in der Lage ist, die Berechti- 
gung der Kostenmiete und nachträglicher Mieterhöhungen im ein- 
zelnen nachprüfen und nachvollziehen zu können? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die mit 
Hilfe, des Einsatzes von EDV-Anlagen erstellten 
Mieterhöhungserklärungen oftmals den Erforder- 
nissen des § 10 WoBindG nicht genügen und daher 
rechtlich unwirksam sind; dies kann der Mieter gel- 
tend machen. Nach der genannten Vorschrift muß die 
Erhöhung nicht nur berechnet-, sondern auch erläu- 
tert sein. Außerdem muß eine neue Wirtschaftlich- 
keitsberechnung, ein Auszug oder eine Zusatzbe- 
rechnung beigefügt werden. Diese Vorschriften be- 
zwecken, den Mieter in die Lage zu setzen, die Be- 
rechtigung und Berechnung der Mieterhöhung nach- 
zuprüfen. 

Ob und in welchem Umfang es möglich sein wird, 
auch beim Einsatz von Computern Mieterhöhungs- 
erklärungen inhaltlich so auszugestalten, daß der 
Mieter ohne unzumutbare Anforderungen die ein- 
zelnen Angaben nachvollziehen kann, hängt von 
den technischen Möglichkeiten beim Einsatz von 
EDV-Anlagen ab. Hierauf vermag die Bundesre- 
gierung keinen Einfluß auszuüben. Sie hält daher 
an den derzeitigen rechtlichen Voraussetzungen bei 
der Anwendung des § 10 WoBindG aus rechtsstaat- 
lichen Gründen fest. Sie beabsichtigt, die sich beim 
Einsatz von Computern für die Anwendung des § 10 
WoBindG ergebenden Schwierigkeiten mit den zu- 
ständigen obersten Landesbehörden zu erörtern. 


Anlage 135 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. von Warten- 
berg (CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 183 und 
184): 

In welchem Umfang hat die Bundesregierung die für den 
1. Januar 1978 in Aussicht genommene Mieterhöhung für Bun- 
desbedienstetenwohnungen durchgeführt? 

Wieviel Wohnungen sind von dieser Aktion betroffen, und 
wie hoch ist die durchschnittliche Mietsteigerung? 

Zu Frage 183: 

Im Jahr 1977 war eine Mietanhebung zur Anpas- 
sung an die Entwicklung auf dem allgemeinen Mie- 
tenmarkt für die bundeseigenen Mietwohnungen, 
nicht für die Bundesdarlehenswohnungen vorgese- 
hen. Bis auf wenige Fälle, in denen Mieter dem 
Miterhöhungsverlangen gemäß § 2 des Gesetzes zur 
Regelung der Miethöhe vom 18. Dezember 1974 
(BGBl. I, S. 3603) nicht zugestimmt haben, ist diese 
Aktion inzwischen abgeschlossen. 
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(A) Zu Frage 184: 

In die Mietanpassungsaktion sind fast alle der 
rund 50 000 bundeseigenen Mietwohnungen einbezo- 
gen. Die durchschnittliche Mietsteigerung betrug im 
wesentlichen 20 ®/o, in Teilbereichen bis zu 30 ®/o 
der bisherigen Grundmiete. Sie machte für die mei- 
sten Wohnungen Ö,30 bis 0,60 DM/qm/Monat aus. 
In keinem Fall wurde die untere Grenze der orts- 
üblichen Vergleichsmieten überschritten. 


Anlage 136 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Gansei (SPD) (Druck- 
sache 8/1437 Frage 185): 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß Studenten, 
die nach Überschreitung der Förderungshöchstdauer keine BAföG- 
Leistungen mehr erhalten und von Gelegenheitsarbeiten und 
privater Unterstützung leben, einen Anspruch auf Wohngeld er- 
heben können, und wenn ja, wird die Bundesregierung die zu- 
ständigen Verwaltungsstellen entsprechend informieren? 

Grundsätzlich haben Studenten unter den gleichen 
Voraussetzungen wie andere Antragsteller einen 
Anspruch auf Wohngeld. 

Erhalten Studenten wegen Überschreitung der För- 
derungshöchstdauer keine Leistungen mehr nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) , 
kann Wohngeld nach den allgemeinen Vorschriften 
gewährt werden. Es können jedoch u. U. Versa- 
P) gungsgründe vorliegen, z. B. eine nur vorüberge- 
hende Abwesenheit vom Familienhaushalt (§ 22 
Nr. 2 i. V. m. § 4 Abs. 3 WoGG) oder das Fehlen 
einer sozialen Härte (§ 18 Satz 1 WoGG). 

Erhalten Studenten in den von Ihnen genannten' 
Fällen die private Unterstützung für ihre Lebens- 
haltung noch überwiegend von anderen zum Fami- 
lienhaushalt rechnenden Familienmitgliedern, bleibt 
auch während ihrer Abwesenheit der Familien- 
haushalt der Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehungen, 
so daß sie noch zu diesem gerechnet werden. In 
diesen Fällen muß ihnen ein Wohngeld nach § 22 
Nr. 2 i. V. m. § 4 Abs. 3 WoGG versagt werden. In 
Einzelfällen kann Wohngeld z. B. auch wegen beste- 
hender Unterhaltsansprüche nach § 18 Satz 1 WoGG 
versagt werden. 

Die Bundesregierung kann deshalb die von Ihnen 
gewünschte generelle Weisung an die Wohngeld- 
stellen für die Behandlung von Studenten nicht er- 
teilen. 


Anlage 137 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 186 und 187): 

Welchen Anteil der Anträge auf Förderung nach dem Woh- 
nungsmodernisierungsprogramm konnte im Jahr 1977 auf die 
Bundesebene bezogen befriedigt werden, und ist der Bundes- 


regierung bekannt, daß in einzelnen Regierungbezirken kaum /Q 
einem Drittel der gestellten Anträge entsprochen werden ' ^ 
konnte? 

Welche Bundesländer haben ihre Bundesquote im Rahmen des 
Wohnungsmodernisierungsprogramms im Jahre 1977 nicht ver- 
braucht, und ist die Bundesregierung bereit, entweder nicht ab- 
gerufene Mittel auf die Länder umzuschichten, die Mittel noch 
unterbringen können, oder entsprechende Aufstockungen vorzu- 
nehmen? 

Zu Frage 186: 

Nach der im Grundgesetz geregelten Aufgabentei- 
lung obliegt die Durchführung aller Förderungsmaß- 
nahmen im Wohnungssektor den Ländern. Dazu ge- 
hört auch das Bund-Länder-Modernisierungspro- 
gramm. Der Bund verteilt die von ihm bereitgestell- 
ten Mittel nach einem bestimmten Schlüssel an die 
einzelnen Länder, über den Einsatz dieser Bundes- 
mittel und der von den Ländern bereitgestellten zu- 
sätzlichen Mittel entscheiden dann die Länder über 
ihre Bewilligungsstellen anhand der gesetzlichen 
Förderungsvoraussetzungen und -Vorränge sowie 
ihrer Durchführungs vor Schriften in eigener Zustän- 
digkeit. Ob also ein Antragsteller berücksichtigt 
werden kann oder nicht, liegt in der Entscheidungs- 
zuständigkeit der Länder. 

Eine Übersicht über die Anzahl der Anträge, die 
wegen fehlender Mittel nicht mehr bewilligt werden 
konnten, existiert nicht. Soweit hier bekannt ist, 
nehmen die Bewilligungsstellen einiger Länder, 
wenn das Kontingent der öffentlichen Mittel er- 
schöpft ist, Anträge nicht mehr an. 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß nur einem 
Teil der Anträge auf öffentliche Mittel zur Förderung 
der Modernisierung entsprochen werden kann. Be- „ 
dauerlicherweise reichen die von Bund und Ländern 
gemeinsam zur Verfügung gestellten Mittel nicht 
aus, alle Anträge zu bedienen. Diesem Problem 
sehen sich alle Bewilligungsstellen der Bundesrepu- 
blik gegenübergestellt. 

Zu Frage 187: 

Nach Nummer 2 Abs. 3 der zwischen Bund und 
Ländern getroffenen Verwaltungsvereinbarung über 
die Förderung der Modernisierung von Wohnungen 
nach dem Wohnungsmodernisierungsgesetz teilen 
die Länder dem Bund bis zum 1. Oktober die Höhe 
der Bundesmittel mit, die im Rahmen des jeweiligen 
Jahresprogramms wegen fehlender Komplementär- 
mittel des Landes oder aus anderen Gründen nicht 
eingesetzt werden können. Der Bund ist berechtigt, 
die Mittel unter Berücksichtigung des vereinbarten 
Schlüssels neu zu verteilen. Im Jahre 1977 hat ein 
Land Bundesmittel für Darlehen in Höhe von 
1 067 693,50 DM wegen fehlender Landesmittel nicht 
einsetzen können. Diese Mittel sind an die einsatz- 
bereiten Länder verteilt worden. 


Anlage 138 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 188): 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß die ge- 
setzliche Gestaltung der Mieten für Sozialwohnungen zu einem 
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erheblichen Vermögenszuwachs bei den Wohnungseigentümern 
zu Lasten der Mieter führt (vgl. ARCH, Zeits'chrift für Architek- 
ten, Stadtplaner, Sozialarbeiter und kommunalpolitische Grup- 
pen, Heft 32, und Sonderdruck des Landesverbands südwest- 
deutscher Mietervereine e. V. vom 12. Mai 1977), und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, durch Änderung der 
gesetzlichen Bestimmungen zu gewährleisten, daß die aufgezeig- 
ten Vermögensverlagerungen durch die Berechnung und Erhe- 
bung der Kostenmiete in Zukunft vermieden werden, ohne daß 
gleichzeitig" die Bereitschaft zur Investierung im sozialen Woh- 
nungsbau herabgesetzt wird, und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, dem Deutschen Bundestag entsprechende Vorschläge zur 
Genehmigung vorzulegen? 

Der Bundesregierung sind die erwähnten Veröf- 
fentlichungen zur Berechnung der Mieten im öffent- 
lich geförderten sozialen Wohnungsbau bekannt. 
Die dort vorgetragene Kritik an dem in der Verord- 
nung über wohnungswirtschaftliche Berechnungen 
(II. Berechnungsverordnung) geregelten System der 
Ermittlung der Kostenmieten hält jedoch einer Prü- 
fimg nicht stand. 

Private Investitionsbereitschaft setzt ein Mindest- 
maß an Gewinnaussichten voraus. Ziel der 11. Be- 
rechnungsverordnung ist es, die Vermietergewinne 
im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau un- 
ter Berücksichtigung der öffentlichen Förderung auf 
dieses Mindestmaß zu beschränken. Die gegenteilige 
Ansicht der Verfasser beruht insbesondere auf der 
Unkenntnis der Methodik des Verordnungsgebers 
bei der Ermittlung der Instandhaltungskostenpau- 
schalen, wie sie in der Verordnungsbegründung dar- 
gestellt ist, sowie einer Fehlinterpretation der An- 
sätze für Abschreibung und Mietausfallwagnis. 

Die Bundesregierung sieht daher keinen Anlaß, 
wegen angeblich überhöhter Vermietergewinne eine 
Änderung des Systems der Kostenmietenberechnung 
im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau zu 
erwägen. 


Anlage 139 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höhmann auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Böhm (Melsungen) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 189): 

Ist die Bundesregierung bereit, umgehend eine Dokumentation 
über die Berichterstattung einmal der Presse in der DDR und 
zum anderen der von der DDR finanzierten kommunistischen 
Presse in der Bundesrepublik Deutschland zu erstellen und diese 
zu veröffentlichen, aus der hervorgeht, daß diese Presse ununter- 
brochen und seit langem in beleidigender und hetzerischer Art 
und Weise politische Ereignisse in der Bundesrepublik Deutsch- 
land darstellt und Persönlichkeiten aus dem politischen und ge- 
sellschaftlichen Bereich angreift? 

Der Bundesregierung sind Fakten dieser Art in 
großer Zahl bekannt. Sie behält sich vor, politische 
Zweckmäßigkeit und Zeitpunkt einer eventuellen 
Veröffentlichung selbst zu bestimmen. 

Die Bundesregierung wird sich ihr Handeln grund- 
sätzlich nicht vom jeweiligen Vorgehen der DDR- 
Führung vorschreiben lassen. 


Anlage 140 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höhmann auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Kittelmann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 190): 


Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung gegen 
die unsinnigen Vorwürfe der DDR-Regierung gegen Bundesinsti- 
tute in Berlin (West) wann und wo unternommen, um zum 
einen im Rahmen der Fürsorgepflicht die angegriffenen und ver- 
unglimpften Mitarbeiter der Institute zu schützen und zum ande- 
ren die Unverfrorenheit der DDR-Regierung abzuwehren, sich 
anzumaßen, offizielle Institute der Bundesrepublik Deutschland 
zu verleumden und anzugreifen? 

Die Bundesregierung hat durch ihren Regierungs- 
sprecher am 2. Januar 1978 (Pressemitteilung des 
Bundespresseamtes Nr. 3/78) erklären lassen: 

„Die Bundesregierung weist die Behauptung von 
ADN gegen den Bundesnachrichtendienst und das 
Gesamtdeutsche Institut mit Entschiedenheit zurück. 
Weder der Bundesnachrichtendienst noch das Ge- 
samtdeutsche Institut haben mit der als ,Manifest' 
bezeichneten Veröffentlichung einer angeblichen 
Oppositionsgruppe in der DDR irgend etwas zu 
tun." 


Anlage 141 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höhmann auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Jäger (Wangen) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 191): 

Was hat die Bundesregierung unternommen, um die DDR- 
Regierung zu veranlassen, ihre gegen die Vereinbarungen des 
Grundlagenvertrags verstoßende Praxis gegenüber kritischen 
Journalisten aus der Bundesrepublik Deutsdiland aufzugeben, 
und wird sie auf eine weitere vertragswidrige Weigerung der 
DDR, einen Korrespondenten des „Spiegel" zu akkreditieren, 
ebenso reagieren wie sie auf frühere spektakuläre Ausweisungen (P) 
von Journalisten aus der DDR reagiert hat? 

Nachdem die DDR dem als ständigen Korrespon- 
denten für den Spiegel in Berlin (Ost) vorgesehenen 
Journalisten Karlheinz Vater die Akkreditierung 
verweigert hatte, hat die Bundesregierung am 4. Ja- 
nuar in Bonn durch Staatsminister Wischnewski ge- 
genüber dem Leiter der Ständigen Vertretung der 
DDR, Dr. Kohl, und in Berlin (Ost) durch unseren 
Ständigen Vertreter, Staatssekretär Gaus, beim Mi- 
nisterium für Auswärtige Angelegenheiten um Er- 
läuterung der Gründe für das Vorgehen gebeten. 

Die Bundesregierung hat hierbei deutlich gemacht, 
daß es sich um eine ungerechtfertigte und schäd- 
liche Maßnahme handelt, die nicht im Einklang mit 
dem Briefwechsel über die Arbeitsmöglichkeiten für 
Journalisten steht. 

Nach der Schließung des Spiegel-Büros in Berlin 
(Ost) haben unverzüglich am 10. Januar Staatsmini- 
ster Wischnewski und Staatssekretär Gaus bei der 
DDR protestiert. Nach Auffassung der Bundesregie- 
rung ist diese Maßnahme der DDR ein ernster Fall 
der Beschränkung der freien Berichterstattung und 
unvereinbar mit dem Geist des Grundlagenvertra- 
ges. Die Beziehungen zwischen beiden deutschen 
Staaten sind hierdurch schwer beeinträchtigt und 
belastet worden. 

Die Bundesregierung hat sich nach ihren Mög- 
lichkeiten mit aller Entschiedenheit für die Rechte 
unserer Korrespondenten in der DDR eingesetzt. Sie 
wird das auch in Zukunft tun. 
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(A) Anlage 142 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höhmann auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Straßmeir (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 192 und 193): 

Betraditet die Bundesregierung die Sdilicßung des Spiegel- 
Büros als eine schwere Beeinträchtigung ihrer Beziehungen zur 
Regierung der DDR? 

Bedeutet die Behauptung der SED-Führung, das Manifest der 
Oppositionellen sei ein „Machwerk des Bundesnachrichtendien- 
stes", nicht eine schwerwiegende Belastung ihrer Beziehungen 
zur Regierung der DDR? 

Zu Frage 192: 

Die Bundesregierung hat mehrfach gegenüber der 
Öffentlichkeit und auch gegenüber der DDR erklärt, 
daß die Schließung des Spiegel-Büros eine schwere 
Beeinträchtigung ihrer Beziehungen zur Regierung 
der DDR ist. 

Zu Frage 193: 

Die Bundesregierung hat bei der Regierung der 
DDR gegen das Verhalten der DDR protestiert und 
sich insbesondere gegen die von der DDR für ihre 
Maßnahmen angegebenen Begründungen verwahrt. 
Die Bundesregierung hat hierbei festgestellt, daß 
die DDR damit in eklatanter Weise dem Sinn der 
getroffenen Vereinbarungen zuwider handelt. Sie 
hat die DDR darauf hingewiesen, daß dies zu einer 
Belastung der Beziehungen zwischen der Bundes- 
republik und der DDR geführt hat. 

(B) 


Anlage 143 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höhmann auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Schröder (Lüne- 
burg) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 194, 
195 und 196): 

Treffen Pressemeldungen zu, daß nach Aussagen freigelasse- 
ner Inhaftierter aus DDR-Strafanstalten die Kontakte bundes- 
deutscher Inhaftierter mit unserer Ständigen Vertretung in Ost- 
Berlin überwacht werden, daß Häftlinge die Notizen über Be- 
schwerden, die sie Vorbringen wollen, vor dem Besuch abgeben 
und genehmigen lassen müssen? 

Trifft es außerdem zu, daß Beamte des Staatssicherheitsdien- 
stes Gespräche zwischen bundesdeutschen Häftlingen und Mitar- 
beitern der Ständigen Vertretung abgebrochen haben, wenn die 
Gefangenen Beschwerden vorbrachten? 

Trifft es zu, daß Häftlinge aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land in DDR-Strafanstalten mißhandelt und zusammengeschlagen 
wurden respektive werden? 

Zu Frage 194: 

Die Kontakte der in der DDR Inhaftierten aus 
dem Bundesgebiet mit unserer Ständigen Vertretung 
werden überwacht. Der Briefwechsel durchläuft 
Kontrollen, bei Gesprächen zwischen Inhaftierten 
und Mitgliedern der Vertretung sind Vertreter der 
Ermittlungsbehörde oder der Strafvollzugsanstalt 
zugegen. Inhaftierte haben in Gesprächen mit Mit- 
arbeitern der Vertretung zum Teil Aufzeichnungen 
benutzt. Ich schließe nicht aus, daß sie angehalten 
wurden, solche Aufzeichnungen vor den Gesprächen 
vorzulegen. 


Zu Frage 195: (C) 

Inhaftierte können bei Gesprächen mit Mitarbei- 
tern der Ständigen Vertretung auch Beschwerden 
vortragen. Sie machen davon häufig Gebrauch und 
werden daran von den anwesenden DDR-Vertretern 
auch nicht gehindert, solange diese Beschwerden 
ihre persönlichen Haftumstände betreffen. 

Wenn die Inhaftierten sich in allgemeiner Form 
über den Strafvollzug äußern oder die Belange von 
Mithäftlingen zur Sprache bringen, wird von den 
DDR-Vertretern in das Gespräch eingegriffen. Zu 
dem Abbruch eines Gesprächs ist es aber auch in 
einem solchen Fall noch nicht gekommen. 

Zu Frage 196: 

In den über 2 000 Gesprächen, die Mitarbeiter 
unserer Ständigen Vertretung mit Inhaftierten ge- 
führt haben, ist einige Male — soweit feststellbar 
in sechs Fällen — von Übergriffen des DDR-Voll- 
zugspersonals gegenüber Häftlingen aus dem Bun- 
desgebiet berichtet worden. 

Die Ständige Vertretung hat in diesen Fällen um 
eine Überprüfung ersucht. In zwei Fällen wurde ihr 
mitgeteilt, daß sich die Angaben der Inhaftierten 
bestätigt hätten und die beschuldigten Vollzugsbe- 
diensteten zur Verantwortung gezogen worden 
seien. In den übrigen Fällen hieß es, die Vorfälle 
hätten sich anders zugetragen, als von den Häft- 
lingen berichtet. 


Anlage 144 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höhmann auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 197): 

Warum wird in 'offiziellen Verlautbarungen der Bundesregie- 
rung nadi Verhandlungen mit der Regierung in Ost-Berlin wie- 
derholt von Bonn und Berlin, nicht aber unserer Reditsauffas- 
sung entsprechend von Bonn und Ost-Berlin oder Berlin (Ost) 
gesprochen, und gedenkt die Bundesregierung, in Zukunft an- 
ders zu verfahren? 

Die Bundesregierung bewertet es positiv, daß seit 
1972 rund 450 Verhandlungen zwischen ihr und der 
Regierung der DDR mit praktischen Ergebnissen für 
die Erleichterung der Beziehungen zwischen den 
Menschen in beiden Staaten an verschiedenen Orten 
geführt werden konnten. Dies hat für die Bundes- 
regierung absoluten Vorrang vor Bezeichnungsfra- 
gen, über die sie keinen Streit herbeiführen will, 
solange ihre Rechtspositionen völlig klar und un- 
berührt bleiben. Dies ist der Fall. 


Anlage 145 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Hennig 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 198): 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 70. Sitzung. Bonn, Freitag, den 27. Januar 1978 


5613’ 


/ A \ Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß inhaltliche Be- 

' ' Schränkungen für Fraklionssitzungen in Berlin nicht bestehen, 

weil sie Verfassungs- oder Amtsakte im Sinne des Viermächte- 
abkommens gar nicht vornehmen können, und daß die Ansicht 
der DDR insofern falsch ist? 

Im Viermächteabkommen vom 3. September 1971 
heißt es in Anlage II Ziff. 2 u. a. „ ... Der Bun- 
desrat und der Bundestag, einsdiließlidi ihrer Aus- 
schüsse und Fraktionen, ... werden in den West- 
sektoren Berlins keine Verfassungs- oder Amtsakte 
vornehmen, die in Widerspruch zu Abs. 1 stehen". 
Abs. 1 enthält den Passus über die Aufrechterhal- 
tung und Entwicklung der Bindungen mit dem Zu- 
satz, daß die Westsektoren „wie bisher kein Be- 
standteil (konstitutiver Teil) der Bundesrepublik 
Deutschland sind und auch weiterhin nickt von ihr 
regiert werden". In dem Interpretationsbrief der 
Drei Botschafter an den Bundeskanzler vom 3. Sep- 
tember 1971, der Teil des Viermächteabkommens 
ist, wird unter Buchstabe a) festgestellt, daß der Satz 
in Anlage II Abs, 2 des Viermächteabkommens 
über die „Verfassungs- oder Amtsakte" so auszu- 
legen ist, „daß darunter Akte in Ausübung unmittel- 
barer Staatsgewalt über die Westsektoren Berlins 
verstanden werden". Solche Verfassungs- oder 
Amtsakte nehmen die Fraktionen des Deutschen 
Bundestages bei ihren Sitzungen in Berlin ohnehin 
nicht vor. 

Der Interpretationsbrief der Drei Botschafter 
sieht unter b). vor, daß einzelne Ausschüsse des 
Bundesrates und des Bundestages in den Westsek- 
toren Berlins" im Zusammenhang mit der Aufrecht- 
erhaltung und Entwicklung der Bindungen zwischen 
(Bj diesen Sektoren und der Bundesrepublik Deutsch- 
land tagen" können. Zu Fraktionssitzungen heißt 
es dort: „Im Falle der Fraktionen können Sitzun- 
gen nicht gleichzeitig abgehalten werden." 

Im Unterschied zu Sitzungen von Bundestagsaus- 
schüssen in Berlin sieht demnach das Viermächte- 
abkommen für Fraktionssitzungen in Berlin keine 
inhaltliche Beschränkung vor. Anderslautende An- 
sichten, von wem sie auch stammen mögen, kön- 
nen sich deshalb nicht auf das Viermächteabkom- 
men stützen. 


Anlage 146 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höhmann auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 199): 

In welchem Umfang liegen der Bundesregierung Informationen 
darüber vor, daß die DDR von Einreisenden nicht nur die Num- 
mern der Reisepässe, sondern auch die von dazu gar nicht ver- 
wendbaren Personalausweisen wissen will, und empfiehlt sie den 
Betroffenen — gegebenenfalls warum — , dem Wunsch der DDR- 
Behörden nachzukommen und die Frage zu beantworten, auch 
wenn kein vernünftiger Grund erkennbar ist? 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen 
darüber vor, daß die DDR generell von allen Ein- 
reisenden außer der Nummer des Reisepasses auch 
die Nummer des Personalausweises zu wissen 
wünscht. Dementsprechend hat die Bundesregierung 
auch keine allgemeine Empfehlung ausgesprochen. 


die Reisewilligen sollten den DDR-Behörden außer 
den Paßnummern auch die Nummern der Personal- 
ausweise mitteilen. 

Wenn in Einzelfällen auch die Nummern der 
Personalausweise erbeten werden, so kann es sich 
durchaus um die irrtümliche Anfrage einer örtlichen 
DDR-Behörde handeln. Es kann sich ferner um das 
Mißverständnis eines DDR-Bewohners handeln, da 
Westdeutsche bei Reisen in die DDR — von Tages- 
aufenthalten im grenznahen Bereich abgesehen — 
die Genehmigung zur Einreise nicht selber bei den 
örtlichen DDR-Behörden beantragen, sondern dies 
Verwandte oder Bekannte in der DDR für sie tun. 
Bei organisierten Touristenreisen werden die An- 
träge von den Reisebüros gestellt. 

Wenn in Einzelfällen sich Bürger an die Bundes- 
regierung mit der Bitte um Rat wenden, weil von 
ihren Verwandten oder Bekannten in der DDR an- 
geblich außer der Paßnummer auch die Personalaus- 
weisnummer verlangt wird, so wird allerdings der 
Rat erteilt, daß die gewünschten Nummern angege- 
ben werden sollten. Diese Auskunft erfolgt in erster 
Linie im Interesse der Betroffenen, damit nicht durch 
weiteren Schriftwechsel mit den Verwandten oder 
Bekannten in der DDR die Antragstellung und damit 
die Reise verzögert wird. Die Bundesregierung be- 
müht sich, solche Ratschläge zu erteilen, die die 
Reisen nach Möglichkeit erleichtern. Nachteile sind 
durch die Angabe der Personalausweisnummer au- 
ßer der Paßnummer bisher nicht bekanntgeworden; 
sie Sind auch kaum denkbar. 


Anlage 147 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höhmann auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Sauer (Salzgitter) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 200 und 201): 

Welches sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Gründe 
für Einreiseverweigerungen für Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich West-Berlins, die in die DDR oder 
nach Ost-Berlin einreisen wollen, sowie die Festnahmen und 
sich häufenden verschärften Durchsuchungen an den Transitkon- 
trollstellen nach Berlin bzw. von Berlin nach Westdeutschland 
durch die DDR-Kontrollorgane? 

Was hat die Bundesregierung bisher bei der Regierung der 
DDR und gegebenenfalls der Sowjetunion unternommen bzw. 
was wird sie unternehmen, um die Rechtsbrüche und willkür- 
lichen Handhabungen gegen die Regelungen des Reiseverkehrs, 
insbesondere des Transitabkommens, durch die DDR zu verhin- 
dern? 

Ihre Fragen beziehen sich sowohl auf den Transit- 
verkehr von und nach Berlin (West) wie auch auf 
Einreisen in die DDR durch Westdeutsche und West- 
Berliner. Ich erinnere zunächst daran,' daß diese 
Reisen auf unterschiedlichen Rechtsgrundlagen be- 
ruhen: Für die Benutzung der Transitwege von und 
nach Berlin (West) gilt das Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
über den Transitverkehr von zivilen Personen und 
Gütern zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin (West) vom 17. Dezember 1971; für Rei- 
sen von West-Berlinern in die DDR und nach Ost- 
Berlin gilt die Vereinbarung zwischen dem Senat 
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(A) und der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik über Erleichterungen und Verbesserungen 
des Reise- und Besucherverkehrs vom 20. Dezember 
1971; für Reisen von Westdeutschen in die DDR 
gilt die im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des 
Verkehrsvertrages erlassene und im Zusammenhang 
mit dem Inkrafttreten des Grundlagenvertrages er- 
gänzte Anordnung über Einreisen von Bürgern der 
„BRD" in die DDR vom 17. Oktober 1971 in der 
Fassung vom 14. Juni 1973. 

Die Gründe für die Einreiseverweigerungen (ein- 
schließlich Zurückweisungen) von Westdeutschen 
und West-Berlinern im Wediselverkehr sind man- 
gels amtlicher Verlautbarungen der DDR der Bun- 
desregierung nicht genau bekannt; aus einer Analyse 
der Fälle ergibt sich, daß es sich zum großen Teil 
um solche Personen handelt, die in den letzten Jah- 
ren mit Genehmigung der DDR-Behörden in das Bun- 
desgebiet übergesiedelt sind. Zu dieser Gruppe ge- 
hören auch ehemalige Häftlinge der DDR. Ferner 
sind solche Personen betroffen, deren Verlobte oder 
Verwandte in der DDR die Genehmigung zur Über- 
siedlung in das Bundesgebiet beantragt haben. Hier- 
bei ist allerdings zu berücksichtigen, daß nach un- 
seren Erkenntnissen zahlreiche Angehörige der ge- 
nannten Personengruppen weiterhin in die DDR ein- 
reisen können. Die unterschiedliche Genehmigungs- 
praxis macht es schwierig, generell die Gründe auf- 
zuzeigen, die vermutlich für das Verhalten der DDR- 
Behörden maßgeblich sind. 

über Festnahmen im Transitverkehr von und nach 
p) Berlin (West) wird die Bundesregierung von der 
DDR-Regierung gern. Art. 16 Ziff. 5 des Transitab- 
kommens unterrichtet, wobei nicht nur die Perso- 
nalien des Betroffenen, sondern auch die Gründe 
angegeben werden, die zu seiner Festnahme geführt 
haben. Hieraus und aus den Befragungen der aus 
DDR-Haft Entlassenen ergibt sich, daß die meisten 
wegen Fluchthilfe festgenommen werden. Darüber 
hinaus kommen auch andere Gründe in Betracht, 
z. B. die schuldhafte Verursachung eines schweren 
Verkehrsunfalles mit tödlichem Ausgang oder auch 
Spionage. 

Die Gründe für die sich seit Oktober vergangenen 
Jahres häufenden Verdachtskontrollen (Durchsu- 
chungen von Pkw etc.) im Transitverkehr von und 
nach Berlin (West) können nicht genau angegeben 
werden; oftmals waren folgende Personengruppen 
betroffen: 

— Reisende im Alter zwischen 20 und 30 Jahren,- 

— frühere DDR-Bewohner sowie Reisende, die An- 
gehörige in der DDR haben; 

— Reisende, die in der Dunkelheit die Transitstrek- 
ken befahren; 

— Reisende, die zulässigerweise unterwegs gehal- 
ten haben, z. B. zum Tanken oder zur Rast auf 
einem dafür zugelassenen Parkplatz. 

Die DDR-Regierung hat auf die verschiedenen 
Proteste der Bundesregierung geantwortet, daß alle 
Durchsuchungen von Transitreisenden zulässig im 
Sinne von Art. 16 Ziff. 2 des Transitabkommens und 
notwendig gewesen seien, weil hinreichende Ver- 


dachtsgründe für einen Mißbrauch der Transitwege 
bestanden hätten. Die Tatsache, daß die Bundes- 
regierung die Fluchthilfe über die Transitwege nicht 
unterbinde, zwinge die DDR-Regierung dazu, von 
sich aus alle nach dem Transitabkommen zulässigen 
Maßnahmen zu ergreifen, um derartige Mißbräuche 
der Transitwege zu unterbinden. 

Mit der letzten Aussage habe ich bereits zur Be- 
antwortung Ihrer zweiten Frage übergeleitet: 

Schwierigkeiten im Transitverkehr von und nach 
Berlin (West) werden in der dafür gern. Art. 19 des 
Transitabkommens vorgesehenen Kommission behan- 
delt. Hier bringt die Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland jeden Einzelfall einer ihr bekanntge- 
wordenen Durchsuchung vor; darüber hinaus hat die 
Delegation der Bundesrepublik Deutschland generell 
die sich seit Oktober 1977 häufende Anzahl von Ver- 
dachtskontrollen angesprochen. Außerdem ist die 
Ständige Vertretung der Bundesrepublik Deutsch- 
land bei der Regierung der DDR vorstellig gewor- 
den. 

Schwierigkeiten bei Reisen von West-Berlinern in 
die DDR werden in den Gesprächen zwischen den 
Beauftragten beider Seiten gern. Art. 8 der zitierten 
Reise- und Besuchervereinbarung behandelt. 

Einreiseverweigerungen (einschließlich Zurück- 
weisungen) von Westdeutschen werden nach Prü- 
fung des Einzelfalles von der Ständigen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland gegenüber der 
DDR-Regierung angesprochen. 

Zusammenfassend darf ich feststellen, daß die 
Bundesregierung sorgfältig alle Schwierigkeiten so- 
wohl des Transitverkehrs als auch des Wechselver- 
kehrs prüft und ggf. auf den verschiedenen Ebenen 
bei der DDR-Regierung vorstellig wird. 

Die Bundesregierung bedauert die in jüngster Zeit 
aufgetretenen Schwierigkeiten im Reiseverkehr 
außerordentlich; wenn auch die Probleme nicht ba- 
gatellisiert werden sollen, so darf doch daran er- 
innert werden, daß trotz aller Schwierigkeiten wäh- 
rend des vergangenen Jahres Westdeutsche und 
West-Berliner die Transitwege zwischen dem Bun- 
desgebiet und Berlin (West) rund 18 Millionen Mal 
benutzt haben und rund 7,7 Millionen Mal die DDR 
oder Ost-Berlin besucht haben. 


Anlage 148 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Höhmann auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Wohlrabe (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1437 Fragen 202, 203, 204 und 
205): 

Wie viele Bürger der Bundesrepublik Deutsdiland einschließ- 
lidi West-Berlins haben seit Inkrafttreten des Transitabkommens 
mit der DDR am 3. Juni 1972 die Transitwege (Straße und Was- 
ser getrennt) nadi Berlin bzw. von Berlin nach Westdeutschland 
benutzt? 

Wie viele Bürger der Bundesrepublik Deutschland einschließ- 
lich West-Berlins sind im gleichen Zeitraum in die DDR und nach 
Ost-Berlin eingereist? 

Wie viele Bürger haben seit Inkrafttreten des Transitabkom- 
mens am 3. Juni 1972 von der Möglichkeit der Eintagsreisen im 
grenznahen Bereich Gebrauch gemadit? 
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Wie viele dieser Reisenden wurde seit Inkrafttreten des Tran- 
sitabkommens am 3. Juni 1972 von den DDR-Kontrollorganen die 
Einreise verweigert, wie viele wurden festgenommen und wie 
viele waren Durdisudiungen ausgesetzt? 


Zu Frage 202: 

Vom 3. Juni 1972 bis 31. Dezember 1972 haben 
Westdeutsche und West-Berliner die Transitwege 
von und nach Berlin (West) in beiden Richtungen 
rund 6,9 Millionen Mal benutzt. Für die folgenden 
Jahre lauten die Zahlen: 

1973: 13,6 Millionen 

1974: 13,4 Millionen 

1975: 14,6 Millionen 

1976: , 14,8 Millionen 

1977: 18,0 Millionen. 

Die Straßen von und nach Berlin (West) sind im 
Jahre 1976 rund 12,8 Millionen Mal von Westdeut- 
schen und West-Berlinern benutzt worden; für das 
Jahr 1977 lautet die Zahl rund 15,8 Millionen. (Diese 
Zahlen sind in den vorstehenden Angaben enthal- 
ten.) 

Auf den Wasserstraßen sind im Jahre 1977 34 305 
Personen von und nach Berlin (West) gefahren. 

Für die zurückliegenden Jahre lauten die Zahlen: 


1972 

33 856 

1973 

46 509 

1974 

46 395 

1975 

41 763 

1976; 

35 883. 

Zu Frage 203: 


Von Juni bis einschließlich Dezember 1972 sind 
Westdeutsche rund 1 Million Mal in die DDR ge- 
fahren. Für die folgenden Jahre lauten die Zahlen: 

1973: 2,2 Millionen 

1974: 1,9 Millionen 

1975: 3,1 Millionen 

1976: 3,1 Millionen 

1977: 2,9 Millionen. 

Hinzu kommen jährlich rund 1,4 Millionen Tages- 
besuche Westdeutscher von Berlin (West) aus nach 
Ost-Berlin, 

Die Anzahl der Besuche von West-Berlinern in 
Ost-Berlin und in der DDR betrug nach Angaben des 
Senats vom 4. Juni bis 31. Dezember 1972 rund 2 Mil- 
lionen. Für die folgenden Jahre lauten die Zahlen: 

1973: 3,8 Millionen 

1974: 2,5 Millionen 

1975: 3,2 Millionen 

1976: 3,4 Millionen 

1977: 3,4 Millionen. 


Zu Frage 204: 

Tagesbesuche im grenznahen Bereich der DDR sind 
seit dem Inkrafttreten des Grundlagenvertrages am 
21. Juni 1973 möglich. 

Bis zum Ende des Jahres 1973 haben rund 192 900 
derartige Besuche stattgefunden. Für die folgenden 
Jahre lauten die Zahlen: 

1974: 331 350 

1975: 463 190 

1976: 445 306 

1977: 443 021. 

Zu Frage 205: 

Die Zahl der Festnahmen im Transitverkehr von 
und nach Berlin (West) beträgt: 


ab 3. Juni 1972 

40 

1973 

106 

1974 

162 

1975 

129 

1976 

164 

1977 

162. 

Die Zahl der Festnahmen bei Reisen in die DDR 
(einschließlich Ost-Berlin) sowie bei Reisen durch 
die DDR in dritte Länder beträgt: 

ab 3. Juni 1972 

4 

1973 

20 

1974 

35 

1975 

33 

1976 

29 

1977 

48. 

Die Zahl der 

Westdeutschen und West-Berliner, 


denen im Wechsel verkehr die Einreise verweigert 
und die beim Grenzübergang zurückgewiesen wor- 
den sind, betrug 

im Jahre 1977: 



Westdeutsche 

West-Berliner 

Januar 

144 

200 

Februar 

148 

302 

März 

349 

201 

April 

183 

104 

Mai 

83 

69 

Juni 

51 

78 

Juli 

99 

72 

August 

129 

78 

September 

224 

38 

Oktober 

79 

58 

November 

100 

45 

Dezember 

94 

27 

insgesamt 

1 683 

1 272. 
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Die Tatsache, daß die Monate März und Septem- 
ber die meisten Betroffenen aufweisen, beruht auf 
den Zurückweisungen bei geplanten Reisen zur 
Leipziger Messe. 

Im Jahre 1976 waren 299 Westdeutsche und 329 
West-Berliner, zusammen also 628 Deutsche, betrof- 
fen. 

Die Zahl der West-Berliner, die während der vor- 
angegangenen Jahre zurückgewiesen worden sind 
und denen die Einreise verweigert worden ist, er- 


gibt sich aus folgender Übersicht: 

ab 3. Juni 1972: 

212 

1973: 

280 

1974: 

211 

1975: 

279. 


Bei Westdeutschen ist für die zurückliegenden 


Jahre nur die Zahl derjenigen erfaßt, die an den 
Grenzübergängen zurückgewiesen worden sind, nicht 
aber die Zahl derjenigen, denen im Rahmen des 
schriftlichen Antr’agsverfahrens die Einreise verwei- 
gert worden ist. Unter Berücksichtigung dieser Ein- 
schränkung ergibt sich folgende Übersicht der Zu- 


rück Weisungen: 


ab 3. Juni 1972: 

25 

1973: 

44 

1974: 

62 

1975: 

17. 


Die Zahl der Durchsuchungen im Transitverkehr 
von und nach Berlin (West) betrug im Oktober 1977 
insgesamt 23, im November 1977 65, im Dezem- 
ber 1977 100. Für die Zeit vom 1. bis 20. Januar 1978 
lautet die Zahl: 99. 

Während der früheren Monate seit dem Inkraft- 
treten des Transitabkommens hatte die Zahl bei je- 
weils weniger als 10 gelegen. 

Im Wechselverkehr sind 1975 37, 1976 51 und 1977 
(soweit bis jetzt bekannt) 23 Westdeutsche durch- 
sucht worden. 

Bei den Duchsuchungen ist zwischen Transit- und 
Wechselverkehr insofern zu unterscheiden, als die 
Kontrollbefugnisse der DDR-Behörden im Transit- 
verkehr von und nach Berlin (West) durch das Vier- 
mächteabkommen und das Transitabkommen einge- 
schränkt worden sind. Dies gilt nicht für den Wech- 
selverkehr f hier haben die Zollorgane der DDR das 
übliche Kontroll- und Durchsuchungsrecht, wie es 
üblicherweise von allen Staaten beansprucht wird. 


Anlage 149 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Fragen 206 und 207): 

Welche Mittel wurden bisher bzw. werden insgesamt für den 
Bau des Spacelab aufgewendet? 

Hält die Bundesregierung die Kosten des Spacelab angesichts 
der bestehenden Pläne über mögliche Nutzlasten vertretbar? 


Zu Frage 206: 

Die Gesamtkosten für das im Rahmen der Euro- 
päischen Weltraumorganisation (ESA) vereinbarte 
SP ACELÄB -Programm werden zur Zeit auf 509,58 
Millionen Rechnungseinheiten (Preisstand Mitte 
1977, 1 Rechnungseinheit = 2,66 DM) veranschlagt. 
Bis Ende 1977 wurden ungefähr 53 °/o der Mittel für 
die Entwicklung aus gegeben. 

Zu Frage 207: 

Diese Frage ist zu bejahen. Bereits in der ersten 
SPACELAB-Mission Ende 1980, die zum wesent- 
lichen Teil der Erprobung des Gesamtsystems 
Space Shuttle/Spacelab dient, ist Europa zur Hälfte 
mit wissenschaftlichen Untersuchungen beteiligt. 
Von den 61 europäischen Experimenten der ersten 
Mission entfallen 28 auf deutsche Wissenschaftler. 
Für die ersten Jahre des damit eingeleiteten opera- 
tioneilen Einsatzes sind in Europa zunächst weitere 
vier Missionen geplant. Für die Jahre 1982 und 1983 
sind bei ESA zwei europäische Missionen für Erd- 
erkundung und Atmosphärenphysik sowie für 
Werkstofforschung und Biomedizin als Demonstra- 
tionsvorhaben für die Einleitung eines umfassende- 
ren SPACELAB- Nutzungsprogramms in der planen- 
den Vorbereitungsphase. Für diesen Zeitraum hat 
die Bundesregierung zusätzlich zur Deckung des im 
deutschen Weltraumprogramm bestehenden Bedarfs 
bei der NASA inzwischen Optionen auf zwei wei- 
tere SPACELAB-Einsätze für den Betrieb, eines 
Technologielabors sowie für Projekte der Astro- 
und Hochenergiephysik erworben. Damit soll auch 
der Operationelle Einsatz solcher Forschungslabora- 
torien für die technologische Forschung und Ent- 
wicklung eingeleitet werden. 


Anlage 150 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 210) : 

Welches Gremium soll nach Ansicht der Bundesregierung über 
die Mittel für die Vertragsforschung im Forschungshäushalt 1978 
entscheiden, damit die beantragten Zuwendungen für For- 
schungsaufträge, wie die Bundesregierung verlangt,, „technolo- 
gisch erfolgversprechend sind und einen greifbaren wirtschaftli- 
chen Nutzen erwarten lassen", und wie will die Bundesregierung 
bei der Mittelvergabe feststellen, daß Zuwendungen nur für 
Forschungs- und Entwicklungsaufträge gewährt werden, „für die 
der erforderliche Aufwand im Verhältnis zur Finanzkraft des 
auftraggebenden Unternehmens so erheblich ist, daß der Auftrag 
ohne öffentliche Hilfe nicht oder nur erheblich verzögert zu- 
stande käme"? 

Die in der Frage angesprochenen Förderkriterien 
sind einem Rohentwurf entnommen, der als interne 
und erste Diskussionsbasis für die Gespräche mit 
dem Bundesminister der Finanzen, dem Bundes- 
minister für Wirtschaft und mit Vertretern aus der 
Wirtschaft über die zu erarbeitenden Richtlinien 
diente. 

Bei den Gesprächen stand im Vordergrund der 
Bemühimgen, zu administrativ einfachen Kriterien 
zu gelangen und das Antrags- und Bewilligungsver- 
fahren möglichst einfach zu gestalten. 
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(A) Aufgrund der bisherigen Diskussion kann erwar- 
tet werden, daß die zitierten Formulierungen in den 
zu veröffentlichenden Richtlinien nicht enthalten 
sein werden. 


Anlage 151 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Broll (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/1437 Fragen 211 und 212): 

Aus weldien Gründen beharrt die Bundesregierung darauf, daß 
die Mittel für die Vertragsforsdiung nur dann gewährt werden, 
wenn „nicht schon im Rahmen anderer technologieorientierter 
Programme des Bundes oder der Länder eine Förderung erfolgt 
oder eine Investitionszulage gewährt wird", und wer soll dies 
im einzelnen kontrollieren? 

Bei welchen Stellen der Bundesregierung können die Mittel 
für die Vertragsforschung ab 1978 beantragt werden, und welche 
Richtlinien sind hierbei zu beachten? 

Zu Frage 211: 

Die genannten Bestimmungen sollen bewirken, 
daß unerwünschte Doppelförderungen vermieden 
werden. 

Nach dem forschungs- und technologiepolitischen 
Konzept für kleine und mittlere Unternehmen, das 
in Kürze verabschiedet wird, ist z. B. vorgesehen, 
daß im Rahmen von Fachprogrammen Forschungs- 
und Entwicklungsaufträge, die kleine und mittlere 
Unternehmen an Dritte vergeben, gefördert werden 
können, über die durch die Fachprogramme gezo- 
genen Grenzen hinaus soll das Programm „Ver- 
tragsforschung" diese Maßnahme ergänzen und auch 
diejenigen Forschungs- und Entwicklungsaufträge 
kleiner und mittlerer Unternehmen in die Förde- 
rung einbeziehen, die thematisch nicht in ein Fach- 
programm eingeordnet werden können. Durch die 
entsprechende Bestimmung soll deshalb vermieden 
werden, daß Forschungs- und Entwicklungsaufträge 
sowohl aus einem Fachprogramm als auch aus dem 
Programm „Vertragsforschung" gefördert werden. 

Im Rahmen des von der Bundesregierung vorge- 
legten Gesetzes zur Änderung des Investitionszu- 
lagengesetzes (InvZulG) ist ferner vorgesehen, die 
Forschungs- und Entwicklungszulage nach § 4 auf 
erworbene immaterielle Wirtschaftsgüter des An- 
lagevermögens (z. B. Patente) auszudehnen, um da- 
mit einen Anreiz zum Kauf vorhandener Technolo- 
gien zu geben, damit Doppelentwicklungen vermie- 
den und bereits erarbeitetes Wissen besser genutzt 
wird. 

Das Programm „Vertragsforschung" erweitert die- 
se Förderung auf extern vergebene Forschungs- und 
Entwicklungsaufträge, die darauf abzielen, neue 
Technologien hervorzubringen. 

Weil Fälle denkbar sind, in denen nach Abschluß 
des geförderten Forschungs- und Entwicklungsauf- 
trages ein im Sinne des § 4 InvZulG zulagefähiges 
immaterielles Wirtschaftsgut entstanden ist, muß 
durch eine entsprechende Bestimmung in den Richt- 
linien Vorsorge getroffen werden, daß Doppelför- 


derungen durch Inanspruchnahme sowohl des Zu- (C) 
Schusses als auch^ der Zulage vermieden werden. 

Zur Kontrolle ist an stichprobenweise Prüfungen 
gedacht. 

Zu Frage 212: 

Es ist vorgesehen, mit der Abwicklung des Pro- 
gramms die Geschäftsstelle der Arbeitsgemein- 
schaft Industrieller Forschungsvereinigung e. V. 
(AIF) zu beauftragen. Die Zuschüsse können erst- 
mals für 1978 beantragt werden. Die Arbeiten an 
den Richtlinien stehen vor dem Abschluß; sie wer- 
den in Kürze veröffentlicht. 


Anlage 152 

Antwort 

des Pari. Staatsekretärs Engholm auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Staudt (SPD) (Druck- 
sache 8/1437 Frage 213); 

Was wird die Bundesregierung in Zusammenarbeit mit den 
Ländern für Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, daß die 
Kinder ausländischer Arbeitnehmer von qualifiziertem Personal 
unterrichtet werden, das mit den speziellen Problemen auslän- 
discher Kinder vertraut ist? 

Für die Regelung der in der Frage angesproche- 
nen Probleme liegt die wesentliche Zuständigkeit bei 
den Ländern. 

Das Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft hat sich bereits seit 1972 im Rahmen der Mit- 
Wirkung bei der Bildungsplanung in enger Abstim- 
mung mit den Ländern um die Verbesserung des Un- 
terrichts für Kinder ausländischer Arbeitnehmer be- 
müht. Ein Schwerpunkt der Förderung ist die Quali- 
fizierung von Lehrern für diese besondere Aufgabe. 

So hat das Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft vier Modellversuche der Länder Nord- 
rhein-Westfalen und Bayern zur Entwicklung und 
Erprobung von Modellen zur Fortbildung von Leh- 
rern mit 830 000 DM gefördert, die nunmehr von 
der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung ausgewertet werden, um 
die Ergebnisse allen Ländern und einer breiten 
Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. 

Im Rahmen dieser Modellversuche nahmen weit 
über 3 000 Lehrer an der Fortbildung in Nordrhein- 
Westfalen und Bayern teil. Zusammen mit diesen 
Lehrern wurden die praxisnuhen Fortbildungsmo- 
delle „Deutschunterricht für Kinder ausländischer 
Arbeitnehmer" (Bayern), „Materialien zur Fortbil- 
dung von Lehrern für Ausländerkinder" (Nordrhein- 
Westfalen) und ein „Fernstudienkurs für auslän- 
dische Lehrer" (Nordrhein-Westfalen) entwickelt 
und erprobt, die nunmehr von den Fortbildungsin- 
stitutionen dieser Länder übernommen und weiter- 
entwickelt werden. 

Das bayerische Fortbildungsmodell stellt die Di- 
daktik und die Methodik des Deutschen als Fremd- 
sprache in den Mittelpunkt, analysiert Lehrbücher 
hierzu und erarbeitet Unterrichtshilfen. Weiterhin 
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(A) wurde ein Katalog von Qualifikationen für Lehrer 
von Grund-, Haupt- und Berufsschulen aufgestellt 
und ein Lehrgangsmodell entwickelt. 

Das nordrhein-westfälische Modell erarbeitete 
Fortbildungsmaterialien in der Form einer Lose- 
Blatt-Sammlung zum berufsbegleitenden Selbststu- 
dium sowie für regionale und zentrale Fortbildungs- 
veranstaltungen. Dieses Modell beschäftigt sich mit 
allen Aspekten einer Verbesserung des Unterrichts 
für ausländische Kinder, vor allem mit Fragen der 
Unterrichtsorganisation, mit Deutsch als Fremdspra- 
che, mit dem Problem des Fachunterrichts und des 
muttersprachlichen Unterrichts sowie mit dem Schul- 
recht. Außerdem werden alle wichtigen Unterlagen 
zur Ausländerbildungspolitik, Lehr- und Lernmittel 
für Deutsch als Fremdsprache, ein Literaturverzeich- 
nis mit Kurzkommentaren sowie ein Verzeichnis der 
Institutionen, die sich mit dem Unterricht für aus- 
ländische Kinder befassen, dokumentiert. 

Ergänzt wird das Fortbildungsmaterial durch de- 
taillierte Vorschläge zur Planung und Organisation 
von Fortbildungsveranstaltungen. Diese Materialien 
ermöglichen es dem Lehrer, sich im Medienverbund 
(Bücher, Filme, Dias, Tonbänder, Folien, Bildkarten, 
Schallplatten, Glossare) auf den Unterricht mit aus- 
ländischen Kindern vorzubereiten. In diese Fortbil- 
dungsmaßnahmen wurden auch die ausländischen 
Lehrer durch einen „Fernstudienkurs Deutsch" ein- 
bezogen. Damit ist ein erster Schritt zur Verbesse- 
rung des Unterrichts für ausländische Kinder getan 
worden. 

(B) Das Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft wird auch in Zukunft diese Bemühungen fort- 
setzen. So ist auf Anregung des Bundesministeriums 
für Bildung und Wissenschaft in der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung und Forschungs- 
förderung eine Ad-hoc- Arbeitsgruppe „Ausländische 
Kinder und Jugendliche" gebildet worden, die den 
Auftrag hat, ein Konzept für die Fortentwicklung 
des Modellversuchsprogramms zu entwickeln. Hin- 
sichtlich der Fort- und Weiterbildung von Personal 
im Bildungswesen wird sich das Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft vor allem dafür ein^ 
setzen, daß die bereits entwickelten Fortbildungs- 
materialien in möglichst vielen Bundesländern ein- 
gesetzt und erprobt werden. Besonders wichtig ist 
auch die Entwicklung von Fortbildungsmodellen für 
Kindergärtnerinnen und Sozialpädagogen, da ca. 
50 Vo der in der Bundesrepublik lebenden ausländi- 
schen Kinder im Vorschulalter sind. Im Rahmen des 
vom Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft und dem Lande Nordrhein-Westfalen geför- 
derten Fernstudienlehrgangs „Ausbildung von Be- 
ratungslehrern" wird vom Deutschen Institut für 
Fernstudien an der Universität in Tübingen eben- 
falls das Problem der Förderung von Kindern aus- 
ländischer Arbeitnehmer in die Studienbriefe ein- 
bezogen. 

Die Bundesregierung hat sich zusätzlich dafür aus- 
gesprochen, daß im Rahmen der Fortschreibung des 
Bildungsgesamtplanes ein Abschnitt über den Un- 
terricht für ausländische Kinder und Jugendliche 
aufgenommen wird. Bei der Erarbeitung dieses Ab- 
schnitts wird sich die Bundesregierung dafür ein- 


setzen, daß die besonderen pädagogischen Anforde- {Q 
rungen für die Betreuung von Ausländerkindern in 
der Planung berücksichtigt werden. 


Anlage 153 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Engholm auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Müller-Emmert 
(SPD) (Drucksache 8/1437 Fragen 214 und 215): 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Verfahren und die bis- 
herigen Ergebnisse der seit 1977 geltenden „Härtefall-Ausgleichs- 
regelung" bei der Studienzulassung von Leistungssportlern in 
Numerus-clausus-Fächern? 

Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, dazu beizutra- 
gen, daß die Zulassungsbestimmungen für Leistungssportler nach 
Einzelfallprüfung bundesweit einheitlidr angewendet werden und 
damit erhebliche Unterschiede und Nachteile der Betroffenen (z. B. 
im Bundesland Bayern) verhindert werden? 

Zu Frage 214: 

Die Länder haben Richtlinien für die Entscheidung 
über Härtefallanträge erlassen, die in allen Fällen 
einheitlich gelten. Diese Richtlinien sind im „ZVS- 
Info" abgedruckt. Eine Härtefallanerkennung von 
Spitzensportlern ist nach den Fallgruppen II und III 
möglich. Als Spitzensportler sind dabei die Sportler 
definiert, die mindestens ein Jahr lang in ununter- 
brochener Folge zu den A-, B- oder C-Kadern der 
Bundessportfach verbände gehört haben. Die Fall- 
gruppe II soll einen Ausgleich möglich machen für 
besondere Umstände des Bewerbers, die dieser nicht 
zu vertreten hat und die ihn gehindert haben, die W 
Voraussetzungen für eine Zulassung im Rahmen 
der Quote nach dem Grad der Qualifikation zu er- 
füllen. Hierfür wird ergänzend gefordert, daß die 
Zugehörigkeit zu den Kadern während der letzten 
drei Jahre vor Erwerb der Hochschulzugangsbe- 
rechtigung bestanden haben muß. Nach Fall- 
gruppe III ist ein Härteausgleich bei der Wartezeit 
möglich. 

Diese Regelung der Länder ist unter Beteiligung 
der zuständigen Ressorts des Bundes sowie nach 
Anhörung des Deutschen Sportbundes zustandege- 
kommen. Diese Richtlinien ermöglichen, in Härte- 
fällen eine sachgerechte Entscheidung über die Zu- 
lassung von Spitzensportlern zu treffen. Die Hand- 
habung dieser Vorschriften ist eine Angelegenheit 
der Hochschulen und der Länder. 

Nach Auskunft der Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen (ZVS) liegen Statistiken über 
die Zahl der Bewerber, die ihre Härteanträge auf 
ihre Zugehörigkeit zu den A-, B- oder C-Kadern 
stützen, nicht vor. Es sind jedoch nach Mitteilung 
der ZVS Spitzensportler über die Härtequote zuge- 
lassen worden. Einzelfälle, in denen Spitzensportler 
nicht zugelassen werden konnten, sind zwischen 
dem Deutschen Sportbund und der ZVS besprochen 
worden. Offenbar sind einige Ablehnungen darauf 
zurückzuführen, daß Bewerber die unzutreffende 
Vorstellung hatten, daß die Zugehörigkeit zu den 
Kadern gleichsam automatisch einen Härtefall be- 
gründet. Dies ist jedoch nicht vorgesehen und beab- 
sichtigt. Vielmehr müssen im Einzelfall die Voraus- 
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(A) Setzungen für die Begründung des Härtefalls nach- 
gewiesen werden. 

Nach Auskunft der ZVS soll am 16. Februar 1978 
ein Gespräch zwischen dem Deutschen Sportbund 
und der ZVS stattfindeh, auf der noch offene Fragen 
gemeinsam besprochen werden sollen. 

Zu Frage 215: 

Die Länder versuchen, durch den Erlaß der be- 
reits genannten Richtlinien zu einer Vereinheit- 
lichung der Anwendimgspraxis beizutragen. Zudem 
ist bei der ZVS eine Arbeitsgruppe gebildet worden, 
die sich mit der Zulassungspraxis in Härtefällen be- 
sonders befaßt. Das Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft wird in den Gremien der ZVS, 
in denen es allerdings nur mit beratender Stimme 
vertreten ist, im Rahmen seiner Möglichkeiten dar- 
auf hinwirken, daß die Zulassungspraxis auch im 
Bereich der Zulassung von Leistungssportlern wei- 
ter vereinheitlicht wird. 


Anlage 154 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs ’ Engholm auf die Schrift- 
liche Frage des .Abgeordneten Rühe (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1437 Frage 216): 

Inwieweit kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestäti- 
gen, denenzufolge die Novelle zur Ausbildungsförderung im Ent- 
wurf erst im Herbst dieses Jahrs, vorgelegt werden soll, obwohl 
dies bereits für den Herbst 1977 bzw. für den Beginn des Jahrs 
1978 angekündigt worden war, und welche Gründe sind gege- 
benenfalls ausschlaggebend für diese Verzögerung? 

Die Bundesregierung führt die Vorbereitimgs^ 
arbeiten für eine gründliche Novellierung des Bun- 
desausbildungsförderungsgesetzes (BAföG^ gemein- 
sam mit den Ländern mit Nachdruck und Sorgfalt 
durch. 

Dabei wurde zunächst die Frage geprüft, ob das 
derzeitige System der bundesrechtlichen Ausbil- 
dimgsfordenmg, nämlich die sozial modifizierte Fi- 
nanzierung aus allgemeinen Steuermitteln, durch 
ein System der vollen Aufbringimg der Mittel in 
Form individueller Darlehen oder einer Solidarhaf- 
timg der Hochschulabsolventen ersetzt und ob Kin- 
dergeld und Steuerfreibeträge mit der Ausbildungs- 
förderung zu einer einheitlichen Leistung verbtinden 
werden sollen. Die abschließende Beratimg in der 
Bimd-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung am 5. Dezember 1977 hat er- 
kennen lassen, daß Vorschläge für eine solche tief- 
greifende strukturelle Ändenmg des Systems der 
individuellen AusbildimgsfÖrderung nicht die er- 
forderliche Zustimmimg der Beteiligten finden wür- 
den. 


Nunmehr wird — wiederum gemeinsam mit den 
Ländern — geprüft, welche Änderungen innerhalb 
der Grobstruktur des gegenwärtigen Systems im 
einzelnen notwendig oder angeraten sind. Hierfür 
gilt es — xmter Berücksichtigung der nunmehr 
umfangreichen Vollzugspraxis des Gesetzes und 
seiner Behandlimg in der Rechtsprechung — die 
bestmöglichen Lösimgsvorschläge zu erarbeiten. 

Wenn diese Arbeiten zu einem Regierungsent- 
wurf führen sollen, der eine fundierte Grundlage 
der Beratungen der gesetzgebenden Körperschaften 
des Bundes bilden kann, bedürfen sie großer Sorg- 
falt und damit einen erheblichen Zeitaufwand. Auch 
bei dieser Sachlage rechnet der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft damit, daß die Bundes- 
regierung den Entwurf für ein umfassendes Ände- 
rimgsgesetz zum BAföG im Herbst dieses Jahres 
vorlegen wird. 


Anlage 155 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Brück auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Köhler (Wolfsburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1437 Frage 217) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Kosten für den Druck 
und Versand des Publikationsorgans «Bundesrundbrief“ (Arbeits- 
titel) der entwicklungspolitischen Aktionsgruppen in der Bundes- 
republik Deutschland und in West-Berlin, einer lose kommunizie- 
renden Aktionsgruppe, zu erstatten, und wenn ja, von welcher 
Beurteilung des »Bundesrundbriefs" geht die Bundesregierung 
dabei aus? 

Der Bundeskongreß der in der Bundesrepublik 
Deutschland tätigen etwa 500 bis 600 entwicklungs- 
politischen Aktionsgruppen hat im Oktober 1977 in, 
München beschlossen, daß der „Bundesrundbrief" 
aus eigenen Einnahmen finanziert wird. Der Koördi- 
nierungsaussdiuß des Bundeskongresses entwick- 
lungspolitischer Aktionsgruppen hat daher beim 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit für die Herausgabe des Bundesrundbriefs 
lediglich einen Betrag von 8 000 DM als einmaligen 
Starthilfe zur Finanzierung des ersten Heftes und 
zum Aufbau eines Versandsystems beantragt. Der 
Antrag wird zur Zeit noch geprüft. 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß die entwick- 
lungspolitischen Aktionsgruppen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland mit dem Bundeskongreß, dem Ko- 
ordinationsausschuß und dem „Bundesrundbrief" ein 
Forum für eine bundesweite entwicklungspolitische 
Kommunikation geschaffen haben. Damit wird in der 
Bundesrepublik Deutschland eine Entwicklung nach- 
vollzogen, die in anderen EG-Ländern (z. B. Ver- 
einigtes Königreich und Niederlande) bereits seit 
einigen Jahren abgeschlossen ist und sich dort im 
Interesse einer Intensivierung des entwicklungspoli- 
tischen Dialogs zwischen Öffentlichkeit, Parlament 
und Regierung bewährt hat. 




